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Editorial: Der Blutige Ernst - Krise und Politik 


T; 

„Der Blutige Ernst“, so hieß eine von 
George Grosz und Carl Einstein im Jahr 
1919 herausgegebene satirische Zeitschrift, 
die einen schonungslosen Blick auf die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse warf. Mit 
(nicht nur) satirischen Mitteln stellten sie 
den „blutigen Ernst“ der Lage der bürger- 
lichen Schönfärberei gegenüber. Um den 
blutigen Ernst der Krise soll es auch in 
diesem Heft der PROKLA gehen. Doch ist 
neuerdings in den Medien zu hören, die 
Krise - sie heißt jetzt wieder „Rezession“ - 
sei „Schnee von gestern“. Der schlimmste 
wirtschaftliche Einbruch seit der Nach- 
kriegszeit sei endlich vorüber, die staatli- 
che Systemrettungsmission erfüllt. So stellt 
der IWF in seinem jüngsten World Eco- 
nomic Outlook fest, dass die Mehrzahl 
der wichtigen Industriestaaten die wirt- 
schaftliche Talsohle bereits verlassen habe 
und im Jahr 2010 eine Besserung zu erwar- 
ten sei. In Ostasien brummt die Konjunk- 
tur tatsächlich schon wieder: Die chinesi- 
sche Wirtschaft ist bereits in diesem Jahr 
zu ihrem stürmischen Wachstum von über 
8% zurückgekehrt. Aber auch Deutsch- 
land habe das Schlimmste hinter sich. Ak- 
tuelle Prognosen betonen, dass im kom- 
menden Jahr ein leichtes Wachstum von 
1,2% zu erwarten sei. Dieser Umschwung 
sei das Ergebnis der koordinierten Ret- 
tungsaktionen der Staats- und Regierungs- 
chefs. Wir erinnern uns: Als Reaktion auf 
die Krise wurden weltweit Billionen an US- 
Dollar in die „Bail Outs“ von Banken und 
in Konjunkturpakete gesteckt. Dabei wur- 
den kurzfristig überkommene wirtschafts- 
politische Leitsätze über Bord geworfen: 
Galt staatliche Politik im neoliberalen 
Diskurs als unfähig (da der Markt alles 
besser könne) und ohnmächtig (angesichts 
der Globalisierung bleibe den National- 
staaten sowieso keine Eingriffsmöglichkeit 
mehr), so wurde nun von allen Seiten 


nach dem Staat als Retter der kapitalisti- 
schen Ökonomie gerufen. 

Trotz dieser Staatsaktionen hat die Krise 
jedoch zu katastrophalen Folgen geführt. 
Der Zusammenbruch auf den Finanz- 
märkten habe rund 10,5 Billionen US$ ge- 
kostet, rechnet eine neue Commerzbank- 
Studie vor. Werden die Bankenabschrei- 
bungen abgezogen, bleiben immer noch 
fast 4,7 Billionen US$ an Verlusten auf 
den Immobilienmärkten und die Kosten 
des Wirtschaftseinbruchs von rund 4,2 Bil- 
lionen US$. Der Welthandel ist im Jahr 
2009 um rund 12% geschrumpft. Die UN- 
Organisation für Ernährung und Land- 
wirtschaft (FAO) stellt fest, dass im Juni 
2009 zum ersten Mal die Marke von einer 
Milliarde hungernder Menschen über- 
schritten wurde. Dies waren fast 40 Milli- 
onen Menschen mehr als im letzten Jahr - 
eine Zunahme, die der Bevölkerung Polens 
entspricht. Allein in den OECD-Staaten 
haben seit Ende 2007 über 15 Millionen 
Menschen - alle Niederländer/innen ge- 
wissermaßen - ihren Job verloren, und die 
Arbeitslosigkeit soll, wenn überhaupt, erst 
Ende 2010 ihren Höchststand erreichen. 
Ein Ende der Krise sieht anders aus; für 
viele Länder hat der blutige Ernst der Kri- 
se gerade erst begonnen. In welch unter- 
schiedlicher Weise sich die Krise in den 
verschiedenen EU-Ländern ausgewirkt hat, 
wird in dem Beitrag von Joachim Becker 
und Johannes Jäger aufgezeigt. 

Wie wird die Krisengeschichte der Gegen- 
wart weitergehen? Immer wieder wurden in 
den vergangenen Monaten Erinnerungen 
an die Große Depression 1929ff geweckt, 
in der sich Phasen eines kurzen Auf- 
schwungs mit immer tieferen Einbrüchen 
abwechselten. ,„Vermeintliche Finanz- 
experten“ riefen damals, so erinnert uns 
Der Spiegel, „immer wieder das Ende des 
Abschwungs aus - und lagen auf fatale 
Weise daneben.“ Und noch im Frühling 
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2009 waren die Konjunkturverläufe der 
beiden historischen Einbrüche verblüffend 
ähnlich, mit dem einzigen Unterschied, 
dass der Zusammenbruch ab Ende 2008 
noch rascher und tiefer war. Da fragt sich 
nicht nur der Spiegel: „Wiederholt sich die 
Geschichte doch?“ 

Die kritische Sozialgeschichtsschreibung 
stellt sich dieselbe Frage. Eric Hobsbawm, 
der große Historiker des 20. Jahrhunderts, 
fühlt sich durchaus nicht nur wirtschafts- 
statistisch an die Weltwirtschaftskrise erin- 
nert. Die milliardenschweren Konjunk- 
turmaßnahmen oder die eilig einberufenen 
G20-Gipfel stellten eher unbeholfen-kurz- 
fristige Maßnahmen dar, die nur Sym- 
ptome, nicht aber die Ursachen der Krise 
bekämpften, so seine These. Und deswe- 
gen sei die Situation - „obwohl sich Ge- 
schichte nicht wiederholt“ - heute „ähn- 
lich dramatisch wie damals, nein schlim- 
mer: Keine Regierung weiß, was sie tun 
soll.“ Hobsbawm selbst hat in Das Zeital- 
ter der Extreme überzeugend dargestellt, 
wie der wirtschaftliche Zusammenbruch in 
den späten 1920er Jahren entscheidend 
zum „Untergang des Liberalismus“ bei- 
trug. Die bis dahin unvorstellbar hohen 
Arbeitslosenzahlen, die z.B. 1932-33 in 
Deutschland zeitweilig Werte von bis zu 
44% erreichten, polarisierten die Gesell 
schaft in einer Weise, dass fortan nur noch 
drei große Optionen um die politisch- 
intellektuelle Vorherrschaft wetteiferten: 
Der sowjetmarxistische Kommunismus, 
ein staatlich reformierter Kapitalismus und 
der autoritäre Faschismus, der schließlich - 
in seiner deutschen und japanischen Vari- 
ante - den Zweiten Weltkrieg hervorrief. 
Doch Hobsbawm selbst gibt in seinem 
Buch auch Hinweise auf die Unterschiede 
zwischen beiden Epochen. In den meisten 
Staaten Europas kam damals weitaus we- 
niger als ein Viertel der Arbeiterschaft in 
den Genuss von wirksamer Arbeitslosen- 
unterstützung, während heute selbst in 
den meisten Schwellenländern Sozialsys- 
teme existieren, die die Krisenfolgen zu- 
mindest einigermaßen auffangen. Heute 
trotzt keine planwirtschaftlich organisierte 
Sowjetunion als Systemkonkurrent der 
Krise, sondern mit China ausgerechnet ein 
Land, das in den vergangenen Jahrzehnten 
dem Kapitalismus Tür und Tor geöffnet 
hat. Der damaligen Hoffnung einer Inter- 


nationale der Arbeiter steht nun eine In- 
ternationale der Kapitalisten und Staats- 
chefs gegenüber, die „aufgeschreckt wie 
Krankenschwestern ans Bett des Kapita- 
lismus“ eilt, um irgendetwas zu tun, die 
aber damit zumindest Eingriffswillen und 
Handlungsfähigkeit demonstriert hat. 

Um den Vergleich der Krise von 1929 mit 
der gegenwärtigen Krise, geht es auch in 
dem Beitrag von Ingo Schmidt: Während 
die Krise von 1929 den endgültigen Auf 
stieg der USA zur Hegemonialmacht mar- 
kiert habe, zeige die gegenwärtige Krise 
den Niedergang dieser Hegemonie. 


I. 

Es wäre durchaus weiterer Überlegungen 
wert, inwieweit die historische Diagnostik 
der Weltwirtschaftskrise, die Hobsbwam in 
den Befunden „Untergang des Liberalis- 
mus“ und „Polarisierung der Gesellschaft“ 
bündelte, sich auch auf die gegenwärtige 
(Nach-)Krisenkonstellation übertragen lässt. 
Ein der Vorgeschichte des Zweiten Welt- 
kriegs vergleichbarer „Untergang des Libe- 
ralismus“ ist derzeit jedenfalls noch nicht zu 
erkennen. Die neoliberalen Ökonomen ä 
la Hans-Werner Sinn, die für eine kurze 
(glückliche) Zeit von der Bühne multime- 
dialer Wahrheitsverkündigung abgetreten 
waren, sind mittlerweile zurückgekehrt und 
schreiben dicke Bücher darüber, „Wie es 
zur Finanzkrise kam, und was jetzt zu tun 
ist“ (wir ahnen es schon: zu viel Staat vor- 
her, jetzt weniger Staat vielleicht?). Und bei 
den Bundestagswahlen ist die Partei des un- 
beirrbaren Wirtschaftsliberalismus von po- 
tenziellen Krisenverlierern aus den abhän- 
gig beschäftigten Mittelklassen und den er- 
wartbaren Krisengewinnlern gemeinsam 
zum größten Wahlerfolg ihrer Geschichte 
befördert worden. Die Krise hat anschei- 
nend noch nicht auf das Bewusstsein der 
Mehrheit der Bevölkerung durchgeschla- 
gen. Warum das so ist, diskutieren Klaus 
Dörre, Michael Behr, Dennis Eversberg 
und Karen Schierhorn in ihrem auf empi- 
rischen Studien beruhenden Aufsatz. 
Anderswo hat die Krise allerdings durch- 
aus radikaleren, offen anti-liberalen politi- 
schen Strömungen Auftrieb verliehen. In 
Ungarn beispielsweise gewannen mit der 
Jobbik und in Rumänien mit der Groß- 
rumänienpartei rechte Bewegungen vor 
dem Hintergrund der Krisengeschehnisse 
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an Gewicht und erreichten bei den Euro- 
pawahlen 2009 erschreckend gute Ergeb- 
nisse. Inwiefern die extrem Rechte von der 
Krise profitiert oder auch nicht, unter- 
sucht Christina Kaindl in ihrem Beitrag. 

In mehreren Ländern, in denen soziale Be- 
wegungen und Gewerkschaften entschie- 
den gegen die Krisenauswirkungen mobili- 
sierten, ging die Linke gestärkt aus den 
jüngsten Urnengängen hervor. In Portugal 
gewann die radikale Linke über 21% der 
Stimmen, in Island stellte erstmals eine 
rot-grüne Linksregierung die Mehrheit. 
Auch Deutschland wird Zeuge einer zu- 
nehmenden wahlpolitischen Polarisierung. 
Bei der Bundestagwahl erhielten die Volks- 
parteien CDU/CSU und SPD zusammen 
nur noch 57% der Stimmen. Ähnlich wie 
in Großbritannien Labour ist die SPD mit 
23% auf ihrem historischen Tiefstand an- 
gelangt. Seit dem Jahr 1998 hat die Partei 
10,2 Millionen Wähler/innen verloren und 
so ihre soziale Basis halbiert. Die drei 
„kleinen“ Parteien FDP, Die Linke und 
Grüne erreichten jeweils ein zweistelliges 
Ergebnis. Die Wahlbeteiligung war mit 
71% die niedrigste seit der Gründung der 
Bundesrepublik. Die mit beinahe 15% der 
Stimmen große Gewinnerin FDP, die nun 
eine konservativ-liberale Mehrheit in Bun- 
destag wie Bundesrat möglich macht, 
konnte wohl davon profitieren, dass sie als 
einzige Partei der Mitte keine programma- 
tische Erneuerung vor dem Hintergrund 
der Krise durchsetzen musste und sich als 
Gralshüterin liberaler Grundsätze präsen- 
tieren konnte. Doch auch „Die Linke“ hat 
mit 12% ein Ergebnis erreicht, das noch 
vor wenigen Jahren als unmöglich gegolten 
hätte und die gesellschaftliche Stärkung an- 
tineoliberaler Positionen ausdrückt. Das 
Ergebnis ist nun eine schwarz-gelbe Koali- 
tion, in der mindestens die fünf FDP- 
Minister/innen dafür sorgen werden, dass 
der Neoliberalismus nicht nur fortgesetzt, 
sondern sogar vertieft wird. Pläne für den 
Um- und Abbau des öffentlichen Gesund- 
heitssystems, für einen unsozialen Stu- 
fensteuersatz, für die Ablehnung von 
Mindestlöhnen und für längere Laufzeiten 
für Atomkraftwerke bedienen so offensicht- 
lich die Interessen von Kapital und oberen 
Mittelschichten, dass selbst die Wirtschafts- 
redaktion der FAZ sich überrascht zeigte 
ob dermaßen unverhohlener bürgerlicher 


Klientelpolitik. Das große Wahlversprechen 
von Steuersenkungen wird - und muss - 
mit Sozialabbau und Staatsschulden er- 
kauft werden. Jüngste Meldungen, dass die 
Krise in Deutschland erst jetzt auf dem 
Arbeitsmarkt ankomme und im Jahr 2010 
rund 800.000 zusätzliche Arbeitslose zu 
erwarten seien, werden souverän ignoriert 
bzw. schon vorsorglich der Vorgängerre- 
gierung und ihren sozialdemokratischen 
Wohltatsministern angekreidet. 

Vieles spricht somit dafür, dass die sozia- 
len Folgen der Krise in Deutschland erst 
zeitlich verschoben richtig zutage treten - 
wenn die viel beschworene „wirtschaftliche 
Talsohle“ bereits durchschritten ist und 
die Rechnungen für Bankenrettungsmilli- 
arden und symbolische Abwrackprämien- 
politik präsentiert werden. Diejenigen, die 
zahlen müssten, aber alles tun werden, um 
nicht zu zahlen, wurden durch die Wahlen 
gestärkt. Hobsbawms zweite historische 
Diagnose, die der sozialen Polarisierung, 
ist für die Gegenwart also keineswegs vom 
Tisch, zeichnet sich vielmehr als Zukunfts- 
szenario bereits deutlich ab. 


II. 

Die hohen Krisenkosten, welche die breite 
Bevölkerung noch zu spüren bekommen 
wird, deuten auch auf ein fundamentales 
Problem des globalen Krisenmanagements 
hin. Viele strukturelle Probleme der Krise, 
etwa eine sinkende Lohnquote in den 
großen kapitalistischen Ländern, die zu 
immer weiteren Investitionen in den Fi- 
nanzsektor beitrug, die flexiblen Wechsel- 
kurse und fehlenden Kapitalverkehrskon- 
trollen oder die strukturellen Ungleichge- 
wichte zwischen Überschuss- und Defizit- 
ländern, wurden im Zuge der öffentlichen 
Kriseninterventionspolitik nicht beseitigt. 
Die meisten von ihnen kehren in einem 
neuen Gewand wieder. So haben die Ret- 
tungsaktionen bereits zu einer erneuten 
Blasenbildung auf den Finanzmärkten ge- 
führt, der Dow Jones ist kürzlich das erste 
Mal seit der Krise wieder über die Marke 
von 10.000 geklettert. Auch die Vorstände 
der Großbanken lassen wieder die Korken 
knallen: Die Deutsche Bank hat ebenso 
wie die US-Großbanken Wells Fargo und 
Morgan Stanley im dritten Quartal 2009 
Milliardengewinne eingefahren. Zugleich 
ist unklar, wie die immensen Krisenkosten 
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langfristig bewältigt werden sollen. Das 
US-amerikanische Haushaltsdefizit von 1,4 
Billionen US$ weist darauf hin, dass bisher 
kein Weg gefunden wurde, die Schulden- 
pyramide zu verkleinern. Der frisch geba- 
ckene Finanzminister Schäuble rechnet mit 
einer Rekord-Neuverschuldung von 76 
Mrd. Euro im Jahr 2010. Wird nach dem 
konjunkturpolitischen Strohfeuer perspek- 
tivisch wieder zu altbekannten Rezepten 
der Angebots- und Sparpolitik zurückge- 
kehrt? Oder behalten ausgerechnet die 
neoklassischen Ökonomen Recht, dass 
den gewaltigen Konjunkturprogrammen 
schließlich eine massive Inflation folgt? 
Alex Demirovic analysiert die staatliche 
Antikrisenpolitik in Deutschland und wı- 
derspricht der gängigen Meinung, dass der 
Staat zurückkehre und ein Ende des Neo- 
liberalismus einläute: Der Staat war nie- 
mals weg und auch in der Krise werde die 
neoliberale Politik letzten Endes weiterge- 
führt. Als „realistische“ linke Alternative 
zur staatlichen Krisenpolitik werden wie- 
der verschiedene Varianten des Linkskey- 
nesianismus propagiert. Mit Keynes und 
seinen heutigen Anhängern setzt sich Ingo 
Stützle kritisch auseinander. Zur Diskussi- 
on politischer Alternativen passt auch der 
außerhalb des Heftschwerpunkts liegende 
Beitrag von Silke van Dyk, bei dem es um 
die Frage geht, inwiefern der Kapitalismus 
fähig ist, Gegenstrategien in Ressourcen der 
eigenen Erneuerung zu verwandeln. 

Es scheint gewiss, dass in vielen Industrie- 
staaten kein Subjekt existiert, das fähig wä- 
re, die Grundlagen für einen neuen „New 
Deal“ zu schaffen. Auch die Wende der 
US-Wirtschaftspolitik unter Franklin D. 
Roosevelt (1933-45) wurde erst durch eine 
starke Arbeiterbewegung ermöglicht. US- 
Präsident Obama hat zwar direkt nach 
seinem Amtsantritt erkannt, dass es eines 
solchen reformpolitischen Subjekts bedürf- 
te - die Gewerkschaften seien eben nicht 
Teil des Problems, sondern Teil der Lö- 
sung. Einstweilen aber dürften die Gewerk- 
schaften, aufgrund ihres desolaten Zu- 
stands nicht nur in den USA, als zentrale 
Akteure nationaler Krisenregulierung und 
-bewältigung ausscheiden. Begleitet wird 
dieses Problem von einem mindestens e- 
benso gewichtigen auf der Ebene der in- 
ternationalen Politik: Die Vereinigten Staa- 
ten sind nicht mehr in der hegemonialen 


wirtschaftlichen Position, wie sie es einst 
unter Roosevelt waren. In den USA schei- 
nen weder die Machtressourcen noch der 
politische Willen zu existieren, um ein 
zweites Bretton Woods-System zu stabili- 
sieren. Es gibt in der Weltwirtschaft zwar 
erhebliche Machtverschiebungen wie von 
Dieter Boris und Stefan Schmalz in ihrem 
Beitrag diskutiert wird. Im aufstrebenden 
China gibt es zwar die wirtschaftlichen 
Mittel, um eine aktive Konjunkturpolitik 
vor Ort durchzusetzen, und offensichtlich 
auch keine ideologischen Barrieren für ei- 
ne solche Politik. Aber auf der internatio- 
nalen Ebene fehlt der chinesischen Regie- 
rung weiterhin der Einfluss, ihre Ideen et- 
wa von einer neuen Weltwährungsarchi- 
tektur zu verwirklichen. Auch Indien 
kommt für eine gewichtige internationale 
Rolle noch längst nicht in Frage. Dafür 
sind nicht zuletzt die internen Probleme 
noch viel zu groß, wie dem Beitrag von 
Hanna Al Taher und Matthias Ebenau zu 
entnehmen ist. Die Strukturprobleme der 
Weltökonomie werden noch zunehmen, 
so dass der sich andeutende Aufschwung 
eher ein Zwischenaufschwung sein dürfte: 
Nach der Krise ist vor der Krise. 


Am späten Abend des 29. September erlag 
Jürgen Hoffmann seinem langjährigen 
Krebsleiden. Jürgen war 1970 Mitbegrün- 
der der PROKLA und danach viele Jahre 
Redaktionsmitglied, einige Jahre davon ge- 
schäftsführender Redakteur. Auch nach 
seinem Ausscheiden aus der Redaktion 
blieb er der PROKLA als aktives Mitglied 
in der „Vereinigung der Kritik der politi- 
schen Ökonomie“, von der die PROKLA 
herausgegeben wird, eng verbunden. Trotz 
Krankheit ließ sich Jürgen in den Redakti- 
onsbeirat der PROKLA wählen und nahm 
bis zuletzt mit Hinweisen und Vorschlä- 
gen regen Anteil an der Redaktionsarbeit. 
Der PROKLA galt auch einer seiner letz- 
ten Akte: für seine Beerdigung wünschte er 
sich keine Blumen, sondern Spenden für 
die PROKLA. Rudi Schmidt würdigt Jür- 
gen Hoffmann in einem Nachruf. Passend 
zum Heftschwerpunkt drucken wir aus 
Jürgens Buch „Politisches Handeln und 
gesellschaftliche Struktur“ einen Text zur 
Weltwirtschaftskrise von 1929 ab. Jürgen 
wird uns fehlen. 


Rudi Schmidt 


Nachruf auf Jürgen Hoffmann 


Am 29. September verstarb Jürgen Hoffmann. Er gehörte 1970 zum Gründungs- 
kreis der PROKLA, die er nicht nur als Autor, sondern auch als langjähriges Re- 
daktionsmitglied prägte. Mit der PROKLA blieb er auch nach seinem Ausschei- 
den aus der Redaktion eng verbunden, zuletzt als Mitglied im Redaktionsbeirat. 
Jürgen Hoffmann wurde 1944 in der Kleinstadt Jerxheim bei Helmstedt in Nie- 
dersachsen geboren. Er ging dort zur Schule und leistete 1964/65 seinen Wehr- 
dienst ab. Soweit ein normales Schülerleben aus diesen westdeutschen Jahren. 
Der grundlegende Wandel begann mit der Wahl des Studienortes. Er schrieb 
sich an der Freien Universität in Westberlin ein, einer Hochschule, von der 
schon damals bekannt war, dass sie politischer war als andere. Die Studierenden 
besaßen größere Rechte als anderswo und machten auch regen Gebrauch davon. 
Per Urabstimmung wurde z.B. 1963 ein ASTA-Vorsitzender (der spätere Regie- 
rende Bürgermeister von Berlin, Eberhard Diepgen) und das ihn stützende Stu- 
dentenparlament abgewählt, weil es damals als mit dem Gründungsgeist der FU 
für unvereinbar gehalten wurde, dass ein Mitglied einer schlagenden Verbindung 
die Studentenschaft der FÜ repräsentierte. 

Am Otto-Suhr-Institut (OSI) studierte Jürgen Hoffmann Politische Wissenschaft 
mit den Schwerpunkten Innenpolitik und politische Ökonomie. Sein Studium 
fiel zusammen mit der Entwicklung der Studentenbewegung von ihrem Beginn 
im Jahr 1965 bis zu ihrer Endphase 1970. In diesem Jahr legte er seine Diplom- 
prüfung ab, womit er auch ein gängiges Klischee widerlegte, wonach man in die- 
ser Phase an der FU nicht ernsthaft habe studieren können. Es war nur etwas an- 
strengender als in normalen Zeiten, denn neben dem prüfungsrelevanten Stoff 
galt es - besonders zwischen 1968 und 1970 - die Unmassen von hektographier- 
ten Papieren zu lesen, die von den verschiedensten politischen Gruppierungen 
zu theoretischen und strategischen Fragen antikapitalistischer Politik geschrieben 
wurden, bzw. sich an deren Anfertigung zu beteiligen. Figentlich hat es keine 
günstigere Zeit für ein Studium der politischen Wissenschaft gegeben, Theorie 
und Praxis, Reflexion und Engagement zu verbinden als die späten 60er Jahre im 
damaligen Westberlin. Jürgen war allerdings nicht der Auffassung, dass es die 
Aufgabe von Intellektuellen sei, sich als selbsternannte Avantgarde an die Spitze 
einer breiten politischen Bewegung zu setzen, deren erste Anzeichen erkennbar 
waren und deren weiteres Anwachsen man damals glaubte sicher vorhersagen zu 
können. Jürgen betrachtete es eher als seine Aufgabe, über die Bedingungen der 
Möglichkeit der als notwendig erachteten gesellschaftlichen Umwälzungen 
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gründlich nachzudenken und dazu beizutragen die wissenschaftlichen Vorausset- 
zungen für eine kritische Gesellschaftsanalyse zu schaffen. Zu diesen Vorausset- 
zungen gehörten in erster Linie die Wiederaneignung und Rekonstruktion der 
Marxschen Theorie, d.h. ihre Entkleidung von ideologischen Interpretationen 
und groben Verkürzungen, die sie im Verlauf ihrer politischen Wirkungsge- 
schichte im 20. Jahrhundert erfahren hatte. 

Wir sind uns wohl zuerst 1969 begegnet, in der Redaktionskonferenz der am OSI 
herausgegebenen Zeitschrift Sozialistische Politik, einem Produkt der Studentenbe- 
wegung mit dem Untertitel Organ kritischer Sozialwissenschaft. Als eine kleine 
Minderheit von SED-Sympathisanten in der strömungsübergreifenden Redaktion 
mit einem Trick die Zeitschrift unter ihre Kontrolle brachte - sie sicherten sich 
heimlich die Namensrechte -, gehörte Jürgen zum Gründungsteam des Gegenpro- 
jekts Probleme des Klassenkampfs (der späteren PROKLA), und bald auch zum 
Kern der Redaktion. Im Unterschied zu heute bestand die Arbeit der Redaktion an- 
fangs weniger im Organisieren und Redigieren als im Schreiben von Beiträgen. Es 
erschienen nur wenige aber gleichwohl gewichtige Artikel, die häufig das Produkt 
von Arbeitskollektiven waren. An vielen dieser frühen Artikel war Jürgen maßgeb- 
lich beteiligt. Wichtige Themen waren die Rekonstruktion der Kritik der politischen 
Ökonomie, die Klassenanalyse, die Rolle des Staates, die Politik und Praxis der Ge- 
werkschaften, Arbeitskämpfe und Arbeitsbedingungen im Betrieb. 

Nach seinem Diplom war Jürgen zunächst wissenschaftlicher Assistent am OSI, 
danach, von 1976 bis 1980, geschäftsführender Redakteur der PROKLA. Am OSI 
promovierte Jürgen 1978 mit dem Thema „Ökonomischer oder politischer Kon- 
junkturzyklus? Ökonomischer Zyklus, staatliche Wirtschaftspolitik und Gewerk- 
schaften in der Bundesrepublik“. In dieser Arbeit versuchte er die Ergebnisse jener 
in den 70er Jahren betriebenen Rekonstruktion der Kritik der politischen Ökono- 
mie mit der empirischen Analyse der Bundesrepublik und einer Auseinanderset- 
zung mit konkurrierenden krisentheoretischen Erklärungen zu verbinden. 

Nach seiner Promotion übernahm Jürgen verschiedene Gast- und Vertretungs- 
professuren an der FU Berlin, in Marburg und in Hannover. Nachdem er sich 
1981 habilitiert hatte, erhielt er 1982 eine Professur an der Hamburger Hoch- 
schule für Wirtschaft und Politik, einer Einrichtung, die auf die 1948 von Ge- 
werkschaftern gegründete „Akademie für Gemeinwirtschaft“ zurückging (im Jahr 
2005 wurde diese Hochschule in die Universität Hamburg integriert). Von dieser 
Wirkungsstätte aus, die er nicht mehr verlassen hat, entfaltete Jürgen eine außer- 
ordentlich reiche Lehr-, Vortrags- und Publikationstätigkeit. 

Was ihn schon vorher ausgezeichnet hatte, sorgfältig ausgearbeitete Texte zu 
schreiben mit differenzierender Argumentation und gleichwohl klaren Positio- 
nen, kam nun noch stärker zum Tragen. Während es anfangs in den 70er Jahren 
noch um die theoretische Vergewisserung der angemessenen Kategorien der Kri- 
tik der politischen Ökonomie gegangen war, traten bald Analysen des westdeut- 
schen Kapitalismus, der Staatstätigkeit und der Gewerkschaftspolitik in den Vor- 
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dergrund (man vgl. z.B. die von Jürgen mit verfassten Aufsätze in den PROKLA 
Nummern 2, 13 und 16). Aus der Zeit der Studentenbewegung hatten kollektive 
Arbeitsformen überdauert, und so sind die meisten seiner Arbeiten in den 70er 
Jahren Kollektivprodukte verfasst. Mit dem 1979 erschienenen Buch Vom Wirt- 
schaftswunder zur Wirtschaftskrise - Politische Ökonomie der Bundesrepublik, 
das er zusammen mit Elmar Altvater und Willi Semmler geschrieben hat, wurde 
gewissermaßen die Summe der Arbeiten aus den 70er Jahren gezogen. 

In den 80er Jahren bilden sich dann zwei Schwerpunkte seiner Arbeit heraus, 
zum einen die Untersuchung der Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten der 
Gewerkschaften in der Bundesrepublik und zum anderen die kritische Analyse 
von staatlicher Wirtschafts- bzw. kapitalistischer Modernisierungspolitik. Beglei- 
tet waren diese Analysen von kontinuierlicher Theoriearbeit, der er stets einen 
wichtigen Stellenwert in seinem wissenschaftlichen Arbeitsprogramm eingeräumt 
hatte (siehe z.B. den von ihm 1983 herausgegebenen Band Überproduktion, Un- 
terkonsumtion, Depression - Analysen und Kontroversen zur Krisentheorie). 

In den 90er Jahren kommt ein weiteres Thema hinzu, die ökologische Frage, die 
Jürgen Hoffmann an unterschiedlichen Gegenständen (der Kreislaufwirtschaft, 
ökologischer Betriebswirtschaft oder am Beispiel der Atomwirtschaft) diskutiert. 
Es ist aber auch eine Zeit verstärkten Engagements im Vorfeld der Gewerkschaf- 
ten. Eine besondere Bedeutung bekommt für ihn der ‚Hattinger Kreis’, eine 
Gruppe von gewerkschaftlich interessierten Sozialwissenschaftlern, die sich seit 
Ende der 80er Jahre regelmäßig treffen, um zu kritischen Empfehlungen für die 
notwendige Modernisierung der Gewerkschaften zu gelangen. Das Resultat dieser 
Überlegungen wurde in dem Buch Jenseits der Beschlusslage. Gewerkschaften als 
Zukunftswerkstatt zusammengefasst, das Jürgen zusammen mit Reiner Hoff 
mann, Ulrich Mückenberger und Dietrich Lange 1990 herausgegeben hat. 

Darin werden alle wichtigen Problemfelder der Gewerkschaften angesprochen, 
zunächst die gravierende Diskrepanz zwischen Mitglieder- und Beschäftigungs- 
struktur und die ihnen zugrunde liegenden Umbrüche in den Sozialbeziehungen. 
Es werden darin aber auch die Veränderungen des für die Bundesrepublik bis in 
die 70er Jahre maßgeblichen Produktionsmodells bzw. Akkumulationstyps, die 
Tertiarisierung der Erwerbsarbeit und die Internationalisierung des Kapitals the 
matisiert. Die Autoren scheuen sich auch nicht, einen festen Traditionsbestand der 
Gewerkschaft, die keynesianische Nachfragepolitik zu problematisieren und schla- 
gen vor, diese mit einer „gestaltenden Angebotspolitik“ zu kombinieren. Der the- 
matisch reichhaltige Band schließt mit einem langen Abschnitt über künftige Ent- 
wicklungen und die Zukunftsaufgaben der Gewerkschaften. Manches davon hat 
Eingang in die gewerkschaftlichen Programme gefunden, etwas weniger davon wur- 
de in der Praxis beachtet. Aber es ist ein Verdienst des Hattinger Kreises, und Jür- 
gen hat daran einen großen Anteil, die seit Längerem zu beobachtende Locke- 
rung in der Kooperation zwischen Gewerkschaften und Wissenschaft aufgehalten 
und die Aufmerksamkeit beider Seiten füreinander neu geweckt zu haben. 
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Seit den 90er Jahren publizierte Jürgen Hoffman eine Vielzahl von Texten, von 
denen hier lediglich zwei erwähnt werden sollen, da sie die Breite seiner For- 
schungstätigkeit belegen und zudem auch die spezifische Verschränkung der Per- 
spektiven aufweisen, die sein interdisziplinärer Ansatz aus Politikwissenschaft, 
Politischer Ökonomie und Soziologie so fruchtbar gemacht hat. In dem Buch 
Arbeitsbeziehungen im Rheinischen Kapitalismus. Zwischen Modernisierung 
und Globalisierung (2006) werden noch einmal die zentralen Themen, die Jürgen 
in den letzten Jahren vorrangig bearbeitet hat, zusammengeführt. 

Dies Buch konzentriert sich einerseits auf eine Untersuchung der Arbeitsbezie- 
hungen in Deutschland, andererseits auf eine politökonomisch fundierte Analyse 
von deren Rahmenbedingungen. In Anlehnung an Claus Offe skizziert Hoff- 
mann zunächst die in der ‚Moderne’ stattfindenden Prozesse der Entkoppelung 
von Akteuren und sozialen Teilsystemen. Mit dieser Autonomisierung gehe eine 
Optionserweiterung, Spezialisierung und funktionale Differenzierung einher. Für 
die daraus folgenden Koordinations- und Kompatibilitätsprobleme hätten sich 
die drei Lösungsformen Staat, Markt und Gemeinschaft herausgebildet, die sie 
jede für sich aber nicht leisten könne. Es komme daher auf deren spezifische, 
komplementäre Verknüpfung an. Dies geschieht in historisch unterschiedlichen 
Formen, die sich in den „varieties of capitalism“ ausdrücken. 

Von besonderem Interesse war für Jürgen Hoffmann dabei, wie sich dies für die 
Gewerkschaften ausgewirkt hat. Als intermediäre Institutionen zwischen Staat 
und Individuum übernehmen sie allgemeine Regulierungsfunktionen und als 
Kollektivakteure die Interessenvertretung der lohnabhängig Beschäftigten. In 
Deutschland haben sich die Gewerkschaften dabei lange Zeit als Klassenorgani- 
sation verstanden, die nicht nur die Verteilung der Resultate des Produktions- 
prozesses, sondern auch die Grundlagen des Wirtschaftssystems in Frage stellen. 
Von diesem Selbstverständnis haben sie sich inzwischen allerdings verabschiedet. 
Während es in der Prosperitätsphase der Nachkriegszeit Vollbeschäftigung gab, 
die den Gewerkschaften eine große Verhandlungsmacht bescherte, die zu Real- 
lohnzuwächsen und der allgemeinen Anerkennung von Branchen- bzw. Flächen- 
tarifverträgen führte, hat sich die Lage mit der Massenarbeitslosigkeit der 80er 
Jahre grundlegend verändert. Schließlich führten die in den 90er Jahren sich ver- 
stärkende Globalisierung und die Liberalisierung des europäischen Marktes zu 
verschärfter Konkurrenz und zu weiterer Internationalisierung, wobei die Unter- 
nehmen alle Instrumente der internen und externen Flexibilisierung einsetzten. 
Die Deregulierung der Kapitalmärkte und die einseitige Orientierung am share- 
holder value verstärkte den Druck zu immer höheren Profiten, der von den Un- 
ternehmen an die Belegschaften weitergegeben wurde, was die Gewerkschaften 
nur noch mit einer ausgesprochen defensiven Politik begleiteten. Im Grunde ge- 
nommen haben die Gewerkschaften bis heute keine überzeugenden Antworten 
auf diese Entwicklungen gefunden. Der rapide Rückgang der Mitgliederzahlen, 
die Erosion der Tarifautonomie und die mehr als ein Jahrzehnt anhaltende Stag- 
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nation, teilweise auch der Rückgang der Nettoreallöhne sind die markantesten 
Auswirkungen dieser Prozesse. „Die Krise der Gewerkschaften zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts wird so auch ein Teil der Krise eines Kapitalismustyps, so wie die 
Erosion seiner Institutionen Teil der Krise der Gewerkschaften ist“ fasste Jürgen 
Hoffmann zusammen. 

Nur sehr reduziert ist damit die außerordentlich vielschichtige Argumentation 
Jürgen Hoffmanns umrissen. Wer die vergleichende Kapitalismus-Debatte (varie- 
ties of capitalism) und die Positionierung des ‚Rheinischen Kapitalismus’ nach- 
verfolgen will, wird ebenso bedient wie jemand, der sich über Entstehungsgrün- 
de, Ausmaß und Formen der Globalisierung vergewissern möchte. Das Buch be- 
eindruckt durch den breiten interdisziplinären Ansatz und die Fülle des von ihm 
ausgebreiteten Materials. 

Kurz vor seinem Tod hat Jürgen sein letztes großes Vorhaben, die überarbeitete 
3. Auflage seines 1996 zuerst erschienenen umfangreichen Buches Politisches 
Handeln und gesellschaftliche Struktur fertig gestellt. Er hat es im Untertitel 
nicht mehr Grundzüge deutscher Gesellschaftsgeschichte, sondern Politische So- 
ziologie der europäischen und der deutschen Geschichte genannt, um sich damit 
noch stärker vom Hauptstrom der etablierten Geschichtswissenschaft abzugren- 
zen, natürlich auch, um interessierte Missverständnisse der Konkurrenz abzuweh- 
ren, die das Wildern eines Außenseiters im eigenen Terrain eher mit Missvergnü- 
gen oder Desinteresse beobachtet. Gleichwohl ist der Mut zu bewundern, sich 
neben der zuständigen Zunft mit einer Arbeit über die letzten 300 Jahre deut- 
scher und europäischer Geschichte behaupten zu wollen, über die es eine kaum 
überschaubare Fülle von allgemeinen und speziellen Darstellungen gibt. 

Sein besonderer Ansatz, mit dem er sich von der etablierten Geschichtsschrei- 
bung absetzt, ist eine ‚politische Soziologie der Geschichte’ (17), womit er die 
verbreitete Ausdifferenzierung von Politik, Ökonomie und Gesellschaft für die 
Darstellung der Herausbildung der bürgerlichen Gesellschaft vermeiden möchte; 
„Irennungen, die auf Basis einer kritischen Gesellschafts- und Politiktheorie 
durchaus problematisch sind“ (25). Mit dieser anspruchsvollen Synthese, möchte 
er andere Akzente setzen als die herrschende Lehre der Sozialgeschichtsschrei- 
bung. Fr stellt weniger beachtete Positionen ins Zentrum, wenn dies durch sein 
Konzept gerechtfertigt wird und kommt so auch für den historisch versierten Le- 
ser zu überraschenden Einsichten. 

Das Schwergewicht des Buches liegt auf der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg, in 
der ausschließlich die deutsche Entwicklung betrachtet wird. Im davor liegenden 
Abschnitt finden sich auch längere Darstellungen zur Französischen Revolution 
von 1789, zur englischen Entwicklung sowie zum Verlauf und der Vorgeschichte 
der russischen Oktoberrevolution 1917. Diese Darstellungen dienen einerseits 
der kontrastierenden Typisierung, andererseits sind sie nach Meinung Jürgen 
Hoffmann zum Verständnis der folgenden deutschen Entwicklung wichtig. Im 
fünften und letzten Abschnitt des Buches, in dem es um die Entwicklung der 
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Bundesrepublik geht, kann er auch eigene Forschungsergebnisse einfließen las- 
sen, was diesen Text hinsichtlich seiner argumentativen Stringenz wie in seiner 
Geschlossenheit zu einem besonders gelungenen Kapitel werden lässt. 

Das Buch ist aus einer Einführungsvorlesung für Studierende der Politikwissen- 
schaft, Ökonomie und Soziologie entstanden, um ihnen gewissermaßen den ‚his- 
torischen Blick’ zu vermitteln und um damit die sich leicht einstellenden affır- 
mativen Vorstellungen der bloßen Gegenwartsbetrachter zu transzendieren. Ins- 
besondere der funktionelle Institutionalismus der etablierten Politikwissenschaft 
neigt zur Legitimation des Faktischen. Dagegen hilft der historische Blick, ge- 
nauer: der kritisch historische Blick. Und diesen zu schärfen, ist Jürgen Hoff- 
mann mit seinem Buch hervorragend gelungen. 

Jürgen litt seit mehreren Jahren an Krebs. Dem Krebs wollte er nicht nur phy- 
sisch widerstehen, er wollte auch seine Lebensführung, seine vielfältigen Aktivitä- 
ten gegen den Krebs verteidigen. Wenn er seine vielen FreundInnen in Rundmails 
über seinen Zustand informierte, überschrieb er diese Mails mit dem alten 
Schlachtruf: „Lotta continua - Der Kampf geht weiter“. Wie er kämpfte, auf allen 
Ebenen, das war bewundernswert. Jürgen ließ es sich nicht nehmen zu forschen, 
zu schreiben, auf Konferenzen zu sprechen und sich nicht zuletzt auch immer 
wieder für die PROKLA zu engagieren, deren Redaktionsbeirat er bis zu seinem 
Tod angehörte. Auch weitere gesundheitliche Rückschläge konnten ihn nicht auf 
halten. Im Sommer des vergangenen Jahres erlitt er - unterwegs im Zug - einen 
Schlaganfall. Er konnte sich gut davon erholen und blieb auch weiter aktiv. 

So lange es irgendwie ging, hatte Jürgen versucht weiter an der Hochschule zu 
unterrichten, auch wenn es nur ein einzelnes Seminar war. Er genoss den Kontakt 
und die Auseinandersetzung mit den Studierenden. Und diese genossen wohl auch 
seinen Unterricht. Eine Studentin hatte ihm zu seiner Emeritierung geschrieben: 


„a... ich habe in Ihrer Vorlesung Politische Geschichte gesessen. Wie anschaulich Sie damals das 
Mittelalter beschrieben haben (,... in den Städten hat es richtig gestunken...“) gehört komischer 
Weise zu einer meiner anschaulichsten Erinnerung. Ihre Art zu lehren war kurzweilig, humorvoll, 
detailreich, einprägsam - eine Freude. ...“ 

Erst in diesem Jahr wurde er in seinem 65. Lebensjahr emeritiert. Am 9. Juli hielt 
er seine Abschiedsvorlesung, die er noch zu einem Aufsatz für die PROKLA aus- 
arbeiten wollte. Wie er sich seine Zukunft vorstellte, beschrieb er nach dieser 
Vorlesung in einer Rundmail an seine Freunde und Freundinnen: 


„Schade, jetzt wird mir dieses Lehren nicht mehr möglich sein - schon aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr. Das werde ich sehr vermissen. Umso mehr kann ich mich jetzt der For- 
schung widmen, was ich auch machen werde. Ich wünsche Euch alles Gute - hoffentlich seid Ihr 
satt geworden, Wein jedenfalls gab es noch genug - und ich hoffe, dass wir uns bei welchen Ge- 
legenheiten auch immer, bald wieder sehen.“ 

Das von ihm gewünschte Wiedersehen gab es mit den meisten leider nicht mehr. 
Nur ohne ihn konnten sich seine Familie, seine FreundInnen und KollegInnen 
zu einer Abschiedsfeier treffen - mit viel Wein und gutem Essen, so wie er sich 


das gewünscht hatte. 


Jürgen Hoffmann 


Die Krise von 1929 und 
das Ende der Weimarer Republik 


Vorbemerkung der Redaktion 


Über fast vier Jahrzehnte hinweg hat Jürgen Hoffmann eine Fülle von Publika- 
tionen zu ganz unterschiedlichen Bereichen vorgelegt. Allerdings gibt es auch 
einige wiederkehrende Themen, die ihn sein Leben lang beschäftigt haben, 
insbesondere die Situation der Gewerkschaften und die kapitalistischen Krisen. 
Um Krisen ging es bereits 1979, damals bezogen auf die Entwicklung der 
Bundesrepublik, in dem zusammen mit Elmar Altvater und Willi Semmler ver- 
fassten Band Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschaftkrise. Später erweiterte 
Jürgen Hoffmann sowohl den zeitlichen Horizont wie die disziplinäre Per- 
spektive. Aus einer Vorlesung zur Einführung in die Politische Geschichte, die 
er Anfang der 1990er Jahre an der damaligen Hochschule für Politik und 
Wirtschaft in Hamburg hielt, entstand sein opus magnum die Monographie 
Politisches Handeln und gesellschaftliche Struktur - Grundzüge deutscher Ge- 
sellschaftsgeschichte, die 1996 erstmals erschien. Im Zentrum seines Interesses 
stand, wie er es selbst im Vorwort formuliert, die „Darstellung sozialer Gegen- 
sätze und die Analyse des Verhältnisses von Politik und Ökonomie/Gesell- 
schaft“. Der Bogen, den er dabei spannte, reicht vom Untergang des weströ- 
mischen Reiches und dem System feudaler Herrschaft über das Ancien Regi- 
me, das Kaiserreich und den Nationalsozialismus bis zum Ende der „alten 
Bundesrepublik“ nach dem „Beitritt“ der DDR. Für die im Herbst 2009 er- 
schiene dritte Auflage hatte Jürgen Hoffmann den Text komplett überarbeitet 
und erheblich erweitert, was sich auch in einem veränderten Untertitel nieder- 
geschlagen hat: Politische Soziologie der europäischen und der deutschen Ge- 
schichte. Jürgen Hoffmann hat das Erscheinen dieser dritten Auflage noch er- 
lebt und in einer Rundmail FreundInnen und KollegInnen voller Freude dar- 
über informiert. Wenige Tage später starb er. Von den zahlreichen Krisen, die 
er in dem Band analysiert, geben wir hier Auszüge aus den Kapiteln Der kapi- 
talistische Weltmarkt und die internationalen Rahmenbedingungen der Politik 
in der Weimarer Republik und Das Ende der Weimarer Republik wieder. 
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Die Depressionsphase der 20er und 30er Jahre 
als „Restrukturierungskrise” 


Erstaunlich ist zunächst, dass die Entwicklung nach 1920 im Bereich der Öko- 
nomie durchaus nicht allein auf die „Zerrüttung“ der nationalen Ökonomien 
im Weltkrieg zurückgeführt werden kann: „Der Krieg zerstörte nicht das Vor- 
kriegsmuster des Konjunkturzyklus. Im Jahr 1914 begann in den meisten In- 
dustrieländern eine Depressionsphase, aber der Ausbruch des Krieges wirkte 
darauf verzögernd und brachte die verzerrte Fortsetzung eines größeren Auf 
schwungs, der schließlich 1919/20 seinen Höhepunkt erreichte. Die Reaktion 
zeigte sich in der kräftigen Rezession von 1920/21, der dann mit kleineren 
Unterbrechungen ein weiterer größerer Aufschwung bis zu seinem Höhepunkt 
1928/29 folgte. Der Juglar-Zyklus (7- bis 9-jähriger Konjunkturzyklus, J. H.) 
blieb demnach wirksam, das heißt, es musste 1929 eine Depression kommen.“ 
(Aldcroft 1978: 21) [...] 

Diese die internationale Entwicklung einbeziehende Beschreibung des Kon- 
junkturzyklus muss allerdings ergänzt werden. Denn: Zwar war die Krise ab 
1929 im historischen Vergleich als Depression nicht außergewöhnlich, ihre In- 
tensität aber eben im Sinne eines „normalen“ Juglar-Zyklus war nicht normal! 
Und die Krise war in den 20er und 30er Jahren eine allgemeine Weltmarktkri- 
se (was zugleich die besondere Intensität der Krise seit 1929 erklären mag). 
Ausgehend von dieser zyklisch moderierten Depressionphase in den 20er und 
30er Jahren soll in der folgenden Skizze eine sozialökonomische Erklärung 
versucht werden. [...] 

Krisen im Marxschen Sinn sind nicht nur Phasen der Vernichtung von Kapital 
in seinen drei Formen (Waren-, Geld- und produktives Kapital), sondern im- 
mer auch Phasen der Restrukturierung und Reproportionalisierung der sozia- 
len und sachlichen Produktionselemente. In diesem Sinne setzen sich in einer 
langfristigen Sicht über Krisen immer auch neue technische, ökonomische 
und soziale Bedingungen der Kapitalakkumulation und der gesellschaftlichen 
Entwicklung durch, die in der historischen Entwicklung seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts zunehmend über den Weltmarkt vermittelt werden. Dieser globa- 
le Prozess wurde aber gerade in den 20er Jahren durch die im Weltkrieg zuge- 
spitzten nationalistischen und protektionistischen Tendenzen behindert, weil 
verschiedene Länder in Europa sich durch protektionistische Maßnahmen die- 
sen weltweiten Umstrukturierungszwängen zu entziehen versuchten (vgl. auch 
Ziebura 1984: 31). Ausgerechnet jene Industrien, die durch den Umstrukturie- 
rungsprozess eigentlich ihre Vorreiterrolle im industriellen Wachstums- und 
Umstrukturierungsprozess hätten verlieren müssen, waren es, die zugleich 
durch den Weltkrieg zeitweilig ihre Dominanz wieder und weiter verstärken 
konnten und in den 20er Jahren die nationalen Wirtschaftspolitiken dominier- 
ten. Dazu gehörten vor allem Bergbau-, Stahl- und Eisenindustrien, die klassi- 
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schen „Montanindustrien“, die im Zuge der ersten industriellen Revolution 
(mit ihren Produktionselementen Kohle, Dampfkraft, Eisen/Stahl) ihre Spit- 
zenstellung errungen hatten. 

Dagegen begann in den 20er Jahren ein Umstrukturierungsprozess, der beson- 
ders die industrielle Massenproduktion im Bereich der langlebigen Massen- 
konsumgüter betraf, die für den Lebensstil in der „Moderne“ prägend werden 
sollten. Für diese Massenproduktion und ihre ökonomischen und sozialen 
Wirkungen stand beispielhaft die Verbindung von Fließbandtechnologie und 
tayloristischer Arbeitsorganisation in der Automobilindustrie in den USA (die 
Anwendung dieser Prinzipien wurde besonders bekannt in den Fabriken eines 
Henry Ford, daher auch: „FORDismus“). Durch die Kombination dieser ar- 
beitsorganisatorischen Elemente wurde eine hohe Arbeitsproduktivität er- 
reicht; dies ermöglichte nicht nur niedrige Preise der Produkte (durch Mas- 
senproduktion - economies of scale), sondern auch niedrige Lohnstückkosten 
und einen größeren Verteilungsspielraum - also niedrige Preise und relativ hö- 
here Löhne, die es den Arbeitern wiederum ermöglichten, die von ihnen pro- 
duzierten Produkte auch zu kaufen. Es ist klar, dass die positiven Wirkungen 
dieser ökonomischen Umstrukturierung erst dann die Ökonomie erreichen 
konnten, wenn sich diese neuen Produktions- und Konsumstrukturen allge- 
mein ım ökonomischen Kreislauf durchgesetzt hatten, während die ausnahms- 
weise Anwendung zunächst erhebliche ökonomische Ungleichgewichte zur 
Folge haben musste, wie sie für Krisenphasen typisch sind. Zumal sich in den 
20er Jahren dieser Umstrukturierungsprozess national nur gebrochen durch- 
setzen konnte: 

Aufgrund der nationalistischen Konkurrenz auf dem Weltmarkt und zum 
Schutz der hegemonialen Kapitalfraktionen (Montanindustrien, in Deutsch- 
land auch zum Schutz der Großagrarier) griffen viele Länder zum Protektio- 
nismus und konservierten so die alten Strukturen bzw. passten sich nur un- 
vollständig den neuen Konkurrenzbedingungen an; für Deutschland kam noch 
hinzu, dass sich die Schwerindustrie als potentieller Verlierer des Um- 
strukturierungsprozesses durch die traditionell betriebene Kartellpreispolitik 
vor Kapitalentwertungsprozessen schützen und die Auswirkungen auf die 
nachgelagerten Produktionsbereiche verlagern konnte, während die Großagra- 
rier aus politischen Gründen subventioniert und so vor Kapitalentwertungs- 
prozessen geschützt wurden. [...] 

Der weltweite Umstrukturierungsprozess war zudem mit einem Wechsel der 
Hegemonie auf dem Weltmarkt von Großbritannien zu den USA verbunden, 
der zunächst ver- bzw. behindert wurde, weil einerseits Großbritannien das 
Pfund Sterling durch die gescheiterte Wiedereinführung des Goldstandards 
und in Konkurrenz zu den USA als Weltgeld gegenüber dem Dollar verteidi- 
gen wollte, und weil andererseits die USA davor zurückschreckten, finanz- und 
währungspolitisch dieser neu gewonnenen Hegemonie zu entsprechen. 
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Die Charakteristika dieser gebrochenen Umstrukturierung auf dem Weltmarkt 
waren daher Protektionismus, Deflationspolitiken als Waffe im Konkurrenz- 
kampf und Währungskrisen. Die Krisen der 20er und 30er Jahre waren so 
Ausdruck von ökonomischen Widersprüchen und internationalen politischen 
Handlungsblockaden, die die Möglichkeit der gewaltsamen Lösung des öko- 
nomischen Konkurrenzkampfes in sich trugen. [...] 


Das Ende der Weimarer Republik 


Es bedurfte erst der Extremsituation der Weltwirtschaftskrise 1929 ff, um das 
in den sozialen, ökonomischen und politischen Grundstrukturen der Republik 
angelegte Scheitern der Republik zu bewirken. Und es waren letztlich die ex- 
trem verengten ökonomischen Rahmenbedingungen, die die ambivalenten 
Strukturen der Republik aktualisierten und aufbrachen. Insofern ist die These 
falsch, dass in dem Verfassungskompromiss von 1919 bereits das Scheitern der 
Republik 1930 ff. vorgegeben gewesen sei; auch die soziale Basis der Politik 
hätte ohne die Machtverschiebungen, die durch die Weltwirtschaftskrise be- 
wirkt wurden, durchaus in Form des „Blocks des Klassenkompromisses“ fort- 
gesetzt werden können (dieses Modell wird faktisch 1952 ff. wieder aufgegrif- 
fen und besonders erfolgreich als Modell Deutschland“ nach 1967 umgesetzt). 
1930 - am Ende der Weimarer Republik - standen aber alle bis dahin hervor- 
getretenen Strömungen vor der Erfahrung ihres Scheiterns: 

- „Das sozialistische Modell hatte seine Niederlage bereits 1919/20 erlebt; 

- die Kommunisten trugen das Trauma des abgeblasenen Oktoberputsches 
von 1923 trotz aller verbalradikalen Pose weiter mit sich herum; 

- die Sozialdemokraten und Liberalen befanden sich seit dem Mehrheitsver- 
lust der Weimarer Koalition eigentlich immer nur in der Defensive; 

- das Zentrum kapselte sich in seiner an den Rändern abbröckelnden Mittel- 
position ab; 

- die liberalen Parteien sahen ihre Wähler abwandern; und 

- den Befürwortern einer konservativ-autoritären Wende war die Erfahrung des 
Scheiterns noch für die Jahre von 1930 bis 1932 vorbehalten.“ (Peukert 1987: 
217, eigene Aufgliederung J. H.). 

Diese autoritäre Wende wurde nicht zuletzt durch einen Positionswechsel der 
Kapitalfraktion der „dynamischen Exportindustrien“ eingeleitet: Die Krise 
machte auch die exportorientierte dynamische Kapitalfraktion gegen die Lohn- 
und Sozialkosten mobil, dabei wurden die parlamentarischen Strukturen mehr 
und mehr als Einbruchstor für die ökonomisch Kosten verursachenden sozia- 
len Forderungen empfunden. Eine autoritäre, „sachlich“ orientierte politische 
Lösung versprach jetzt eine bessere Position in der Krise und auf den Welt- 
märkten. Damit näherte sich diese Kapitalfraktion zwar der autoritären Opti- 
on der Schwerindustrie und der Großagrarier an, wollte aber eine dort favori- 
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sierte ökonomische Binnenmarktlösung, die gegen die eigenen Exportinteres- 
sen stand, nicht hinnehmen: Die Regierung Brüning, die allein durch das prä- 
sidiale Notverordnungsrecht gestützt wurde, war so Ausdruck einer autoritären 
politischen Lösung ohne Massenbasis, die zugleich die Öffnung zum Welt- 
markt nicht aufgeben wollte und die deshalb die Reparationsfrage ins Zentrum 
der Politik stellen musste. Die für diese Ziele in der Krise autoritär durchge- 
setzte Deflationspolitik sollte aber im Resultat jene Massenbasis verstärken, die 
gegen das Brüning-Lager für eine nationalistisch-autoritäre Binnenmarktlösung 
bereitstand: Die potentielle Wählerschaft der Nationalsozialisten. 

Doch jenseits des Scheiterns des „Blocks des Klassenkompromisses“ und jen- 
seits des unmittelbaren ökonomischen Drucks einer beginnenden Krise - von 
der ja im Jahre 1928/29 noch niemand wusste, dass daraus der säkulare Ein- 
schnitt der Weltwirtschaftskrise werden würde - wurde diese autoritäre Wende 
auch politisch vorbereitet. Angesichts des schleichenden Verfassungswandels 
zugunsten eines Präsidialregimes schien im Rahmen der Verfassung eine auto- 
ritäre, nationale Regierung möglich; die sich seit der Inflation abzeichnende 
Auflösung der bürgerlichen Mitte machte eine solche autoritäre Lösung für 
das Bürgertum zusätzlich attraktiv, und der Rechtsruck in den bürgerlichen 
und nationalen Parteien seit 1927/28 verstärkte den Druck auf das parlamen- 
tarische Regime. Die große Koalition unter Hermann Müller (SPD) scheiterte 
so zwar an der Frage der Finanzierung der Arbeitslosenversicherung, aber be- 
deutsamer für ihr Scheitern war die Tatsache, dass die bürgerlichen Parteien 
nur solange die Koalition nicht aufkündigen wollten, solange der Young-Plan, 
mit der ökonomisch bedeutsamen Lösung der Reparationen, nicht unter Dach 
und Fach war (mit dem Hintergedanken, dass sich dann die SPD einer wesent- 
lichen steuerlichen Entlastung der Unternehmen zur Finanzierung des Plans 
nicht mehr verschließen könnte). Sozialökonomisch, politisch und verfas- 
sungsrechtlich waren im Jahre 1929 die Weichen in Richtung auf eine autori- 
täre Wende gestellt, die mit der Regierung Brüning eingeleitet wurde. Damit 
war zugleich das Ende der parlamentarischen Republik eingeläutet, eine „ande- 
re Republik“ der Präsidialregierungen ersetzte die Weimarer Republik der par- 
lamentarischen Demokratie des Jahres 1919. 
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Ingo Schmidt 


Große Krisen seit den 1930er Jahren 


1. Einleitung 


Verweise auf die Große Depression sind ein fester Bestandteil linker Krisendi- 
agnosen. Bürgerliche Ökonomen und Politiker hatten für derlei Miesmacherei 
meistens weder Zeit noch Verständnis. Dies änderte sich im Herbst 2008. 
Nachdem Kursstürze und Bankenpleiten an der Wall Street eine allgemeine 
und weltweite Wirtschaftskrise eingeleitet hatten, malten Wall Street Journal, 
Financial Times & Co das Schreckgespenst einer neuerlichen Depression an 
die Wand. Die Parallelen zwischen den 1930er Jahren und der Gegenwart sind 
- unabhängig von politischen Orientierungen und theoretischen Vorlieben - 
tatsächlich kaum zu übersehen. Sowohl 1929 als auch 2008 waren den Fi- 
nanzkrisen spekulative Aufschwünge und Krisen in den Sektoren Immobilien, 
Rohstoff- und Agrarproduktion vorausgegangen. Darüber hinaus hatten die 
Konjunkturzyklen, die entscheidend von der Industrieproduktion bestimmt 
werden, in beiden Fällen ihren Höhepunkt schon vor dem Börsenkrach über- 
schritten. Letztere waren insofern nicht Krisenursache, sondern Krisenver- 
stärker. Unübersehbar waren aber auch die Unterschiede in den politischen 
Reaktionen: In den 1930er Jahren lockerten Regierungen und Zentralbanken 
in den kapitalistischen Hauptländern die geld- und fiskalpolitischen Zügel 
nur sehr zögerlich. Erst die massive Rüstung für den Zweiten Weltkrieg 
führte zu Überwindung der Depression. Ganz im Gegensatz dazu wurden 
die (neo-Jliberalen Grundsätze der Wirtschaftspolitik im Herbst 2008 vorü- 
bergehend suspendiert. Mit einer Kombination aus drastisch erweitertem 
Geldangebot, Zinssenkungen, Finanzspritzen für den Bankensektor sowie Kon- 
junkturprogrammen wurde dem Zusammenbruch von Geldzirkulation und ef 
fektiver Nachfrage gegengesteuert. 

Als hätte sie heimlich der Verdacht gequält, linke Krisen- und Stagnationsthe- 
orien könnten mehr als nur ein Körnchen Wahrheit enthalten, lassen Medien 
und politische Klasse die Welt wissen, dass sie ihre Lektion aus der Geschichte 
gelernt und den Übergang von der Rezession zur Depression bereits im An- 
satz unterdrückt haben. Nicht nur das: Erste Anzeichen wirtschaftlicher Erho- 
lung werden als Beleg erfolgreicher wirtschaftspolitischer Intervention ausge- 
geben. Allerdings gab es solche Anzeichen auch nach der Börsenkrise 1929. 
Weder Börsenkurse noch Produktion, Absatz oder Außenhandel sind nach 
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dem ersten großen Kurssturz im Oktober in einem Rutsch nach unten gegan- 
gen. Die bis 1933 anhaltende Abwärtsbewegung legte vielmehr einige Zwi- 
schenstopps ein, weil die Auffüllung von Lagerbeständen mehrfach für kurz- 
fristige Nachfragesteigerungen sorgte. Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass 
die Produktions- und Absatzsteigerungen im Sommer 2009 ebenfalls auf kurz- 
fristige Lagerhaltungszyklen zurückzuführen sind. Zudem hat die Wirtschafts- 
politik bereits wieder auf Neoliberalismus umgeschaltet. Als hätten Kursstürze, 
Bankenpleiten und Nachfrageeinbrüche im vergangenen Herbst gar nicht 
stattgefunden, werden bereits wieder Inflationsbekämpfung und Haushaltskon- 
solidierung als wirtschaftspolitische Ziele angegeben. Maßnahmen in diese 
Richtung würden sicherlich zu neuerlichen Konjunkturrückgängen führen. Der 
Grund sind Stagnationstendenzen, die nicht durch konjunkturpolitische Inter- 
ventionen überwunden werden können. 

In den 1930er Jahren hat die verspätete, erst mit der Kriegswirtschaft voll ein- 
setzende makroökonomische Intervention eine langandauernde Aufschwungs- 
periode eingeleitet. Dagegen ist es wahrscheinlich, dass die aktuelle Krise trotz 
unmittelbarer und kräftiger Interventionen in eine lang anhaltende Stagnati- 
onsphase mündet. Neben den bereits genannten Parallelen zwischen der Gro- 
ßen Depression und der gegenwärtigen Krise gibt es nämlich auch, unabhän- 
gig von konjunkturpolitischen Reaktionen, gewichtige Unterschiede zwischen 
beiden Perioden. In den zwei Jahrzehnten vor der Großen Depression, insbe- 
sondere während des Ersten Weltkriegs und nach der Inflationskrise zu Beginn 
der 1920er Jahre, wurden wissenschaftliche Betriebsführung und Massenpro- 
duktion in den neuen Sektoren Chemie-, Automobil- und Elektroindustrie 
eingeführt. Um die damit entstehenden Produktionskapazitäten auszulasten, 
mussten neue Märkte geschaffen werden. Dazu ist es im Zuge des Zweiten 
Weltkriegs und der dauerhaften Ausweitung der ökonomischen Staatstätigkeit 
auch gekommen. Dagegen haben die finanzmarktgetriebene Akkumulation 
und deren Krise in der Gegenwart die Grenzen der Markterweiterung erreicht, 
mit der seit den 1970er Jahren eine neue Prosperitätskonstellation auf infor- 
mationstechnologischer Grundlage geschaffen werden sollte. Darüber hinaus 
fehlt heute die weltwirtschaftliche Führungskraft, die zur Durchsetzung einer 
solchen Konstellation fähig wäre. Aus der imperialistischen Rivalitäten zwi- 
schen alten Kolonialmächten und Expansionsstreben der Achsenmächte einer- 
seits sowie in Abgrenzung gegenüber der Sowjetunion andererseits gingen die 
USA in den 1940er Jahren als Führungsmacht hervor, die dem Akkumulati- 
onsmodell aus Massenproduktion und Massenkonsum den notwendigen 
weltwirtschaftlichen Rahmen schuf. Dieser Rahmen wurde seit den 1970er Jah- 
ren in einen neoliberalen Finanzmarktkapitalismus transformiert, aus dem die 
gegenwärtige Krise hervorgegangen ist. Eine politische Kraft, die einer neuer- 
lich Prosperitätskonstellation zu einer entsprechenden Gestaltung des Welt- 
marktes verhelfen könnte, ist gegenwärtig nicht absehbar. Mit Blick auf die 
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Geschichte internationaler Wirtschaftskonferenzen in der Vergangenheit sind 
durchaus Zweifel angebracht, ob ein solches internationales Regime auf dem 
Wege internationaler Verhandlungen erreicht werden kann. 

Die Große Depression markierte den Durchbruch zum amerikanischen Jahr- 
hundert. Aus Krise und Krieg hervorgegangen durchlief es in den 1950er und 
1960er Jahren eine Phase historisch beispielloser Prosperität. Seit den 1970er 
Jahren verringerten sich allerdings die Wachstumsraten. Zugleich verlagerte 
sich das hegemoniale Zentrum innerhalb der USA von den fordistischen Mas- 
senproduktionsindustrien in Detroit zu den Finanzzentren an der New Yorker 
Wall Street. Die mit der Entwicklung zum Finanzmarktkapitalismus einherge- 
henden Schulden-, Finanz- und Wirtschaftskrisen samt nachfolgenden Krisen- 
managements in den kapitalistischen Peripherien waren fast drei Jahrzehnte 
eine Quelle der Akkumulation in den Metropolen, namentlich der Wall Street. 
Dieses Akkumulationsmodell ist im Herbst 2008 an seine Grenzen gestoßen: 
Statt weiterhin einen Reichtumstransfer von den Peripherien in die Zentren zu 
organisieren, sind die Zentren selbst zum Ausgangspunkt einer Weltwirt- 
schaftskrise geworden. Davon bricht der Kapitalismus nicht zusammen. Ande- 
rerseits ist, trotz Produktinnovationen in einigen Bereichen, kein Akkumulati- 
onsschub absehbar, der mit früheren Wachstumsphasen im Entferntesten ver- 
gleichbar wäre. Die Ironie dieser Stagnationsgeschichte könnte darin bestehen, 
dass die allgemeine Krise des Kapitalismus, die in den 1930er aber auch den 
1970er Jahren verfrüht ausgerufen wurde, in einer Zeit begonnen hat, in der 
auch linke Krisendiagnostiker sie nicht mehr erwartet haben. Eine weitere Iro- 
nie könnte darin bestehen, dass diese Krise ausgerechnet von jenem Land aus- 
geht, dessen herrschende Klasse davon überzeugt ist, auf dem von ihr direkt 
beherrschten Territorium sei der real existierende Kapitalismus seiner theoreti- 
schen Idealform näher gekommen als irgendwo sonst auf dieser Welt. 


2. These und Theorie 


Die zentrale These dieses Aufsatzes besagt, dass mit der Überwindung der 
Großen Depression eine Akkumulationsphase unter amerikanischer Hegemo- 
nie eingesetzt hat, die in den 1970er Jahren erstmals in eine schwere Wirt- 
schafts- und Hegemoniekrise geraten ist und mit der gegenwärtigen Krise an 
ihr Ende gelangt. Zur Begründung dieser „One Big Wave“-These (Gordon 
2000) wird auf die Akkumulationstheorie Rosa Luxemburgs zurückgegriffen 
(Luxemburg 1913). Dieser Theorie zufolge bedarf die kapitalistische Akkumu- 
lation der Expansion in nicht-kapitalistische Räume, um kapitalistische produ- 
zierte Profite durch entsprechenden Absatz realisieren zu können. Mit Hilfe 
von Kapitalexport und Militär unterwerfen sich die kapitalistischen Zentren 
periphere Räume, bis auf der ganzen Welt kapitalistische Produktions- und 
Austauschverhältnissen herrschen. Die Erschöpfung nicht-kapitalistischer Ex- 
pansionsmöglichkeiten führt zu Nachfrageausfällen, so dass ökonomische 
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Konkurrenz, Krisen und imperialistische Rivalität zunehmen. Dabei wird aus 
dem Militarismus, der bis dahin vornehmlich der äußeren Expansion gedient 
hatte, ein Instrument des Großmachtstrebens und, aufgrund der damit einher- 
gehenden Aufrüstung, selbst bis zu einem gewissen Grad ein Anlage- und Ab- 
satzfeld für kapitalistisch produzierte Waren. 

Luxemburgs Kernthese, dass der Akkumulationsprozess ohne Expansion in 
nicht-kapitalistische Milieus aus Mangel an Nachfrage zusammenbrechen wer- 
de, ist auf vielfache Kritik gestoßen (Howard, King 1989: Kap. 6, Zarembka 
2002). In der marxistischen Debatte um Luxemburgs Theorie wurde gezeigt, 
dass, bei entsprechender Wahl der Parameter, sowohl ein stabiler Akkumulati- 
onsprozess theoretisch denkbar ist (Bauer 1913), als auch eine Krise, die ein- 
tritt, weil der Anlage suchende Mehrwert nicht ausreicht, das in der Vorperio- 
de verbrauchte Kapital zu ersetzen (Grossmann 1929). Zudem wurde von 
mehreren Autoren behauptet, dass Exporte in nicht-kapitalistische Milieus 
keine zusätzliche Nachfrage schaffen würden, weil ihnen Importe in gleichem 
Umfang gegenüberstünden. Dieses Argument übergeht jedoch die Möglichkeit 
kreditfinanzierter Exportüberschüsse in nicht-kapitalistische Milieus; eine 
Form der Landnahme, die in der gesamten Geschichte von Kapitalismus und 
Imperialismus eine wichtige Rolle gespielt hat (Luxemburg 1913: Kap. 30) und 
immer noch spielt. 

Dagegen wurde eine wichtige Implikation der Luxemburgschen Theorie in der 
„frühen“ Debatte weitgehend übergangen. Im Gegensatz zu Marx hatte Lu- 
xemburg die ursprüngliche Akkumulation nicht als einmaliges Durchgangssta- 
dium auf dem Weg zur Herausbildung der kapitalistischen Produktionsweise 
verstanden, sondern als einen permanenten, die kapitalistische Akkumulation 
begleitenden Prozess. Empirisch hatte Bucharin gegen Luxemburg eingewandt, 
dass es bei Erscheinen ihres Werkes durchaus noch nicht-kapitalistische Milieu 
innerhalb der kapitalistischen Zentren, erst recht aber in den Kolonien gege- 
ben habe, so dass Akkumulation und Landnahme durchaus noch eine Weile 
fortgesetzt werden könnten (Bucharin 1926: 108f, 116f). Diese Kritik ist kom- 
patibel mit neueren Debatten, in denen einerseits Grenzen der Landname als 
Ursache großer Krisen verstanden werden, in denen aber auch die Möglichkei- 
ten neuer Phasen innerer und äußerer Landname ausgelotet werden (Lutz 
1989, Schmidt 1997: Kap. 2.2.4, Harvey 2003, Kap. 4). 

Im Rahmen der „neuen Luxemburg Debatte“ lassen sich die Große Depressi- 
on und ihre Überwindung, der Übergang vom Fordismus zum Finanzmarkt- 
kapitalismus und die aktuelle Krise erklären (Dörre 2009). In diesen Krisen ge- 
lingt dem Kapital entweder die Erschließung neuer Märkte und damit die 
Wiederbelebung der Akkumulation (Maddison 1991: Kap. 4) oder anhaltende 
Stagnation führt zu fortgesetzten Verteilungskämpfen mit den Alternativen 
„Übergang zum Sozialismus oder Rückfall in die Barbarei“ (Luxemburg 1916: 
62). Zudem kann die von Luxemburg betonte ökonomische Rolle des Milita- 


Große Krisen seit den 1930er Jahren 527 


rismus als Hinweis auf eine dauerhafte Ausweitung der Staatstätigkeit verstan- 
den werden (Kalecki 1987), weshalb Klassenkämpfe nicht mehr nur in direkter 
Konfrontation zwischen Lohnarbeit und Kapital stattfinden, sondern zuneh- 
mend auch Konflikte um die Verteilung von Steuerlast und Staatsausgaben 
umfassen (O’Connor 1974). 

Die Ausweitung der Staatstätigkeit trug zunächst zur Überwindung der Gro- 
ßen Depression bei, wurde aber schließlich selbst zu einer Grenze der Akku- 
mulation, weil steigende Steuern und staatlich begünstigte Lohnerhöhungen 
vom Kapital im Laufe der Nachkriegsprosperität zunehmend weniger als Bei- 
trag zur Markterweiterung, sondern immer mehr als Angriff auf die Profitrate 
wahrgenommen wurden. Hieraus erklärt sich der Übergang zum Finanzmarkt- 
kapitalismus, der allerdings keineswegs mit einer quantitativen Zurückdrän- 
gung der Staatstätigkeit sondern mit einer Verschiebung der Steuerlast von 
Vermögen und Vermögenseinkommen auf die Bezieher von Lohn und Trans- 
fereinkommen verbunden war. Während der gesamten Phase finanzmarktge- 
triebener Akkumulation stand das Kapital vor dem Problem, dass eine Sen- 
kung der Steuer- und Staatsquote zwar zu höheren Profitraten hätte führen 
können, dadurch aber die bereits von Luxemburg analysierten Nachfragegren- 
zen enger gezogen hätte, so dass die zu realisierende Profitmasse abgenommen 
hätte. Gelöst wurde dieses Problem durch eine zunehmende Verlagerung der 
Steuerlast auf die Bezieher von Arbeits- und Transfereinkommen und, sofern 
deren verfügbare Einkommen hierdurch sinken, die kreditfinanzierte Auswei- 
tung privater Nachfrage. Die Grenzen der Nachfrageschaffung dieses kredit- 
und kapitalmarktbasierten Akkumulationsmodells sind mit der aktuellen Krise 
sichtbar geworden (Foster, Magdoff 2009). 

Ebenso wie die Ausweitung der Staatstätigkeit in den Metropolen trugen auch 
die aus dem Zerfall der europäischen Kolonialreiche hervorgegangenen „Deve- 
lopmental States“ (Woo-Cumings 1999) zunächst zur Schaffung neuer Märkte 
für die kapitalistischen Zentren bei. In einem Prozess nachholender Industria- 
lisierung, so die Idee des „Developmental States“, sollten zunächst Produkti- 
onskapazitäten aufgebaut und später ein Binnenmarkt für inländische Kon- 
sumgüter entwickelt werden. In der ersten Phase dieses Prozesses waren diese 
Staaten gern gesehene Käufer bzw. Empfänger von Investitionsgüter- und Ka- 
pitalexporten aus den Metropolen. Mit dem fortschreitenden Aufbau eigener 
Fertigungskapazitäten wurden sie jedoch zunehmend als potentielle Konkur- 
renten auf den Weltmärkten für Investitions- und Konsumgüter sowie Roh- 
stoffen angesehen. Das Bemühen, die Konkurrenz der „industriellen Nachzüg- 
ler“ einzudämmen, führte seit den 1970er Jahren zu ihrer Integration in globa- 
le, allerdings von den Metropolen kontrollierte, Wertschöpfungsketten. 

In den folgenden Abschnitten wird die modifizierte Akkumulationstheorie Lu- 
xemburgs zur Analyse der Wendepunkte der langen Akkumulationswelle unter 
amerikanischer Führung benutzt. Bei der Betrachtung der Großen Depression, 
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der Stagflation der 1970er Jahre sowie der gegenwärtigen Überakkumulationskrise 
wird jeweils der Frage nachgegangen, inwieweit die von Luxemburg identifizierte 
Begrenzung der Nachfrage aus Lohneinkommen wirksam wird. Darüber hinaus 
wird die Wirtschaftspolitik daraufhin befragt, in welchem Verhältnis Maßnahmen 
zur Nachfrageausweitung und Maßnahmen zur Erhöhung der Profitrate gestan- 
den haben. Schließlich werden die Umbauten des Weltmarktes, die in den gro- 
ßen Krisen seit den 1930er Jahren stattgefunden haben, sowie die hieraus folgen- 
den Wirkungen auf die Akkumulation untersucht. 


3. Die Große Depression der 1930er 


Zeitgenössischen Marxisten musste die Große Depression als Bestätigung der 
Stagnations- bzw. Zusammenbruchstheorien Lenins und Luxemburgs erscheinen. 
Aufrüstung und Faschismus waren demnach nur noch kapitalistische Rückzugs- 
gefechte, die den Sieg des Sozialismus zwar aufhalten, aber nicht stoppen kön- 
nen (Sweezy 1942, Varga 1935). Auf anderen analytischen Wegen gelangte der Iı- 
berale Meisterdenker Schumpeter zum gleichen Schluss (Schumpeter 1943). 
Doch es kam anders: Im Nachhinein erwies sich die Große Depression als Vor- 
spiel des Zweiten Weltkriegs und der Nachkriegsprosperität. Zum Verständnis 
der schon nicht mehr erwarteten Revitalisierung des Kapitalismus trägt die Ana- 
lyse der Depression bei. Diese kann als Folge des unvollständigen Übergangs 
vom liberalen zum organisierten Kapitalismus verstanden werden. Dieser Über- 
gang hatte mit dem sprunghaften Anstieg von Staatsausgaben, staatlicher Regu- 
lierung und korporatistischer Einbindung der Gewerkschaften begonnen, wurde 
aber erst während und nach dem Zweiten Weltkrieg endgültig abgeschlossen 
(Dobb 1946: Kap. 8, Kolko 1994: Kap. 12, Birnbaum 2001: Kap. 5). 

Begonnen hatte der Übergang zum organisierten Kapitalismus aber schon 
während des Ersten Weltkriegs. Die Kriegsproduktion führte nicht nur zu ei- 
ner vorübergehenden Konjunkturbelebung in den kapitalistischen Zentren, 
sondern veränderte auch die Beziehungen zwischen Lohnarbeit und Kapital 
grundlegend (Broadberry, Harrison 2005). Mit der Industrialisierung der Zent- 
ren war, internen Streitigkeiten, Spaltungen und staatlicher Repression zum 
Trotz, seit der Mitte des 19. Jahrhunderts die Herausbildung der Arbeiterbe- 
wegungen in Europa und Amerika einhergegangen (Abendroth 1965: 51-86, 
Nicholson 2004: Kap. 4&5). Diese Bewegungen wurden, zu Recht oder Un- 
recht, zunehmend als Bedrohung der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung wahrgenommen. Der Erste Weltkrieg bot, im Namen nationa- 
ler Einheit, die Gelegenheit zur Schwächung der Arbeiterbewegung durch Ko- 
optation gemäßigter und sozialimperialistischer Führer einerseits und Unter- 
drückung radikaler Organisationsansätze andererseits (Luxemburg 1916). Un- 
geachtet dieser Spaltungs- und Integrationsstrategie kam es nach dem Krieg zu 
Revolutionen, Revolten und Massenstreiks, in denen die Arbeiterklassen der 
kapitalistischen Zentren wenngleich nicht die politische Macht, so doch we- 
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nigstens höhere Löhne und soziale Reformen erringen konnten. Diese Gelän- 
degewinne waren allerdings kurzlebig. Die 1920 einsetzende Nachkriegsinflati- 
on ließ nichts von den gerade errungenen Nominallohnerhöhungen übrig und 
eine gleichzeitig einsetzende Rezession schwächte die gewerkschaftliche Ver- 
handlungsmacht (Feinstein et al. 2008: 39-42). Die von reformistischen Ge- 
werkschafts- und Parteiführern erhoffte Umwandlung des Kriegssozialismus in 
einen sozialstaatlich organisierten Kapitalismus blieb ebenso aus wie das von 
der radikalen Linken erhoffte Wiederauflodern revolutionärer Umttriebe. Statt- 
dessen konnten Löhne, soziale Reformen und Arbeiterorganisationen in unter- 
schiedlichem Maße zurückgedrängt werden. Als besonders folgenreich sollte 
sich der Angriff auf die amerikanische Arbeiterbewegung erweisen. 

Dort wurde die Machtbasis der Facharbeitergewerkschaften, deren Führung 
den Kriegseintritt der USA unterstützte, weitgehend zerstört, weil der Über- 
gang zu standardisierter Massenproduktion bereits während des Krieges viel 
weiter getrieben wurde als in irgend einem anderen Land (Lens 1973: Kap. 11). 
Darüber hinaus waren die politische Repräsentation und zivilgesellschaftliche 
Verankerung der amerikanischen Arbeiterklasse weitaus schwächer entwickelt 
als in Europa. Deshalb konnten die durch Streiks nach Kriegsende erzielten, 
institutionell aber kaum abgesicherten, Erfolge sehr schnell zurückgenommen 
werden. Die mit Nachkriegsinflation und -krise beginnende, und in den USA 
besonders weitgehende, Zurückdrängung der Arbeiterbewegung war allerdings 
nicht von einer entsprechenden Rücknahme des Staates begleitet. Die während 
des Krieges drastisch gestiegenen Staatsquoten gingen auch nach dem Krieg 
nicht zurück und lagen vor Beginn des Zweiten Weltkrieges rund doppelt so 
hoch wie vor Beginn des Ersten Weltkrieges (Maddison 2001: 135). 

Auf die Bedeutung erhöhter Staatsquoten wird mit Blick auf die Wirtschafts- 
politik nach der Finanzkrise 1929 noch einzugehen sein. Ein entscheidender 
Faktor, der zum Ausbruch der Krise führte, war die Schwächung der amerika- 
nischen Arbeiterbewegung zu Beginn der 1920er Jahre (Lens 1973: Kap. 12). 
In Europa flackerten auch nach der Stabilisierungskrise zu Beginn der 1920er 
Jahre immer wieder Klassenkämpfe auf. An der amerikanischen Klassenfront 
blieb es dagegen ruhig. Entsprechend stieg die Investitionsneigung amerikani- 
scher Kapitalisten beträchtlich an. In freudiger Profiterwartung steckten sie 
große Summen in den weiteren Ausbau der Massenproduktionsindustrien. So- 
lange die hierfür notwendigen Investitionen selbst Nachfrage darstellten, hielt 
der Aufschwung an. Zusätzlich befeuert wurde der Boom in den USA durch 
die Gläubigerposition, in die sich die amerikanischen Finanzmärkte während 
des Ersten Weltkrieges hineinakkumuliert hatten. Ein Teil des an der Wall 
Street reichlich vorhandenen Kapitals wurde in die verschuldeten europäischen 
Zentren exportiert, hatte dort jedoch nur geringe Wachstumseffekte. Insbe- 
sondere die britische Industrie litt unter dem Versuch, die Hegemonie von 
Pfund und Londoner Finanzwelt durch eine Rückkehr zum Goldstandard, der 
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während des Ersten Weltkrieges zwecks Kriegsfinanzierung suspendiert war, 
gegen die Gläubigernation USA und ihren Dollar zu verteidigen (Clavin: Kap. 
2, Ziebura 1984: Kap. II). Zu den Vorkriegswechselkursen, die mit dem Gold- 
standard ebenfalls wieder galten, konnten britische Exporte nicht mit jenen 
der USA konkurrieren, weil das Produktivitätswachstum letzterer dasjenige Bri- 
tanniens schon seit dem späten 19. Jahrhundert übertraf (Feinstein et al. 2008: 
69-72). Um diesen Wettbewerbsnachteil auszugleichen, setzte die britische 
Bourgeoisie auf eine Deflationspolitik, die während der gesamten 1920er Jahre 
zu Massenarbeitslosigkeit und einer Beschränkung der Binnennachfrage führte. 
Andere europäische Länder erlebten immerhin eine Miniaturausgabe des US- 
Booms, waren aber zum Teil erheblichen politischen Spannungen ausgesetzt. 
Gemessen an diesem „Niedergang Europas“ (Ziebura 1984: 67) erschien die 
amerikanische Prosperität umso eindrucksvoller. So gesehen ist es kein Wun- 
der, dass die Börseneuphorie auch noch anhielt, als die Wachstumsraten der 
Produktion ihren Höhepunkt bereits überschritten hatten. Schließlich, dann 
aber sehr schnell, sprach sich auch an der Börse herum, dass die Investitions- 
konjunktur Produktionskapazitäten geschaffen hatte, die mangels Nachfrage 
privater oder öffentlicher Haushalte nicht ausgelastet werden konnten. Das 
Nachfragewachstum, das zuletzt nur noch von Schulden und Spekulation ge- 
tragen wurde, brach mit den Börsenkursen zusammen. Die Krise war da (Kind- 
leberger 2000: Kap. 2-6). 

Der Investitionsboom in den 1920er Jahren hatte einen Einkommenseffekt, 
der für zusätzliche Nachfrage sorgte. Dabei handelte es sich aber lediglich um 
ein konjunkturelles Phänomen. Langfristig verschärfte dieser Boom sogar die 
Stagnationstendenz, weil weitere Kapazitäten ausgelastet werden mussten (Ald- 
croft 1978: 317-321, Schmidt 1997: 85-88). Über Wege zur Verhinderung einer 
durch Nachfragemangel bedingten Stagnation hat der reformistische Flügel der 
Arbeiterbewegung seit Eduard Bernstein nachgedacht. Demnach sollte der 
Akkumulationsprozess durch steigende Löhne und soziale Reformen 
stabilisiert und auf diese Weise ein politischer Ausgleich mit der Bourgeoisie 
erreicht werden (Berman 2006). Diese Mischung aus Ökonomismus und Vo- 
luntarismus übersieht jedoch, dass nicht alles was ökonomisch möglich ist, 
auch politisch umgesetzt werden kann. Erfahrungen korporatistischer Wirt- 
schaftssteuerung waren seit dem Ersten Weltkrieg vorhanden. Die öffentlichen 
Haushalte stellten einen hinreichend großen Anteil der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage dar, um eine Politik expansiver Staatsausgaben wirksam werden zu 
lassen. Den politischen Klassen war auch klar, dass jedwede binnenwirtschaft- 
liche Politik internationaler Abstimmung bedarf. In der Zwischenkriegszeit wa- 
ren die Bourgeoisien allerdings nicht zum inneren Klassenkompromiss bereit 
und zur internationalen Kooperation unfähig. An ihren jeweiligen Heimatfron- 
ten hatten sie den Übergang von der traditionellen Herr-im-Haus- 
Betriebsführung zum „wissenschaftlichen“ Management noch nicht vollständig 
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vollzogen und fürchteten zudem, Zugeständnisse an den Reformismus würden 
letztlich Wasser auf die Mühlen kommunistischer Parteien lenken (Danos; Gi- 
belin 1982, Symmons 1957, Rosenberg 1991). In der internationalen Arena 
schwand die Führungskraft der Briten umso mehr, je länger sie an den Prinzi- 
pien der im Ersten Weltkrieg bereits untergegangenen Pax Britannica - Gold- 
standard und Haushaltsausgleich - festhielten. Gleichzeitig waren die Ameri- 
kaner noch nicht bereit, internationale Führung zur Not auch auf Kosten 
heimischer Wählerstimmen zu übernehmen. Stattdessen schwenkten sie auf 
einen protektionistischen Kurs ein, der von anderen Regierungen übernom- 
men wurde und zur Desintegration des Weltmarktes und einer Verschärfung 
der Krise beitrug (Kindleberger 1973, Ziebura 1984: Kap. V). Die Bausteine für 
ein um Massenproduktion und Massenkonsum zentriertes Akkumulationsmo- 
dell waren bereits vor und während der Großen Depression vorhanden. Die 
politischen Bedingungen, unter denen dieses Modell zusammengesetzt und in 
Gang gehalten werden konnte, haben sich dagegen erst im Zweiten Weltkrieg 
herausgebildet. Obwohl dieses Modell vielfach als empirischer Beleg für die 
Möglichkeit endogener kapitalistischer Akkumulation angesehen wird, wurde es 
in erheblichem Maße durch eine neue Phase der Landnahme nicht-kapitalisti- 
scher Milieus angetrieben. Die Erschöpfung dieser Milieus trug zum Ende der 
Nachkriegsprosperität und der nachfolgenden Stagflation der 1970er Jahre bei. 


4. Die Stagflation der 1970er 


Die Serie von Konjunktur-, Währungs- und Fiskalkrisen, welche dem lang 
anhaltenden Nachkriegsboom in den 1970er Jahren folgte, erlöste viele 
Marxzisten von dem nagenden Zweifel, der Keynesianismus habe den Schlüssel 
zu ewiger Prosperität gefunden und damit den von Marx prognostizierten Krı- 
sentendenzen der Kapitalakkumulation ein Ende bereitet. Nun konnte endlich 
wieder über Unterkonsumtion, Überproduktion und tendenziell fallende Pro- 
fitraten gestritten werden (Altvater et al. 1979, Hoffmann 1983). 

Bis Mitte der 1960er Jahre schien die Nachkriegsprosperität alle Varianten 
marxistischer Krisentheorien zu widerlegen. In den kapitalistischen Zentren 
stiegen die Reallöhne in etwa im Gleichschritt mit der Arbeitsproduktivität 
(Marglin 1991: 18, Rupert 1995: Kap. 7). Dadurch wurden einerseits steigende 
Lohnstückkosten und ein hiervon ausgehender Druck auf die Profitrate ver- 
mieden. Andererseits stieg mit den Reallöhnen auch die Konsumgüternachfra- 
ge. Auf diese Weise konnte das Kapital der Unterkonsumtionsfalle, in der die 
Akkumulation während der Großen Depression gefangen war, entkommen. 
Hierzu trugen auch der gegenüber der Zwischenkriegszeit nochmals gestiegene 
Anteil öffentlicher Ausgaben, insbesondere in den Bereichen Bildung, Soziales 
und Rüstung, sowie beständig steigende Ausgaben zur Verkaufsförderung bei 
(Baran; Sweezy 1966, Maddison 2001: 135). Diese Ausgabenposten hatten 
keine nennenswerten Kapazitätseffekte. Sie trugen aber zu einem Nachfrage- 


532 Ingo Schmidt 


wachstum bei, das die Produktivitätspotentiale, die in der Ausbreitung von 
Methoden der Massenproduktion angelegt waren, auszuschöpfen half. Dank 
keynesianischer Wirtschaftspolitik und dem korporatistischem Zusammenwir- 
ken der Vertreter von Lohnarbeit und Kapital schien das Nachfrageproblem 
kapitalistischer Akkumulation gelöst (Schmidt 1997: 167-179). 

Unter Rückgriff auf Luxemburgs Akkumulationstheorie lässt sich nun zeigen, 
dass die gleichen Faktoren, die in den 1950er und 1960er Jahren zu einer his- 
torisch beispiellosen Prosperität beigetragen haben, auch zu den Krisen der 
1970er Jahren geführt haben. Dafür ist allerdings ein sorgfältiger Umgang mit 
dem Begriff Expansion in nichtkapitalistische Milieus erforderlich. Wie weiter 
oben bereits dargestellt, geht Luxemburg davon aus, dass der Kapitalismus 
„nichtkapitalistische soziale Schichten als Absatzmarkt für seinen Mehrwert, 
als Bezugsquellen seiner Produktionsmittel und als Reservoirs der Arbeitskräfte 
für sein Lohnsystem“ (Luxemburg 1913: 316f) braucht, um Absatz für den 
kapitalistisch produzierten Mehrwert zu finden. Sie wendet dieses „Expansi- 
onstheorem“ auf die konkrete Analyse kolonialer Eroberungen und imperialis- 
tischer Konkurrenz an. Diese beiden Erscheinungsformen des kapitalistischen 
Weltsystems waren nach dem Zweiten Weltkrieg in Auflösung begriffen. Unter 
Führung der USA entwickelte sich vielmehr ein Imperialismus ohne Kolonien 
(Magdoff 2003). Zudem schränkte die Entstehung des sowjetischen Imperi- 
ums, ganz gleich ob man dieses als sozialistisch oder staatskapitalistisch be- 
greift (Van der Linden 2007), das Aktionsfeld des Kapitals räumlich erheblich ein 
(Heller 2005: Kap. 1-3). Obwohl diese Erscheinungen nicht mit jenen überein- 
stimmen, die Luxemburg analysiert hat, trägt ihre Argumentation zum Ver- 
ständnis von Nachkriegsprosperität und Krisen in den 1970er Jahren bei. Dies 
gilt einmal mit Blick auf die Hochrüstung während des Kalten Krieges, die öko- 
nomisch die gleiche Absatz schaffende Funktion hat, die Luxemburg mit Blick auf 
den Militarismus des späten 19. Und frühen 20. Jahrhunderts dargestellt hat. 
Darüber hinaus förderten Dekolonisierung und Systemwettbewerb in vielen 
gerade entstehenden „Developmental States“ einen Industrialisierungsschub, 
der den Investitionsgüterherstellern der Zentren zusätzliche Absatzmöglichkei- 
ten bot. Schließlich ist zu beachten, dass kapitalistische Expansion nicht 
zwangsläufig in anderen Ländern erfolgt, sondern auch nichtkapitalistische 
Formationen innerhalb kapitalistischer Länder erfassen kann (Lutz 1989). 

Von besonderer Bedeutung sind dabei die privaten Haushalte, weil sie in er- 
heblichem Umfang für den Eigenbedarf produzierten und insofern als nicht- 
kapitalistische Nischen in den kapitalistischen Zentren angesehen werden 
konnten. Nach dem Zweiten Weltkrieg war ihr Anteil am gesamten Arbeitsvo- 
lumen, d.h. der Arbeit unter kapitalistischen wie unter nichtkapitalistischen 
Bedingungen zusammengenommen, noch erheblich. Dies sollte sich während 
der Nachkriegsprosperität ändern. Der Massenkonsum eroberte die Arbeiter- 
haushalte. Dabei spielte die Ausweitung des Konsumentenkredits eine ähnli- 
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che Rolle wie internationale Anleihen bei der kapitalistischen Durchdringung 
von Kolonien bzw. nach dem Zweiten Weltkrieg entstandenen „Developmen- 
tal States“. Zwecks Kredittilgung und Konsumgüterkäufen aus laufenden Ein- 
kommen, dehnten die Haushalte ihr Arbeitsangebot aus, weshalb insbesondere 
Frauen in großer Zahl in den Arbeitsmarkt eintraten (von Werlhof et al. 1983). 
Zudem trieb der Konkurrenzdruck großer Konzerne und einer sich industriali- 
sierenden Landwirtschaft immer mehr Kleinbetriebe in den Ruin und ihre e- 
hemaligen Besitzer samt Familien auf den Arbeitsmarkt (Guerin, Mandel 1972: 
Kap. I, Lutz 1989: Kap. IV). Dank Ausbreitung des Massenkonsums, steigen- 
der Staatsausgaben samt der Investitionen, die durch steigende Nachfrage in 
den kapitalistischen Zentren und einer Reihe peripherer Länder angeregt wur- 
den, konnte ein steigendes Arbeitsangebot über längere Zeit in den kapitalisti- 
schen Arbeitsprozess eingegliedert werden. 

Ende der 1960er Jahre stieß dieser Prozess der Akkumulation durch Expansi- 
on in Haushalte und Absorption des Kleingewerbes an Grenzen der Nachfra- 
geausweitung und zugleich an Grenzen der Rationalisierung. Zu jener Zeit wa- 
ren sicherlich noch nicht alle Konsumträume, schon gar nicht im Weltmaß- 
stab, erfüllt und insofern bestand nach wie vor eine potenzielle Nachfrage. 
Weiterhin steigende Reallöhne, insbesondere für Arbeiter und Arbeiterinnen 
am unteren Ende der Lohnskala, hätten die Konsumgüternachfrage antreiben 
können. Dazu ist es aber nicht gekommen, weil der Beschäftigungsaufschwung 
in den 1950er und 1960er Jahren zu einem Aufschwung militanter Arbeits- 
kämpfe geführt hat, der von Aktionären und Managern großer Konzerne ge- 
nauso argwöhnisch betrachtet wurde, wie die Gewerkschafts- und Parteigrün- 
dungen am Ende des 19. Jahrhunderts von Firmenpatriarchen. Zunehmend 
waren sie der Auffassung, dass die Wiederherstellung der Ordnung im Betrieb 
wichtiger sei als die kurzfristige Ausweitung des Absatzes (Kalecki 1943: 324- 
326). Dies galt umso mehr, als die neue Arbeitermilitanz nicht nur höhere 
Löhne forderte, sondern auch die zunehmende Produktivität durch Zergliede- 
rung und Beschleunigung im Prozess der Massenproduktion in Frage stellten. 
Auch wurde die Sorge um künftige Profitraten verstärkt, weil außerhalb des 
kapitalistischen Betriebes Forderungen nach einer Ausweitung des Sozialstaates 
sowie einer neuen Weltwirtschaftsordnung laut wurden. 

Hatte der Keynesianismus zunächst zur staatlichen Mobilisierung brachliegen- 
der privater Ersparnisse beigetragen, drohte mit der Finanzierung eines stets 
erweiterten Sozialstaates die Erhöhung von Steuern auf Vermögen und Ver- 
mögenseinkommen. Zudem hätte eine neue Weltwirtschaftsordnung zu einer 
drastischen und dauerhaften Verteuerung importierter Rohstoffe in den kapita- 
listischen Zentren geführt. Angesichts der nunmehr befürchteten Profitklemme 
verringerten viele Unternehmen ihre Investitionen und versuchten ihre Profit- 
raten durch steigende Preise zu stabilisieren (Sherman 1976). Rückläufige In- 
vestitionen und inflationär gesenkte Kaufkraft des Lohnes führten jene Krise 
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herbei, die während der anhaltenden Nachkriegsprosperität mehr und mehr als 
historisches Relikt erschienen war (Bronfenbrenner 1969). 

Verschärft wurde die Krise noch durch erste Injektionen monetaristischer 
Wirtschaftspolitik, die durch Beschränkung staatlicher Ausgaben und hohe 
Zinsen zu weiteren Nachfrageausfällen führte. Die bislang im Gleichschritt er- 
folgte Entwicklung von Produktionskapazitäten und gesamtwirtschaftlicher 
Nachfrage geriet aus dem Tritt. Überkapazitäten wurden zu einer dauerhaften 
Begleiterscheinung eines nunmehr gebremsten Akkumulationsprozesses (Bren- 
ner 2006: Kap. 10). 

Den neoliberalen Durchbruch schafften schließlich die USA (Harvey 2005), 
die auf diese Weise ihre in den 1970er Jahren angeknackste Hegemonie auf 
veränderter Grundlage wiederherstellen konnten. Anders als die Briten, die ihre 
Hegemonie nach dem Ersten Weltkrieg auf den Vorkriegsprinzipien Goldstan- 
dard und Haushaltsausgleich wiederherzustellen suchten und damit zu Aus- 
bruch, Tiefe und Dauer der Großen Depression beitrugen, konnte sich in den 
USA während der Stagflation der 1970er relativ schnell eine zu Änderungen 
bereite Fraktion der Bourgeoisie durchsetzen. Keynesianismus und Sozialstaat 
wurden nunmehr als Unternehmerinitiative erstickende Ursachen der Stagfla- 
tion verworfen und durch die neuen Prinzipien Inflationsbekämpfung, Privati- 
sierung sowie Zurückdrängung des Sozialstaates ersetzt. Beginnend mit Ronald 
Reagans passiver Revolution entstand ein Wall Street Pentagon Kapitalismus 
(Schmidt 2008a), in dem Konzerne und neoliberale Staaten die Wiedererobe- 
rung des Terrains vorantrieben, das sie nach dem Zweiten Weltkrieg an Sozial- 
staat, „Developmental States“ und das sowjetisch dominierte Staatensystem 
verloren hatten. Begleitet von Fiskal-, Schulden- und Finanzkrisen in allen Teı- 
len der Welt sollte dieser neue Kapitalismus 2008 schließlich sein ökonomi- 
sches Herz, Wall Street, treffen. Kursstürze und Bankenzusammenbrüche mar- 
kierten den Beginn einer Finanz- und Überproduktionskrise, die nicht nur das 
Ende eines Konjunkturzyklus markiert, sondern das Ende von neoliberalem 
Kapitalismus und US-Hegemonie eingeläutet hat. 


5. Die gegenwärtige Krise 


Im Gegensatz zur Nachkriegsprosperität, die von politischen Krisen begleitet, 
aber von keiner ernsthaften Konjunkturkrise unterbrochen wurde, gehörten 
Wirtschaftskrisen im Neoliberalismus zum Geschäft. Gelöst wurden diese Kri- 
sen aber nicht, wie die neoliberale Theorie nahe legt, durch die unsichtbare 
Hand des Marktes, sondern durch massive politische Interventionen der kapi- 
talistischen Zentren und der von ihnen dominierten internationalen Organisa- 
tionen (Toussaint 2005). Auf diese Weise konnten die Märkte der „Develop- 
mental States“ und später des zerfallenden sowjetischen Imperiums, die zuvor 
durch eine Politik importsubstituierender Industrialisierung teilweise oder das 
Außenhandelsmonopol realsozialistischer Staaten weitestgehend verschlossen 
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waren, für Kapitalanlagen aus den westlichen Zentren geöffnet werden. Dies 
verschaffte letzteren, wenngleich in bescheidenem Umfang, neue Absatzmög- 
lichkeiten, Zugang zu billiger Arbeitskraft und führte zu bester Laune an den 
Börsen. Selbst als es 1987 zu einem Wall Street Crash kam, ging die Akkumu- 
lation munter weiter. Die Börsenkrise in Tokio 1991 führt zwar zu einem 
Jahrzehnt der Stagnation in Japan hat aber, obwohl die japanische Ökonomie 
noch immer die zweitgrößte der Welt ist, keine Auswirkungen auf den globa- 
len Akkumulationsprozess. Nachdem die kapitalistischen Zentren sich nicht 
mal an der Asıenkrise 1997 ansteckten, waren viele linke Theoretiker über- 
zeugt, dass Finanzmärkte die Massenproduktion als Motor kapitalistischer Ak- 
kumulation ersetzt hätten (Aglıetta 2000, Boyer 2000). Umso größer war die 
Überraschung, dass es 2008 nicht nur, wie bereits 1987, zu einer Wall Street 
Krise kam, sondern dass diese zum Auftakt der schwersten Weltwirtschaftskrise 
seit der Großen Depression wurde. Dies wirft erstens die Frage auf, weshalb 
die kapitalistischen Zentren knapp drei Jahrzehnte neoliberaler Akkumulation 
ohne nennenswerte Krisen in den Zentren erlebten und zweitens, weshalb die- 
se Akkumulationsphase dann doch noch in einer schweren Krise endete. 

Die Ziele des Neoliberalismus bestanden in der Erhöhung der Profitrate und 
der Wiederherstellung kapitalistischer Arbeitsdisziplin. Die Wiederherstellung 
einer dauerhaften industriellen Reservearmee nach den Prosperitäts- und Voll- 
beschäftigungsjahren der 1950er und 1960er Jahre, eine auf Computer- 
Steuerung und Automation ruhende Rationalisierungswelle sowie Produkti- 
onsverlagerungen in Niedriglohnländer führten zusammengenommen dazu, 
dass sich das Reallohnwachstum in den Zentren gegenüber der Nachkriegs- 
prosperität und sogar dem 1970er Stagflationsjahrzehnt drastisch verlangsam- 
te, in einigen Ländern sogar negative Werte annahm und Produktivitätsgewin- 
ne zu höheren Profitraten führten (Rupert 1975: Kap. 8). Darüber hinaus wur- 
de der Steuerstaat, dessen Anteil am Bruttoinlandsprodukt entgegen der neoli- 
beralen Propaganda keinesfalls gesenkt wurde, dazu genutzt, die Steuerlast von 
Unternehmen und vermögenden Haushalten zunehmend auf die Bezieher 
niedriger Einkommen zu verschieben (Glyn 2006: Kap. 7). 

So erfolgreich diese Umverteilungspolitik auch war, führte sie doch zu einer Ak- 
tualisierung der von Luxemburg analysierten Tendenz zu Unterkonsumtion und 
allgemeinem Nachfragemangel. Dieser Tendenz konnte der neoliberale Kapita- 
lismus, wenngleich sich das Wachstum gegenüber der Nachkriegsprosperität 
deutlich abschwächte (Brenner 2006: Part Four), zunächst entgehen. Der Über- 
gang zu computer-gestützten und, zumindest teilweise, automatisierten Produk- 
tionsverfahren in den Zentren kurbelte die Nachfrage nach Investitionsgütern an, 
trug allerdings auch zum Fortbestand von Überkapazitäten bei. Zudem bedurfte 
die Expansion westlichen Kapitals in die ehemals Zweite und Dritte Welt des 
Aufbaus einer „neoliberalen Infrastruktur“. Ohne den Ausbau globaler Logistik- 
netzwerke, der mit massiven Investitionen in fixes Kapital einherging, sowie de- 
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ren militärische Absicherung, die den militärisch-industriellen Komplex als be- 
deutenden Nachfragefaktor über das Ende des Kalten Krieges hinaus am Leben 
erhielt, war der Zugang zu billiger Arbeitskraft nicht zu haben. Mit dem Aufbau 
globaler Wertschöpfungsketten ging zwar einerseits eine massive Verelendung der 
Arbeiterklassen des globalen Südens einher. Andererseits stellten neoliberale 
Kompradorenbourgeoisien und Mittelklassen ihren Reichtum demonstrativ zur 
Schau. Die hierfür notwendigen Accessoires lieferten westliche Mercedes, Por- 
sche & Co. Zudem trugen eine weitere Aufblähung von Konsumentenkrediten 
und die Auflösung privater Haushaltsersparnisse innerhalb der Zentren zur Stabi- 
lisierung der Konsumgüternachfrage trotz teilweise sogar rückläufiger Reallöhne 
bei (Foster, Magdoff 2009: Kap. 2). 

Seit der US-Immobilienkrise 2007 zeigte sich allerdings, dass viele Haushalte 
ihren Kreditverpflichtungen mangels angemessener Bezahlung für ihre Arbeit 
nicht mehr nachkommen konnten. Ausgehend von einer steigenden Zahl fau- 
ler Immobilienkredite wurde die Finanzierungsgrundlage der Wall Street 
Hausse untergraben und schließlich ein Kurssturz ausgelöst (Foster, Magdoff 
2009: Kap. 6). Mit einem Schlag werden die Widersprüche des neoliberalen 
Kapitalismus auch für Nicht-Marzisten ersichtlich. Die erfolgreiche Umvertei- 
lung von Arbeits- zu Vermögenseinkommen vergrößert die Masse Anlage su- 
chenden Kapitals, führt aber nicht im gleichen Umfang zu einer Zunahme 
profitabler Investitionsprojekte. Eine durch unzureichendes Nachfragewachs- 
tum bedingte Verringerung der Profitrate kann jedoch, so hofften Vermögens- 
besitzer vor der Krise, durch Finanzinvestitionen vermieden werden. Einstür- 
zende Börsenkurse machen ihnen dann aber klar, dass steigende Price- 
Earnings-Ratios nicht zukünftiges Wachstum, sondern eine sich beschleuni- 
gende Wertpapierinflation angezeigt hatten. Nicht steigende Löhne, wie Marx 
noch gemutmaßt hatte (Marx 1885: 410), sondern steigende Börsenkurse, und 
insbesondere deren Abkopplung von der Gewinnentwicklung der nicht- 
finanziellen Unternehmen, sind im neoliberalen Kapitalismus die „Sturmvögel 
der Krise“ (Marx 1885: 410). 

Marx, ebenso wie Schumpeter, erwartete von Krisen, dass sie überakkumulier- 
tes Kapital entwerten, auf diese Weise die Profitrate einer kleiner gewordenen 
Profitmasse erhöhen und auf diese Weise den nächsten Aufschwung vorberei- 
ten würden. So sah die kapitalistische Realität bis zur Großen Depression 
auch aus. Mit dem Keynesianismus wurde dann die Staatstätigkeit über die 
Garantie von Eigentumsrechten, was auch Landnahme und Verwandlung von 
kollektivem Eigentum in Privateigentum einschließt, hinaus erweitert. Am 
Ausgang der Großen Depression stand die makroökonomische Intervention, 
die seither einen integralen Bestandteil kapitalistischer Akkumulation darstellt. 
Trotz anti-staatlicher Rhetorik änderte hieran auch der Neoliberalismus nichts. 
Öffentliche Haushalte trugen im neoliberalen Kapitalismus zur Stabilisierung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage bei. Der Ausbruch der Finanzkrise im Sep- 
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tember 2008 führte denn auch zu massiven Staatsinterventionen. Diese hatten 
einen „keynesianisch-monetaristischen“ Doppelcharakter. Konjunkturprogramme 
wirkten dem Zusammenbruch der privaten Nachfrage, insbesondere privater 
Investitionstätigkeit, entgegen. Bankenrettungsprogramme sowie massive Aus- 
weitung des Geldangebotes durch die Zentralbanken fingen den Börsenkrach 
auf. Die Folge: Anstelle einer dreijährigen Talfahrt der Wirtschaft, wie zu Be- 
ginn der Großen Depression, löste der Börsenkrach 2008 lediglich eine gut halb- 
jährige „Große Rezession“ aus. Danach verlangsamte sich der Abschwung im 
Westen, während das Wachstum in den neuen Regionalmächten des Südens 
und insbesondere China, das bereits über den Status einer Regionalmacht hi- 
nausgewachsen ist, sich bereits wieder dem Vorkrisen-Niveau annähert. 

Erleben wir also statt einer großen Krise der kapitalistischen Akkumulation le- 
diglich den Übergang von der Hegemonie des US-geführten Westens zu einer 
polyzentrischen Welt (Schmidt 2008b)? Es ist durchaus vorstellbar, dass Öko- 
nomen ein Set von Wechselkursen, Zinssätzen, Staats- und Investitionsquoten 
ausrechnen, dass mit welt- und binnenwirtschaftlichen Gleichgewichten kom- 
patibel wäre (Elsenhans 2000). Zu diesem Zweck wurde der Keynesianismus in 
der Vergangenheit von einer Wirtschaftstheorie zu einer Sozialtechnologie wei- 
terentwickelt. Es ist weiterhin denkbar, dass Regierungen in der internationa- 
len Arena und Sozialpartner in einzelnen Ländern sich in einem Verhand- 
lungsprozess darauf verständigen, die entsprechenden Kennziffern als Richt- 
schnur ihres jeweiligen Handelns anzuerkennen. Wahrscheinlich ist solch eine 
„ausgehandelte Stabilisierungspolitik“ jedoch nicht. Dabei sind neoliberale 
Lästereien, diese Art von Weltkorporatismus stelle die Wiedereinführung der 
Planwirtschaft zwei Jahrzehnte nach ihrem Ableben in Moskau dar, noch das 
kleinste Problem. Größere Hindernisse auf dem Weg zu einer polyzentrischen 
und wirtschaftlich stabilen Welt stellen der Fortbestand ökonomischer Krisen- 
potenziale und soziale Interessenkonflikte dar. 

Massive Injektionen öffentlicher Gelder in reale und monetäre Wirtschafts- 
kreisläufe haben zwar den Absturz der Weltwirtschaft bremsen können. Damit 
haben sie jedoch gleichzeitig die Entwertung überakkumulierten Kapitals ver- 
hindert. Dies gilt insbesondere mit Blick auf Finanzvermögen. Die gegenwärti- 
ge Stabilisierung von Nachfrage und Wertschöpfung im Westen wird von ei- 
ner neuerlichen Spekulationsblase begleitet, deren Platzen die nächste Krisen- 
etappe einleiten dürfte. Die staatliche Rettung von Finanzvermögen hat aber 
nicht nur die ökonomischen Bedingungen für die nächste Krisenrunde ge- 
schaffen, sondern auch die Macht der Vermögensbesitzer gerettet. Diese wer- 
den alles daran setzen, die für eine dauerhafte Stabilisierung der Wirtschafts- 
entwicklung notwendige Entwertung ihrer Vermögen zu verhindern. Forderun- 
gen nach Sanierung der Staatshaushalte, die in den meisten Ländern mehr 
durch Subventionen an den Finanzsektor als durch Konjunkturprogramme in 
die roten Zahlen getrieben wurden, deuten bereits daraufhin, dass der Vermö- 
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gensbesitz am Neoliberalismus festhält. Dabei wird in Kauf genommen, dass 
die neuerliche Kombination von Spekulationsblasen und staatlichen Ausga- 
benkürzungen die mit Ach und Krach stabilisierte Wirtschaft aller Wahr- 
scheinlichkeit nach über die nächste Krisenklippe schubsen wird. Der „Wille 
zum Neoliberalismus“ wird noch dadurch befördert, dass der Akkumulations- 
prozess - am Ende billiger Rohstoffe - unter Kostendruck steht. Nicht mili- 
tante Arbeiterkämpfe, sondern steigende Rohstoffpreise setzen die Profitraten 
unter Druck und erhalten so den Anreiz zur vermeintlich profitableren Fi- 
nanzanlage aufrecht. Genauer: Rohstoffe, die als sich verteuernder Bestandteil 
des konstanten Kapitals die Profitrate verringern, werden selbst zum lukrativen 
Spekulationsgeschäft. Die Renditen, die von diesen Rohstoffgeschäften erwar- 
tet werden, stehen einer „ökologischen Landnahme“ samt der damit verbun- 
denen Akkumulationsmöglichkeiten im Wege (Kovel 2007). 

Vermögensbesitz ist international. Er umfasst nicht nur das „große Geld“, 
sondern auch die Ersparnisse von Mittelklassen und besser bezahlten Schich- 
ten des Proletariats sowie Devisenreserven der Zentralbanken dieser Welt (Pa- 
nitch, Gindin 2009). Diese regionale und soziale Streuung des Vermögensbe- 
sitzes geht freilich mit einer enormen Konzentration und, darauf aufbauend, 
politischer Macht einher. Diese Macht hat einen Ort: Wall Street sowie deren 
Verbindungen zur US-Zentralbank und dem amerikanischen Finanzministeri- 
um (Gowan 1999: Kap. 3). Vergleichbar dem Festhalten der Londoner City an 
den Prinzipien des alten Liberalismus, das in den 1930er Jahren zum Über- 
gang von Börsenkrach und Rezession in eine Depression beigetragen hat, wird 
das Festhalten der Wall Street am Neoliberalismus zum Übergang von der ge- 
genwärtigen Stabilisierung zur nächsten Krisenetappe beitragen. 

Nicht nur absteigenden Hegemonialmächten fällt der Abschied von lieb gewon- 
nenen Akkumulationsstrategien schwer. Auch die politische Führung des mer- 
kantilistischen Aufsteigers China, von internationalen Wirtschaftsorganisationen 
beständig zu Aufwertungen des Yuan, Senkung der Sparquote und Ausweitung 
der Binnennachfrage aufgefordert, betritt wirtschaftspolitisches Neuland nur zö- 
gerlich. Dass sie weiteren Aufwertungen zögerlich gegenübersteht, ist verständ- 
lich. Schließlich würden hierdurch ihre Dollar-Reserven entwertet und Exporte 
verteuert. Noch schwerer wiegt jedoch, dass eine Ausweitung des inländischen 
Konsums ohne steigende Reallöhne samt der damit verbundenen Verschiebung 
der sozialen Machtbalance zugunsten der Arbeiterklasse verbunden wäre. 
Diese sozialdemokratische Vision dürfte alten Kommunisten in der Volks- 
republik ebenso wenig schmecken wie neuen Kapitalisten. 

Eine Abkehr vom Dollar Wall Street Regime in den USA sowie vom Merkanti- 
lismus in China ist, wenn überhaupt, nicht von den herrschenden Klassen dieser 
Länder zu erwarten, sondern von einer neuer Welle von Arbeiterkämpfen. Ob es 
dazu kommt, ist ungewiss. Ob solche Kämpfe, so sie denn stattfinden, eine neue 
Phase der Landnahme und Kapitalakkumulation einleiten oder über den Kapita- 
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lismus hinausgehen, ist ebenso ungewiss. Dagegen darf mit ziemlicher Gewissheit 
gesagt werden, dass die nächste Krisenetappe vor der Tür steht. 
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Joachim Becker, Johannes Jäger 


Die EU und die große Krise 


Die EU ist von der aktuellen großen Krise stark, wenn auch ungleichmäßig 
betroffen. Uneinheitlich waren - jenseits der Stützung des Finanzsektors - 
auch die wirtschaftspolitischen Reaktionen auf die Krise. Während in West- 
europa milde Formen antı-zyklischer Politik vorherrschen, werden in großen 
Teilen Osteuropas markant pro-zyklische Politikmuster verfolgt. Die Frage ist, 
wie sich die unterschiedlichen Krisenverläufe und wirtschaftspolitischen Reak- 
tionsmuster erklären lassen und welche Konsequenzen sie für die Kohäsion 
der EU haben. Dabei beschränkt sich der Artikel bewusst auf die EU und geht 
nur am Rande auf den globalen Krisenkontext ein. 


Ausbreitungskanäle der Krise 


Den Ausgangspunkt hatte die aktuelle Krise nicht in der EU, sondern bereits 
2007 in den USA. Die Krise kann als Überakkumulationskrise gekennzeichnet 
werden, was heißt, dass das Kapital keine ausreichenden profitablen Anlagemög- 
lichkeiten mehr findet (Johsua 2009: 54). Dem liegt wesentlich eine Schieflage in 
der Einkommensverteilung zugrunde. Einerseits ging die Lohnquote in vielen 
Ländern deutlich zurück und damit auch die Möglichkeit, die Konsumausgaben 
ohne Schuldenaufnahme zu finanzieren. Andererseits erzielten die oberen Mittel- 
schichten tendenziell steigende Finkommen, die sie zunehmend auf den Fi- 
nanzmärkten anlegten. Zeitweise sind die Verwertungsprobleme nicht nur in den 
USA durch stark expandierende Finanzanlagen, die vor durch Preissteigerungen 
bei Finanzaktiva ertragreich schienen, und durch kreditfinanzierten Konsum ü- 
berdeckt worden (vgl. Johsua 2009, auch Lordon 2008). Von den USA hat sich 
die Krise über unterschiedliche Kanäle ausgebreitet. Die rascheste Form der Aus- 
breitung ist über den sogenannten Ansteckungseffekt erfolgt. Dieser war in jenen 
Ländern am stärksten, wo Finanzinstitutionen in hohem Maße Gelder in bis vor 
kurzem als „innovativ“ geltenden Finanzpapieren, meist Derivaten, angelegt hat- 
ten, die sich in der Krise als wenig solide erwiesen. Dies galt speziell für die 
nordwesteuropäischen Länder - Großbritannien, Irland, die Benelux-Staaten, 
Deutschland, Frankreich sowie, außerhalb der EU, für die Schweiz. In dem Ma- 
ße, in dem die Schwierigkeiten des Bankensektors offenbar wurden, begannen 
die Banken die Kreditvergabe untereinander, den Interbankenkredit, einzu- 
schränken. Von Beschränkungen des Kredits waren vor allem jene Länder stark 
getroffen, die hohe Leistungsbilanzdefizite und einen hohen Bedarf an Kapital- 
importen aufwiesen. Dies galt vor allem für ost- und südeuropäische Länder der 
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EU-Peripherie. Kreditbeschränkungen wirkten aber auch allgemein auf die pro- 
duktiven Sektoren zurück. Grenzüberschreitend machte sich das vor allem in ei- 
nem starken Rückgang des Außenhandels bemerkbar. Der Exportkanal hatte vor 
allem für Länder mit sehr hoher Exportabhängigkeit große Bedeutung. In West- 
europa galt dies vor allem für die deutsche Ökonomie, deren Export- und indus- 
trielle Produktionseinbrüche wiederum deutliche Rückwirkungen auf stark ex- 
portabhängige Ökonomien in Osteuropa, wie der Tschechischen Republik, der 
Slowakei und Sloweniens, hatten (vgl. Becker 2009a, 2009b). 


Akkumulationsmodelle und Krisenverläufe 


Offenbar hängen die unterschiedlichen Verwundbarkeiten durch die Krisen mit 
den unterschiedlichen Akkumulationsmodellen, die in den einzelnen Ländern 
vorherrschen, zusammen. Akkumulationsmodelle lassen sich aus regulationisti- 
scher Sicht anhand verschiedener Achsen analysieren: produktive/finanzialisierte 
Akkumulation, extensive/intensive Akkumulation und intravertierte/extravertier- 
te Akkumulation (Becker 2002: 67 ff). 

Die grundlegende Achse ist die Unterscheidung, ob die Akkumulation auf die 
produktiven Sektoren oder die Akkumulation „fiktiven Kapitals“ (Marx 1979: 
482 ff., 510) ausgerichtet ist. Unter „fiktivem Kapital“ sind primär Wertpapiere 
in ihren verschiedensten Formen zu verstehen. Der Handel mit ihnen bildet ei- 
nen zweiten Kreislauf des Kapitals. Er ist mit dem Kreislauf des produktiven Ka- 
pitals durch die Profitmasse verbunden, auf welche Finanztitel einen Anspruch 
verbürgen. In Zeiten stagnierender produktiver Akkumulation und hoher Unsi- 
cherheit erscheinen liquide Finanzanlagen besonders attraktiv (Arrighi 1994). 
Dieses historisch zu beobachtende Phänomen trat auch in den letzten drei Jahr- 
zehnten, wenngleich in räumlich ungleichmäßiger Ausprägung, auf. Das starke 
Interesse an Finanzanlagen lässt deren Preise steigen. Finanzanlagen, aber auch 
Konsum werden zunehmend durch Kredite finanziert. Eine Besonderheit des 
jüngsten Finanzialisierungszyklus ist die starke Einbeziehung der Lohnabhängi- 
gen - einerseits durch die Kommerzialisierung der Alterssicherung, andererseits 
durch den bedeutsamen Anteil an der Verschuldung (Huffschmid 2009: 55 ff, 
Lapavitsas 2009, dos Santos 2009). An einem bestimmten Punkt wird aber deut- 
lich, dass die Preise für Finanzaktiva keine realistische Relation zu den Erträgen 
im produktiven Bereich mehr haben und es kommt zu einem oft sehr heftigen 
Preisverfall. Damit ist die finanzialisierte Akkumulation besonders krisenanfällig 
(vgl. Chesnais 1996: 253 ff., Becker 2002: 75 f., Guttmann 2008). Diese Anfällig- 
keit steigt noch, wenn im Rahmen einer abhängigen Finanzialisierung die fi- 
nanzbasierte Akkumulation durch starke Kapitalzuflüsse aus dem Ausland finan- 
ziert wird und die Kreditvergabe in einem hohen Maße in Fremdwährung er- 
folgt. Im Rahmen einer solchen Dollarisierung oder Euroisierung der Ökonomie 
gehen SchuldnerInnen Verpflichtungen in Devisen ein, beziehen aber das Gros 
ihrer Einkommen in Landeswährung. Die Kapitalzuflüsse führen trotz hoher 
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Leistungsbilanzdefizite zu einer realen oder teils auch nominalen Aufwertung der 
nationalen Währung. Diese kann jedoch nicht durchgehalten werden. Werden 
die Spannungen in der Ökonomie von den in- und ausländischen AnlegerInnen 
wahrgenommen, kommt es zu Kapitalflucht. Diese setzt wiederum den Wechsel- 
kurs unter Druck. Kommt es zu einer starken Abwertung, folgt auf die Wäh- 
rungskrise die Verschuldungs- und Bankenkrise (vgl. Becker 2007). 

Die Achse extensive/intensive Akkumulation bezieht sich auf die Form der 
produktiven Akkumulation. Bei der extensiven Akkumulation stehen Verlän- 
gerung des Arbeitstages oder Erhöhung der Arbeitsintensität im Vordergrund. 
Bei der intensiven Akkumulation geht es hingegen um die Erhöhung des rela- 
tiven Mehrwerts durch Verbilligung der Lohngüter. Das setzt allerdings voraus, 
dass der Konsum von ArbeiterInnen tatsächlich weitgehend durch mit dem 
Lohn gekauften Waren gedeckt wird. In einem solchen Fall ist eine enge Ver- 
bindung zwischen Produktionsmittel- und Konsumgüterproduktion gegeben 
(vgl. Aglıetta 1982: 60, Becker 2002: 67 £.). 

Bei der dritten Achse geht es um Binnen- oder Außenorientierung der Akku- 
mulation. Hierbei ist zwischen verschiedenen Formen des Kapitals (Warenka- 
pital, produktives Kapital, Geldkapital) zu unterscheiden. Bei intravertierter 
Akkumulation steht der Binnenmarkt im Vordergrund, während der Export 
von Waren oder Kapital nur flankierende Bedeutung hat. Bei extravertierter 
Akkumulation ist zwischen aktiver und passiver Extraversion zu unterscheiden 
(Becker 2006: 14 f.). Aktive Extraversion bedeutet eine Orientierung auf den 
Export von Waren, Geld- bzw. produktivem Kapital. Speziell der Export von 
produktivem Kapital konditioniert die ökonomischen Prozesse in den Anlage- 
ländern. Daher ist ein bedeutsamer Export von Kapital, vor allem in Form 
von Direktinvestitionen, ein Kennzeichen dominanter Ökonomien (Beaud 
1987: 76 ff). Neo-merkantilistische Strategien zielen auf Überschüsse beim Ex- 
port sowie Zuflüsse von Dividenden und Zinsen. Die Überschüsse der einen 
Länder sind die Defizite anderer Länder (oder Regionen), nämlich jenen mit 
passiver Extraversion. Diese Länder sind meist vom Waren- und Kapitalimport, 
meist in der Form von Krediten, abhängig. Im Regelfall liegt eine Abhängigkeit 
in beiden Bereichen vor, obwohl ein zeitweiliges Auseinanderfallen denkbar ist. 
Passive Extraversion tritt vor allem in Ländern der Peripherie und teilindustria- 
lisierten Semi-Peripherie auf. In den letzten Jahren war aber auch in einigen 
Ländern des Zentrums, wie den USA und Großbritannien, eine ausgeprägte 
passive Extraversion - hohe Importüberschüsse und Abhängigkeit vom Import 
von Geldkapital - zu beobachten. Dass die im internationalen Finanzsystem 
dominante Macht, nämlich die USA, derart abhängig vom Kapital- und Wa- 
renimportt ist, ist eine historische Einmaligkeit (vgl. Arrighi 2008: 209, 245 ff.). 
Die Akkumulationsmodelle oder -regime sind nicht nur durch ein Merkmal ge- 
kennzeichnet, sondern weisen eine spezifische Kombination von Elementen der 
drei Achsen auf. Hierbei können bestimmte Elemente eine besonders prägende 
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Rolle haben, wie beispielsweise die Finanzialisierung bei den USA und Großbri- 
tannien oder die aktive Extraversion (speziell beim Warenhandel) in Deutsch- 
land. Die prägenden Elemente sind jedoch nicht allein relevant. So ist für die 
US-amerikanische und die britische Ökonomie eben auch die passive Extraversi- 
on bedeutsam. Kämen die Kapitalzuflüsse zum Erliegen, wäre das Akkumulati- 
onsmodell gefährdet. Von daher hat nicht allein die Stabilisierung des Finanzsek- 
tors, sondern auch die Gewährleistung von Kapitalzuflüssen wirtschaftspolitisch 
ein Primat. Die Akkumulationsmodelle sind mit einander verbunden. Aktive 
und passive Extraversion sind zu einander komplementär. Die globale Tendenz 
zu einer verstärkten Finanzialisierung hat über internationale Kapitalflüsse deut- 
lich wachsende Leistungsbilanzüberschüsse und -defizite zugelassen (Stockham- 
mer 2009: 11), die mit dem Aufbau sich polarisierender Gläubiger- und Schuld- 
nerpositionen einher gingen. Auch diese Ungleichgewichte bergen ein starkes 
Krisenpotenzial. Dies ist weit stärker auf der globalen Ebene (z.B. Aglietta/Ber- 
rebi 2007: 312 ff, 361 ff, Wolf 2008: Kap. 4) als auf der europäischen Ebene 
(z.B. Hein/Truger 2007) thematisiert worden. Dabei ist der Exportüberschuss ei- 
niger westeuropäischer Länder (v.a. Deutschland, Niederlande und, gegenüber 
Osteuropa, auch Österreich) durch auslandskreditfinanzierten Import der Defi- 
zitländer (v.a. in Süd- und Osteuropa) ermöglicht worden. So sind bei einer Ana- 
lyse der Krisenverwundbarkeiten und -verläufe in der EU nicht allein die einzel- 
nen nationalstaatlichen Ausprägungen der Akkumulationsregime, sondern auch 
ihr wechselseitiger, oftmals asymmetrischer Zusammenhang von Belang. 


Akkumulationsmodelle und Krise in Westeuropa 


In Westeuropa waren zwei Grundkonstellationen der Akkumulation vor der Kri- 
se erkennbar. Einerseits gab es eine Gruppe von Ländern mit sehr ausgeprägter 
Finanzialisierung - oft, aber nicht immer in Verbindung mit hohen Leistungsbi- 
lanzdefiziten - andererseits eine kleinere Gruppe von Ländern mit stark extraver- 
tierter Akkumulation, aber auch Elementen der Finanzialisierug. Kennzeichen 
einer finanzialisierten Akkumulation sind hohe Anteile des Finanzsektors (sowie 
Immobiliensektors) am Bruttoinlandsprodukt, eine hoher Quotient Börsenkapi- 
talisierung/BIP sowie eine hohe und oftmals stark steigende private Verschul- 
dung. Zu den Ländern mit ausgeprägter finanzialisierter Akkumulation zählten 
Großbritannien, Irland, die Benelux-Länder, Spanien und in manchen Grundzü- 
gen auch die skandinavischen Länder wie z.B. Dänemark. Auch in Frankreich und 
Portugal waren einzelne Tendenzen der Finanzialisierung deutlich zu erkennen. 

Großbritanniens Ökonomie weist strukturelle, langfristige Grundzüge einer fi- 
nanzialisierten Ökonomie auf. Seit den 1970er Jahren hat die Finanzialisierung 
- gefördert durch die Politik der Tory- und Labour-Regierungen - einen weite- 
ren Schub erfahren. Ein Ausdruck der Finanzialisierung und der hohen Infla- 
tion bei Finanzaktiva ist das Ausmaß, in dem das Verhältnis Börsenkapitalisie- 
rung zum BIP gestiegen ist. Im Fall Großbritanniens lag die Börsenkapitalisie- 
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rung im Jahr 1980 bei 38%, im Jahr 2000 hingegen bei 184%, was eine stärke- 
re Steigerung als in den USA - von 46% auf 154,9% war. Der Durchschnitt 
der kontinentalen alten EU-14 lag im Jahr 2000 bei 104,6% (gegenüber nur 
7,8% im Jahr 1980; Frangakis 2009: 57, Tab. 3.2). Bei der Lockerung staatli- 
cher Regulierung und der Zulassung neuer Finanzinstrumente zählte die briti- 
sche Regierung zu den Pionieren. Nachdem die Londoner Investment Banken 
Anfang der 1990er Jahre gegenüber ihren US-Konkurrenten in das Hintertref- 
fen gelangt waren, suchte der damalige britische Finanzminister Gordon Brown 
1997 durch eine neue Form der Finanzaufsicht, der vereinheitlichten Financial 
Services Authority, die auf allgemeinen Prinzipien und nicht auf verbindlichen 
Regeln beruhen sollte, den Finanzplatz London wieder aufzuwerten. Für inter- 
nationale, speziell US-Banken war London „ein Platz, wo man tun durfte, was 
zu Hause nicht erlaubt war“ (Gowan 2009: 28). Zusammen dominierten New 
York und London das Investment-Geschäft der Begebung von Anleihen, der 
Emission von Aktien und vor allem das Derivat-Geschäft, das fast völlig ab- 
seits der Börse abläuft. In letzterem nahm London eine zentrale Rolle ein: Bei 
Derivat-Geschäften mit Bezug auf Zinssätze und Währungen hatte Großbri- 
tannien 2007 einen Anteil von 42,5% im Vergleich zu 24% der USA. Bei Kre- 
dit-Derivaten war der US-Anteil 2006 40% und damit ein wenig höher als der 
britische Anteil von 37% (ebd.: 28). Aufgrund dieser Symbiose fand die Krise 
des US-Finanzsystems eine rasche Verbreitung in Großbritannien. 

Darüber hinaus hatten die britische Ökonomie und die britische Gesellschaft 
einige zentrale Gemeinsamkeiten mit dem US-Modell. Durch die hochgradig 
kommerzialisierte Alterssicherung wurden beständig hohe Summen in den Fi- 
nanzsektor gepumpt. Systematisch wurde seit der Regierung Thatcher privates 
Wohnungseigentum (statt öffentlichem Wohnbau) gefördert. Dieses wurde 
meist auf Kredit gekauft, so dass Hypothekenkredite ein zentraler Bestandteil 
des finanzialisierten Wirtschaftsmodells wurden. Sowohl über die Alterssiche- 
rung als auch über das Wohnungseigentum wurden zentrale soziale Leistungen 
privatisiert und gleichzeitig große Bevölkerungsschichten an das finanzialisier- 
te Modell gebunden. Solange die Preise der Finanzaktiva und Wohnungen 
stiegen (letztere im Landesschnitt 2007 noch mehr als 10% im Jahr; Workie et 
al. 2008: 264, Tab. 3.5), hatten Teile der Mittelschicht die Illusion permanent 
steigenden Vermögens. Tatsächlich handelte es sich um eine mit der Finanzia- 
lisierung verbundene Inflation der (Finanz-)Aktiva. Trotz sinkender Lohnquote 
blieb die Konsumquote auf einem überdurchschnittlichen Niveau, was nur 
durch zunehmende Privatverschuldung zu erklären ist. Tatsächlich stiegen die 
Schulden der britischen Haushalte bezogen auf ihr verfügbares Einkommen 
zwischen 1995 und 2005 sehr deutlich von 106% auf 159%, was sowohl deut- 
lich über dem EU-Durchschnitt als auch über dem US-Wert von 135% lag 
(Stockhammer 2009: 22, Tab. 1). Ähnlich wie in den USA beruhte auch das 
britische Wachstum auf Kapitalzuflüssen. Die Leistungsbilanz war deutlich ne- 
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gativ, die Ersparnis lag deutlich unter den Investitionen. Diese Lücke nahm 
zwischen 2004 und 2007 von 1,6% auf 4,9% des BIP zu (Lapavitsas 2009: 
120, Tab. 7). Damit war das finanzialisierte Modell in Großbritannien auf Zu- 
flüsse von Geldkapital angewiesen. Der Attraktivität für Anleger diente die Po- 
litik eines starken Pfundes. Die damit verbundene Importkonkurrenz be- 
schleunigte den Niedergang der britischen Industrie. Deren Anteil an der 
Wertschöpfung fiel in der Regierungszeit von New Labour zwischen 1999 und 
2006 von mehr als 20% auf gut 13% (The Economist 10.1.2009: 59). 

Das extrem finanzialisierte, eng mit den USA verbundene und extern verwund- 
bare britische Akkumulationsmodell war - ähnlich wie Irland mit seiner engen 
US-Bindung und extremen Finanzmarktliberalisierung - besonders früh von der 
Krise betroffen. Einerseits gingen direkte Ansteckungseffekte von den USA aus, 
andererseits schlug die Tendenz bei den Immobilienpreisen allmählich um und 
es machten sich Restriktionen im Kreditgeschäft bemerkbar. Ähnlich wie in den 
USA, wurde auch in Großbritannien deutlich, dass es sich nicht um vorüberge- 
hende Liquiditätsengpässe, sondern um tiefliegende Insolvenzprobleme (also 
starke Überschuldung) handelte (Blackburn 2008: 96). In Großbritannien kam es 
bereits vor der Zuspitzung der Krise im September 2008 zu dem seit 150 Jahren 
ersten Run auf eine Bank, Northern Rock, auf den der britische Staat mit Kapı- 
talspritzen und Verstaatlichung reagierte. Mit der Zuspitzung der Krise gerieten 
weitere britische Banken in existenzielle Nöte. Das galt speziell für Banken mit 
starkem Engagement im Immobiliensektor, wo der Preisverfall auch im Früh- 
sommer 2009 fortdauerte. Die Rezession in Großbritannien ist anhaltend und 
dauerte auch im 2. Quartal 2009 noch an. Trotz Rezession und deutlicher Ab- 
wertung des Pfundes, verschlechterte sich die Handelsbilanz im Frühsommer 
2009 weiter (Lembke 2009). Dies zeigt, dass nicht nur der Finanz- und Immobi- 
liensektor als Wachstumsmotor ausfällt, sondern legt auch die anhaltende 
Schwäche der produktiven Sektoren der britischen Ökonomie offen. 

Starke Finanzialisierungstendenzen zeigten auch die Benelux-Staaten. Ihre Fi- 
nanzsektoren wurden von der Krise stark betroffen. Der drohende Kollaps der 
Fortis-Bank veranlasste Belgien, die Niederlande und Luxemburg zu einer ge- 
meinsamen kostspieligen Operation (Debeels 2009, Vermeend 2008: 97f£.). 

In Spanien hatte die Finanzialisierung eine andere Gestalt als in den angelsächsi- 
schen Ländern, den Benelux-Staaten oder Skandinavien. Sie war sehr stark auf 
den Bau- und Immobiliensektor, die stark expandiert hatten, fokussiert. Der An- 
teil des Bausektors am BIP lag im März 2008 bei 10,8% und damit bei fast dem 
Doppelten des Durchschnitts der Euro-Zone (Pellicer 2009). Bau- und Immobi- 
lienboom waren stark kreditfinanziert. Hier lagen auch die Hauptrisiken für die 
spanischen Banken. Nach den Erfahrungen der Bankenkrise von 1977-85 hatte 
die spanische Zentralbank das Engagement spanischer Geschäftsbanken bei ris- 
kanten neuen Finanzierungsinstrumenten unterbunden. Bau- und Immobilien 
waren in den letzten Jahren zentraler kreditfinanzierter Wachstumsmotor der 
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spanischen Wirtschaft, während es im Verlaufe des EU-Beitritts zu einer partiel- 
len Deindustrialisierung und zum Wegbrechen ganzer Branchen gekommen war. 
Die Handels- und Leistungsbilanz hat in den letzten Jahren immer höhere Defi- 
zite aufgewiesen. Während das Leistungsbilanzdefizit 2002 noch bei 3,3% des 
BIP gelegen hatte, stieg es bis 2006 auf 8,7% (Hein/Truger 2007: 21, Tab. 4). 
Das spanische Akkumulationsmodell wies damit eine primär passive Extraversi- 
on auf. Einzelne Sektoren, vor allem Dienstleistungsmonopole und Banken, ex- 
pandierten durch Direktinvestitionen aber auch nach außen, vor allem nach La- 
teinamerika. Das finanzialisierte spanische Modell wurde dann auch nicht durch 
direkte Ansteckungseffekte der US-Krise getroffen, sondern durch das Platzen der 
Immobilienblase, das in etwa zeitlich parallel zu den USA und Großbritannien 
erfolgte. Der Einbruch der Binnennachfrage war auch Hauptfaktor für den 
Rückgang des BIP - im 1. Quartal 2009 ging im Vergleich zum Vorjahr die Bin- 
nennachfrage um 5%, das BIP um 3% zurück (Banco de Espafia 2009: 13). 

Weniger ausgeprägt war die Finanzialisierung in Frankreich aber auch in Por- 
tugal. Das Bild in Frankreich ist zwiespältig. Das Finanzsystem hat sich ein- 
deutig und sehr viel schneller als in Deutschland in Richtung auf ein finanz- 
marktbasiertes Finanzsystem entwickelt (Plihon 2003: 59). Dies zeigt sich un- 
ter anderem auch an dem Verhältnis Börsenkapitalisierung/BIP, das in Frank- 
reich zwischen 1980 und 2000 von 9% auf 108,7%, in der BRD aber nur von 
9% auf 66,8% stieg (Frangakis 2009: 57, Tab. 3.2). Die Finanzialisierung ging 
einher mit der verstärkten Kapitalbeteiligung von Auslandsfirmen an französi- 
schen Großunternehmen - auch Großbanken (Plihon 2003: 64). Das Finanz- 
vermögen der oberen Mittelschichten wuchs sehr stark an und floss mit staat- 
licher Förderung zunehmend in Finanztitel statt in Bankeinlagen (ibid.: 56 ff., 
95 £.). Allerdings war der Anteil von Finanzaktiva am Nettovermögen der Haus- 
halte zuletzt mit 35% niedriger als in relativ begrenzt finanzialisierten Öko- 
nomien wie der BRD (44%) und Italien (38%, OFCE 2009: 8). Damit waren 
Finanzialisierungstendenzen stärker im Unternehmens- als im Haushaltsbe- 
reich ausgeprägt. Dies zeigt sich auch bei den Verschuldungsdaten (Stock- 
hammer 2009: 22, Tab. 1.1). Damit war der Konsum nicht so stark wie in den 
hochgradig finanzialisierten EU-Ökonomien durch Verschuldung finanziert. In 
Frankreich bestand hierzu wahrscheinlich auch eine geringere Notwendigkeit, 
da sich die Verteilungsrelationen aufgrund der gesellschaftlichen Widerstände 
als stabiler als in den meisten anderen EU-Staaten zeigten. Diese Ausprägun- 
gen des französischen Akkumulationsregimes erwiesen sich in der Krise als re- 
lativ günstig. Der Finanzsektor wurde zwar durch Ansteckungseffekte getrof- 
fen, aber nicht im selben Maße wie in den angelsächsischen Ländern, den Be- 
nelux-Staaten und der BRD (oder in der Schweiz). Was als strukturelle Schwä- 
che der französischen Ökonomie - relativ ausgebauter Sozialstaat, geringere 
Außenorientierung der produktiven Sektoren, relativ diversifizierte Produkti- 
onsstruktur (ohne ausgeprägte Akzentsetzung Bereich der Produktionsmittel) - 
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gegolten hatte, wurde in der Krise als krisenabschwächende Stärke wahrge- 
nommen (OFCE 2009: 8, de Filippis/Losson 2009, Guelaud 2009). 

Die Ökonomien Deutschlands, Italiens, Österreichs und Finnlands wiesen ei- 
nerseits Finanzialisierungstendenzen auf, waren andererseits aber noch stärker 
exportorientiert. Der Einbruch des BIP im 1. Halbjahr 2009 war in diesen Län- 
dern sowohl im Vergleich zur Gesamt-EU und als auch zur Euro-Zone über- 
durchschnittlich. Das gilt insbesondere in Deutschland, wo das BIP im 1. Quar- 
tal 2009 gegenüber dem Vorjahresquartal um 6,7% und im 2. Quartal um 5,9% 
zurückging (OECD 2009). Mehrere deutsche Großbanken hatten sich stark am 
Geschäft mit innovativen Finanzinstrumenten beteiligt und fuhren sehr hohe 
Verluste ein. Dennoch wurde in Deutschland der Exportkanal bei der Ausbrei- 
tung der Krise besonders wirksam. Durch eine sehr restriktive Lohnpolitik hat- 
te das deutsche Kapital die Exportüberschüsse zu Lasten der Binnennachfrage 
(und zu Lasten der abhängig Beschäftigten) in den letzten Jahren sehr stark 
ausgebaut (Hein/Truger 2007, Posen 2007: 166 f.). War die deutsche Leis- 
tungsbilanz im Jahr 2000 gerade einmal ausgeglichen, so betrug im Jahr 2006 
der Leistungsbilanzüberschuss 5,1% des BIP (Hein/Truger 2007: 21, Tab. 4). 
Über die Exporte nahm das deutsche Industriekapital am kreditfinanzierten 
Wachstum anderer Staaten teil. Dieses Exportwachstum war sehr konjunktur- 
abhängig, da der Maschinenbau eine wesentliche Export- und Industriebran- 
che ist. Als äußerst ungünstig sollte sich auch die starke Orientierung auf den 
Automobilexport erweisen, da diese (ökologisch antiquierte) Branche bereits 
vor Beginn der offenen Krise hohe internationale Überkapazitäten aufwies. 
Der stark einbrechende Export trug wesentlich zur scharfen Rezession bei. Der 
bereits im Frühjahr 2008 beginnende Rückgang der Exporte beschleunigte sich 
Anfang 2009. Saisonbereinigt gingen sie im 1. Quartal 2009 um 9,7% gegen- 
über dem Vorquartal zurück (Hohlfeld et al. 2009: 3) und trugen damit we- 
sentlich zum Fall des BIP um 3,5% (OECD 2009) im selben Zeitraum bei. 


Akkumulationsmodelle und Krise in Osteuropa 


Ein Kennzeichen der Akkumulationsmodelle Osteuropas ist, dass die Kernsek- 
toren der Ökonomie - mit Ausnahme Sloweniens - durch Auslandskapital kon- 
trolliert werden. Das gilt speziell auch für den Bankensektor. Der Anteil der 
Auslandsbanken an den Bankenaktiva betrug außer in Slowenien (29,5%) und 
Lettland (62,9%) im Jahr 2006 in allen osteuropäischen EU-Ländern über 80%. 
In Estland und der Slowakei wurden sogar fast 100% erreicht (Frangakis 2009: 
72, Tab. 3.14). Damit hat Auslandskapital einen wesentlichen Einfluss auf die 
Akkumulation in der Region. Ein derart hohes Maß an passiver Extraversion 
im Bereich der Direktinvestitionen wird in keiner anderen EU-Subregion er- 
reicht; sie ist auch im globalen Maßstab sehr hoch. Hierbei sind die Wirt- 
schaftsbeziehungen zu Westeuropa höchst asymmetrisch. Die Beziehungen mit 
Westeuropa sind für die osteuropäischen Länder von zentraler Bedeutung, 
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während im umgekehrten Fall nur bei Österreich von einer sehr großen Be- 
deutung der Wirtschaftsbeziehungen mit Osteuropa die Rede sein kann. 
Aufgrund der zentralen Rolle des Auslandskapitals kann man bei den osteuropä- 
ischen Ländern von Varianten „abhängiger Entwicklung“ (Cardoso/Faletto 1976) 
sprechen. Bei den meisten Ländern der Visegräd-Gruppe (Polen, Slowakei, 
Tschechische Republik, eingeschränkt Ungarn) sowie Slowenien kann man das 
Akkumulationsmodell als abhängige Industrialisierung charakterisieren, in den 
Baltischen Ländern (Estland, Lettland, Litauen) und den südosteuropäischen 
Mitgliedstaaten (Bulgarien, eingeschränkter Rumänien) wäre das Akkumulati- 
onsmodell als abhängige Finanzialisierung zu kennzeichnen. Die Krisendynamik 
dieser beiden Grundmodell unterscheidet sich signifikant (Becker 2009a & b). 

In den Visegräd-Ländern sowie Slowenien ist der industrielle Exportsektor Motor 
der Akkumulation. Die Importabhängigkeit der industriellen Exportproduktion 
ist hoch. Trotz der Ausrichtung auf den Export war 2008 nur in der Tschechi- 
schen Republik und in Ungarn die Handelsbilanz positiv. Diese beiden Länder 
wiesen durch die hohe Repatriierung von Gewinnen sowie Zinszahlungen ins 
Ausland auch das relativ höchste Defizit in der Einkommensbilanz - nämlich 
um die 8% des BIP auf. Auch in den anderen Ländern belasteten die hohen 
Gewinnrepatriierungen die Leistungsbilanz deutlich (Astrov/Pöschl 2009: 357: 
Tab. 6, vgl. auch Hunya 2009: 16 ff.). Damit lag das Leistungsbilanzdefizit - mit 
Ausnahme der Tschechischen Republik - in diesen Ländern jenseits der als kri- 
tisch geltenden Grenze von 5% des BIP. Die bedenklichsten Werte erreichte Un- 
garn sowohl beim Leistungsbilanzdefizit (8,4% des BIP) als auch bei der Aus- 
landsverschuldung (120,2% des BIP; Astrov/Pöschl 2009: 355, Tab. 5). Ungarn 
unterschied sich von den anderen Ländern dieser Gruppe auch durch die hohe 
Privatverschuldung in Fremdwährung, die sowohl dem Immobilienkauf wie der 
Konsumfinanzierung diente. Damit waren die ungarischen SchuldnerInnen ge- 
genüber einer Abwertung sehr verwundbar, da dann die Zahlungsverpflichtungen 
in eigener Währung gerechnet sehr stark anstiegen (Becker 2008). 

Mit Ausnahme Ungarns wurden die Länder dieser Gruppe zunächst vor allem 
durch den sehr starken Rückgang der Exporte - um ca. 25-30% im 1. Quartal 
2009 gegenüber dem entsprechenden Vorjahresquartal (Astrov/Pöschl 2009: 348, 
Tab. 1) - getroffen. Dieser hing eng mit Produktionseinbruch in den westeuropä- 
ischen Ökonomien, speziell jener Deutschlands zusammen. „Der starke Produk- 
tionsrückgang in der Slowakei folgt mit kurzer Verzögerung dem Auftragsrück- 
gang in Deutschland“, beschrieb Vladimir Vano von der Volksbank Slovensko 
gegenüber dem slowakischen Wirtschaftsmagazin Trend die Kettenreaktion (Jesny/ 
Sibyla 2009: 20). Daneben führten Kreditrestriktionen zu einem Einsacken der 
Immobilienblase und Entlassungen in der Bauwirtschaft. Mit Ausnahme Ungarns 
waren die erheblichen außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte bis jetzt noch nicht 
zentrales Element der Krisendynamik. Der Rückgang des BIP setzte etwas später 
als in Westeuropa ein, war in der ersten Jahreshälfte 2009 aber scharf. So ging 
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das BIP in der Slowakei im 1. Quartal 2009 um 5,7% und im 2. Quartal um 
5,4% gegenüber den entsprechenden Vorjahresquartalen zurück, in der Tschechi- 
schen Republik lagen die entsprechenden Werte bei 3,4% und 4,3%. Allein Po- 
len mit seiner stärker binnenorientierten und stärker diversifizierten Industrie 
wies Anfang 2009 noch ein leichtes Wirtschaftswachstum auf (OECD 2009). 

In Ungarn unterschied sich die Krisendynamik von den anderen Visegräd-Staaten. 
Kapitalabzug führte bereits im Oktober 2008 zu einer starken Abwertung des 
Forint. Damit geriet die ungarische Mittelschicht, die sich vielfach in Fremdwäh- 
rung für Wohnungskauf oder Konsum verschuldet hatte, durch rasch steigende 
Kreditkosten und damit auch der Bankensektor unter Druck. Der Hauptkanal 
der Krise war für die ungarische Ökonomie der internationale Kapitalverkehr 
und der damit verbundene Abwertungsdruck auf die Währung (Becker 2008; Be- 
cker 2009b: 74 f.). Ausgehend von einer bereits vor der Krise sehr schwachen 
Dynamik, ging das BIP in Ungarn im 1. und 2. Quartal 2009 um 5,4% und 
7,2% gegenüber den entsprechenden Vorjahreszeiträumen zurück (OECD 2009). 
Damit war die Krisendynamik Ungarns näher an jener der osteuropäischen 
Länder mit abhängiger Finanzialisierung. Die Baltischen Länder sowie Bulga- 
rien optierten Anfang bzw. Mitte der 1990er Jahre für ein sehr rigides Wech- 
selkursregime, teils sogar für ein Currency Board, wie es in den 1990er Jahren 
bis zur Finanzkrise 2001/2002 auch in Argentinien bestanden hatte. Über das 
rigide Währungsregime sollte die Inflation gesenkt werden, in den Baltischen 
Ländern auch die Etablierung eigener Währungen nach dem Austritt aus der 
Rubel-Zone erleichtert werden. Das rigide Währungssystem implizierte eine re- 
ale Aufwertung der einheimischen Währungen und damit eine Verbilligung 
der Importe. Dies schwächte die Inflationsdynamik, behinderte aber auch 
massiv die industrielle Entwicklung. In Rumänien kam es in den letzten Jahren 
zu einer sehr starken Währungsaufwertung. In all diesen Ländern waren in den 
letzten Jahren enorme Leistungsbilanzdefizite - fast durchgängig mehr als 10% 
des BIP, in Lettland und Bulgarien sogar zeitweise jenseits der 20% des BIP - 
die Folge (Becker 2007: 263 ff., Astrov/Pöschl 2009: 355, Tab. 5). Die Aus- 
landsschuld stieg rapide an. In Bulgarien, Estland und Lettland lag sie 2008 
deutlich über 100% des BIP und war vielfach kurzfristiger Natur. Die Kapital- 
zuflüsse fanden aber kaum eine produktive Anlage. Speziell in den Baltischen 
Ländern finanzierten sie primär einen Immobilienboom mit enormen Preis- 
steigerungen (Brixiova et al. 2009: 9 ff.). Die Mittelschicht verschuldete sich für 
Wohnungs- und Häuserkauf sowie Konsum sehr stark in Fremdwährung, be- 
zog ihre Einkommen aber in einheimischer Währung (Becker 2009a: 100 ff.). 
Damit war bereits vor der globalen Krise in dieser Ländergruppe ein enormes 
Krisenpotenzial angehäuft worden. Derart hohe Außendefizite konnten nicht 
mehr lange fortgeschrieben werden. Eine Währungsabwertung schien kaum 
vermeidlich, drohte aber aufgrund der hohen Devisenverschuldung der Haus- 
halte, Banken und sonstigen Firmen eine Bankenkrise nach sich zu ziehen. 
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Das Austrocknen des Kreditkanals bzw. Kapitalabflüsse hatten für diese Län- 
dergruppe enorme Konsequenzen. Die Regierungen versuchten Abwertungen um 
jeden Preis zu verhindern. Die restriktive Wirtschaftspolitik verschärfte die Re- 
zession. Die Baltischen Länder weisen in der EU die bei weitem höchsten Re- 
zessionsraten auf. In Bezug auf den entsprechenden Vorjahreszeitraum ging das 
BIP im 1. Quartal 2009 in Lettland um 18,6%, im 2. Quartal um 18,2% zu- 
rück, in Estland lauteten die entsprechenden Werte 15,1% bzw. 16,6% und in 
Litauen 11,6% bzw. 22,6% (Eurostat 2009a). Dies implizierte eine Zuspitzung 
der ohnehin schon dramatischen sozialen Lage. Die Arbeitslosenquote hat sich 
in den Baltischen Ländern innerhalb eines Jahres teils mehr als verdoppelt und 
erreichte im Juli 2009 in Lettland und Litauen saisonbereinigt etwa 17% (in 
Estland fehlen wegen Neuberechnungen aktuelle Zahlen; Eurostat 2009b). Auch 
in Rumänien verschärfte sich in der 1. Jahreshälfte die Rezession, hier ging das 
BIP gegenüber den entsprechenden Vorjahreszeiträumen im 1. Quartal 2009 
um 6,2% und im 2. Quartal um 8,8% zurück (Eurostat 2009a). In Bulgarien 
steht die Beschleunigung der Rezession wohl erst noch richtig bevor. 


Wirtschaftspolitische Reaktionen auf die Krise 


Die Reaktionen auf die Krise konzentrierten sich zunächst sehr stark auf den 
Bankensektor. Auf die in den USA beginnende Finanzkrise reagierten die Zent- 
ralbanken schon 2007 mit einer deutlichen Lockerung der Finanzierungsbedin- 
gungen für die Banken (Lordon 2008: 143), doch auf eine Vertiefung der Krise 
bereiteten sie sich nicht vor. So herrschte nach der Zuspitzung der Krise im 
September 2008, die auch größere und kleinere Banken in der EU von der deut- 
schen Hypo Real Estate bis zur Fortis-Gruppe in den Benelux-Staaten in Be- 
drängnis brachte, Improvisation und nationale Alleingänge vor (Becker 2009c). 

Ein erster Maßnahmereigen betraf staatliche Garantien für Bankeinlagen. Als 
erste Regierung preschte die irische Regierung mit einer gesetzlichen Garantie 
für alle Bankeinlagen vor. Dann folgte am 4. Oktober 2008 die deutsche Bun- 
desregierung angesichts des drohenden Kollapses der Hypo Real Estate mit 
der politischen Erklärung, die Spareinlagen privater Haushalte garantieren zu 
wollen. Der deutsche Schritt brachte wiederum andere Regierungen unter Zug- 
zwang. Ein zweiter Maßnahmereigen betraf die direkte Stützung der Banken. 
Diese Maßnahmen wurden durchgängig von sehr kleinen Gruppen in den 
Spitzen des Staatsapparates (v.a. aus Finanzministerien und Zentralbanken) in 
engster Abstimmung mit SpitzenvertreterInnen des Finanzsektors konzipiert 
und im Schnellverfahren durchgesetzt. Damit war die Form der Entscheidungs- 
findung außerordentlich exklusiv. Hier reichten erste Maßnahmen von Staats- 
garantien im Kreditgeschäft, über Eigenkapitalspritzen bis hinzu substanziellen 
Staatsbeteiligungen (vgl. Bischoff 2009). Gleichzeitig wurden bei den Staatsin- 
terventionen auch wirtschaftsstrategische Ziele verfolgt. So übernahm der nieder- 
ländische Staat Ende September/Anfang Oktober die niederländischen Anteile 
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der Fortis-Gruppe und wurde damit auch Eigentümer von deren Anteilen an 
der ABN Amro-Gruppe (Vermeend 2008: 98 ff.). Dieser Schritt war, wie auch 
staatliche Stützungen des niederländischen Versicherungssektors, auf die Stabi- 
lisierung des niederländischen Finanzkapitals ausgerichtet. Der belgische Staat 
verkaufte hingegen den notverstaatlichten belgischen Anteil an der Fortis-Gruppe 
an eine französische Großbank im Gegenzug zu einer Minderheitsbeteiligung 
an dieser Bank. Sie nahm also die De-Nationalisierung des belgischen Banken- 
sektors im Gegensatz zur niederländischen Regierung hin (Debeels 2009). Nach 
diesen ersten im Schnellverfahren verabschiedeten Stützungspaketen wurden ab 
dem Spätherbst 2008 auch noch weitergehende institutionelle Maßnahmen 
zur Entlastung der Banken von ihren dubiosen Papieren - also der Sozialisie- 
rung der privaten Verluste - in Gang gesetzt. Diese reichen von der Versicherung 
gegen Verluste bei hochriskanten Papieren (wie in Großbritannien) bis hin zur 
Schaffung von Bad Banks, in die Banken ihre problematischen Papiere abge- 
ben können (wie in Deutschland; vgl. Horn 2009). 

Auch wenn die Stützungspakete durch die EU-Kommission genehmigungs- 
pflichtig sind, ist doch festzustellen, dass die Positionierungen der EU in der 
Frage relativ spät erfolgten, sich auf allgemeine Rahmensetzungen beschränk- 
ten und durch die großen EU-Mitgliedsstaaten geprägt waren. Ein erstes vom 
damaligen EU-Ratsvorsitzenden Nicolas Sarkozy einberufenes Treffen be- 
schränkte sich am 4. Oktober 2008 auf die vier EU-Staaten, die gleichzeitig 
Mitglieder der G-8 sind (Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien). 
Der französische Vorschlag, ein EU-Rettungspaket nach damaligem US- 
Vorbild zu schaffen, wurde abgelehnt. Den Rahmen für die Bankenrettungspa- 
kete steckten die Länder am 12.10.2008 der Euro-Zone ab. Hierbei wurde un- 
ter anderem vereinbart, dass bei systemisch wichtigen Banken der Bankrott 
nicht zugelassen werden sollte. Auffällig war, dass bei dieser weitreichenden 
Rahmenvereinbarung die meisten osteuropäischen Länder nicht am Tisch sa- 
ßen und ihre speziellen Probleme - vielfach hoher Refinanzierungsbedarf der 
Banken in Devisen - nicht Teil des Aktionsplans waren (Becker 2009c: 26). 
Der Rahmen für Zahlungsbilanzkredite für Länder außerhalb der Euro-Zone 
wurde erst im November 2008 von 12 auf 25 Mrd. Euro und im März 2009 
noch einmal auf 50 Mrd. Euro aufgestockt. Mit der Aufstockung des Fonds 
wurde eine verschärfte Form von Auflagen und Beaufsichtigung seitens der 
Kommission verbunden (Wehr 2009: 76). Außerdem schnürten europäische 
und globale Kreditgeber (EBRD, EIB und Weltbank) im Februar 2009 ein 
Kreditpaket von 24,5 Mrd. Euro (Lang/Schwarzer 2009: 6). Dies ist zusam- 
mengerechnet weniger als die für den Bankensektor geleisteten Stützungsmaß- 
nahmen und Garantien in Höhe von 99 Mrd. Euro allein in den Niederlan- 
den (Panetta et al. 2009: 13, Tab, 1.2). 

Die budgetären Hauptbelastungen hängen mit den Bankenstützungspaketen zu- 
sammen. Das Ausmaß der Stützungen gibt in Westeuropa ein gutes Bild der Kri- 
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senbetroffenheit ab. Die britische Regierung hat sich hierbei in absoluter Höhe 
fast so stark engagiert wie die US-Regierung. So kommt Großbritannien bei be- 
reits abgerufenen Stützungsmaßnahmen, meist in der Form von Garantien, auf 
44,1% des BIP, was unter den großen Ländern mit weitem Abstand der Spitzen- 
wert ist, die USA kommen auf 7,4% (Panetta et al. 2009: 13, Tab. 1.2). In der 
Euro-Zone wird die Spitzengruppe durch die Benelux-Staaten sowie Irland gebil- 
det, wie aus Berechnungen der Europäischen Zentralbank hervorgeht, die etwas 
von den BIZ-Berechnungen abweichen, aber zu ähnlichen Größenordnungen 
kommen. Durch unmittelbar ausgabenwirksame Stützungsmaßnahmen wird sich 
laut EZB der öffentliche Schuldenstand in den Niederlanden um 18,2%, in Lu- 
xemburg um 8,3% und in Belgien um 7,4% des BIP erhöhen. In Deutschland 
sind es 2,9% und in Frankreich 3,8% des BIP. Bei den tatsächlich gewährten Ga- 
rantien ergibt sich ein ähnliches Bild. Hier ist Irland mit 214,8% des BIP Spit- 
zenreiter, gefolgt von Belgien mit 21,0%, Luxemburg mit 12,8%, Österreich mit 
6,6% und Deutschland mit 6,3% des BIP. Bezogen auf das Euro-Währungsgebiet 
kommt die EZB auf eine Erhöhung des Schuldenstandes um 3,3% des BIP sowie 
Eventualverbindlichkeiten durch tatsächlich geleistete Garantien von 7,5% des 
BIP (Europäische Zentralbank 2009: 77, Tab. 2). Damit haben die Stützungs- 
maßnahmen für den Finanzsektor in den finanzialisierten Ökonomien, allen 
voran in Großbritannien und Irland, die relativ größte Dimension. Sie liegen 
auch deutlich höher als die fiskalischen Stimulierungsmaßnahmen, die für die 
Jahre 2009 und 2010 geplant sind und sich in Westeuropa meist zwischen 0,2% 
(Italien) und 2,6% des BIP (Deutschland) bewegen (Watt/Nikolova 2009: 12, 
Tab. 2). Dies spiegelt klare Prioritäten wider. 

Tatsächlich scheint der Stimulierung des Kreditmechanismus und dem Wieder- 
ingangsetzen der Inflation der Preise für Finanzaktiva wirtschaftspolitisch die 
höchste Priorität zuzukommen. Dies entspricht der Interessenlage der Einzel- 
kapitale mit starken Interessen im Finanzsektor, aber auch von Teilen der obe- 
ren Mittelschichten. Dies ist darüber hinaus mit den Interessen der Exportka- 
pitale in neo-merkantilistischen Ländern vereinbar, da diese sich hiervon eine 
Wiederbelebung der Konjunktur und der Exporte versprechen. Entsprechend 
dieser Konstellation bewegen sich Korrekturen bei der Finanzmarktregulierung 
in einem sehr begrenzten Rahmen und dürften primär die Eigenkapitalrege- 
lungen betreffen. Etwas weitergehende Vorschläge und Forderungen treffen auf 
entschiedenen Widerstand der Londoner City und der britischen Regierung. 
Umstritten waren und sind sowohl auf EU-Ebene als auch in den Mitglieds- 
staaten fiskalische Maßnahmen zur Konjunkturbelebung. Die EU-Verträge 
sind anti-keynesianisch ausgerichtet. Besonders deutlich wird dies am soge- 
nannten Wachstums- und Stabilitätspakt mit seinen Verschuldungsgrenzen für 
die Budgets der Mitgliedsstaaten. Dieser wird zwar bislang in der Krise etwas 
flexibler gehandhabt, aber nicht abgeschafft. Deutschland ging sogar so weit 
in der Krise die sogenannte „Schuldenbremse“ zu verabschieden, die zukünftig 
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noch zu einer drastischeren Einschränkung der fiskalischen Spielräume führen 
wird. Substanzielle eigene fiskalpolitische Möglichkeiten hat die EU nicht. Ei- 
ne koordinierte EU-weite anti-zyklische Politik wird speziell von der britischen 
und deutschen Regierung, aber auch fast durchgängig in Osteuropa abgelehnt. 
Von daher beschränkte sich der Vorschlag der EU-Kommission von Ende No- 
vember 2008 auf einen Budgetimpuls von 200 Mrd. Euro, der sich weitgehend 
aus den nationalstaatlichen Programmen zu speisen hätte. 

In Westeuropa waren die fiskalischen Impulse meist relativ gering dimensioniert. 
In einem Teil der finanzialisierten Ökonomien ist der Industriesektor so klein, dass 
von fiskalischen Impulsen nur noch recht begrenzte Wirkungen ausgehen kön- 
nen. In Ländern mit starker neo-merkantilistischer Tradition, wie der BRD, wer- 
den Konjunkturimpulse primär vom Export erwartet und es ist es schwierig, mit 
der Forderung nach einer Stärkung der Binnenwirtschaft politisch zu reüssieren. 
Zudem machen oft einnahmeseitige Maßnahmen (v.a. Steuererleichterungen), 
deren konjunkturpolitische Wirksamkeit nicht sehr hoch ist, oft die Hälfte oder 
mehr des Impulses aus - z.B. in Deutschland 54%. In Österreich, den skandina- 
vischen Ländern und Großbritannien liegt der einnahmeseitige Anteil sogar bei 
über Zweidrittel (Watt/Nikolova 2009: 12, Tab. 2). Schritte in Richtung auf eine 
Konversion von Branchen mit hohen Überkapazitäten und besonders ausgepräg- 
ter ökologischer Problematik sind kaum zu erkennen, Maßnahmen in Richtung 
auf Förderung von Wärmedämmung u. ä. hingegen schon. Arbeitslosenunterstüt- 
zungen und Sozialhilfe wurden und werden nicht substanziell aufgestockt, ob- 
wohl hiervon besonders starke Stützungen der Binnennachfrage ausgehen würden. 
Insofern sind die budgetären Maßnahmen als strukturkonservativ zu werten. 

In den osteuropäischen Ländern mit einer abhängigen Finanzialisierung herrscht 
eine scharf pro-zyklische Politik vor. Die Wirtschaftspolitik wird hier nicht von 
der Vorstellung geleitet, die Rezession abzumildern, sondern von dem Wunsch, 
um jeden Preis Abwertungen zu verhindern. Dies ist in erster Linie das Interesse 
der in diesen Ländern engagierten westeuropäischen Banken. Währungsabwer- 
tungen bedeuten für sie Abwertungen ihrer Aktiva. Außerdem würden sie die in 
Devisen hoch verschuldete Mittelschicht in die Zahlungsklemme bringen. Von 
daher unterstützt die Mittelschicht diese Politik. Die Interessen der produktiven 
Sektoren, die von einer Abwertung profitieren könnten, spielen keine Rolle. 
Diese Wirtschaftspolitik, die in verschiedenen Ländern soziale Proteste und ver- 
einzelte Streiks (v.a. im öffentlichen Dienst) hervorriefen, wird sowohl vom In- 
ternationalen Währungsfonds (IWF) als auch von der Europäischen Kommission 
befürwortet. Ungarn, Lettland und Rumänien haben bereits Abkommen mit 
dem IWF getroffen, in denen entsprechende wirtschaftspolitische Leitlinien fest- 
gehalten wurden (Becker 2009a: 102 ff., Becker 2009b, Galgöczi 2009: 5 £.). Der 
IWF ist bei der Festlegung der wirtschaftspolitischen Leitlinien sichtbarer als die 
Kommission und oft bei den Stützungsprogrammen auch finanziell führend. Bei 
der Forderung nach einer Verschärfung der Sparpolitik Lettlands traten allerdings 


Die EU und die große Krise 555 


im Herbst 2009 auch die Kommission und die Regierung Schwedens sehr vehe- 
ment auf. Im Gegensatz zu früheren Programmen in der Dritten Welt geht es 
dem IWF nicht darum, den Gläubigerbanken einen guten Rückzug zu sichern. 
Vielmehr sollen sie in den Ländern gehalten werden. Der Grund für diese Polı- 
tikmodifikation dürfte darin liegen, dass die Bankensektoren in den osteuropäi- 
schen Ländern fast komplett von Auslandsbanken kontrolliert werden (was we- 
der in Lateinamerika noch in Ostasien in einem solchen Ausmaß der Fall war) 
und diese ihre strategische Position bewahren wollen. Völlig orthodox ist hinge- 
gen Fiskalpolitik. Sie ist extrem restriktiv angelegt und hat als Kern nominale 
bzw. reale Kürzungen der Einkommen der öffentlich Beschäftigten und der Sozi- 
alleistungen. Besonders dramatisch sind die sozialen Wirkungen in Lettland, wo 
der IWF im Frühjahr 2009 eine Verschärfung der Sparpolitik verlangte und 
durchsetzte. Dort müssen viele Schulen und Krankenhäuser schließen. Bei 32 
von 56 Hospitälern ist die Schließung vorgesehen, sehr hohe Selbstbeteiligunge 
sollen bei KrankenhauspatientInnen erhoben werden (Wolff 2009). Die Lohn- 
senkungen sollen offenbar sowohl die Importnachfrage senken als auch die preis- 
liche Konkurrenzfähigkeit auf den Exportmärkten steigern. Die vermeintliche 
Sanierung der Staatshaushalte, in denen sich allerdings durch die fiskalpolitisch 
noch verschärfte Rezession immer neue Löcher auftun, soll die Länder näher an 
die Kriterien zum Beitritt zur Euro-Zone bringen. Letzteres wird explizit bei Lett- 
land, nicht ganz so explizit auch bei Rumänien angestrebt. 

Zwar hat die drastische Rezession zu Verbesserungen der Leistungsbilanz geführt. 
Es ist jedoch zweifelhalft, ob derart hohe Außenwirtschaftsdefizite ohne eine Ab- 
wertung behoben werden können. Zudem wird durch die scharfe Rezession die 
ohnehin schwache produktive Struktur weiter zerstört. Derart scharfe Rückgänge 
des BIP, wie sie in den Ländern der abhängigen Finanzialisierung derzeit zu beo- 
bachten sind, bringen die SchuldnerInnen auch ohne Abwertung in massive Zah- 
lungsprobleme. Die Euro-Zone ist auch nicht das Allheilmittel, als das sie vom IWF 
und dem lokalen liberalen Establishment angesehen wird. Die Euro-Zone unterliegt 
bereits jetzt starken Spannungen zwischen Leistungsbilanzüberschuss- und -defizit- 
ländern. Zum derzeitigen Wechselkurs sind die produktiven Strukturen der Balti- 
schen und südosteuropäischen Länder der äußeren Konkurrenz noch viel weniger 
gewachsen als dies bei den südeuropäischen Ländern bislang der Fall gewesen ist. 
Wirtschaftspolitisch sind die Baltischen und südosteuropäischen EU-Mitglieder in 
der Krise näher an den osteuropäischen Peripherieländern, die nicht in der EU sind 
(Ukraine, Serbien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina) als am Rest der EU. Die domi- 
nante Wirtschaftspolitik vertieft die wirtschaftliche und soziale Kluft zwischen den 
randständigsten EU-Mitgliedsstaaten und dem Rest der EU weiter. Dies veranlasst 
Bela Galgöczi (2009: 6), Forscher am Europäischen Gewerkschaftsinstitut, zur 
Schlussfolgerung: „Das Fehlen einer wirklich europäischen Antwort auf die Krise 
mit ihren schwerwiegenden Folgen für die neuen Mitgliedsstaaten könnte durchaus 
die Zukunft eines vereinten Europa infragestellen.“ 
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Schlussfolgerungen 


Die Überakkumulationskrise war nicht allein auf die USA begrenzt. Auf Grenzen 
der produktiven Akkumulation wurde auch in westeuropäischen Staaten - in al- 
lerdings unterschiedlichem Maße - mit Finanzialisierung reagiert. Der Finanziali- 
sierungsprozess stand in engem Zusammenhang mit der Veränderung der Vertei- 
lungsrelationen - Einkommenskonzentration und der Verschiebung zugunsten 
von Kapitaleinkommen (vgl. Huffschmid 2009: 54 ff, Stockhammer 2009). Ei- 
nerseits wurden von der oberen Mittelschicht immer mehr Einkommen auf den 
Finanzmärkten veranlagt (und über Kommerzialisierung von Pensionsversiche- 
rungen auch andere Lohnabhängige in Finanzmärkte gezwungen), andererseits 
wurde der Konsum trotz schleppender Lohnentwicklung über vermehrte Schuld- 
aufnahme dynamisiert. An dieser Dynamik nahmen auch primär neo- 
merkantilistische Länder wie Deutschland über Expansion der Exporte teil. Be- 
zogen auf die Krisendynamik in Westeuropa lässt sich festhalten, dass vom dı- 
rekten Ansteckungseffekt vor allem die Bankensektoren in finanzialisierten Öko- 
nomien Nordwesteuropas stark betroffen waren. Mit den Restriktionen im Kre- 
ditgeschäfte brach die Finanzialisierungsdynamik ein. Südeuropäische Länder mit 
hohen Leistungsbilanzdefiziten zeigten sich empfindlich gegenüber den Restrik- 
tionen im internationalen Kreditgeschäft. Diejenigen Ökonomien, die stark aktiv 
außenorientiert waren, litten vor allem unter dem starken Exporteinbruch. Mit- 
hin hing die Krisendynamik der westeuropäischen Ökonomien zwar eng mitein- 
ander zusammen, hatte aber je nach Akkumulationsmodell unterschiedliche 
Ausprägungen. Für Osteuropa lässt sich festhalten, dass die Krisendynamik der 
Länder mit abhängiger Industrialisierung mit leichter zeitlicher Verzögerung den 
westeuropäischen Ländern mit starker Exportorientierung gefolgt ist und stark 
durch den Exporteinbruch geprägt war. Hingegen sind die Länder mit abhängiger 
Finanzialisierung, die bereits ein enormes Krisenpotenzial aufgebaut hatten, in der 
EU von der stärksten Rezession betroffen und erleben den Kollaps ihres Akku- 
mulationsmodells. 

Die derzeitige Krise ist damit keine bloße Finanzkrise, sondern eine Krise der Ak- 
kumulationsmodelle der letzten zwei bis drei Jahrzehnte. Die Widersprüche der 
finanzialisierten Akkumulation sind voll zu Tage getreten. Ihre abhängige Varian- 
te in Osteuropa ist angesichts ausbleibender Kapitalzuflüsse kollabiert. Die füh- 
renden finanzialisierten Ökonomien Westeuropas weisen ganz besonders hohe Fol- 
gekosten bei der Stützung des Bankensektors auf. Die exportorientierten EU-Öko- 
nomien partizipierten direkt (BRD) oder indirekt (Osteuropa) von der durch Kredi- 
te aufgeblasenen Nachfrage in den Ländern mit hochgradig finanzialisierter Ö- 
konomie. In der Krise brachen Exporte und Industrieproduktion stark ein. Die 
wirtschaftspolitischen Reaktionen auf die Krise erfolgten primär auf der national- 
staatlichen Ebene und orientierten sich vornehmlich auf die Stabilisierung der 
Bankensektoren. Im Gegensatz zu den mild anti-zyklischen Maßnahmen im Groß- 
teil Westeuropas und einzelnen exportorientierten Ökonomien Osteuropas wur- 
de in den Ländern einer abhängigen Finanzialisierung in Osteuropa eine radikal 


Die EU und die große Krise 557 


pro-zyklische Politik mit katastrophalen sozialen Folgen durchgesetzt. Auch wenn 
es keine Einheitlichkeit in der Wirtschaftspolitik in der EU gibt, so ist doch eine 
gemeinsame Stoßrichtung der jeweils dominanten Kräfte zu erkennen. Ihnen 
geht es darum, mit einigen kleineren regulatorischen Anpassungen die Akkumu- 
lationsmodelle der letzten zwei oder drei Jahrzehnte wiederherzustellen. Diese 
Politik ist als restaurativ zu kennzeichnen. Noch sind die Gegenkräfte schwach. 


Literatur 


Aglietta, Michel (1982, 2. erw. Aufl): Regulation et crises du capitalisme. L’experience des Etats- 
Unis, Paris. 

Aglietta, Michel; Berrebi, Laurent (2007): Desordres dans le capitalisme mondial, Paris. 

Arrıghi, Giovanni (1994): The Long Twentieth Century. Money, Power, and the Origins of Our 
Times, London/New York. 

- (2008): Adam Smith in Beijing. Die Genealogie des 21. Jahrhunderts, Hamburg. 

Astrov, Vasily; Pöschl, Josef (2009): MOEL im Sog der Krise, in: Wifo-Monatsberichte, Nr. 5, 347-359. 

Banco de Espafia (2009): Informe trimestral de la economia espaäola. Julio-Agosto 2009. 

Beaud, Michel (1987): Le systeme mondial/national hierarchise. Une nouvelle lecture du 
capitalisme mondial, Paris. 

Becker, Joachim (2002): Akkumulation, Regulation, Territorium. Zur kritischen Rekonstruktion 
der französischen Regulationstheorie, Marburg. 

- (2006): Metamorphosen der regionalen Integration, in: Journal für Entwicklungspolitik, 22(2), 
11-44. 

- (2007): Dollarisation in Latin America and Euroisation in Eastern Europe: Parallels and Differen- 
ces, in: Becker, Joachim; Weissenbacher, Rudy (Hg.): Dollarization, Euroization and Financıal In- 
stability. Central and Eastern Europe between Stagnation and Financial Crisis? Marburg, 223-278. 

- (2008): Die Verwundbarkeit Osteuropas in der Finanzkrise: Immer neue Kandidaten für den Crash, in: 
Informationsbrief Weltwirtschaft & Entwicklung, W&E Hintergrund, Oktober, 34. 

- (2009a): Osteuropa in der Finanzkrise: Ein neues Argentinien?, in: Blätter für deutsche und in- 
ternationale Politik, 54(6), 97-105. 

- (2009b): Krisenregion Ost- und Mitteleuropa — der IWF als „Retter“, in: Candeias, Mario; Rilling, 
Rainer (Hg.): Krise. Neues vom Finanzkapitalismus und seinem Staat, Berlin, 74-83. 

- (2009c): La Uniön Europea y la crisis financiera, in: Gudynas, Eduardo (Hg.): La primera crisis 
global del siglo XXI. Miradas y reflexiones, Montevideo, 25-28. 

Bischoff, Joachim (2009): Jahrhundertkrise des Kapitalismus. Abstieg in die Depression oder Ü- 
bergang in eine andere Ökonomie? Hamburg. 

Blackburn, Robin (2008): The subprime crisis, in: New Left Review, Nr. 50, 63-106. 

Brixiova, Zuzana/Vartia, Laura/Wörgötter, Andreas (2009): Capital Inflows, Household Debt and 
the Boom-bust Cycle in Estonia, OECD Economcis Department Working Papers, Nr. 700. 

Cardoso, Fernando H.; Faletto, Enzo (1976): Abhängigkeit und Entwicklung in Lateinamerika, Ffm. 

Chesnais, Frangois (1996): Mondialisation financiere et instabilite systemique, in: Chesnais, 
Frangois (Hg.): La mondialisation financiere. Genese, coüt et enjeux, Paris, 251-307. 

de Filippis, Vittorio/Losson, Christian (2009): Recession: resiste-t-on vraiment?, in: Liberation, 
16.175,34. 

Debeels, Thierry (2009): De ondergang van Fortis, Antwerpen/Amsterdam. 

dos Santos, Paulo L. (2009): On the Content of Banking in Contemporary Capitalism, in: 
Historical Materialism, 17, 180-213. 

Europäische Zentralbank (2009): Die Auswirkungen der staatlichen Hilfsmaßnahmen für den 
Bankensektor und die öffentlichen Finanzen im Eurowährungsgebiet, in: Europäische Zentral- 
bank: Monatsbericht, Juli, 71-84. 

Eurostat (2009a): BIP in der Eurozone und in der EU27 um 2,5% gefallen. Eurostat Pressemittei- 
lung, Euroindikatoren, 70/2009, 15. Mai. 


558 Joachim Becker, Johannes Jäger 


- (2009b): Arbeitslosenquote der Eurozone auf 9,5% gestiegen. Eurostat Pressemitteilung, Euro- 
indikatoren, 123/2009, 1. September. 

Frangakis, Marica (2009): Europe’s financial system under pressure, in: Grahl, John (Hg.): Global 
Finance and Social Europe, Cheltenham/Northampton, 53-90. 

Galgöczi, Bela (2009): Central and Eastern Europe five years after: from ‚emerging Europe’ to 
‚submerging’ Europe? ETUI Policy Brief 4/2009. 

Guelaud, Claire (2009): Le modele frangais r&siste bien, in: Le Monde Dossiers & Documents, 
Nr. 385, Dossier 2, III. 

Gowan, Peter (2009): Causing the credit crunch: the rise and consequences of the New Wall 
Street System, in: Journal für Entwicklungspolitik, 25(1), 18-43. 

Guttmann, Robert (2008): A Primer on Finance-Led Capitalism and Its Crisis, in: Revue de la 
regulation, Nr. 3/4, www.regulation.revues.org/document 5843.html 23.12.2008. 

Hein, Eckhard/Truger, Achim (2007): Der deutsche Neo-Merkantilismus im europäischen Kon- 
text, in: Kurswechsel, Nr. 4, 16-24. 

Hohlfeld, Peter et al. (2009): Deutsche Wirtschaft verharrt in Talsohle. Prognose-Update: Die 
konjunkturelle Lage zur Jahresmitte 2009, IMK-Report, Nr. 39, Juli. 

Horn, Gustav A. (2009): Assessment of the banking rescue packages and the economic recovery plans of 
the Member States — The examples ofthe UK and Germany - , IMK Briefing Paper, Januar. 

Huffschmid, Jörg (2009): Nicht die Krise, der Finanzkapitalismus ist das Problem. Vom „norma- 
len“ Funktionieren, von Umverteilung und Instabilität, in: Candeias, Mario; Rilling, Rainer 
(Hg.): Krise. Neues vom Finanzkapitalismus und seinem Staat, Berlin, 53-73. 

Hunya, Gäbor (2009): wıiw Database on Foreign Direct Investment in Central, East and Southeast 
Europe 2009. FDI in CEECs under the Impact of Global Crisis: Sharp Declines, Wien. 

Jesny, Martin; Sibyla, Pavel (2009): Smerom k dnu, in: Trend, 30.4., 18-20. 

Johsua, Isaac (2009): La grande crise du XXle siecle. Une analyse marxiste, Paris. 

Lang, Kai-Olaf; Schwarzer, Daniela (2009): Krisen, Crashs und Hilfspakete, SWP-Aktuell 12. 

Lapavitsas, Costas (2009): Financialised Capitalism: Crisis and Financial Expropriation, in: 
Historical Materialism, 17, 114-148. 

Lembke, Judith (2009): Das Pfund unter Druck, in: Frankfurter Allgemeine, 12.8., S.17. 

Lordon, Frederic (2008): Jusqu’ä quand? Pour en finir avec les crises financieres, Paris. 

Marx, Karl (1979): Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, Band 3, MEW 25, Berlin. 

OECD (2009): OECD.Stat Extracts. Quarterly National Accounts: Quarterly Growth Rates of 
GDP, volume (www.stats.oecd.org/index.aspx?queryid=350 , 19.8.2009). 

OFCE (2009): France: la mer se retire. Perspectives 2009-2010 pour l’&conomie frangaise, in: 
Lettre de POFCE, Nr. 309, 6-8. 

Panetta, Fabio et al. (2009): An assessment of financial sector rescue programmes, BIS Papers, No. 48. 
Pellicer, Lluis (2009): Espana es el pais de la eurozona mäs dependiente de la construcciön, in: EI 
Pais, 13.7. (www.elpais.com/articulo/economia/Espana/pais/eurozona/dependiente/construccion). 

Plihon, Dominique (2003): Le nouveau capitalisme, Paris. 

Posen, Adam (2007): Exportweltmeister - na und? Bessere Zeiten für die deutschen Aussenwirt- 
schaftspolitik, in: Scheffkat, Ronald; Langkau, Jochem (Hg.): Aufschwung für Deutschland. Plä- 
doyer international renommierter Ökonomen für eine bessere Wirtschaftspolitik, Bonn, 165-193. 

Stockhammer, Engelbert (2009): The finance-dominated accumulation regime, income distribution 
and the present crisis. WU Wien, Department of Economics Working Paper No. 127. 

Vermeend, Willem (2008): De kredietcrisis (en hoe we er sterker uit kunnen komen), Amsterdam. 

Watt, Andrew; Nikolova, Mariya (2009): A quantum of solace? An assessment of fiscal stimulus 
packages by EU Member States in response to the economic crisis, ETUI Working Paper 2009.05. 

Wehr, Andreas (2009): Währung mit eingebauter Sozialdemontage. Der Euro und die Krise. In: Pfeif- 
fer, Hermannus (Hg.): Land in Sicht? Die Krise, die Aussichten und die Linke, Köln, 69-80. 

Wolf, Martin (2008): Fixing Global Finance, Baltimore. 

Wolff, Reinhard (2009): In Lettland gehen die Lichter aus, in: die tageszeitung, 14.8., 11. 

Workie, Membere (2008): Vyvoj a perspektivy svetovej ekonomiky. Turbulencie na financnych 
trhoch a dilemy hospodärskej politiky. Bratislava. 


Klaus Dörre, Michael Behr, Dennis Eversberg, 
Karen Schierhorn 


Krise ohne Krisenbewusstsein? Zur subjektiven 
Dimension kapitalistischer Landnahmen 


1. Bosskissing statt Bossnapping? 


Stell Dir vor, es ist Krise und kaum jemand merkt es. So oder ähnlich könnte 
man die Situation in der Bundesrepublik im Herbst 2009 beschreiben. Zwar ist 
inzwischen unstrittig, dass das Land eine Wirtschaftskrise durchläuft, die in man- 
chem der großen Depression von 1929/32 ähnelt, doch die Bevölkerung scheint 
unbeeindruckt. Zwar kämpfen Belegschaften um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze, 
doch im Land ist es merkwürdig ruhig. Nirgendwo liegt der Geruch der Revolte 
in der Luft. Wo französische Arbeiter Bossnapping betreiben, üben sich in 
Deutschland auch gewerkschaftlich organisierte Gruppen in (Selbst-)Disziplin. 
Proteste bleiben begrenzt. Stattdessen wird weiter konsumiert, in Urlaub gefah- 
ren, gearbeitet, als ginge alles seinen normalen Gang. Und wie zur Bestätigung 
haben die Bundestagswahlen nicht nur eine liberal-konservative Mehrheit ge- 
bracht, ausgerechnet die marktorthodoxe FDP verzeichnet Rekordergebnisse. 
Wie ist zu erklären, dass eine Mehrheit der Lohnabhängigen scheinbar eher zum 
Bosskissing als zu Widerständigkeit tendiert? Neben der Tatsache, dass die Krise 
den Arbeitsmarkt noch gar nicht in vollem Umfang erreicht hat, könnte die 
Antwort in einem Foucaultschen Szenario vermutet werden. Das „unternehmeri- 
sche Selbst“ (Bröckling 2007) samt dazugehörigem Freiheitsversprechen wäre 
demnach soweit internalisiert, dass die Individuen einer affırmativen Logik zum 
Opfer fallen. Auf die Subjektivierung von Arbeit folgt nun die Subjektivierung 
der Krise. Krisenphänomene werden, so wäre zu mutmaßen, je nach sozialer Po- 
sition als persönliches Schicksal, als Indiz selbst verantworteten Scheiterns, als 
individuelle Herausforderung oder auch als Chance zur Selbstkorrektur wahrge- 
nommen. In ihrer gesellschaftlichen Dimension bleiben sie aber unbegriffen, 
weshalb Selbstzuschreibungen wahrscheinlicher sind als die kollektive Aktion. 

Ohne die Relevanz von Subjektivierungstheoremen (Bröckling u.a. 2000, Voß/ 
Pongratz 1998; Moldaschl/Voß 2002) generell zu bestreiten, soll nachfolgend 
eine anders akzentuierte Interpretation begründet werden. Die vermeintliche Kri- 
senresistenz von Subjektivitäten erklärt sich nach unserer Auffassung aus der 
Mobilisierung von eigensinnigen Praktiken und habitualisierten Handlungs- 
schemata, die eine selbsttätige Auseinandersetzung mit Konkurrenzmechanis- 
men und Marktvergesellschaftung steuern. Ungerechtigkeits- und Missachtungs- 
erfahrungen sind reichlich vorhanden. Doch offenkundig fehlt ein mit Hand- 
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lungsperspektiven verknüpftes intellektuelles Bezugssystem (Beaud/Pialoux 2004: 
276), das solche Stimmungen politisch bündeln könnte. Die finanzkapitalisti- 
sche Landnahme verfügt trotz Krise über eine stabile Basis in den Subjekten - 
aber nicht, weil das Freiheitsversprechen der Marktvergesellschaftung, die Leit- 
bilder von „Arbeitskraftunternehmer“ oder „unternehmerischem Selbst“ tief in 
den Subjektivitäten verankert wären, sondern vor allem, weil noch immer auf 
Erfahrungen, Verhaltensdispositionen, Ressourcen zugegriffen werden kann, die 
nicht marktförmig zugerichtet sind. Bei der Beweisführung zugunsten dieser The- 
se stoßen wir auf ein gravierendes Problem: Eine ausdifferenzierte Forschung 
zum gegenwärtigen Arbeits- und Krisenbewusstsein Lohnabhängiger existiert 
nicht (Eversberg 2009). Daher müssen wir uns mit empirischen Daten aus Pro- 
jekten behelfen, die nicht explizit auf die Krisenproblematik zugeschnitten sind. 
Nachfolgend wird zunächst (2.) das Konzept kapitalistischer Landnahmen ein- 
geführt und in seiner subjektiven Dimension beleuchtet; es folgt (3.) eine ex- 
emplarische Auseinandersetzung mit empirisch vorfindbaren Formen subjekti- 
ver Landnahme. Abschließend (4.) werden Blindstellen gängiger Subjektivie- 
rungstheoreme beleuchtet und Grenzen subjektiver Landnahme diskutiert. 


2. Kapitalistische Landnahmen, Subjekte und Subjektivierung 


Das Konzept kapitalistischer Landnahmen zielte bislang auf Entwicklungspro- 
zesse kapitalistischer Formationen (Dörre 2009: 21-86). Wenn es hier für die 
Analyse von Subjektivität fruchtbar gemacht wird, bedarf das einer Begrün- 
dung. Die Grundlagen eines dafür konstitutiven Kapitalismusverständnisses 
hat Pierre Bourdieu (2000) in seinen Studien zur algerischen Übergangsgesell- 
schaft formuliert. Danach ist ein Minimum an Arbeitsplatz- und Einkom- 
menssicherheit die Voraussetzung, um ein in die Zukunft gerichtetes Bewusst- 
sein ausbilden zu können. Und erst dieses Zukunftsbewusstsein, gepaart mit 
individueller Planungsfähigkeit, ermöglicht rational-kalkulierendes Verhalten, 
wie es für die kapitalistische Ökonomie unentbehrlich ist. Marktvergesellschaf- 
tung beruht somit auf widersprüchlichen Handlungslogiken. Jeder über Preise 
regulierte Tauschakt verlangt nach einem Zeitregime, das den Horizont markt- 
gesteuerter Tauschakte überschreitet. Dieser Zwangsläufigkeit können sich we- 
der die entwickelten Kapitalismen noch die sozialen Akteure entziehen. 


2.1 Das Konzept kapitalistischer Landnahmen 


Die Grundlagen eines dafür konstitutiven Kapitalismusverständnisses hat Pi- 
erre Bourdieu (2000) in seinen Studien zur algerischen Übergangsgesellschaft 
formuliert. Danach ist ein Minimum an Arbeitsplatz- und Einkommenssi- 
cherheit die Voraussetzung, um ein in die Zukunft gerichtetes Bewusstsein 
ausbilden zu können. Und erst dieses Zukunftsbewusstsein, gepaart mit indi- 
vidueller Planungsfähigkeit, ermöglicht rational-kalkulierendes Verhalten, wie 
es für die kapitalistische Ökonomie unentbehrlich ist. Marktvergesellschaftung 
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beruht somit auf widersprüchlichen Handlungslogiken. Jeder über Preise regu- 
lierte Tauschakt verlangt nach einem Zeitregime, das den Horizont marktge- 
steuerter Tauschakte überschreitet. Dieser Zwangsläufigkeit können sich weder 
die entwickelten Kapitalismen noch die sozialen Akteure entziehen. 
Landnahme besagt in diesem Zusammenhang (1), dass die kapitalistische Ent- 
wicklung einer komplexen Innen-Außen-Dialektik folgt und daher stets ein 
Doppelgesicht besitzt. Eine an Effizienz und Äquivalententausch orientierte 
Rationalität setzt sich in den Fabriken, der durchkapitalisierten Landwirtschaft 
und auf den Warenmärkten durch. Hier reproduziert sich der Kapitalismus 
weitgehend auf seinen eigenen Grundlagen. Die andere Entwicklung bricht sich 
in Austauschbeziehungen zwischen der Kapıtalakkumulation einerseits sowie 
nichtkapitalistischen Produktionsweisen und Territorien andererseits Bahn. Auf 
deren Okkupation bleibt die kapitalistische Ökonomie strukturell angewiesen, 
weil im „inneren Verkehr“ nur begrenzte Wertteile des gesellschaftlichen Ge- 
samtprodukts realisiert werden können (Luxemburg 1975: 325). Grundsätzlich 
gilt allerdings, dass ein solches „Außen“ auch aktiv herstellt werden kann, sei 
es durch De-Kommodifizierung (Abkoppelung der Lohnarbeit von Marktrisi- 
ken), oder mittels Re-Kommmodifizierung (Prekarisierung und Brachlegung 
von Arbeitskraft). Die Kette der Landnahmen ist daher unendlich, und der 
„Sündenfall“ einer „Sprengung rein ökonomischer Gesetzmäßigkeit durch po- 
litisches Handeln“ (Arendt 2006: 335), den Marx nur für die Phase der ur- 
sprünglichen Akkumulation gelten lassen wollte, kann und muss sich auf er- 
weiterter Stufenleiter beständig wiederholen. Daraus ergibt sich, dass die histo- 
rische Koexistenz unterschiedlicher Eigentums- und Produktionsverhältnisse 
eine Konstante kapitalistischer Entwicklung ist (MEW 23: 776 f.). Für ganze 
Epochen muss von einer parallelen Existenz kapitalistischer wie nichtkapitalis- 
tischer Formationen ausgegangen werden. Und auch die Übergänge von einer 
kapitalistischen Formation zu einer anderen stellen ein Kontinuum kapitalisti- 
scher Entwicklung dar. Der fordistische Kapitalismus wird nicht einfach durch 
einen Finanzmarktkapitalismus ersetzt, für einen langen Zeitraum bestimmt 
die historisch ältere Formation weiter die soziale Realität. 

Auf die Ebene von Individuen übersetzt entspricht dem (2) ein Subjektkonzept, 
für das Antonio Gramsci die Kategorie des „geschichtlichen Blocks“ genutzt hat. 
Mit diesem Begriff werden nicht nur hegemoniale Bündnisse in der Gesellschaft 
bezeichnet, Gramsci (1994: 1341 £.) verwendet diese Kategorie auch, um die Ge- 
schichtlichkeit individueller Subjekte kenntlich zu machen. Demnach konstitu- 
iert sich Subjektivität über ein Hineinsozialisieren in gesellschaftliche Orientie- 
rungssysteme (Ideologien), die jeweils aus mehreren Schichten (Leitbilder und in- 
tellektuelle Bezugssysteme mit quasi-wissenschaftlichem Anspruch, institutionelle 
Praxen, Alltagsverstand) zusammengesetzt sind (Hall 1989). Dies ist bedeutsam, 
weil so deutlich wird, dass kapitalistische Landnahmen auch in ihrer subjektiven 
Dimension durch eine Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen geprägt werden. Auf 
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der Leitbildebene, der reflexiven Schicht gesellschaftlicher Ideologien, ist es ver- 
gleichsweise leicht möglich, Zäsuren vorzunehmen und einen formationsspezifi- 
schen „Geist des Kapitalismus“ (Boltanski/Chiapello 2003) zu etablieren. Ein 
solch hegemonialer Geist setzt sich aber nicht nur aus einer „Gesamtheit von 
Glaubenssätzen“ zusammen, „die mit der kapitalistischen Ordnung verbunden 
sind und zur Rechtfertigung dieser Ordnung, zur Förderung der damit zusam- 
menhängenden Handlungsweisen und Dispositionen beitragen“ (ebd.: 46). 
Schon auf der Ebene institutioneller Praktiken beinhaltet dieser „Geist“ sperrige 
Dispositionen und Praktiken, die sich nur in länger währenden historischen Pro- 
zessen umformen lassen. Das gilt umso mehr für die internalisierten Habitus- 
formen, deren Inkorporation die Geschichtlichkeit individueller Subjekte aus- 
macht. Habitusformen sind inkorporierte Vergangenheit; sie wirken gewisserma- 
ßen über ihre Erzeugungsbedingungen hinaus (Hysteresiseffekt) und sie erzeugen 
Verhaltenskontinuität, weil sie sich bei der auf soziale Felder abgestimmten Se- 
lektion von Handlungsstrategien graduell als höchst variabel erweisen. Insofern 
lassen sich Landnahmen auch in ihrer subjektiven Dimension nicht als lineare 
Prozesse begreifen. Vielmehr muss davon ausgegangen werden, dass die verschie- 
denen Schichten sozialer Subjektivität auf unterschiedliche Weise erfasst und in 
ein Spannungsverhältnis zueinander gesetzt werden. Zugespitzt formuliert: Das 
In- und Nebeneinander „alter“ und „neuer“ Verhältnisse lässt sich nicht nur auf 
der Gesellschaftsebene beobachten, es ist zugleich ein Signum jeder - individuel- 
len wie kollektiven - Subjektivität. 

Damit stoßen wir (3) auf eine Problematik, die Marx nur unzureichend reflek- 
tiert hat. Zwar arbeitete er in seiner Analyse der ursprünglichen Akkumulation 
heraus, dass es staatlich-politischer Intervention und Disziplinierung bedarf, 
um die freigesetzten Subjekte zu einer Betätigung in der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise zu bewegen. Doch er unterstellte, es handle sich dabei um eine 
Übergangsproblematik, die mit der vollständigen Herausbildung dieser Pro- 
duktionsweise obsolet werde (MEW 23: 765). Begreift man kapitalistische 
Entwicklung hingegen als Abfolge qualitativ neuer Produktionsweisen und 
Vergesellschaftungsformen, so impliziert dies, dass sich die Herausbildung 
kompatibler Subjektivitäten immer wieder neu vollziehen muss. Jedem Land- 
nahmezyklus entsprechen je besondere Subjektivierungsweisen, spezifische Modi 
des Zu-sich-selbst-in-Beziehung-Setzens (Bröckling 2007). In ihrer idealtypi- 
schen Gestalt treten Aktivitätsmatrizen wie die des doppelt freien Lohnarbei- 
ters allenfalls auf der Leitbildebene auf; real sind sie in einen „geschichtlichen 
Block“ aus Erfahrungen, Dispositionen, Handlungsschemata etc. integriert, der 
stets Elemente des Vergangenen umfasst. Kapitalistische Landnahmen laufen 
somit kontinuierlich darauf hinaus, vor- und nichtkapitalistische Subjektivitä- 
ten zu funktionalisieren. Das kann über sekundäre Ausbeutungsmechanismen 
geschehen, für die das Prinzip des Äquivalententauschs, das den marktkapita- 
listischen Sektor strukturiert, nicht oder nur eingeschränkt gilt. Prekarisierung 
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von Beschäftigungsverhältnissen, die Funktionalisierung von Reproduktionstä- 
tigkeiten oder die Installierung eines scheinbar auf Rückkehr in die Heimat 
gerichteten Migrantenstatus sind Beispiele für sekundäre Ausbeutung. Legiti- 
miert werden diese Mechanismen häufig durch Konstruktionen von Ethnie 
und Geschlecht, die ihren Ursprung in vorkapitalistischen Verhältnissen ha- 
ben. Durch die Indienstnahme solcher Innen-Außen-Differenzen kann sicher- 
gestellt werden, dass beständig kostengünstige Arbeitskraft für wenig qualifi- 
zierte, stark belastende und gering entlohnte Arbeiten mobilisierbar ist. Dabei 
spielen, wie Marx anhand der kapitalistischen Instrumentalisierung des feudal- 
gesellschaftlichen Bettelverbots gezeigt hat (MEW 23: 762 ff.), staatliche 
Zwangsmechanismen zur Herstellung von Arbeitsdisziplin eine wichtige Rolle. 


2.2 Neue Landnahme und Subjektkonstitution 


In der systematischen Nutzung von Arbeitskraft, deren Preis unter ihren Wert 
gedrückt wird, offenbart sich eine spannungsvolle Synthese von Universalismus 
und Partikularismus, wie sie jeder kapitalistischen Landnahme eigen ist. Das uni- 
verselle Modernisierungsversprechen des Kapitalismus gründet sich nur zum Teil 
auf der Fähigkeit kapitalistischer Akteure, das Säurebad der Konkurrenz durch 
fortwährende Produkt- und Prozessinnovationen zu bestehen, die den first mo- 
vers Extraprofite versprechen. Denn stets gibt es auch eine andere Möglichkeit: 
die der regressiven Modernisierung durch Re-Kommodifizierung und Ausschluss. 
Zwar können kapitalistische Marktwirtschaften ohne marktbildende Institutio- 
nen und Verhaltensweisen nicht existieren; historisch stellt sich jedoch immer 
wieder die Tendenz ein, Wettbewerbsvorteile zu generieren, indem marktbegren- 
zende Regeln unterlaufen und in Frage gestellt werden. Eben das ist die Essenz 
jener finanzkapitalistischen Landnahme, die seit den 1980er Jahren alle kapitalis- 
tischen Zentren und zeitverzögert auch die Territorien des ehemaligen Staatsso- 
zialismus erfasst hat. Ihr Modus operandi ist in zahlreichen Abhandlungen ana- 
lysiert worden (Harvey 2005, 2007; Streeck 2009: 230-272; Dörre 2009: 54-81), so 
dass an dieser Stelle einige zusammenfassende Bemerkungen genügen. Im Zent- 
rum der neuen Landnahme stehen Versuche, marktbegrenzende Institutionen 
samt der mit ihnen korrespondierenden Subjektivitäten zum Objekt von Re-Kom- 
modifizierungspolitiken zu machen. Von Landnahme kann gesprochen werden, 
weil eine Entwicklung, deren Ausgangspunkt strukturelle Überkapazitäten in den 
exportorientierten Leitbranchen sind, über eine Fülle von Transfermechanismen 
(Markt für Unternehmenskontrolle, Shareholder-Value-Steuerung, Renditevorga- 
ben, Standortkonkurrenzen) auf die Realwirtschaft zurückwirken. Vor allem im 
exportorientierten Sektor hat sich so eine Wirtschaft herausgebildet, die Rendite- 
oder Gewinnziele als Planungsgrößen voraussetzt, an welche Belegschaftsstärken, 
Löhne, Arbeitszeiten usw. als Randbedingungen anzupassen sind. 

Konstitutiv für die neue Landnahme ist, dass sie eine auf das Konkurrenzprinzip 
und die Gewinnmaximierung reduzierte Rationalität tendenziell auf die gesamte 
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Gesellschaft und ihre Subjekte überträgt. Zusätzlich zu den marktförmigen sor- 
gen staatlich-politische Disziplinierungsmechanismen wie etwa das „aktivierende“ 
Arbeitsmarktregime dafür, dass einer neuen, flexiblen, auf gespaltenen Arbeits- 
märkten basierenden Produktionsweise genügend Arbeitskräfte zur Verfügung ste- 
hen. Natürlich kann sich die finanzkapitalistische Wettbewerbsrationalität nicht 
einmal im exportorientierten Wirtschaftssektor in Reinform durchsetzen. Sie 
trifft auf die Filter unterschiedlicher Produktionswelten, Institutionensysteme, auf 
eigensinnige Praktiken und nicht zuletzt auf sperrige Subjektivitäten. Dennoch 
verändert ihr Transfer die soziale Realität. Die konkurrenzbasierten Transferme- 
chanismen herrschen der Gesellschaft eine Basisregel auf, die über erfolgreiches 
Scheitern wirkt. Obwohl sie sich niemals vollständig durchsetzen kann, verschiebt 
sie die Grenzen zwischen dem „Innen“ und dem „Außen“ finanzkapitalistischer 
Akkumulation. Die relative Stabilität der so geschaffenen gesellschaftlichen For- 
mation beruht auf der Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen. Sie greift nicht nur 
auf Institutionen, Produktionsformen und Arbeitssysteme, sondern gerade auch 
auf Subjektivitäten zu, die ihren Ursprung in früheren historischen Stadien - im 
fordistischen Kapitalismus oder auch im staatsbürokratischen Sozialismus - haben. 


3. Facetten des Arbeits-, Gesellschafts- und Krisenbewusstseins 


Auf solche Verknüpfungen von intentionalen Orientierungen und latenten 
Sinnstrukturen stößt, wer sich auf das empirisch vorfindbare Arbeits- und Ge- 
sellschaftsbewusstsein realer Subjekte einlässt. Nachfolgend soll dies exempla- 
risch anhand von zwei Perspektiven verdeutlicht werden. Für die Beschäftig- 
tenperspektive stehen die Belegschaften von fünf Betrieben eines ostdeutschen 
Unternehmens aus der Metall- und Elektroindustrie’. Die Perspektive ausge- 
schlossener und prekarisierter Gruppen wird von Leistungsempfängern des 
Arbeitslosengeldes II (ALG II) repräsentiert”. Obwohl diese Daten nicht in ei- 
nem statistischen Sinne repräsentativ sind, erlauben sie doch tiefe Einblicke in 
empirisch vorfindbare Subjektivitäten, denn neben intentionalem Wissen wer- 
den auch latente Sinnstrukturen erfasst. 


3.1 Beschäftigte: Gutes Unternehmen, schlechte Gesellschaft 


Beginnen wir mit der Perspektive von überwiegend in Normarbeitsverhältnisse 
integrierten Lohnabhängigen. Die Belegschaftsbefragungen fanden zu einem 
Zeitpunkt statt, als die Krise noch nicht auf ihrem Höhepunkt war. Allerdings 
hatten die überdurchschnittlich qualifizierten Beschäftigten (20% Akademiker, 


1 Die Belegschaften wurden 2008 im Rahmen einer standardisierten Erhebung befragt (n=459; 
Grundgesamtheit 1.500, vgl. Behr u. a. 2009), ergänzt um eine qualitative Management- und 
Betriebsrätestudie, n=14). Hinzu kommen erste Untersuchungen zu Restrukturierungen im 
Wertschöpfungssystem Automobil (n=54, vgl. Dörre/Holst 2009). 

2 Die Population wurde in zwei Wellen (2006 n]=99; 2009 n7=58) befragt. Erhebungen zum 
Funktionswandel von Leiharbeit (Holst u. a. 2009, n=72) werden ergänzend einbezogen. 
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15% Techniker/Meister, 55% Facharbeiter, 5% Un- und Angelernte) in der 
Vergangenheit immer wieder neue Entlassungswellen zu überstehen. Der letzte 
große Beschäftigungsabbau fand 2000/2001 statt; ein Teil der damals Entlas- 
senen kehrte als Leiharbeiter ins Werk zurück. 

Obwohl der Shareholder Value in der Managementrhetorik nur eine untergeord- 
nete Rolle spielt, werden die Beschäftigten seit geraumer Zeit mit einem Leitbild 
konfrontiert, das die „unternehmerische“ Arbeitskraft im globalen Wettbewerb 
anruft. Das Top-Management agiert nach der Devise: „Noch produzieren wir vor 
Ort, was in fünf Jahren ist, wissen wir nicht“. Die so erzeugte Unsicherheit hat 
durch die Aufspaltung in mehrere eigenständige Betriebe und die damit verbun- 
dene Implementation interner Marktbeziehungen zusätzliche Schubkraft erhal- 
ten. Während aus Sicht der Unternehmensspitze vieles, was jahrzehntelang ein 
besonderes Firmenbewusstsein ausmachte, in der globalen Konkurrenz obsolet 
erscheint, sorgen sich die Betriebsräte um die Einheit des Unternehmens und 
den Zusammenhalt der Belegschaft. Für unsere Frage nach dem Krisenbewusst- 
sein sind drei empirische Befunde bedeutsam (vgl. Behr u. a. 2009). 

(1) Fragile Sicherheit: Da das Unternehmen zum Erhebungszeitpunkt erstmals 
seit langem ruhiges Fahrwasser erreicht zu haben schien, verwundert es kaum, 
dass eine Mehrheit von 56% der Befragten ihren Arbeitsplatz für sehr sicher 
oder eher sicher hält. Überraschend ist, dass dies für eine relevante Minderheit 
nicht zutrifft: Eine große Gruppe von 30% schwankt, immerhin 10% empfin- 
den ihren Arbeitsplatz als eher oder sehr unsicher. Aussagekräftiger als diese 
Zahlen ist eine Typisierung, die das subjektive Sicherheitsempfinden mit der 
Bereitschaft zu einem Unternehmenswechsel und der Loyalität zum Unter- 
nehmen kombiniert. Aufmerksamkeit verdient vor allem die Gruppe der „Pas- 
siven Bleiber“, die immerhin ein Viertel der Befragten stellt. Die „Passiven 
Bleiber“ sind mit ihrer Situation im Unternehmen unzufrieden, können sich 
einen Unternehmenswechsel aber kaum vorstellen. Diese Gruppe fühlt sich in 
ihrer Leistung wenig anerkannt und hält ihren Beschäftigtenstatus für unsi- 
cher. Zwar gibt es ein relativ hohes Maß an Unzufriedenheit mit dem Mana- 
gement, aber ihre Jobalternativen schätzen die „Passiven Bleiber“, überwiegend 
ältere Mitarbeiter, noch schlechter ein als ihre jeweilige persönliche Situation 
im Unternehmen. Daher neigen sie zum Arrangement mit dem Gegebenen. 
Bemerkenswert ist, dass sich größere Teile dieser Belegschaftsgruppe, die sich 
überwiegend aus Facharbeitern zusammensetzt, auch durch den Betriebsrat 
unzureichend vertreten sehen. Bei den „Passiven Bleibern“ kommt allerdings 
nur unverhüllt zum Ausdruck, was durch das relativ ausgeprägte subjektive Si- 
cherheitsempfinden der Beschäftigten eher verdeckt wird. Im Grunde wissen 
alle Befragten, dass es im Unternehmen keine längerfristige Sicherheit gibt. Die 
Krise ist letztlich ein Zustand in Permanenz. Ein Betriebsteil hat immer Prob- 
leme, weshalb der Zeithorizont für Arbeitsplatzsicherheit stets ein begrenzter 
ist. Insofern gründet sich das subjektive Sicherheitsempfinden primär auf die 
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eigene Qualifikation und Leistungsbereitschaft sowie die daran gekoppelte An- 
tizipation eigener Chancen am Arbeitsmarkt. 

(2) Gutes Unternehmen: Überraschend ist, dass die latente Verunsicherung, die 
sich hinter den subjektiven Sicherheitsbekundungen verbirgt, keineswegs dazu 
führt, dass das Sonderbewusstsein der Belegschaft und ihre hohe Identifikation 
mit dem Unternehmen rasch erodiert. Im Gegenteil, 75% identifizieren sich wei- 
ter „stark“ oder „sehr stark“ mit der Firma und zwei Drittel sind stolz auf ihre 
Zugehörigkeit. Zwar variieren Selbstdefinition und Firmenidentifikation nach Be- 
trieben und Altersgruppen, doch die sozialisatorische Kraft des Firmenbewusst- 
seins, dessen Ursprünge lange vor der Gründung der DDR liegen, ist noch im- 
mer erstaunlich groß. Das Sonderbewusstsein gründet sich auf einen wahrge- 
nommenen „Technologievorsprung“ (73%) sowie „Investitionen in Forschung und 
Entwicklung“ (81%), auf die „sehr gute Qualifikation“ (74%), die „Qualitäts- und 
Leistungsorientierung“ (79%, 65%) der Belegschaft und nicht zuletzt auf die „so- 
ziale Tradition“ des Unternehmens (60%), die ursprünglich mit einer besonders 
ausgeprägten Form sozialreformerischen Unternehmertums verbunden war. 
Erstaunlich ist, dass dieses Sonderbewusstsein als habitualisierte, inkorporierte 
Struktur nicht nur die DDR, sondern auch die anschließende Transformations- 
periode überdauert hat. Ungeachtet fortwährender Standortkonkurrenzen, Pro- 
duktionsverlagerungen und Unternehmensaufspaltungen stellt es subjektiv Kohä- 
renz her. Die Zeiten mögen unsicher sein, die Belegschaft vertraut auf ihr Kön- 
nen, ihre Technologie, ihre Qualifikation und Leistungsbereitschaft. Nach wie 
vor stellt das Unternehmen für sie einen Hort der Stabilität inmitten einer stür- 
mischen See dar, den es - punktuell auch gegen die eigene Unternehmensspitze 
- zu verteidigen gilt. Zwar erwartet eine Mehrheit der Befragten (60%), dass die 
Firmenidentifikation erodieren und die Elektro-Firma zu einem „normalen“ Un- 
ternehmen werden könnte. Doch die - real durchaus verblassende - sozialrefor- 
merische Tradition wird mehrheitlich (71% Zustimmung) gegen widrige Ent- 
wicklungen verteidigt. Auf die Kontinuität dieses Sonderbewusstseins, und nicht 
auf die affırmative Verinnerlichung eines von außen vorgegebenen „unternehme- 
rischen“ Leitbildes, gründen sich Leistungsbereitschaft und Einsatzwille eines 
Großteils der Befragten. Ganz im Gegensatz zu Klassikern der kritischen Indust- 
riesoziologie, die betriebsförmig organisierte Arbeitsprozesse als Erfahrungsraum 
definierten, in welchem kapitalistische Herrschaft unmittelbar erfahrbar war (Bra- 
verman 1977), betrachten die befragten Arbeiter und Angestellten ihr Unterneh- 
men als verbleibendes Refugium nicht nur von Leistungsanforderung und - 
anerkennung, sondern auch als, vielleicht letzten, Garanten sozialer Stabilität. 
Dazu passt, dass der Betriebsrat als unternehmensinterner Akteur ungleich mehr 
Anerkennung genießt als die Gewerkschaft. Letztere möchten die Beschäftigten 
zwar als „Gegengewicht zum Unternehmer“ mehrheitlich nicht missen, die Ge- 
werkschaft gilt ihnen jedoch als „äußerer“ Akteur, der nicht zum Unternehmen 
gehört und daher distanziert betrachtet wird. 
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(3) „Schlechte Gesellschaft“. Die wertgeladene Selbstdefinition als „stolze Fir- 
menangehörige“ und die hohe Identifikation mit dem Unternehmen bedeuten 
keineswegs, dass die Mehrheit der Befragten unkritisch auf die Welt und die 
Gesellschaft blickt. Vielmehr speist sich auch aus dem besonderen Firmenbe- 
wusstsein Kritik an einem globalisierten Kapitalismus, dem die - nur noch ru- 
dimentär vorhandene - soziale Orientierung des Unternehmens vollends zum 
Opfer fallen könnte. So sind nahezu 80% der Befragten der Ansicht, dass der 
gesellschaftliche Reichtum gerechter verteilt werden könnte; 58% (69% der 
Facharbeiter) stimmen der Aussage zu, in der Gesellschaft gebe es nur noch 
„unten“ und „oben“ und keine soziale Mitte mehr, 64% beklagen eine egoisti- 
sche Ellenbogenmentalität und immerhin 40% fürchten um den Zusammenhalt 
der Gesellschaft. 70% der Befragten stimmen vollständig (39%) oder teilweise 
(31%) dem Statement zu, die heutige Gesellschaft sei „auf Dauer nicht überle- 
bensfähig“. Während 29% die Aussage „Kritik am Kapitalismus führt nicht wei- 
ter, das sind nun mal die Spielregeln“ für richtig halten, stößt dieser Satz bei 
einer relativen Mehrheit (44%) auf Ablehnung. Die kritische Gesellschaftssicht 
verbindet sich, trotz starker Betonung des Leistungsethos, mehrheitlich durch- 
aus mit einer solidarischen Grundhaltung gegenüber Arbeitslosen und prekär 
Beschäftigten. Nur eine, allerdings nicht zu vernachlässigende, Minderheit von 
19% der Befragten ist der Ansicht, Arbeitslose müssten stärker unter Druck 
gesetzt werden; die übergroße Mehrheit lehnt solche Aussagen ab. Auffällig ist, 
dass das kritische Gesellschaftsbewusstsein bei einem Großteil der Befragten 
mit einer optimistischen Beurteilung der eigenen Zukunft einhergeht. Aller- 
dings geben auch hier relevante Minderheiten an, dass sie sich finanziell ein- 
schränken müssen (26%), ihr Leben als ständigen Kampf begreifen (20%) und 
in der Sorge leben, ihren sozialen Standard nicht halten zu können (20%). 

Bemerkenswert ist, dass kritisches Gesellschaftsbewusstsein, das offenbar einer 
alltagsphilosophischen „Gesamtkonzeption“” folgt, sich keineswegs in Bereit- 
schaft zu gewerkschaftlicher Organisierung und kollektivem Engagement nie- 
derschlägt. Besonders deutlich wird dies bei einer Teilgruppe, die wir „gewerk- 
schaftsentfremdete Gesellschaftskritiker“ (27% der Befragten) nennen. Diese 
Gruppe hält Kapitalismuskritik für berechtigt und wendet sich dagegen, Druck 
auf sozial Schwache auszuüben, ohne dass daraus eine Bindungsbereitschaft 
an die Gewerkschaft oder den Betriebsrat erwächst. Auch die Identifikation 
mit dem Unternehmen und die Selbstidentifikation als stolze Unternehmens- 
angehörige sind unterdurchschnittlich ausgeprägt. Diese Gruppe, die sich vor 
allem aus technischen und kaufmännischen Angestellten sowie aus jüngeren 
Beschäftigten zusammensetzt, verkörpert gewissermaßen eine „heimatlose“ Kri- 


3  Bourdieu unterscheidet drei Produktionsmodi politischer Orientierungen: Klassenethos, sys- 
tematische politische Gesamtkonzeption und Entscheidungen zweiten Grades. Die Gesamt- 
konzeption ist ein System „expliziter politischer Prinzipien“, das bereits einer Art „politi- 
scher Axiomatik“ folgt (Bourdieu 1988: 655-59). 
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tik mit unklarer Zielbestimmung, die den kollektiven Akteuren eine wir- 
kungsmächtige gesellschaftspolitische Rolle abzusprechen scheint. 

Diese Befunde illustrieren, was kapitalistische Landnahme in ihrer subjektiven 
Dimension auf der Betriebsebene bedeutet. Tatsächlich sehen sich Beschäftigte 
in ihrem Alltag immer wieder mit Leitbildern einer wettbewerbszentrierten 
„unternehmerischen“ Rationalität konfrontiert. Ihre Selbstdefinitionen bleiben 
davon jedoch merkwürdig unberührt. Sofern sich die Befragten konform zu 
diesen Leitbildern verhalten, geschieht dies auf der Grundlage eines historisch 
gewachsenen Sonderbewusstseins, dem die Unternehmensführung zumindest 
teilweise die Funktionalität abspricht. Die Subjektkonstitution vollzieht sich 
somit in einer geradezu paradoxalen Konstellation. Just jene sedimentierten 
Schichten des Arbeits- und Firmenbewusstseins, die den Transfermechanismen 
der finanzgetriebenen Landnahme als sperriges „Außen“ erscheinen, sind sub- 
jektive Quellen eigensinniger Praktiken und kapitalismuskritischer Haltungen. 
Sie dienen aber auch als emotionale, habitualisierte Basis besonderer Leis- 
tungsbereitschaft und Identifikation mit dem Unternehmen. Derartige Dispo- 
sitionen werden durch die Krise nicht unmittelbar erschüttert. Krisen sind die 
Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen seit langem gewohnt. Im Kri- 
senmanagement bewandert und an die Anwendung geeigneter Instrumente 
(Kurzarbeit, Entlassung von Leiharbeitern etc.) gewöhnt, ist die Mehrzahl der 
Arbeiter und Angestellten auch von größeren Auftragseinbrüchen nicht beun- 
ruhigt. Solange Entlassungen von Stammbeschäftigten vermieden werden kön- 
nen, ist selbst eine globale Krise subjektiv kein Ereignis, das die eingelebten 
Denk- und Handlungsschemata erschüttern könnte. 

In diesem Punkt veranschaulicht der Fall des Elektro-Unternehmens trotz 
zahlreicher Besonderheiten offenbar eine allgemeine Tendenz. In der Mehrzahl 
der von uns in jüngster Zeit untersuchten Betriebe (Dörre/Holst 2009, Holst 
u. a. 2009) schließen sich in Anbetracht der Krise die Wettbewerbskoalitionen 
zwischen Management und Stammbelegschaften. Abgelagerte Erfahrungen und 
Identifikationen werden zum sozialen Kitt von Überlebensgemeinschaften, die 
sich nicht wegen, sondern trotz unternehmerischer Vereinnahmung formieren. 
Doch die - schon immer praktizierten - korporativen Handlungsstrategien, 
die die Basis dieser Überlebensgemeinschaften sind, bedeuten in ihren Konse- 
quenzen keine bloße Fortschreibung institutionell verbürgter Rationalitäten. 
Leistungs- und Flexibilitätsbereitschaft z. B. sind mehrheitlich nicht mehr Mit- 
tel individuellen Aufstiegs, sondern Selbstversicherung gegen antizipierten so- 
zialen Abstieg. Und die von Interessenvertretungen fast ausnahmslos prakti- 
zierte Strategie, zunächst die - schrumpfenden - Stammbelegschaften zu si- 
chern, bedeutet umgekehrt, dass Risiken primär den flexibel und prekär Be- 
schäftigten aufgebürdet werden. Bei aller Kontinuität von Handlungsstrategien 
und Institutionen vollzieht sich auf diese Weise doch ein gravierender Wandel. 
Mitbestimmung und tarifliche Normen prägen nur noch einen begrenzten 
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Ausschnitt der betrieblichen und gesellschaftlichen Realität. Der soziale Kon- 
flikt splittert auf, die bloße Verteidigung der Interessen von Stammbeschäftig- 
ten läuft, soweit sie die Prekarisierungsrisiken anderer Gruppen außer Acht 
lässt, faktisch auf eine Zementierung sekundärer Ausbeutungsmechanismen 
und damit auf eine Vertiefung bestehender Spaltungslinien innerhalb der 
workforce (Gesamtarbeitskraft) von Unternehmen hinaus. 


3.2 Ausgeschlossene: Aktivierung und Eigensinn 


Wie nehmen ausgeschlossene und prekarisierte Gruppen diese Entwicklung 
wahr? Erste Antworten lassen sich unserer Wiederholungsbefragung von ALG- 
II-Beziehern entnehmen. Auch die erfassten Langzeitarbeitslosen und prekär 
Beschäftigten sehen sich mit einem wettbewerbszentrierten Leitbild konfron- 
tiert. Als Quasi-Unternehmer ihres eigenen Arbeitsvermögens sollen sie sich - 
seitens der Arbeitsverwaltung gefordert und gefördert - mehr oder minder ei- 
genverantwortlich in die Lage versetzen, reguläre Arbeit zu finden oder zu- 
mindest ihre Situation zu verbessern. Wie unsere Untersuchungen zeigen (Be- 
scherer u. a. 2009: 145-156), errichten die zuständigen Einheiten der Arbeits- 
verwaltung ein Aktivierungs-Regime, das allerdings in vielerlei Hinsicht anders 
wirkt als intendiert. Die Praxis strenger Zumutbarkeit, die sich in rechtlichen 
Bestimmungen und Sanktionsmöglichkeiten nicht erschöpft, sondern über 
materielle Knappheit, erwartete Mobilität, Wohnraum- und Vermögensbegren- 
zung sowie vor allem durch vorenthaltene Anerkennung ihre eigentliche Härte 
entfaltet, enthält eine - implizite - Passivitätsvermutung, die sich an den sub- 
jektiven Erwerbsorientierungen Arbeitsloser und prekär Beschäftigter bricht. 

Da unsere Typologie subjektiver Erwerbsorientierungen hier nicht umfassend 
ausgeleuchtet werden kann, soll es genügen, eine Grundtendenz der Wirkungen 
strenger Zumutbarkeit anzudeuten: Die Gruppe der „Um-jeden-Preis-Arbeiter“, 
darunter viele Solo-Selbstständige, würde ungeachtet strenger Zumutbarkeit na- 
hezu jede Erwerbstätigkeit akzeptieren, um dem Leben unterhalb einer „Schwelle 
der Respektabilität“ zu entgehen. Maßnahmen der Arbeitsverwaltung betrachten 
diese Befragten häufig als überflüssig oder gar als Drangsalierung, weil das, wo- 
nach sie eigentlich streben - reguläre Erwerbsarbeit, die das eigene Leben ober- 
halb eines kulturellen Minimums dauerhaft absichert - nicht „im Angebot“ ist. 
Auch in der zweiten Gruppe verpufft der Aktivierungsanspruch. Die „Als-ob- 
Arbeitenden“ würden liebend gerne einer Erwerbstätigkeit nachgehen, müssen 
sich aber mehr und mehr mit „Arbeitsersatz“ abfinden. Sozial geförderte Tätig- 
keiten wie „Ein-Euro-Jobs“ sind für sie keine Bestrafung, sondern erlauben es, 
Fassaden der Normalität zeitweilig aufrecht zu erhalten. Mit zunehmender Dauer 
der Arbeitslosigkeit lässt sich die Kluft zwischen Norm und Realität jedoch im- 
mer schwerer bewältigen. Die Handlungsstrategien einer dritten Gruppe, der be- 
wussten „Nicht-Arbeiter“, sind mit strengen Zumutbarkeitsregeln ohnehin kaum 
zu beeinflussen, weil Angehörige dieser Gruppen sich entweder arrangieren oder 
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aber Mittel und Wege zur Umgehung des Aktivierungsregimes finden. Wie eine 
erste Auswertung unserer Folgeerhebung belegt, hat sich an diesen Trends im 
Abstand von drei Jahren wenig geändert. Mit Blick auf die Krisenerfahrungen der 
ALG-II-Bezieher sind drei empirische Beobachtungen bedeutsam. 

(1) Stillstellung des Konflikts: Zwar ist das neue Arbeitsregime weiter umstritten 
und umkämpft, doch machen sich auf der Verwaltungsebene subjektiv entlas- 
tende Mechanismen bemerkbar. So werden bestimmte Härten des Regimes im 
Verwaltungshandeln abgemildert. Das auch, weil sich gezeigt hat, dass Arbeitslo- 
se mit größeren „Vermittlungshemmnissen“ nur schwer unterzubringen sind. 
Vermittlungsbemühungen konzentrieren sich folgerichtig primär auf diejenigen, 
die tatsächlich Chancen am Arbeitsmarkt haben. Zudem sind manche Verwal- 
tungsabläufe zur Routine geworden und haben an Transparenz gewonnen. Das 
Konfliktpotential verschiebt sich weg von den Fallmanagern hin zu den Leis- 
tungsabteilungen. All dies trägt in der Wahrnehmung eines Teils der Mitarbeiter 
in den Arbeitsverwaltungen zur Entlastung bei. Sofern sie überhaupt schon auf 
den Arbeitsmarkt durchschlägt, erreicht die Krise hingegen zunächst die für 
Kurzarbeit und Arbeitslosengeld I zuständigen Arbeitsagenturen; die Grundsiche- 
rungsträger werden allenfalls zeitverzögert mit den Krisenfolgen konfrontiert. 

(2) Abwärtsmobilität: Auch für die Leistungsempfänger ist die Krise subjektiv 
kein strukturierendes Phänomen. In ihrer großen Mehrzahl sehen die Befragten 
kaum einen Zusammenhang zwischen dem globalen Freignis und ihrer eigenen 
Situation. Arbeitslosigkeit wird von der Mehrheit der Leistungsbezieher nach wie 
vor als persönliches Schicksal wahrgenommen und mit gesellschaftlichen Ereig- 
nissen nicht in Zusammenhang gebracht. Die Befragten waren schon lange vor 
der Krise erwerbslos, für sie gibt es weder ein „vor“ noch ein „nach der Krise“. 
Auf einem völlig anderen Lebensniveau gilt für sie Ähnliches wie für die „passi- 
ven Bleiber“ unter den befragten Beschäftigten. Die Krise gehört gewissermaßen 
als fester Bestandteil zum Alltag. Teilweise arbeiten die Befragten hart, um ihre 
Situation zu verändern. Minijob und verordnetes Praktikum können sich zeitwei- 
lig schon zu einer 48-Stunden-Woche summieren. Hinzu kommen Anforderun- 
gen aus dem Familienzusammenhang und der Kindererziehung. Trotz solcher 
Anstrengungen kommt ein Großteil der Befragten beruflich offensichtlich nicht 
vom Fleck. Im Gegenteil, bei vielen zeichnet sich eher eine Abwärtsmobilität ab. 
Lange Jahre in Arbeitslosigkeit und prekärer Beschäftigung bewirken, dass die 
Betroffenen regelrecht „ausbrennen“. Ohne eine realistische Chance auf grundle- 
gende Besserung ihres Lebens, gehen die subjektiven Antriebskräfte für Auf 
stiegsbemühungen mehr und mehr verloren. Dennoch bleibt eine reguläre Er- 
werbstätigkeit, die es ermöglichen würde, oberhalb einer „Schwelle der Respekta- 
bilität“ zu leben, für die große Mehrzahl der Befragten ein unhinterfragtes nor- 
matives Ziel. Je schwerer es wird, dieses Ziel zu erreichen, desto schmerzhafter 
machen sich die „Quellen des Leids“ (Freud 1976) bemerkbar und umso drän- 
gender wird das Bestreben, auf eine gesellschaftlich anerkannte Alternativrolle 
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auszuweichen. Wenn es überhaupt einen Zusammenhang zwischen der aktuellen 
Krise und den Handlungsstrategien der Befragten gibt, so findet er sich in der 
Gruppe der prekär Selbstständigen. Die meisten der befragten Solo-Selbststän- 
digen sind noch immer auf Leistungen der ARGEn angewiesen, um ihren Le- 
bensunterhalt finanzieren zu können. Ihre Selbstständigkeit ist fragil, jedes Schei- 
tern kann einen Rückfall in die Arbeitslosigkeit bedeuten. Grundsätzlich galt das 
auch schon vor der Krise. Je marktnäher die jeweiligen Tätigkeiten ausgerichtet 
sind, desto stärker wird das „Geschäft“ jedoch von den Auswirkungen des Kri- 
senzyklus bedroht. Das ohnehin große Scheiternsrisiko der Selbstständigkeit 
nimmt noch einmal zu, und so ist es wohl kein Zufall, dass Abstiegsprozesse in 
dieser Gruppe besonders virulent sind. 

(3) Strukturierendes Ethos: Selbstverständlich sind gesellschaftskritische Sichtwei- 
sen auch unter den befragten Leistungsbeziehern verbreitet. Anders als bei den 
Beschäftigten kann jedoch kaum von einer kritikhaltigen „Gesamtkonzeption“ 
gesprochen werden. Was auffällt, sind spezifische Weisen des individuellen Sich- 
In-Beziehung-Setzens zur politischen Arena, die offenkundig über das soziale E- 
thos? gesteuert werden. Offizielle Politik findet subjektiv nicht statt, sie hat 
nichts mit dem eigenen Leben zu tun. Sofern die Befragten politische Wertungen 
vornehmen oder politische Urteile fällen, folgen sie einer situativen, affektiven, 
emotional aufgeladenen „Logik“. Verschwörungstheorien und Personalisierungen 
sind allgegenwärtig. Das Ethos übertüncht logische Inkonsistenzen und Wider- 
sprüche. Eine Ausnahme bilden allenfalls diejenigen, die sich in Arbeitslosenini- 
tiativen oder anderen politischen Organisationen engagieren. Aber auch bei ih- 
nen lässt sich eine starke moralische Aufladung der eigenen Aktivitäten beobach- 
ten, die ein beständiges Schwanken zwischen vehementem Einfordern besonde- 
rer Aufmerksamkeit für das jeweilige Anliegen und tiefer Frustration auslöst. Das 
gilt auch für die besondere Mischung aus Ohnmachtserfahrungen und Gewalt- 
phantasien, wie sie bei manchen Interviewpartnern anklingen. Natürlich wird ei- 
ne 59jährige Frau, die ein langes Berufsleben hinter sich hat und sich einen neu- 
en 17. Juni 1953 wünscht („es geht nur mit Gewalt“), nicht zum Volksaufstand 
aufrufen. Der Fluchtpunkt ihrer Überlegungen ist eher das Erreichen des Ren- 
tenalters. Als Rentnerin wird sie wieder eine anerkannte gesellschaftliche Position 
einnehmen. „Dann bin ich wieder jemand“, erklärt sie im Interview, und macht 
damit zugleich deutlich, dass sie als Hartz-IV-Empfängerin „ein Nichts“ ist. 


4 Über das soziale Ethos konstituiert sich ein vornehmlich im Unterbewusstsein wurzelndes, 
spontanes Verhältnis zur Politik. Bei der Produktion politischer Meinungen erfüllt das Ethos 
die Funktion, Unzulänglichkeiten der politischen Axiomatik und ihrer Beherrschung aus- 
zugleichen (Bourdieu 1988: 655-59). Generell gilt dabei, dass die orientierende Funktion 
spontaner Haltungen, Emotionen und Stereotypen in dem Maße an Bedeutung gewinnt, wie 
es der politischen Axiomatik des Alltagsbewusstseins an Kohärenz mangelt. 
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4. Grenzen subjektiver Landnahme 


Mag all das auf den ersten Blick wenig überraschen, so ist doch bemerkenswert, 
dass sich im Vergleich erstaunliche Parallelitäten zwischen den Perspektiven von 
Beschäftigten und Ausgeschlossenen/Prekären abzeichnen. Von einer Krise ohne 
Krisenbewusstsein kann jedenfalls keine Rede sein. Im Gegenteil, die Krise gehört 
nicht nur für Arbeitslose und prekär Beschäftigte, sondern auch für viele Festan- 
gestellte zum Alltag. Sie ist in der einen oder anderen Form stets präsent. Die 
Folgen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise stellen im subjektiven Empfin- 
den daher (noch) keinen Bruch dar, zumal negative Effekte auf die Beschäftigung 
auch wegen des staatlichen Krisenmanagements bislang ausgeblieben sind. 

Zwar haben wir auch Betriebe mit dramatischen Auftragseinbrüchen untersu- 
chen können (Dörre/Holst 2009), in denen die Krisenfolgen Dauerthema der 
Beschäftigten sind, doch dort macht sich bemerkbar, was wir verschiedentlich 
als disziplinierenden Effekt der Prekarisierung beschrieben haben (Castel/ 
Dörre 2009: 54-57; Holst u.a. 2009: 41-49). Gerade in der Krise erscheint die 
Festanstellung als besonderes Privileg, das es mittels besonderer Flexibilität 
und Leistungsbereitschaft zu verteidigen gilt. Lieber akzeptiert man, als Fest- 
angestellter an einen anderen Standort ausgeliehen zu werden und nimmt 
mehrstündige Anfahrtswege in Kauf, als sich der Gefahr des Arbeitsplatzverlus- 
tes auszusetzen. Diese Flexibilitätsbereitschaft gründet sich jedoch nicht auf die 
affirmative Verinnerlichung eines unternehmerischen Leitbildes, und sie erklärt 
sich auch nicht durch einen „kapitalistischen Geist“, der Flexibilisierung und 
Deregulierung als Befreiungsprojekt proklamiert. Vielmehr handelt es sich um 
die subjektive Verarbeitung eines Disziplinarregimes, das die Angst vor Status- 
verlust und sozialem Abstieg instrumentalisiert und in Bereitschaft zur Selbst- 
betätigung in einer flexiblen Produktionsweise transformiert. Aus Sicht der 
Festangestellten verkörpern die Langzeitarbeitslosen ein „Außen“, eine Lebens- 
realität unterhalb einer „Schwelle der Respektabilität“, auf die man unter kei- 
nen Umständen zurückzufallen möchte. Und die Leiharbeiter, befristet Be- 
schäftigten, Werkvertragsnehmer etc. symbolisieren eben jene Schwebelage 
zwischen Festanstellung und Ausschluss, die schon in der betrieblichen Erfah- 
rungswelt offensichtlich macht, was einem selbst bevorstehen könnte, sofern 
man sein noch immer halbwegs geschütztes Beschäftigungsverhältnis verliert. 
Die Hauptwirkung der Krise besteht gegenwärtig darin, dass sie dieses Diszip- 
linarregime zusätzlich verstärkt. Zu den Schwächen gängiger Subjektivie- 
rungsthesen gehört, dass sie die Funktionsweise und vor allem die Grenzen 
dieses Regimes nicht adäquat erfassen, weil sie die Historizitätt und Mehr- 
schichtigkeit individueller Subjektivität nicht angemessen theoretisieren. So er- 
scheint der „Arbeitskraftunternehmer“ als weitere Stufe einer nahezu linear 
konstruierten reellen Subsumtion des Arbeitsvermögens unter die kapitalisti- 
schen Verwertungszwänge. Qua „Selbst-Kontrolle“, „Selbst-Ökonomisierung“ 
und „Selbst-Rationalisierung“ (Pongratz/Voß 2000: 230 ff.) wird Fremdzwang 
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verschleiert und in Selbstzwang übersetzt. Mag dies oberflächlich wie eine Prä- 
zisierung des Konzepts subjektiver Landnahme erscheinen, so werden die 
Grenzen des Ansatzes deutlich, sobald man ihn mit dem „geschichtlichen 
Block“ individueller Subjektivität konfrontiert. Besondere Leistungsbereitschaft 
entsteht z.B. bei den Angestellten des Elektro-Unternehmens nicht wegen der 
Internalisierung eines unternehmerischen Leitbildes, sondern eher auf der Basis 
eines tradierten Selbstverständnisses, das Pongratz und Voß (2000: 225 f.) et- 
was schematisch dem „fordistischen“, „beruflich basierten Arbeitnehmer“ zu- 
schreiben. Zwar erkennen die Schöpfer der Arbeitskraftunternehmer-These 
durchaus an, dass das neue Leitbild in „reiner Form“ nur bei Beratern und quali- 
fizierten Experten existiert; doch alles subjektiv Sperrige gilt letztlich als Über- 
gangsphänomen, das im Zuge der vollständigen Durchsetzung des neuen gesell- 
schaftlichen Leittypus von Arbeitskraft (ebd.: 230) sukzessive an Bedeutung ver- 
liert. Die so unterstellte Linearität reeller Subsumtion ignoriert, was für das Kon- 
zept subjektiver Landnahme essentiell ist. Bei der Mehrschichtigkeit des Arbeits- 
bewusstseins handelt es sich nicht um ein temporäres Phänomen, sondern um 
eine beständige Konstitutionsbedingung individueller Subjektivität. 

Das Sonderbewusstsein der Beschäftigten des Elektro-Unternehmens basiert auf 
sedimentierten Erfahrungen, auf Habitualisierungen und damit verbundenen 
Weltsichten, die sowohl Quelle besonderer Leistungsmotivation als auch subjek- 
tives Fundament für Management- und Gesellschaftskritik sein können. Beide 
Funktionen werden im industriesoziologischen Subjektivierungsparadigma nicht 
hinreichend reflektiert, weil es die modernisierende Dynamik von Leitbildern ü- 
berschätzt, während die, mitunter durchaus progressiven, Funktionen überkom- 
mener, sperriger Schichten des Alltagsbewusstseins erst gar nicht untersucht wer- 
den. Indem der „Arbeitskraftunternehmer“ oder das „unternehmerische Selbst“ 
als Inkarnation von Modernität konstruiert werden, muss alles, was solchen Sub- 
jektivierungsweisen nicht unmittelbar entspricht, als Ausdruck eines subjektiven 
„Noch-Nicht“ erscheinen (differenzierter: Matuschek u.a. 2007). Dabei gerät aus 
dem Blick, dass Modernität und Traditionalismus sich keineswegs per se be- 
stimmten Schichten des Arbeitsbewusstseins zurechnen lassen. 

Auf einem spezifischen Niveau gesellschaftlicher Entwicklung enthalten die di- 
versen Ausprägungen eines Firmenbewusstseins immer auch Ansprüche auf sozi- 
ale Sicherheit, Fachlichkeit der Arbeit, angemessene Entlohnung und soziale 
Wertschätzung, die in einem gewissen Sinne Grundvoraussetzung für eine individu- 
elle Betätigung in flexiblen Produktionsformen sind. Die „unternehmerischen“ 
Leitbilder, die die finanzkapitalistische Landnahme legitimieren, zielen in ihrer 
subjektiven Dimension just auf diese - gleichsam habitualisierten - Ansprüche. 
Vielfach greifen sie damit jene Schichten moderner Subjektivität an, deren Vor- 
handensein für eine Selbstbetätigung in flexiblen Produktionsformen zwingende 
Voraussetzung ist. Insofern ist keineswegs ausgemacht, dass „unternehmerische“ 
Leitbilder die Fortschrittlichkeit moderner Produktionsformen verkörpern, wäh- 
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rend habitualisierte, in politische „Gesamtkonzeptionen“ eingebaute Sicherheits- 
und Kooperationsansprüche der verblassenden Realität des sozial-bürokratischen 
Kapitalismus oder Staatssozialismus verhaftet bleiben. Wie die empirisch rekon- 
struierte Perspektive von Langzeitarbeitslosen belegt, kann das Gegenteil richtig 
sein. Das vermeintlich aktivierende Leitbild arbeitsloser „Kunden“, die ein „un- 
ternehmerisches“ Verhältnis zu ihrem eigenen Arbeitsvermögen entwickeln sol- 
len, gerät offenkundig in Konflikt mit Lebenssituationen, die sich dadurch aus- 
zeichnen, dass den realen Subjekten die materiellen und kulturellen Voraussetzun- 
gen rational-kalkulierenden Handelns sukzessive entzogen werden. Solche Leitbilder 
konstituieren allenfalls subjektive Entsprechungen zu Prozessen, die als regressive 
Modernisierung zu bezeichnen sind. Es sind vermeintlich traditionalistische Ha- 
bitualisierungen und Anspruchshaltungen, die Sicherheiten einklagen, welche als 
soziale Voraussetzungen flexibler Produktion längerfristig unabdingbar sind. 

Ein Grundproblem gängiger Subjektivierungstheoreme ist, dass ihnen das analy- 
tische Sensorium für Spannungsverhältnisse fehlt, die in der Mehrschichtigkeit 
individueller Subjektivität angelegt sind. Während die industriesoziologischen 
Konzepte der Subjektivierung und Entgrenzung von Arbeit einer subsumtionslo- 
gisch begründeten Eindimensionalität der Interpretation subjektiver Landnah- 
men anheim fallen, gehört es zu den Schwächen gouvernementalitätstheoretisch 
fundierter Ansätze, dass sie im Grunde auf der Ebene von Leitbildern und Tech- 
niken des Selbstregierens verharren, ohne den „geschichtlichen Block“ individu- 
eller Subjektivität in seinen empirischen Ausprägungen überhaupt zur Kenntnis 
zu nehmen. Dies ist der Grund, weshalb Subjektivierungs-Ansätze gegenwärtig 
weder die Anpassungsbereitschaft in der Krise noch die Grenzen subjektiver 
Landnahme und damit die Möglichkeiten rebellischer Subjektivität adäquat aus- 
zuloten vermögen. Anpassungsbereitschaft resultiert keineswegs aus einem affır- 
mativen „unternehmerischen“ Bewusstsein. Im Gegenteil, nicht einmal die be- 
trieblichen Überlebensgemeinschaften entsprechen einem monistischen Herr- 
schaftstyp, der sich um das Selbstunternehmertum zentriert. Die subjektive Ver- 
teidigung des „guten Unternehmens“ kann mit harscher Kritik am Management 
einhergehen. Noch bemerkenswerter ist jedoch die subjektive Relevanz einer in 
die Alltagsphilosophien eingelagerten Kapitalismuskritik. 

Kapitalismuskritisches Bewusstsein gründet sich - nicht ausschließlich, aber 
doch wesentlich - auf Unsicherheits- und Ungerechtigkeitsempfindungen. Es 
entspringt Reibungen, die zwischen sedimentierten Sicherheitsansprüchen ei- 
nerseits und asymmetrischen Flexibilitätsanforderungen andererseits entstehen. 
Subjektivierungstheoreme, die Sicherheitsansprüche primär dem fordistischen 
Kapitalismus/Staatssozialismus zuordnen, um Flexibilitätsanforderungen und 
darauf bezogene Kompetenzen mit Modernität gleichzusetzen, ignorieren nicht 
nur wichtige „Leidquellen“ individueller Subjekte, sie verstellen auch den Blick 
für die Konstitutionsbedingungen kritischer, rebellischer Subjektivität. Unsere 
Daten legen die Schlussfolgerung nahe, dass die subjektiven Legitimationsres- 
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sourcen der finanzkapitalistischen Landnahme schon vor dem Ausbruch der 
Krise in relevanten Teilen der Bevölkerung aufgezehrt waren. Wenn dieser la- 
tente Erosionsprozess bislang in Deutschland nicht in manifeste Legitimati- 
onsprobleme des Finanzmarktkapitalismus umgeschlagen ist, so hat das vor al- 
lem zwei Ursachen. Erstens ist die Transformation wohlfahrtsstaatlicher Insti- 
tutionen und Organisation nicht so weit vorangeschritten wie in anderen eu- 
ropäischen Staaten. Der Wohlfahrtsstaat ist noch immer stark genug, um mit 
Konjunkturprogrammen, Langzeitkurzarbet und Abwrackprämie die 
schlimmsten Krisenauswirkungen zumindest auf Zeit abzumildern. Dazu passt 
auch, dass organisierte Lohnabhängigenmacht (Brinkmann u.a. 2008: 29-32) 
hierzulande noch wirkungsmächtiger ist als z. B. in Frankreich. Im Nachbar- 
land sind militante Aktionen zudem Ausdruck der Tatsache, dass der gewerk- 
schaftliche Organisationsgrad in der Privatwirtschaft teilweise unter 5% gesun- 
ken ist; Aktionen wie das Bossnapping zielen daher darauf, Manager und Fir- 
meneigentümer überhaupt wieder an den Verhandlungstisch zu bringen. 
Zweitens wirkt aber auch der Zerfall intellektueller Bezugssysteme, die in der Lage 
wären, den alltäglichen Antikapitaliimus zu synchronisieren und in politische 
Transformationsperspektiven zu übersetzen, hierzulande weitaus lähmender als in 
Frankreich. Im Nachbarstaat gibt es trotz des Niedergangs der politischen Linken 
noch immer Scharnierpersonen und -gruppen, die in der Lage sind, der „Straße“ 
eine Stimme zu verleihen. Das ist in Deutschland anders. Allerdings deutet die er- 
staunliche diskursive Karriere, die der vermeintlich angestaubte Begriff der Wirt- 
schaftsdemokratie in jüngster Zeit erfahren hat, eine intellektuelle Suchbewegung 
an. Sie nimmt die Diskussion um Systemalternativen an einer Stelle wieder auf, an 
der sie mit dem gewaltsamen Ende des Prager Frühlings unterbrochen wurde (vgl. 
Sık 1979, Dörre/Lessenich/Rosa 2009: 295-303). Wirtschaftsdemokratie ist eine 
Formel, die das „unternehmerische“ Eigentümerbewusstsein von Beschäftigten e- 
benso ernst nimmt wie deren sedimentierte Sicherheitsansprüche. Es handelt sich 
um einen Ansatz, der mit seiner Kritik am homo oeconomicus Elemente von 
Künstlerkritik (Autonomiegewinn) und Sozialkritik (Verteilungsgerechtigkeit) ver- 
eint. Ein zeitgemäßes wirtschaftsdemokratisches Konzept könnte den Rahmen für 
eine inkludierende Solidarität abgeben, die Formen sekundärer Ausbeutung atta- 
ckiert und so die Interessen von Ausgeschlossenen und prekär Beschäftigten an- 
spricht. Wirtschaftsdemokratie wäre ein Instrument, mit dessen Hilfe der Steige- 
rungslogik fortgesetzter Landnahmen, ihrem ökologischen Destruktionspotential 
und ihren postdemokratischen Ausprägungen eine gesellschaftliche Alternative ent- 
gegen gesetzt werden könnte. Gegenwärtig sind weder kohärente Konzepte noch 
mächtige soziale Träger einer wirtschaftsdemokratischen Bewegung in Sicht, und es 
ist unklar, ob sie jemals entstehen werden. Doch als empirisches Faktum bleibt, 
dass Kapitalismuskritik - relativ unabhängig von Alter, Geschlecht und beruflicher 
Position - im Alltagsbewusstsein verbreiteter ist, als es die Ruhe in den politischen 
Arenen suggeriert. Dispositionen rebellischer Subjektivität sind durchaus vorhan- 
den, es mangelt an sozialen Akteuren, die sie zu nutzen verstehen. 
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Christina Kaindl 


Extreme Rechte’ in der Krise - 
Kämpfe ums Subjekt 


Die Finanz- und Wirtschaftskrise ist zugleich eine politische Krise der neolibe- 
ralen Regulationsweisen des globalisierten Kapitalismus. Die Politik der Finan- 
zialisierung immer weiterer Lebensbereiche und die damit einhergehenden An- 
rufungen an die Einzelnen, das Leben in Eigenverantwortung zu meistern, oh- 
ne auf soziale Sicherungen privater Risiken durch den Staat zu vertrauen, hat 
eine massive „Rückkehr des Staates“ erlebt. Bei allen Versuchen des „Neolibe- 
ralismus an der Macht“, diese staatlichen Interventionen auf die Umschich- 
tung gesellschaftlichen Reichtums zur Sicherung des Bankenwesens und auf 
kurze Zeit zu begrenzen, ist doch der Diskursraum zumindest für eine Zeit 
geöffnet worden. Die Sorge im bürgerlichen Feuilleton war groß, dass dies lin- 
ken Kräften zum Vorteil gereichen könnte. Auch die Sorge in linken und de- 
mokratischen Kreisen (und die Hoffnung bei der extremen Rechten) war groß, 
dass die Rechte Nutznießer dieser Entwicklungen werden könnte. 

Die Wahlen zum Europaparlament und zum deutschen Bundestag zeigen ein 
gemischtes Bild: in den Niederlanden, in Tschechien, Ungarn, Großbritannien, 
Italien und Österreich waren die extremen Rechten (je unterschiedlich) erfolg- 
reich, in Frankreich und Deutschland sind die erhofften Zugewinne - auch bei 
der Bundestagswahl - ausgeblieben. 


Thematische und organisatorische Verschiebungen 
in der extremen Rechten 


In den letzten zwei Jahrzehnten haben die wichtigen Politikformationen der 
extremen Rechten inhaltliche und konzeptionelle Umorientierungen vorge- 
nommen. Zwar sind viele der Themen im ideologischen Horizont der Rechten 
nicht neu: die stärkere Betonung des Antiziganismus hat schreckliche Vorläu- 
fer im NS, der Antikapitalismus der Jungen Nationaldemokraten und z.T. der 
NPD beruft sich offen auf Strasser, selbst die von der Neuen Rechten entwi- 
ckelten Konzepte des Ethnopluralismus und des „Kulturrassismus“ haben Vor- 


1 Der Beitrag widmet sich nicht systematisch der Unterscheidung von so genannten populisti- 
schen und extremen rechten Politikprojekten, die sich allzu häufig auf politische Formen 
und das Verhältnis zur jeweiligen Verfassung, weniger auf die immanenten ideologischen 
Denk- und Handlungsangebote der Rechten bezieht. 
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läufer im Leistungsrassismus der Faschisten, die Verbindung mit wirtschaftsli- 
beralen Momente sind spätestens seit Chile bekannt. Auf neue Weise zusam- 
mengesetzt und brisant werden diese Konzepte aber vor dem Hintergrund der 
sich wandelnden politischen Landschaft und des Versuchs, sie gegen Neolibe- 
ralismus und Globalisierung in Stellung zu bringen. 

Die politische Landschaft hat sich mit dem Schwenk der Sozialdemokratie 
zum Neoliberalismus in vielen europäischen Ländern stark gewandelt. Nach 
der Krise des konservativen Neoliberalismus in den 1990er Jahren ermöglicht 
dieses Umschwenken eine Integration alternativer Milieus und Bevölkerungsteile 
in den Neoliberalismus. Seine soziale Basis konnte so erweitert werden - in 
Deutschland besonders deutlich in Verbindung mit der Grünen Partei, die als 
Fürsprecherin libertärer Lebensweisen, Kritik staatlicher Bevormundung und al- 
ternative Arbeitsformen wahrgenommen wird. Darin liegt eine wichtige Funk- 
tion der Produktion von Zustimmung, indem die neuen Arbeitsanforderungen 
und die Umarbeitungen des Sozialstaates in die Nähe früherer Fordismus- 
Kritik gerückt werden. Hegemonie gelingt vielfach als „passive Revolution“, als 
Vermögen „sich einen Teil der Antithese selbst einzuverleiben“ (Gramsci 1996: 
1728). Kritische Forderungen - etwa gegen die repressiven Seiten des Fordismus 
- werden aufgegriffen und in das neoliberale Projekt integriert, z.T. gemeinsam 
mit den Protagonisten der Kritik. Bestimmte Sicht- und Deutungsweisen der ge- 
sellschaftlichen Probleme und ihrer notwendigen und möglichen Bearbeitung 
werden platziert und durchgesetzt, Alternativen sind nicht sicht- oder denkbar. 
Dieses Verständnis von Hegemonie bedeutet also nicht einfach ‚Zustimmung’; 
bei Weitem nicht Alle waren mit der neuen Politik einverstanden, zufrieden 
oder befriedet. Es bezeichnet aber die Dominanz einer bestimmten Wider- 
spruchsbearbeitung bei gleichzeitiger Abwesenheit von legitimen Ausdrucks- 
formen und Repräsentationen des Leidens an den neuen Anforderungen. 

Die neoliberale Wendung der Sozialdemokratie lässt weite Teile ihres Klientels 
und dessen Interessen und Erfahrungen mit der neuen Produktionsweise un- 
beachtet. Im Kern geht es darum, „Ansprüche an den Sozialstaat, ungerecht- 
fertigte Leistungen und entmoralisierende Verhaltensweisen durch eine Reo- 
rientierung auf Eigenverantwortung und Gemeinschaftlichkeit abzubauen“ 
(Candeias 2004: 302). 

Der Wandel im Sozialstaat hängt mit demjenigen der Arbeitswelt zusammen, 
dient nicht zuletzt der „Erziehung der Arbeitskräfte“ (Candeias), die durch 
Angst (vor ungesicherter Arbeitslosigkeit) und durch Finübung anderer Orien- 
tierungen (auf Markt und Selbst-Unternehmertum) fit für die neuen Formen 
der Arbeitsorganisation werden sollen.? Die Revolutionierung der Produktions- 


2 Der Sozialstaat ist Teil der Apparate und Diskurse, die an einer neuen Hegemonie arbeiten. 
Dass Hegemonie nicht im Gegensatz zu Zwang steht, sondern Momente von Zwang gerade 
einschließt, wird hier besonders deutlich. 
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techniken, die Anforderungen von Selbststeuerung und Vermarktlichungspro- 
zessen gehen mit flexibilisierten Arbeitszeiten, Zielvereinbarungen und anderen 
Managementtechniken einher und produzieren Stress und Erschöpfung. Zwi- 
schenzeiten der Erholung werden systematisch abgeschafft. Erhöhte Arbeitsbe- 
lastungen und -dauer gehen mit verschärfter Konkurrenz einher, zwischen Alt 
und Jung, MigrantInnen und Alteingesessenen, Stammbelegschaft und Leihar- 
beiterInnen (vgl. Hentges u.a. 2003). 

Fordistische Anspruchshaltungen bestehen bei den Menschen in Teilen weiter 
und nähren Ungerechtigkeitsempfindungen: Ehe, Kleinfamilie mitsamt den da- 
mit einhergehenden Moralisierungen, Lohnarbeit, die Verbindung von sozialem 
Ansehen mit einer bestimmten Form des Konsums - „all das verschwindet nicht 
einfach, auch wo der fordistische abgelöst wird von einem neuen Subjektionsty- 
pus, der im Zusammenhang mit der Entfesselung einer hochtechnologischen 
Produktionsweise sich herausbildet“ (Barfuss 2002: 196). 

Es entsteht eine Krise der Repräsentation, d.h. die „traditionellen Parteien in 
dieser gegebenen Organisationsform, mit diesen bestimmten Männern, die sie 
bilden, sie vertreten oder führen, werden von ihrer Klasse oder Klassenfraktion 
nicht mehr als ihr Ausdruck anerkannt“ (Gramsci 1996: 1577). Die Diskussi- 
onen der bisherigen gesellschaftlichen Vertreter der Lohnabhängigen sind, 
auch wenn sie kritisch intendiert sind, von Anpassungs- und Gestaltungsvor- 
schlägen geprägt (Greven/Grumke 2006: 16), die die Belastungen und Zumu- 
tungen der veränderten Produktionsweise für die Betroffenen kaum angemes- 
sen zum Ausdruck bringen können. „Eine Mehrheit sieht heute das Gerech- 
tigkeitsprinzip der Arbeitnehmergesellschaft - ‚Leistung gegen Teilhabe’ - ge- 
fährdet“ (Vester 2001: 87). Viele teilen das Gefühl, dass es einen impliziten 
Vertrag in der Gesellschaft gibt/gab: dass sich harte Arbeit gegen soziale Absi- 
cherung „tauscht“ (Hentges u.a. 2003). Dieser Vertrag scheint einseitig aufge- 
kündigt: die meisten sind selbst zu härterer Arbeit und leidvoller Unterord- 
nung bereit und erleben, dass legitime Erwartungen an sozialen Standard und 
Lebensqualität dauerhaft frustriert werden. Es werden zunehmend diejenigen 
abgewertet, die sich scheinbar den Mühen der Arbeit nicht in gleicher Weise 
unterziehen müssen und dennoch abgesichert sind: Manager und Politiker 
oben, Flüchtlinge und Sozialhilfebezieher unten. Menschen, die rechte Positi- 
onen reproduzierten, haben sich in Befragungen als „Team, Belegschaft und 
auch die Nation als Gemeinschaft hart arbeitender Menschen definiert. Wer 
den Leistungserwartungen dieser Gemeinschaft nicht entspricht, dem wird die 
Zugehörigkeit verweigert“ (Dörre/Kraemer/Speidel 2004: 393). 

Bereits in der Heitmeyer-Studie „Deutsche Zustände Folge 2“ von 2003 
stimmten etwa 80 Prozent der Befragten voll bzw. eher der Aussage zu, dass 
„gegen soziale Missstände in Deutschland zu wenig protestiert wird“. Über 80 
Prozent stimmten voll oder eher zu, dass „letztendlich die Wirtschaft in unse- 
rem Land [entscheidet] und nicht die Politik“, über 90 Prozent, dass „die de- 
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mokratischen Parteien alles [zerreden] und die Probleme nicht [lösen]“, und 
„Politiker mehr dafür tun [sollten], Zweifel an der Demokratie auszuräumen“ 
(Heitmeyer 2003: 43f). 

In dieser „Lücke der Repräsentation“ machen die extremen Rechten Politik 
und sind gleichzeitig Teil der Brutalisierung von Widerspruchsbearbeitungen 
im Neoliberalismus. Die „diffuse Wut auf die gesamte politische Klasse“ 
(Dörre u.a. 2004: 391) kann sich unterschiedlich entladen. „Fremdenfeindlich- 
keit, Rassismus, übersteigerter Nationalismus und Offenheit für rechtspopulis- 
tische Anrufungen“ (ebd.) stellen mögliche Verarbeitungen dar. 

Die rechten Politikoptionen werden inhaltlich auf die neue Konstellation einge- 
stellt: Neoliberale Forderungen verlieren in den Parteidiskursen an Bedeutung 
„zugunsten einer verstärkten Betonung antiliberalistischer und antiliberaler poli- 
tischer Diskursmuster“ (Betz 2001: 168). 1995 kündigte etwa die Front National 
eine „soziale Wende“ an, die den Staat als Bollwerk gegen die Globalisierung re- 
habilitieren solle. Haider wandelte sich in den 1990er Jahren vom Anwalt der 
Leistungseliten hin zum Verteidiger derjenigen österreichischen Arbeiter, die es 
„hart haben im Wettbewerb“ (zit. n. Betz 2001b: 174)? Schlüssel für die Verbin- 
dung von protektionistischen Positionen und Politikfähigkeit im Rahmen neoli- 
beraler Hegemonie sind ethnopluralistische Argumentationen: 

Die gesellschaftlichen Verwerfungen des Neoliberalismus werden als „von der 
Migration verursachte Probleme übersetzt“ (Scharenberg 2006: 77). „Die Aus- 
länder“ werden zum Sinnbild der Globalisierung „vor Ort“ und bieten dem 
Alltagsverstand Reibungsfläche. Damit können gesamtgesellschaftliche Prob- 
leme reartikuliert und gleichzeitig denk-bar gemacht werden. Damit stehen sie 
gegen neoliberale Denkformen - „there is no such thing as society“ (Thatcher), 
sind gewissermaßen ein Angebot, Gesellschaft zu denken - jenseits liberaler und 
demokratischer Vorstellungen. 

Sie bewegen sich gleichzeitig innerhalb der herrschaftlichen Des-Artikulation von 
gesellschaftlichen Widersprüchen und Zusammenhängen. Mit den ethnisieren- 
den Denkformen wird Gemeinschaftlichkeit konstruiert, Interessengegensätze 
werden unsichtbar gemacht bzw. verschoben. Nicht zufällig finden sich 
ethnopluralistische Positionen auch in der Staatskritik der neoliberalen Grün- 
dungsväter Friedmann und Hayek. Sie ziehen sich durch die Mehrheit der Mo- 
bilisierungen auf der extremen (und auch der „populistischen“) Rechten. 

Die dagegen gestellte „Homogenität“ des Volkes, die es (zurück) zu gewinnen 
gelte, ermöglicht eine imaginäre Vergemeinschaftung, die die real erfahrenen so- 


3 In den 1980er bestand die Wählerschaft des FN vor allem aus Selbständigen, Ladenbesitzern, 
Geschäfts- und Handwerksleuten, in den 1990ern wählten 30% der Handarbeiter (Männer 
und Frauen) den FN, 2002 sanken die Zahlen, jeder 4. Arbeiter wählte FN, 30% der Laden- 
besitzer und Handwerker wählten die extreme Rechte. In Österreich wählten 1995 30% der 
blue collar Arbeiter FPÖ, 1999 kamen 50% der Wählerschaft aus der Arbeiterklasse (Hentges 
u.a. 2003: 63). 
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zialen Spaltungen und Partikularisierungen bewältigen lässt (vgl. 78). Das implizi- 
te Wissen, dass „die Anderen“, die flexiblen Migranten, in der Konkurrenz um 
Arbeit und im Kampf um den „gesellschaftlich durchschnittlichen“ Wert der 
Ware Arbeitskraft die eigenen Positionen bedrohen, wird aufgerufen: Der briti- 
sche BNP-Präsident Nick Griffin warnte mit Bezug auf einen möglichen EU- 
Beitritt der Türkei vor „80 Millionen muslimische Niedriglohn-Türken“, die 
„Großbritannien überschwemmen“.* Ihr Zurückdrängen in die Peripherie, in das 
„außen“ ist Gegenstand rechter Mobilisierungen wie staatlicher Abschottungspo- 
litik, was ein Vordringen der Rechten in die Mitte erleichtert. 

Konjunktur haben in den rassistischen Denkangeboten der Rechten antimus- 
limische und antiziganistische Argumentationen. Antiislamismus breitete sich 
mit der „Pro“-Bewegung (etwa „Pro Köln“) als Mobilisierungsthema der ex- 
tremen Rechten aus. Er eröffnet Anknüpfungsmöglichkeiten an die Sı- 
cherheits- und Antiterror-Diskurse der gemäßigten Rechten und baut auf sozi- 
ale Unsicherheits-Erfahrungen. Filip Dewinter vom Vlaams Belang etwa be- 
zeichnet „die Multikultur“ als „Irojanisches Pferd des Islam“. Masseneinwan- 
derung bringe die europäische Identität und Zivilisation in Bedrängnis, so 
dass „wir nicht mehr die Kühnheit haben stolz auf unsere eigene völkische I- 
dentität“ zu sein.” Muslime (und Roma) werden zum Synonym von Präkarisie- 
rung und ‚integrationsunwilligen Fremden’. 

Integrationsforderungen und Zuweisung von gesellschaftlichen Missständen in 
die Schuld und Verantwortung von Einzelnen - für den „Kunden“ des neolibera- 
len Sozialstaates ist das eine alltägliche Erfahrung. Die extreme Rechte bedient 
eine ähnliche Denkbewegung mit der Ethnisierung sozialer Konflikte. Auf der 
Grundlage dieser Konstruktion von Kultur werden Bündnisse angestrebt und 
wird der Versuch einer „länderübergreifenden Zusammenarbeit aller Patrioten im 
Kampf um die Identität und Souveränität der europäischen Völker“ (Bürgerbe- 
wegung Pro Köln) unter dem Banner des Antiislamismus gemacht.‘ 

Die Parteien der extremen Rechten treten als „neue Arbeiterparteien“ auf und 
werden auch so wahrgenommen: „Ich bin zur Dänischen Volkspartei gewech- 
selt, weil sie [die Sozialdemokraten] ihre Politik änderten - ich aber meine 
nicht“ (Dänischer Busfahrer in Hentges u.a. 2003: 126; Übers. CK). Sie rearti- 
kulieren die Erfahrung des „aufgekündigten Vertrages“ in völkischen / popu- 
listischen Mobilisierungen gegen diejenigen, die sich den Mühen der Arbeit 
scheinbar nicht in gleicher Weise unterziehen müssen - nach oben gegen „ü- 
berbezahlte“ Manager und Politiker und nach unten gegen „Sozialschmarot- 
zer“, Flüchtlinge und MigrantInnen. 


4  httpy//www.n-tv.de/politik/dossier/Rechtsextreme-hoffen-auf-Krisengewinn-article312487.html 

5  http://www.filipdewinter.be/page.php?linkID=652, Zugriff: 13.11.2008. 

6 Vgl. Alexander Häusler und Hans-Peter Killguss: „Einleitung“ zum Kongress „Feindbild Is- 
lam“, http://www.redok.de/content/view/1361/40/ 
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Im europäischen Vergleich sind die Erfolge der Parteien der extremen Rechten in 
Deutschland verhalten. Dies liegt einerseits daran, dass die extreme Rechte für 
die Durchsetzung des Neoliberalismus und gegen das Beharren auf sozialdemo- 
kratischen Modellen und einem verbreiteten „Sozialstaatsbewusstsein“ nur be- 
grenzt funktionalisiert wurden. Zwar zeigen Schui u.a. (1997) sowie Schui/Blan- 
kenburg (2002) Konvergenzen zwischen wirtschaftspolitischen Vorstellungen et- 
wa der NPD und der DVU und neoliberalen Theorien und Konzepten. Die von 
Hall (1982) analysierte „Dammbrecherfunktion“ in einem trasformismo, also 
dem Eindringen in die soziale Basis der Sozialdemokratie und die Beiordnung 
zum neu entstehenden neoliberalen Block, kommt ihnen - als Organisationen - 
in Deutschland aber kaum zu. Wohl gelingt es durch rassistische Kampagnen 
vor allem gegen den „Missbrauch“ des Asylrechtes und anderer Sozialleistungen 
die Unterstützung für den Erhalt des Sozialtstaates zu unterhöhlen - und hier 
sind auch rechtsextreme Mobilisierungen wie Anfang der 1990er Jahre in den 
Angriffen auf Asylbewerberheime und Wohnungen von Menschen mit migranti- 
schem Hintergrund funktional. Der trasformismo wird von den bürgerlichen 
neoliberalen Parteien weitgehend „selbst erledigt“ - autoritär-populistische Strö- 
mungen ziehen entsprechend durch fast alle etablierten Parteien. 

Wo die extrem rechten Parteien an Regierungen beteiligt sind, müssen sie den 
Spagat zwischen sozialer Rhetorik und einer Wirtschaftspolitik, die mit neoli- 
beraler Hegemonie nicht bricht, bewältigen. Andernfalls wäre ihre Funktion 
der Beiordnung subalterner und unzufriedener Bevölkerungsteile zum neolibe- 
ralen Block gefährdet.’ 

In Deutschland ist der Spagat aufgrund der Regierungsferne nicht in gleichem 
Maße notwendig. Das ermöglicht „radikaleres“ Auftreten: „Antikapitalismus 
von rechts“ kann als neue strategische Ausrichtung ihrer wichtigsten Strömun- 
gen aufgefasst werden. Sie beinhalten Kampagnen wie „Zukunft statt Globali- 
sierung“ (www.antikap.de). Damit wird versucht, an die globalisierungskriti- 
sche Bewegung Anschluss zu finden - zwar haben diese Querfronstrategien 
kaum Erfolg, sie ermöglichen aber, aktivistisch Orientierte und Interessierte 


für rechte Mobilisierungen zu gewinnen. Die „linken Leute von rechts“ 


‚eine 
Strasser-Formulierung, werden auf den Plan gerufen, um die soziale Frage als 
rechtes Thema zu setzen. 

Die „Hochglanzseite“ der neuen Arbeitsanforderungen, mit denen auch für die 
Umsetzung der Hartz-Reformen geworben wurde (Kreativität, Selbstbestimmung, 
Eigenverantwortung, Akzeptanz von pluralen Lebensformen) werden zusammen 


mit der Globalisierung zurückgewiesen und ein nationalistisches, autoritär- 


7 Allerdings sind widersprüchliche Bestrebungen innerhalb des rechten Lagers nicht unbedingt ein 
Hindernis, wie die langjährig erfolgreiche Konstellation unter Berlusconi in Italien gezeigt hat. 

8 Aus den Reihen des Nationaldemokratischen Hochschulbundes (NHB), in: Nation und Eu- 
ropa, 48. Jg., 1998, H. 10, 13-15, hier 15 (16 Thesen zum Kapitalismus: dem Geld dienen 
oder dem Volk?, Tor von Waldstein). 
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fordistisches Gegenmodell entwickelt. Darin werden Globalisierung, wirtschaftli- 
cher Liberalismus und eine Liberalisierung der Lebensweisen in eins gesetzt. Lin- 
ke Globalisierungskritik schrecke vor den Konsequenzen zurück, kritisiere zwar 
die Globalisierung, sehe aber nicht, dass ihre libertären Ansichten die Kehrseite 
der Globalisierung und des Marktliberalismus seien.’ Propagiert wird eine sozial- 
partnerschaftliche Marktwirtschaft, die Eigentum schützt „solange es dem Volk 
dient“ und sich gegen „Händlertum“ und „Karawanserei“ stellt. Die Ablehnung 
des „Mammonismus“ bedient die bekannten antisemitischen „Kritiken“ des Ka- 
pitalismus. 

Multinationale Konzerne und die Anwesenheit von Flüchtlingen und ausländi- 
scher Wohnbevölkerung in Deutschland werden so verknüpft gedacht, dass das 
eine unmittelbar im anderen bekämpft werden kann. Rassistische Gewalt wird zu 
Antiglobalisierungs-Politik. Dem „imperialistischen Kampf“ - der „Multis“ und 
MigrantInnen - gegen das Volk wird Nationalismus als „Befreiungsbewegung“ 
gegenübergestellt''. Dies ermöglicht eine in sich kohärente Begründung von Ak- 
tivismus und praktischen Politikoptionen; Erfahrungen von politischer Hilflosig- 
keit angesichts globaler Prozesse können in Handlungen umgesetzt werden. Ge- 
gen die Agenda 2010 wird „Arbeitsdienst für Arbeitsscheue“'” gefordert. Das 
bleibt in der Logik der herrschenden Sozialpolitik, stellt sich aber als Opposition 
dar, die den scheinbaren Liberalismus der Sozialstaatsregelungen - zu Gunsten 
der „Arbeitsscheuen“, zu Ungunsten der „ehrlichen, hart arbeitenden Mitglieder 
der Volksgemeinschaft“ - kritisiert und angreift. Wie schon im historischen Fa- 
schismus werden Rassismus und Leistungsideologien („Volksschädlinge“) zu- 
sammengebunden. 


Neue Konfigurationen in der Krise 


Eine Krise der Repräsentation ist nicht mit einer Hegemoniekrise gleichzuset- 
zen. Diese greift erst mit der Finanz- und Wirtschaftskrise durch” - geradezu 
symbolisiert im Zusammenbruch der Lehmann-Brothers und anderer Banken. 
Die nachfolgende Krisenpolitik der Staaten steht offensichtlich im Gegensatz 
zu den Vorstellungen der „invisible hand“ der Marktregierung. 

Empfindungen von Ungerechtigkeit werden verstärkt und öffentlich thematisiert: 


9 So etwa in der Broschüre „Antikapitalismus von rechts“ herausgegeben von der AG Zukunft 
statt Globalisierung Sachsen, von JN und parteifreien Aktivisten des „Nationalen Widerstan- 
des“: „Die liberale Freizügigkeit räumt der Profitgier des beweglichen Kapitals alle Grenzen 
aus dem Weg.“,; „Wer sich heute als Systemlinker für Drogenfreigabe und liberale Freizügig- 
keit auf allen Gebieten ausspricht, handelt als Agent der kapitalistischen Unterwelt.“ (S.7). 

10 Das ist nicht unumstritten; so distanziert sich der JN Bundesvorstand explizit von einer Un- 
terscheidung in „guten und schlechten Kapitalismus“. 

11 JN-Bundesvorstand, „Nationalismus heißt Kapitalismuskritik“, www.jungenationaldemokraten.de 

12 Vgl. die Zusammenstellung sozial- und wirtschaftspolitischer Forderungen bei Virchow (2007). 

13 Damit ist in keiner Weise gesagt, dass diese Hegemoniekrise nicht auch mit einer Restitution 
neoliberaler Machtstrukturen enden könnte. 
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Im Oktober 2008 beklagen nahezu „drei Viertel der Bevölkerung, dass die, die 
unwägbare Risiken eingegangen sind und daran gut verdient haben, ungeschoren 
davonkommen“, und betrachten die soziale Gerechtigkeit als verletzt (Köcher 
2008). 59 Prozent der Deutschen (im Osten 66 Prozent) stimmen Äußerungen 
von Oskar Lafontaine und Sarah Wagenknecht zu, die ihnen - ohne Autoranga- 
be - vorgelegt wurden, etwa der Forderung: „Im Interesse der Beschäftigten, der 
Verbraucher und der Umwelt müssen Energiekonzerne in öffentliche Hand über- 
führt und demokratisch kontrolliert werden.“ 2005 wurde der Satz „Der Staat 
greift zu viel ein“ noch von 28 Prozent der Befragten bejaht, im März 2008 von 
18 Prozent und im Oktober noch von 8 Prozent; über 60 Prozent wünschten 
sich staatliche Eingriffe ins Bankenwesen. Selbst 34 Prozent der FDP-Anhänger 
wollten mehr staatliche Eingriffe in die Wirtschaft, nur 15 Prozent weniger. 74 
Prozent stimmten der Aussage zu: „Die großen Konzerne machen jedes Jahr Re- 
kordgewinne und schmeißen gleichzeitig die Leute raus. Da muss man schon die 
Frage stellen, ob das mit dem Grundgesetz vereinbar ist.“ JedeR zweite teilte die 
Auffassung, „niemand könne in seinem Leben mehrere Milliarden Euro auf ver- 
fassungsgemäße Weise erwerben“. 

Zwar sind diese Umfrageergebnisse im Verhältnis zu oben genannten Empfin- 
dungen von Ungerechtigkeiten in der Vor-Krisenzeit nicht überraschend. In- 
dem sie allerdings in der Krise öffentlich, in der politischen und medialen 
Mitte der Republik, thematisiert werden, verschiebt sich die Konstellation. Die 
FAZ sorgte sich, dass die Krise das Systemvertrauen der Bevölkerung untergra- 
ben könne („Wasser auf die Mühlen der Linken“, Köcher 2008). 

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen des „aufgekündigten Vertrages“ sind 
die verschärften Ungerechtigkeitswahrnehmungen „nach oben“ nicht gänzlich 
neu oder schon an sich eine gute Nachricht: entscheidend für eine emanzipa- 
torische Perspektive wäre die Frage, ob sie mit einer erweiterten Solidarität ge- 
genüber den Unteren verbunden werden oder ob die Abgrenzungen nach O- 
ben mit verschärften Ausgrenzungsforderungen nach unten einher geht. Die 
Politik der CDU in der Krise zielte auf die (populistische) Verringerung dieser 
Gerechtigkeitslücke - auch um zu verhindern, dass der „fundamentalen Wirt- 
schaftskritik der Linken breite Unterstützung“ zuwächst (Köcher 2008). Zu- 
mindest der erste Schreck der Krise konnte damit aufgefangen werden, dass 
die Regierung die Handlungsfähigkeit des Staates demonstrierte, „Spargutha- 
ben sicherte“ und die Wahrnehmung stärkte, dass die Rettung der Banken All- 
gemeininteresse sei. Mit dem Auftreten der neoliberalen Politiker als Vertreter 
und Sachwalter der Interessen des Staates/Volkes gegen die Banken, im Inte- 
resse der Opel-Beschäftigten etc. ist es gelungen, an die Sehnsucht nach dem 
korporatistisch-fordistischen Staat anzuknüpfen, in dem die Menschen nicht 
der globalen Standortkonkurrenz unterstellt schienen - auch wenn die Politik 
des Bail-Out eher eine Umverteilung gesellschaftlicher Reichtümer zu Unguns- 
ten der breiten Bevölkerungsschichten darstellte und die Profiteure die politi- 
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schen Protagonisten des Neoliberalismus gestärkt aus der Krise hervorgehen. 
Die Stärkung „des Staates“ stärkt auch seine Funktion der ideologischen Rep- 
räsentation von Gemeinschaftlichkeit in einer zerrissenen Klassengesellschaft. 
Besonders mit der so genannten „Abwrackprämie“ ist es gelungen, den Eindruck 
zu verstärken, dass die allgemeinen Interessen in der Politik der Regierung aufge- 
hoben sind. Ihre Durchsetzung ist eine Art zeitlich begrenzte Wiederbelebung 
des korporatistischen Dreiecks gewesen: ausgerechnet zu dem Zeitpunkt, als die 
Automobilindustrie nur noch die vergangene Leitproduktivkraft der kapitalisti- 
schen Produktionsweise repräsentieren kann, wird die mit ihr verknüpfte Ge- 
werkschaft an den Verhandlungstisch gebeten, um die staatlichen Maßnahmen 
zur Nachfragestimulierung und Kurzarbeitsregelung zu diskutieren. „Die ‚Um- 
weltprämie’ hat genau jene, die in diesem historischen Block in der unteren Mit- 
te eingeordnet sind, in Bewegung gesetzt, hat sie aktiviert in einer Weise, die ihre 
Subalternität zementiert, hat ihnen Gewinne versprochen, die in jeder Hinsicht 
teuer bezahlt werden - durch Verschuldung der öffentlichen Haushalte, Verfesti- 
gung überholter Industriestrukturen, Fortsetzung von Umwelt- und Klima zerstö- 
render Produktions- und Lebensweise, der knechtenden Unterordnung unter die 
Teilung der Arbeit, die Ausbeutung der Dritten Welt.“ (Brie 2009: 169). 

Die neue Repräsentation scheint aufzugehen: Bereits im Februar sieht das Al- 
lensbach-Institut im Umstand, dass nur 20 Prozent der Befragten das Gefühl 
haben, die Krise greife in ihr Leben direkt ein, eine Erklärung für die geringe 
emotionale Beteiligung an den Diskussionen um Rettungsmaßnahmen.'* Das 
Ungerechtigkeitsempfinden, das in der früheren Umfrage thematisiert wurde - 
dass die Profiteure des Neoliberalismus nicht für die Kosten seiner Krise ein- 
stehen mussten -, scheint durch Abwrackprämie, Pendlerpauschale, Verlänge- 
rung des Kurzarbeitergeldes und sinkende Benzinpreise zunächst beruhigt. Im 
Dezember 2008 spricht die IFCom-Studie „Tiefer in die Krise?“ noch von 
überwiegend schlechten wirtschaftlichen Erwartungen der Deutschen (nur 30 
Prozent gehen davon aus, dass es wirtschaftlich im kommenden Jahr unverändert 
oder besser gehen werde), allerdings sind gleichzeitig nur 27 Prozent überzeugt, 
dass es ihnen persönlich schlechter gehen werde. Im August 2009 antworten 
auf eine Tagesschau-Befragung zwar 88 Prozent, dass die Folge der Krise die 
kleinen Leute tragen müssen und 81 Prozent, die Banken machten weiter wie 
bisher. Aber immerhin 62 Prozent vertrauen darauf, dass die Regierung „uns“ 
gut durch die Krise führen wird, 65 Prozent fühlen sich von der Krise nicht 
persönlich betroffen." 

Die Lücke der Repräsentation, in der die extreme Rechte Politik gemacht hat, 
scheint sich in der Krise eher geschlossen zu haben - zumindest kurzfristig 
und verbal. Entsprechend schlecht hat die extreme Rechte in Deutschland in 


14  http//www.wiwo.de/politik/allensbach-chefin-mehrheit-der-buerger-bleibt-trotz-krise-gelassen-387352/ 
15  http://www.ifcom-research.de/aktuelles, Zugriff 23.6.2009. 
16  http;//service.tagesschau.de/infografik/deutschlandtrend/dt08/index.shtml?2009_08 
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den Wahlen abgeschnitten. Zwar konnte die NPD bei den Landtagswahlen im 
August noch mit 5,6 Prozent in den sächsischen Landtag einziehen, im Sep- 
tember lag sie auch in diesen Land deutlich unter 5 Prozent, im Bund kam sie 
auf ganze 1,5 Prozent und gut 100.000 Stimmen weniger. DVU und Republi- 
kaner blieben weit unterhalb von einem Prozent. 

Auch zuvor war es nicht immer ganz leicht gewesen, rechtsextreme und linke 
Kritik von Globalisierung und Sozialstaatsabbau auf den ersten Blick zu un- 
terscheiden - eine Folge der rechten Strategie, an linke Diskussionen und Beg- 
riffe anzuknüpfen und sie mit völkischen und rassistischen Bedeutungsinhal- 
ten zu untersetzen. 

In der Krise nun sah sich die NPD z.B. in ihrer „Kapitalismuskritik“ bestätigt 
und behielt die zentralen Argumentationen bei, die bai-out-Politiken waren An- 
lass für Verschwörungstheorien gegenüber der „Ostküste“ und des „Mammo- 


: 31 
nısmus 


”. Die vorgeschlagenen Lösungen unterscheiden sich vor allem durch 
antisemitische Deutungsmechanismen und rassistische Lösungsangebote von an- 
deren, breiter vertretenen Optionen zur Krisenbearbeitung: So forderte die NPD 
„gesetzliche Mindestlöhne“, „steuerliche Entlastung für kleinere und mittlere 
Einkommensbezieher“ und für „kleinere und mittlere Betriebe“, ein Konjunktur- 
paket, das „Investitions- statt das Spekulationskapital“ stärkt, polemisierte „gegen 
Ausländerbeschäftigung“ und für eine „nationale Handelspolitik“'® Hier scheint 
ihnen ihre „Querfronstrategie“ auf die Füße gefallen zu sein: In einer Situation, 
in der fast alle Parteien sozialdemokratische Themen - oder zumindest die ent- 
sprechende Rhetorik - für sich entdecken, entfällt leicht das Alleinstellungs- 
merkmal für eine autoritärfordistische Option. Darüber hinaus mögen zum 
Rückgang der NPD-Ergebnisse auch innerparteiliche Streitigkeiten beigetragen 
haben und Differenzen über strategische Fragen, wie etwa die Rassismen gegen 
Obama." 


17 „Die völkerzerstörende Globalisierung wird uns von den Scheindemokraten als natürlicher 
und unabwendbarer Prozess vorgegaukelt. Masseneinwanderung von Lohndrückern, Ausver- 
kauf von heimischer Wirtschaft und ruinöser Wettbewerb mit Billiglohnländern - damit 
muß Schluß sein. Die Zeit ist reif, dem Abwrack-System der BRD eine echte Alternative ge- 
genüberzustellen. Mit unserer Kampagne ‚Nationale Antworten auf die Wirtschaftskrise’.“ 
http;//www.npd-buedingen.de/index.php/menue/61/thema/69/anzeigemonat/05/anzeigejahr/ 
2009/id/970/infotext/NPD_startet_Kampagne_zur_Wirtschaftskrise-Auf_die_Strasse_Vor_die_ 
Werkstore/Archiv.html, Zugriff: 19.10.2009. 

18 Alle Nachweise: http;//www.npd-wetterau.de/index.php/menue/61/thema/69/anzeigemonat/ 
06/anzeigejahr/2009/id/941/infotext/Juergen_Gansel_MdL_Arbeitsplaetze_fuer_Deutsche/ 
Aktuelles.htm)). 

19 „Kein normal gepolter Europäer fühlt sich einem Neger näher als einem Bosnier“, schreibt 
Jürgen Gansel, „nur weil der erste Christ und der zweite Moslem ist. Insofern überlagert die 
Rassenfrage [...] die Religionsfrage.“ http://www.endstation-rechts.de/index.php?option=com_ 
k2&view=item&id=782:/%C3%BCrgen-gansel-npd-%E2%80%9Ekein-normal-gepolter-europ% 
C3%A4er-PpC3%BChlt-sich-einem-neger-n%C3%AA4her-als-einem-bosnieroE2%80NICK I- 
temid =388 Zugriff: 19.10.2009. 
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Die schlechten Ergebnisse der Rechten sind nicht notwendig Anlass zur Erleich- 
terung. „In Krisenzeiten setzt die Wählerschaft auf Sicherheit“, so Richard 
Stöss.” Auch rechte Antikapitalisten könnten hier eher etablierten Volksparteien 
vertrauen. Mit dem Abklingen der Krisenwahrnehmung oder - wahrscheinlicher 
- wenn die Regierungspolitik deutlicher als neoliberale Klientelpolitik zu erken- 
nen sein wird, die Ungerechtigkeitsgefühle in Arbeitswelt und Sozialstaat nur ver- 
stärken kann, kann die rechte ‚Kritik’ schnell wieder gefragt sein. 

Mit Blick auf die anderen europäischen Staaten zeigt sich ein widersprüchli- 
ches Bild: Die Front National ist angesichts der nationalprotektionistischen 
Rhetorik der Sarkozy-Regierung in einer der deutschen vergleichbaren Situati- 
on und bleibt geschwächt. Doch in Ungarn (Jobbik 14,8 Prozent), Flämisch- 
Belgien (Vlaams Belang 10,9 Prozent, LDD 4,9 Prozent) und den Niederlan- 
den (Freiheitspartei 17 Prozent) kann die extreme Rechte Gewinne und Stabi- 
lisierungen verzeichnen. In Italien gewann Berluconis I! Popolo della Libertä 
knapp 36 Prozent, die Lega Nord gut 10 Prozent, allerdings auf Kosten der fa- 
schistischen Forza Nuova und Movimento Sociale Flramma Tricolore. 

Zentrale Themen bleiben dabei rassistische Mobilisierungen, die angesichts der 
verschärften Konkurrenzwahrnehmungen in der Krise auf krasse Formen setzen: 
in Ungarn hat Jobbiks Kandidat Judit Szima zum bewaffneten Kampf gegen Ju- 
den und Roma aufgerufen’'. Berlusconi und seine Verbündeten schüren rassisti- 
sche Ressentiments vor allem gegen Roma und nordafrikanische Flüchtlinge und 
legalisieren faschistische Bürgerwehren und Straßencorps”. Geert Wilders ist in 
den Niederlanden vor allem mit anti-muslimischem Rassismus erfolgreich. Die 
British National Party wirbt mit „Putting British People first“, Belegschaften ver- 
schiedener in die Krise geratener Betriebe in Großbritannien forderten im Januar 
„britische Arbeitsplätze für britische Arbeiter”. Die BNP ist mit zwei Abgeord- 
neten ins Europa-Parlament eingezogen. 

Die extreme Rechte wuchert mit dem „repressiven Subtext“ fordistischer Le- 
bensweisen und verspricht gleichzeitig den radikalen Bruch mit dem Beste- 
henden. In der Krise, dem Bruch mit der Normalitätswahrnehmung des Beste- 
henden, ist dies für Viele nicht attraktiv. Ob es aber langfristig und über nati- 
onale Grenzen hinaus gelingen kann, die Bearbeitung der Gerechtigkeitslücke 
den rechten Politikprojekten zu entwinden und in emanzipatorische, solidari- 
sche Perspektiven einzubinden, wird letztlich davon abhängen, ob es den Lin- 


20  http://www.taz.de/1/politik/deutschland/artikel/1/rechte-setzen-erfolglos-auf-marx/ 

21 http://www.redpepper.org.uk/Europe-s-far-right-rises 

22  http;//www.eurorex.info/2009/08/03/pakt-der-militanten-europas-extreme-rechte-auf-dem- 
vormarsch-teil-2/ 

23 Matthias Becker 2009: Protektionismus von unten? Beitrag auf telepolis am 03.02., 
http;//www.heise.de/tp/r4/artikel/29/29650/1.html; Zugriff: 3.3.2009, auch Pit Wuhrer: 
Streiks gegen EU-Standards, Freitag, 12.2.2009, http://www.freitag.de/wochenthema/0907- 
grossbritannien-streiks-europa-lohndumping Zugriff: 3.3.2009. 
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ken gelingt, Freiheit, Selbstbestimmung und Selbstverantwortung jenseits der 
autoritären und nationalen Momente des Fordismus in einem neuen Projekt 
globaler Solidarität aufzuheben. 
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Alex Demirovid 


Kehrt der Staat zurück? 
Wirtschaftskrise und Demokratie 


1. Die Widersprüchlichkeit der Diagnosen 


Seit etwa zwei Jahren befindet sich die Wirtschaft der weltweit führenden Staa- 
ten in einer Krise. Doch aus wessen Sicht ist die Krise eine Krise? Wer defi- 
niert, dass es sich um eine Krise handelt? Wer ist von ihr betroffen? Die ge- 
genwärtige Krise zeigt, dass die Krise kein „objektives“ Ereignis ist. 

Es gibt keinen wirklichen Konsens darüber, dass eine Krise existiert. Die herr- 
schende Politik würde sie am liebsten leugnen und sie als eine Rezession be- 
trachten. Es gäbe, so das Bundeswirtschaftsministerrum auf seiner Website, 
keinen Grund, sie mit der Krise von 1929 zu vergleichen. „Die Weltwirt- 
schaftskrise von 1929 ist nicht vergleichbar mit der aktuellen Rezession. Der 
grundlegende Unterschied besteht darin, dass die heutige Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik weltweit rasch und entschlossen reagiert hat.“' Die Behauptung ist 
etwas paradox, da sie zugesteht, was sie bestreitet: nur aufgrund zahlreicher 
Maßnahmen ist die Krise keine Krise. Auch die Rezession scheint aus Sicht 
der offiziellen Politik vorbei. Tatsächlich legen eine Reihe von Wirtschaftsfor- 
schungsinstituten, die Bundesregierung und ein Teil der Wirtschaftspresse auf 
Grund von Prognosen nahe, dass die Rezession im wesentlich überwunden 
und für das Jahr 2010 ein leichtes Wachstum zu erwarten sei. Berichtend, dass 
die 23 wichtigsten Bank-Institute der Wall Street angesichts ihrer Gewinne ih- 
ren Mitarbeitern 2009 mindestens so hohe Boni wıe 2008 und mit 140 Mrd. 
Dollar Bezüge gewähren, die um ein Fünftel höher sind als die des vorange- 
gangenen Jahres, schreibt die FAZ vom 15.10.2009 ironisch-verwundert: „Fi- 
nanzkrise war gestern.“ Zwar werden weltwirtschaftliche Ungleichgewichte ein- 
geräumt. Doch sie seien zum Anlass von Korrekturen geworden, nach kurzzei- 
tigen staatlichen Hilfsmaßnahmen und Verstaatlichungen werde man in den 
angelsächsischen Ländern alsbald zur Liberalisierung zurückfinden. „Das ist es 
ja, was seine Gegner nicht wahrhaben wollen: Dass der Kapitalismus wie jedes 
lebende System sich wandeln, anpassen, verändern kann - und das, weil er 
nicht zentral gesteuert ist, sondern alle Marktteilnehmer ständig suchen, fin- 
den, sich selbst zerstören und neu erfinden.“ (Tichy 2009: 6) Aber es stellt 


1 http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Wirtschaft/konjunktur.html 
PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 157, 39. Jg., 2009, Nr. 4, 589-605 
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sich zu Recht die Frage, die ein anderer Liberaler, Alexander Rüstow, zum 
Höhepunkt der Großen Depression aufgeworfen hat: „Wie groß sind die Op- 
fer und Schäden, die sich in der Zwischenzeit auf die Betroffenen häufen? 
Denn diese Zwischenzeit ist ja die Zeit, in der wir leben.“ (Rüstow 1932: 222). 
Aus dem Blickwinkel einiger gibt es keine Krise; sofern es doch eine gibt, ist 
sie gut, weil sie der Innovation und der Selbstveränderung des Kapitalismus 
dient. In diesem Transformationsprozess wird auch die Krise ein nützliches 
Herrschaftsinstrument. „Die Probleme werden erst noch größer, bevor es wie- 
der besser gehen kann. Die volle Auswirkung der Krise wird uns im nächsten 
Jahr erreichen.“ (Süddeutsche Zeitung 11.11.2009) Die Krise dient der neuen, 
konservativ-liberalen Regierung zur Durchsetzung weiterer neoliberaler Maß- 
nahmen, damit Deutschland gestärkt aus der Wirtschafts- und Finanzkrise he- 
rauskomme: Senkung der Einkommenssteuer, der Erbschaftssteuer, der Unter- 
nehmenssteuer, der Umsatzsteuer, eine private Pflegezusatzversicherung, An- 
hebung der Krankenversicherungsbeiträge, Einführung der Kopfpauschale, 
Rentenminderung, Abschaffung von Nachtarbeits- und Wochenendzuschlägen, 
Lockerung des Mieterschutzes. 

In kritischen Analysen wird die Krise mit der Weltwirtschaftskrise der 1930er 
Jahre verglichen. Sie wird als einer der großen Einschnitte in der Dynamik der 
Reproduktion der kapitalistischen Gesellschafsformation interpretiert: Große 
Depression 1873-96, Weltwirtschaftskrise 1929, Krise des Fordismus 1974/75. 
Es ist die Rede davon, dass der Neoliberalismus und die vom Finanzmarkt 
dominierte Phase der Globalisierung zu Ende seien (Zeise 2009). „Nachdem 
diese Spekulationsblase geplatzt ist, gehört auch der Postfordismus der Ver- 
gangenheit an.“ (Hirsch 2008) Es könne, so Mario Candeias, von einer struk- 
turellen Krise ausgegangen werden. Der Neoliberalismus als organisierende 
und progressiv-vorantreibende Ideologie im „Management des Übergangs zur 
transnationalen informationstechnologischen Produktionsweise“ sei erschöpft 
und könne weder einen neuen Akkumulationsschub noch einen neuen gesell- 
schaftlichen Konsens in Gang setzen (Candeias 2009a: 33; 2009b: 12; vgl. In- 
stitut für Gesellschaftsanalyse 2009). 

Das Argument, dass die Phase der neoliberalen Hegemonie und eines von die- 
ser Ideologie bestimmten finanzgetriebenen Akkumulationsmodells vorbei sei, 
wird auch am neuen Staatsinterventionismus abgelesen. Danach ist die neoli- 
berale Politik an einem Rückzug des Staates, an einer Beschränkung seines 
Leistungsangebots und der staatlichen Aufgaben ausgerichtet. Öffentliche Gü- 
ter sollen effizienter von Marktteilnehmern zur Verfügung gestellt werden und 
werden deswegen privatisiert, Steuern werden gesenkt, um Anreize für Investi- 
tionen, die Schaffung neuer Arbeitsplätze und Nachfrage zu geben, sog. büro- 
kratische Hemmnisse werden abgebaut. Der Staat soll nicht als Nachfrager 
auftreten, der öffentliche Aufgaben durch die Belastung der Bürger und vor al- 
lem der zukünftigen Generationen finanziert, sondern er soll Bedingungen 
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schaffen, unter denen die Bürger selbst aktiv sein können. In der Krise scheint 
es trotz aller neoliberalen Bekenntnisse zu den Kräften des Marktes von der 
Seite der deutschen und anderer Regierung zu einer ordnungspolitischen Um- 
orientierung gekommen zu sein. David Harvey (2009b: 107) spricht in diesem 
Zusammenhang von einem keynesianischen Momentum, das auch für die 
Linke eine gewisse Chance der Einwirkung mit sich bringe. 

Noch im Frühsommer 2008 legten deutsche Politiker nahe, die Krise würde 
Deutschland gar nicht weiter betreffen. Es seien die US-Konsumenten, die un- 
verantwortlich gehandelt und sich über die Maßen verschuldet hätten. Die 
ordnungspolitischen Fehler müssten die USA allein korrigieren. Doch als er- 
sichtlich wurde, dass für relevant erachtete Banken auch in Deutschland in die 
Gefahr gerieten zusammenzubrechen, die Realwirtschaft mit einer Kredit- 
klemme konfrontiert sein würde und rezessive Tendenzen sich verstärkten, 
wurden eine Reihe von politischen Maßnahmen ergriffen. Es kam seit 2007 zu 
Stützungsmaßnahmen für einzelne Landesbanken, die sich - wie die Sach- 
senLB oder die BayernLB - am US-Immobilienmarkt verspekuliert hatten. Die 
IKB in Düsseldorf erhielt einen staatlichen Garantierahmen von 12 Mrd. Eu- 
ro, die Hypo Real Estate in München wurde durch den Bund übernommen, 
der die Bank zuvor schon mit 100 Mrd. Euro gestützt hat, der Bund gewährte 
der Commerzbank Hilfsmaßnahmen in Höhe von 18 Mrd. Euro, er wurde im 
weiteren Anteilseigner und sicherte sich mit 25 Prozent und einer Aktie eine 
Sperrminorität, um ihre Übernahme durch ausländische Banken zu verhindern 
und auf die Geschäftspolitik Einfluss nehmen zu können. Diese Einzelmaß- 
nahmen waren eingebettet in breitere gesetzliche und institutionelle Entschei- 
dungen sowie makroökonomische staatliche Interventionen. 

Solche staatlichen Interventionen erscheinen als ordnungspolitischer Sündenfall 
und wurden von (neo)liberaler Seite entsprechend kritisiert. Es wurde nahegelegt, 
dass der Logik des Marktes zufolge Unternehmen, die schlecht oder riskant ge- 
wirtschaftet hätten, nicht vom Staat gerettet werden dürften, weil dies zu Verzer- 
rungen des Wettbewerbs führen würde und falsche Anreizstrukturen auch in Zu- 
kunft zu einem riskanten Verhalten von Finanzmarktakteuren führen könnten. 
Doch es ist auch davon die Rede, dass, nachdem die Selbstheilungskräfte des 
Marktes versagt hätten, der Staat nun zurückkehre oder wieder als salonfähig gel- 
ten könne. Auch wenn sich die Krisenbearbeitung zunächst noch im Rahmen 
klassisch-neoliberaler Ansätze bewegt habe und ein neoliberales Weiter so ermög- 
lichen sollte, würden die im Verlauf der Krise ergriffenen Maßnahmen über einen 
liberalen Interventionismus hinausweisen. Zahlreiche neoliberale Glaubenssätze 
seien über Bord geworfen worden: die Geldmenge sei aufgebläht worden, der 
Staat habe Banken verstaatlicht, Staats- und Zentralbankkredite ohne Sicherhei- 
ten vergeben, antizyklische Konjunkturprogramme aufgelegt, die staatliche Ver- 
schuldungsgrenze überschritten oder in Managergehalts- und Bonusregeln einge- 
griffen (vgl. Candeias 2009a; 2009b: 14). Dieser politische Strategiewechsel lässt 
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sich auch in Staaten wie den USA oder Großbritannien beobachten. Die Ver- 
schiebung von der Staatsphobie zur „Staatseuphorie“ (Brand 2009), zu einem 
„neuen Staatsinterventionismus“ (Candeias 2008), von einem finanz- zu einem 
staatsgetriebenen Kapitalismus (Altvater 2009), wird als Hinweis auf eine Krise 
des neoliberalen Modus der kapitalistischen Produktionsweise oder gar als eine 
Struktur- und Systemkrise verstanden. 

Das ist nicht ausgeschlossen, denn die Frage, wie die Krise sich fortentwickelt, 
lässt sich nicht wirklich beantworten. Es handelt sich um ein methodisches 
Problem jeder ökonomischen Dynamik unter kapitalistischen Bedingungen. 
Wie die Krise verläuft, hängt in vielen Hinsichten von den Akteuren und den 
Konflikten während der Krise ab. Ob Papiere toxisch sind, erweist sich erst im 
Nachhinein, ob die Werte von Aktien nur Buchwerte sind bzw. zu solchen in 
der Dynamik des Anlegerverhaltens werden oder doch realisiert werden kön- 
nen, ist Ergebnis von Markt- und sozialen Vorgängen, in denen Eigentümer 
sich bemühen, die spekulativ erworbenen Eigentumstitel am Markt durchzu- 
setzen - eventuell auch mit staatlicher Hilfe und indem die negativen Folgen 
auf andere abgewälzt werden. 

Es stehen also mehrere Probleme zur Diskussion: Handelt es sich überhaupt um 
eine Krise? Wenn es eine Krise ist, ist es dann eine Krise nur des Finanzmarktes? 
Bedeutet die Krise, daß die Phase des Neoliberalismus vorbei ist und eine neue 
Phase der kapitalistischen Akkumulation beginnt? Kehrt der Staat zurück? 


2. Gibt es eine Krise? 


Die Antwort auf die Frage danach, ob es sich um eine Krise handelt, hängt 
von den Maßstäben ab. Wenn von offizieller Seite davon gesprochen wird, 
dass es sich nur um eine Rezession handle, dann wird der Krisenprozess selbst 
aus politischen Gründen heruntergespielt. Das BIP schrumpfte um fünf Pro- 
zent. Das war der tiefste Einbruch der Wirtschaftsleistung in Deutschland seit 
Ende des Zweiten Weltkriegs. Auch der Verlauf der Börsenentwicklung weist 
auf eine Krise hin - der Dow Jones fiel von 14.164 Punkten am 9.10.2007, 
seinem historischen Hoch, auf 6594 am 5.3.2009. Banken standen vor dem 
Ruin, der nur durch staatliche Rettungsmaßnahmen, Verstaatlichung oder 
durch staatlich unterstützte Übernahme durch andere Banken verhindert wer- 
den konnte. Das Interbankengeschäft stand kurz vor dem Zusammenbruch 
und musste durch den Staat als Kreditgeber und Bürge der letzten Instanz ge- 
sichert werden. Die Industrieproduktion brach ebenso ein wie der Export. Mit 
Unterstützungsmaßnahmen für Kurzarbeit von zwischenzeitlich 1,5 Mio. Be- 
schäftigten wurde in Deutschland eine stärkere Zunahme der Arbeitslosigkeit 
verhindert. Diese Maßnahmen waren wie die Abwrackprämie als Überbrü- 
ckungsmaßnahmen gedacht; dauert die Krise länger, wird sich auch in 
Deutschland die Zahl der Arbeitslosen vermehren. Die Tatsache, daß zahlrei- 
che Maßnahmen ergriffen wurden, um die Krise in den Griff zu bekommen 
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und die Krise von vielen nicht oder kaum erfahren wird, spricht nicht dage- 
gen, die Situation als eine Krise zu bezeichnen. Im Gegenteil. Da die Akteure 
aufgrund einer Wahrnehmung der Krise als Krise von Hysterie und Panik er- 
griffen werden und die Krise damit verschärfen, ist es eine politische Aufgabe, 
„Vertrauen“ herzustellen und die Krise zu derealisieren. Dies vermag die Öf- 
fentlichkeit für eine Weile zu beruhigen und einen normalen Gang der Ge- 
schäfte wieder herzustellen. 

Ökonomische Krisen verlaufen nicht linear, es kann zwischendurch zu Erho- 
lungen kommen. Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass es eher zu einer weiteren 
Verschärfung kommen wird und die Finanzmarktkrise ein weiterer Höhepunkt 
in einer länger anhaltenden Krisendynamik ist, die sich aus den ungelösten 
Problemen der seit den 1980er Jahren bestehenden Dynamik der Überakku- 
mulation von Kapital ergibt: Kapital, das sich nicht verwertet, muss ganz oder 
teilweise vernichtet werden. Die gegenwärtige Krise wäre demnach auch ein 
Hinweis auf eine Krise des Krisenmanagements der vorangegangenen Krise der 
New Economy. 

Die vergleichsweise schnelle Erholung der Realwirtschaft, für die im Jahr 2010 
ein leichtes Wachstum von etwas mehr als einem Prozent prognostiziert wird 
und die geringe Zunahme der Arbeitslosigkeit legen nahe, dass, wenn es über- 
haupt eine Krise gab, diese aufgrund politischer Maßnahmen bereits über- 
wunden sei. Aber die Erholung findet auf einem niedrigen Niveau statt. Der 
deutsche Export profitierte von den weltweiten Konjunkturprogrammen, doch 
deren Wirkung lässt nach. Hinzu kommt, dass die Maßnahmen für die Kurz- 
arbeit auslaufen. Mit der geringeren Nachfrage im In- und Ausland wird auch 
die Zahl der Arbeitslosen zunehmen, die Steuereinnahmen werden sinken, die 
staatlichen Belastungen zunehmen. Dieser Kreislauf wird in den USA bereits 
beobachtet. Zu bedenken ist weiterhin, dass die Finanzkrise erhebliche Kosten 
verursacht hat. Für die USA wird geschätzt, dass Staatshilfen und staatliche 
Garantien sich am Ende auf ca. 23 Billionen US-Dollar summieren (Baseler 
Zeitung, 22.7.2009). Selbst wenn es zu einem Aufschwung kommt, wird ge- 
schätzt, dass sich die Wirtschaft erst 2012 bis 2014 wıeder auf dem Niveau wie 
vor der Krise bewegt. Dabei bleibt mindestens zweierlei außer Betracht: zum 
einen erreichte auch der Zwischenaufschwung vor der Finanzmarktkrise nicht 
die Werte vor der Krise der New Economy, vielmehr lässt sich für die Zeit seit 
den 1980er Jahren ein zyklischer Rückgang der Wachstumsrate feststellen: in 
den USA lag sie im Durchschnitt der Jahre 1983-89 bei 4,33 Prozent und im 
Zeitraum 2002-07 bei 2,57 Prozent (vgl. Evans 2008: 517; Candeias 2009a). 
Zudem können sich im Zeitverlauf in den kommenden Jahren weitere Krisen- 
faktoren entfalten. So kann die deutsche Wirtschaft nicht in der gleichen Wei- 
se damit rechnen, das hohe Exportniveau aufrecht zu erhalten, das dem Kon- 
sum der US-Konsumenten geschuldet war. Eine Binnennachfrage kann dies 
kaum ersetzen, da hier der Bedarf der Privathaushalte weitgehend gedeckt ist 
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und mittels der Abwrackprämie gerade ein erheblicher Teil der Automobilflot- 
te erneuert wurde. 

Von der Bundesregierung wurden Kredite und Bürgschaften gewährt, um zu 
verhindern, dass sich die Banken untereinander nicht mehr trauen oder den 
Unternehmen der Realwirtschaft keine Kredite mehr gewähren. Vom Bundes- 
wirtschaftsministerium wird ein gewisser Erfolg dieser Maßnahmen gemeldet.? 
Doch der Deutsche Industrie- und Handelstag warnt vor einer Verschlechte- 
rung der Kreditsituation für etwa ein Viertel der Unternehmen in Deutsch- 
land. Umsätze brächen ein, laufende Geschäfte müssten mit Krediten über- 
brückt werden, doch angesichts der schwierigen Geschäftslage verlangen die 
Banken höhere Zinsen. Die fehlende Liquidität und hohe Zinsbelastungen 
könnten den leichten Aufschwung konterkarieren (Süddeutsche Zeitung, 
28.10.2009). Die Zahl der Insolvenzen nimmt zu: im August 2009 gab es 12 
Prozent mehr Unternehmensinsolvenzen als im Vergleichsmonat 2008, die 
Summe der Insolvenzverluste verdoppelte sich von 2,2 Mrd. auf 4,3 Mrd. Eu- 
ro (taz 7./8.11.2009). 

Die großen Banken in den USA oder in Deutschland haben im Jahr 2009 in 
ihren Vierteljahresberichten schon mehrfach erhebliche Gewinne ausgewiesen. 
Allerdings gibt es auch im bürgerlichen Lager skeptische Stimmen, die darauf 
hinweisen, dass diese Gewinne Resultat einer besonderen Konstellation sind. 
So befürchtet Josef Ackermann, dass das Schlimmste an Insolvenzen, Kredit- 
ausfällen und Arbeitslosigkeit noch bevorstehe.’ Die Krise hat zu einer Berei- 
nigung des Marktes und zu Kapitalkonzentration, und damit zur Abnahme 
der Konkurrenz beim Investment-Banking geführt (Harvey 2009a). Die Hilfs- 
maßnahmen von Regierungen und Zentralbanken geben den Banken die Mög- 
lichkeit, sich mit Geld zu extrem niedrigen Zinsen zu versorgen; die schwierige 
Lage der Unternehmen können sie gleichzeitig nutzen, auf der Grundlage einer 
hohen Risikobewertung hohe Zinsen zu verlangen. Sie sind in Spekulationsge- 
schäften mit Anleihen, Rohstoffen und Währungen aktiv. Die Banken handeln 
gegen Gebühren auch mit den staatlichen Anleihen, die die Staaten ausgeben, 
um die Hilfsmaßnahmen für Banken und Unternehmen zu finanzieren, sowie 
mit Anleihen von Unternehmen, mit denen diese sich refinanzieren, weil sie 
Schwierigkeiten haben, von den Banken Kredite zu erhalten. Darüber hinaus 
ergeben sich die hohen Gewinne der Banken aufgrund einer Änderung der Bi- 
lanzregeln, der Wertsteigerung von Aktien, die die Banken bereits abgeschrie- 
ben hatten, oder der Auslagerung von toxischen Krediten. Die positive Börsen- 
entwicklung entspricht nicht, so wird gewarnt, den realen Entwicklungen der 
Unternehmen und der Wirtschaft. Gerade das Geld, das der Staat der Wirt- 


2  http//www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Wirtschaft/Konjunktur/Konjunkturpaket-2/ 
wirtschaftsfonds-deutschland,did=314662.html. 
3  http://www.geld.com/aktien/bnews_1914267.html, 13.10.2009 
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schaft zu niedrigen Zinsen zur Verfügung stellt, gibt der Spekulation neuen Auf- 
trieb. Entsprechend zeichnet sich die Gefahr ab, dass es zu einer weiteren Spe- 
kulationsblase und einer darauf folgenden Krise kommen wird. Diese Krise kann 
noch umfassender sein, weil sie auch direkt den Staat einbezieht, der sich in der 
gegenwärtigen Krise als Kreditgeber in letzter Instanz derart verpflichtet hat, dass 
er kaum noch Spielräume hat. In einer weiteren Krise würden Kredite abge- 
schrieben und Sicherheiten eingelöst werden müssen. Die Wahrscheinlichkeit 
von staatlichen Inflationsmaßnahmen, wie sie US-Präsident Obama andeutete, 
oder Staatsbankrotten als eine Form der Kapitalvernichtung, die im Herbst 
2008 im Raum stand (Island, Großbritannien, Griechenland) und durch trans- 
nationale konzertierte Aktionen abgewehrt werden konnten, wächst. 


3. Die Finanzkrise und der Neoliberalismus 


Über die Finanzkrise und ihre Ursachen wurde in den Medien viel berichtet. 
Dabei wurde insbesondere der Zusammenhang mit den Immobilienkrediten, 
der Verbriefung der Kredite und dem Verkauf der strukturierten Produkte auf 
dem Weltfinanzmarkt aufgezeigt. Die unmittelbare Ursache wird fürs Ganze 
genommen. Demnach erscheint die Krise als das Ergebnis der risikofreudigen 
Geschäftspolitik der Banken, zu geringer Regulierung und Überwachung oder 
falscher Leistungsanreize für die bei den Banken Beschäftigten, die mit hohen 
Gehältern und Boni für gewinnbringende, aber auch hochriskante Transaktio- 
nen viel zu hoch belohnt wurden. Als Reaktion auf die Krise werden im Rah- 
men der neu konstituierten G20-Treffen, in den USA und in der EU zahlrei- 
che weitere Maßnahmen zur Kontrolle der Finanzmarktakteure diskutiert. Das 
Eigenkapital der Banken soll erhöht und nach Risiken gewichtet werden; sie 
sollen nicht das Recht haben, riskante Kredite vollständig zu verbriefen, sie 
sollen mit einem gewissen, relativ kleinen Anteil selbst das Risiko tragen; vor 
allem sollen die Boni für Manager und Banker an den realen und mittelfristi- 
gen Geschäftserfolg gebunden werden. Einige der Instrumente wurden im Koa- 
litionsvertrag der neuen deutschen Regierung verbindlich fixiert: Banken sollen 
unter Wettbewerbsgesichtspunkten nach Maßgabe der Deutschen Bundesbank 
restrukturiert, sprich: aufgelöst werden können; es soll Verfahren geben, die 
Bankeninsolvenzen regeln; schließlich soll eine europäische Rating-Agentur 
aufgebaut werden, da den großen US-amerikanischen Rating-Agenturen eine 
Mitschuld an der Finanzkrise gegeben wird und diese auch europäische Be- 
sonderheiten nicht berücksichtigten. Auch davon, Over-the-counter Geschäfte 
mit Derivaten oder Rohstoffen zu kontrollieren, spekulative Transaktionen zu 
versteuern oder Banken zu zwingen, sich an den Kosten der von ihnen betei- 
ligten Krise zu beteiligen, war immer wieder einmal die Rede. Die Sicht der 
Politik ist neoliberal motiviert und wird von Angela Merkel so formuliert: 
„Wir wollen verhindern, dass Staaten in Zukunft von systemrelevanten Institu- 
ten zu Rettungsmaßnahmen gezwungen werden können.“ (Süddeutsche Zei- 
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tung, 26.10.2009). Der Staat soll die spekulativ erworbenen Eigentumstitel der 
neuen Kapitalfraktion der „Vermögensbesitzer“ schützen, dazu muss er jedoch 
Hüter des Wettbewerbs bleiben, der im Zweifelsfall die Logik des Marktes, 
nämlich die Vernichtung von Kapital, gegen einzelne Finanzmarktakteure 
durchsetzt. Welche Regelungen sie in der Konkurrenz für notwendig erachten 
oder zu dulden bereit sind, erweist sich deswegen als Gegenstand von macht- 
vollen Aushandlungsprozessen zwischen den Finanzmarktakteuren und trans- 
nationalen staatlichen Gremien. Dort, wo die Regierungen versucht haben, 
aufgrund von gewährten Bürgschaften und Krediten die Banken entsprechend 
zu binden, sind die Banken bemüht, sich von Verpflichtungen gegenüber den 
Regierungen durch schnelle Rückzahlungen zu befreien. 

Die Krise erscheint vor diesem Hintergrund als das Ergebnis von übertrieben 
riskanter Spekulation aufgrund von falschen Anreizstrukturen - in besonderer 
Weise symbolisiert im gierigen und verantwortungslosen Banker. Geld ist ein 
Moment im Kapitalkreislauf. Es hat darin mehrere Funktionen: als Zahlungs- 
mittel, als Rücklage geleisteter Arbeit in Geldform, als Kredit, also als Vorgriff 
auf zukünftig zu erbringende Arbeitsleistung. In diesen Funktionen kann das 
Geld sich gegenüber der Realwirtschaft für eine gewisse Zeit verselbständigen - 
und vollständig der Illusion verfallen, dass Geld „arbeitet“, dass Geld mehr 
Geld erzeugt. Denn Banken können jede dieser Funktionen dazu nutzen, sich 
einen größeren Anteil am Mehrwert anzueignen, indem sie mit Zahlungsmit- 
teln spekulieren, Einlagen gewinnbringend einsetzen. Dies wird erleichtert, 
wenn die Refinanzierung der Banken günstig ist - wie das in den USA seit 
2001 ın besonderer Weise der Fall war. 

Aber mit der finanzdominierten Akkumulation, wie sie sich seit den 1990er 
Jahren durchsetzte, waren weiter gehende Prozesse verbunden, die über eine 
kurzzeitige Verselbständigung der Geld- und Kreditfunktion hinausgehen. In 
vielen Analysen der Finanzkrise wird der Zusammenhang mit der Entwicklung 
und Restrukturierung der Realwirtschaft der vergangenen Jahre außer Betracht 
gelassen, also die Ausrichtung auf Wettbewerbsfähigkeit, Standortpolitik und 
Shareholder-Value - so als hätte die mit diesen Ausdrücken verbundene neoli- 
berale Strategie gar nichts mit der Krise zu tun. Zwar wird auf bestimmte Ge- 
sichtspunkte hingewiesen, primär auf den Rückgang der Nachfrage, der vor al- 
lem durch die enorme Umverteilung der Einkommen von unten nach oben 
erklärt wird. Entsprechend wird empfohlen, durch gezielte politische Maß- 
nahmen die Nachfrage anzuregen (vgl. Stiglitz 2009). Allerdings bleibt bei sol- 
chen Analysen außer Betracht, dass mit dem finanzdominierten Akkumulati- 
onsregime eine Umlenkung der Einkommen verbunden war. Sie werden ver- 
wendet für den Erwerb von Immobilien, von Aktien, für Rücklagen, Altersvor- 
sorge, Gesundheit oder für die Ausbildung der Kinder. Darauf stützte sich die 
Annahme der Herausbildung eines finanzgetriebenen Akkumulationsmodells, 
das für eine längere Periode eine gewisse Form der regelmäßigen Akkumulation 
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ermöglichen würde (Aglietta 2000). Indem den Finanzmarktakteuren Liquidität 
zugeführt wird, wird jedoch die Dynamik der Überakkumulation verschärft. 
Im Folgenden will ich argumentieren, dass es sich bei der Finanzkrise nicht al- 
lein um eine spekulative Ablösung der Geldfunktion aus dem Kapitalkreislauf 
handelt, die durch stärkere Regulierungsmaßnahmen zurück genommen wer- 
den könnte. Vielmehr handelt es sich um eine Veränderung der Gewichte in- 
nerhalb des Kapitalkreislaufs selbst, deren Grundlage eine Transformation der 
kapitalistischen Figentumsverhältnisse ist. Damit widerspreche ich auch der 
Vorstellung, Banken könnten wieder auf ihre „dienende“ Funktion zurückge- 
stutzt werden und das Problem sei der Finanzkapitalismus, nicht das kapitalis- 
tische Produktionsverhältnis - so, als sei das etwas Verschiedenes. 

Nicos Poulantzas (1975) zufolge war die fordistische Akkumulation durch ei- 
ne spezifische Relation von ökonomischem Eigentum, juristischem Eigentum 
und Besitz charakterisiert: die Kapitaleigentümer traten die Aufgabe, die Pro- 
duktionsmittel in Gang zu setzen, an Manager ab. Unter der Dominanz des 
ökonomischen Eigentums werden diese zu Besitzern der Produktionsmittel 
und organisieren den Prozess der Aneignung des lebendigen Arbeitsvermö- 
gens. Dies gibt ihnen eine gewisse Autonomie. Demgegenüber ändert sich, so 
Paul Windolf (2008), mit der finanzdominierten Akkumulation die Eigen- 
tumsrelation, die Trennung von Eigentum und Besitz, wie sie für den sog. or- 
ganisierten oder Managerkapitalismus als charakteristisch galt, wird aufgehoben. 
Es entsteht eine neue Kapitalfraktion, die aus dem Führungspersonal der In- 
vestment-, Pensions- und Hedge-Fonds besteht und der auch Finanzökono- 
men, Finanzmarkt-Juristen, Rating-Experten, Broker, Wechselkursmanager und 
Analysten zuzurechnen sind. In den USA verfügen diese Fonds über zwei Drittel 
aller Aktien. Die zwanzig größten Fonds verfügen im Durchschnitt über vier- 
zig Prozent des Aktienkapitals der 1.000 größten US-Aktiengesellschaften und 
können, so legt es Windolf nahe, ihre Strategien miteinander koordinieren. In 
Deutschland verfügen deutsche Fonds über 21 und ausländische Fonds über 
54 Prozent des Aktienkapitals der dreißig DAX-Unternehmen. Von den damit 
verbundenen Eigentumsrechten macht diese neue Kapitalfraktion direkt Ge- 
brauch und nimmt auf Struktur und Strategie der Unternehmen Einfluss. Dies 
geschieht jedoch nicht durch eine Übernahme von operativen Funktionen, 
sondern über eine Reihe von Mechanismen, die die Praxis der Manager 
lenken: Richtlinien über Corporate Governance, Vorgaben für die Geschäfts- 
bereiche, Ausrichtung am Shareholder Value, Benchmarkingprozesse, durch 
die Unternehmen, Unternehmensteile, Manager oder Belegschaften an den Er- 
trägen vergleichbarer Unternehmen gemessen werden. Durchsetzbar ist dies, 
weil die Fonds Aktien verkaufen oder ineffiziente Manager öffentlich bloßstel- 
len, sodass die Unternehmen Kursverluste erfahren, die Ratings schlechter und 
die Konditionen der Refinanzierung ungünstiger werden. Die Fonds können 
also mit Exit-Option drohen, weil sie mittels Marktanalysen und der Transfor- 
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mation aller Vermögensbestände in Wertpapiere einen weltweiten Markt für 
Unternehmensanteile geschaffen haben, der es ihnen erlaubt, die Unterneh- 
men mit ihren jeweiligen Geschäftsbereichen, Unternehmensteilen oder fixen 
Kapitalbestandteilen (Maschinen, Gebäude, Patente) selbst der Kapitalverwertung 
zu unterwerfen und mit hoher Beweglichkeit und Geschwindigkeit die jeweils 
lukrativsten Unternehmen zu kaufen (an der New Yorker Börse hielt ein Anle- 
ger seine Aktien 1960 im Durchschnitt 8,3 Jahre, 2005 weniger als ein Jahr 
(Windolf 2008: 527)). Auf diese Weise können die neuen Fondseigentümer das 
Management der Unternehmen zu immer höheren Erträgen und Risiken an- 
treiben und gleichzeitig durch Diversifizierung das eigene Risiko verteilen. Da 
15 bis 20 Prozent Rendite erwartet werden, dem ein BIP-Wachstum von 2-4 
Prozent gegenüber steht, können solche Erträge letztlich nur durch die Ver- 
nichtung von konkurrierendem Kapital und die enorme Steigerung der Ab- 
pressung von Mehrarbeit erzielt werden. Die Fonds und spekulativ operieren- 
den Unternehmen erzielen die hohen Gewinne durch den Einsatz von Levera- 
ge-Techniken, also die Ersetzung von Eigenkapital durch Kredit: Unternehmen 
werden auf Kredit gekauft, die Schulden den gekauften Unternehmen aufge- 
bürdet - im Verhältnis zu dem vom Käufer eingesetzten Eigenkapital werden 
damit die Renditen immer höher. Auf diese Weise werden die Fonds für mög- 
liche Anleger attraktiver. Allerdings wird von den Fonds das Risiko der Real- 
ökonomie nur unsichtbar gemacht, aber es bleibt für die Anleger erhalten. Die 
Finanzmarktakteure, also Fonds und Manager, können sich auf diese Weise 
die Gewinne aneignen, während die Risiken auf die Anleger verteilt werden. Die 
Grundlage der Macht der Finanzmarktinstitutionen ist die Überakkumulation, 
also die Masse des seine Verwertung suchenden Kapitals. Dies wird von „pro- 
fessionalisierten Vermögensverwaltern“ aufgesogen und in Eigentumsrechte an 
Unternehmen transformiert. „Der shareholder value beschreibt die Koalition 
zwischen zunehmend an ‚Rentabilität’ orientierten Privatanlegern einerseits und 
unter hartem Konkurrenzdruck stehenden Vermögensanlegern andererseits.“ 
(Windolf 2008: 532) In diesem Prozess lässt sich auch nicht sorgfältig zwischen 
Banken und Unternehmen der Realwirtschaft unterscheiden. Denn Unterneh- 
men der Realwirtschaft, die sich am Shareholder Value orientieren müssen, set- 
zen die Unternehmensbestandteile in ein Verhältnis zu dem zu erwartenden Ge- 
winn. Sie werden selbst zu Finanzmarktakteuren und erzielen u.U. höhere Ge- 
winne (wenigstens zeitweise) aus Finanzmarkttransaktionen (Siemens, Porsche), 
Veräußerungen von Unternehmensbestandteilen oder Immobilien (Arcandor). 


4. Die Rückkehr des Staates? 


Als Reaktion auf die Insolvenz von Lehman Brothers am 15. September 2008 
und die darauf folgenden Erschütterungen der Finanzmärkte wurde von der 
US-Regierung ein Hilfspaket zur Rettung der Banken von 700 Mrd. Dollar ge- 
schnürt. Das geschah auf der Grundlage eines wenige Seiten umfassenden 
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Maßnahmepapiers von Finanzminister Henry M. Paulson. David Harvey be- 
zeichnet diesen Vorgang als einen gegen die Regierung und die Bevölkerung 
der USA gerichteten Finanzstaatsstreich (Harvey 2009a: 37). Die Finanzkrise 
ist Ergebnis einer langfristigen Dynamik im antagonistischen Verhältnis der 
sozialen Klassen. Die Verringerung des sozialen Wohnungsbaus, die Schwä- 
chung der Gewerkschaften und die Senkung der Löhne, die Förderung des 
privaten Hausbaus und die steuerliche Vergünstigung des Individualverkehrs 
waren in den USA Faktoren, die dazu beitrugen, dass Lohnabhängige sich 
zum Kauf eines Hauses veranlasst sahen. Das war nur durch Verschuldung 
möglich, die zu einem langfristigen Disziplinierungsmittel der Lohnabhängi- 
gen wurde. Den Lohnabhängigen wurde die Verschuldung durch anscheinend 
günstige Kredite als unproblematisch nahegelegt. Aufgrund der starken Nach- 
frage nach Immobilien stieg deren Wert. Die Eigentümer belasteten in der Er- 
wartung von weiteren Wertsteigerungen ihre Immobilien mit zusätzlichen 
Krediten, um auf diese Weise ihren Konsum zu finanzieren. Die durchschnitt- 
liche Verschuldung der Privathaushalte in den USA hat sich seit 1980 von 
40.000 Dollar auf 130.000 Dollar mehr als verdreifacht (Harvey 2009a; Evans 
2008; Panitch u.a. 2009). Unmittelbar in der Krise zielten die Rettungsmaß- 
nahmen der US-Regierung auf die Rettung der Banken, und nicht etwa darauf, 
den Familien ihre Unterkunft zu sichern (vgl. Marcuse 2008). Das allein gibt 
schon einen Hinweis darauf, dass die staatlichen Eingriffe keineswegs eine 
ordnungspolitische Wendung bedeuten. Sie dienen dazu, in der Krise be- 
stimmte Kapitalgruppen zu stärken, deren Figentum und Gewinne zu schüt- 
zen, indem die Vernichtung von Kapital verhindert oder auf andere gesell- 
schaftliche Gruppen abgewälzt wird (Unternehmen, Sparer, Steuerzahler, 
Lohnabhängige, von staatlichen Leistungen Abhängige). 

Der Staat kehrt nicht zurück, er war nie weg. Es gehört zu den beharrlichen 
Missverständnissen neoliberalismuskritischer Analysen, anzunehmen, dass der 
Staat durch Deregulierung und Privatisierung immer weiter abgebaut wird und 
alle Verhältnisse von der Logik der „Verbetriebswirtschaftlichung“ durchdrun- 
gen werden. Entsprechend war und ist in der Krise die Vorstellung verbreitet, 
nun könnten dem Markt, dieser „Bestie“, wieder Fesseln angelegt werden, er 
könnte wieder zivilisiert und erneut eingebettet werden in den Rahmen eines 
in politischen Prozessen herbeigeführten und staatlich überwachten Allge- 
meinwohls. Ein Blick in die klassischen Texte des Neoliberalismus - dem in 
Deutschland das Plädoyer für die Soziale Marktwirtschaft entsprach - zeigt, 
dass die Liberalen keineswegs homogene Positionen verfolgen, sie sind aber 
auch keineswegs per se anti-staatlich eingestellt. Immer wieder betonen die 
neoliberalen Autoren, dass sie nicht gegen staatliche Interventionen sind. Sie 
halten das staatliche Monopol auf Zwangsausübung für notwendig, „so daß 
der einzelne mit einem gewissen Vertrauen planen kann“. Der Staat habe für 
verlässliche Tatsachenkenntnisse wie Statistiken und Vermessungen, die Schul- 
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erziehung, ein beständiges Geldsystem, die Normierung von Gewichten und 
Maßen oder für alle die Infrastrukturen zu sorgen, die von wettbewerblichen 
Unternehmen nicht zur Verfügung gestellt würden. Über diese Maßnahmen 
hinaus hätten die liberalen staatlichen Maßnahmen dafür zu sorgen, dass der 
Markt „einigermaßen gut arbeiten wird“ (Hayek 1960: 189). Der Staat soll sich 
nicht gegen die wirtschaftliche Dynamik stellen und Unternehmen oder Ar- 
beitskräfte mit staatlichen Hilfen oder protektionistischen Maßnahmen schüt- 
zen und Strukturveränderungen aufhalten, sondern den neuen Zustand, auf 
den die Entwicklung hinstrebt, beschleunigt herbeiführen (Rüstow 1932: 223). 

Die neoliberale Regierung des Staates zielt darauf ab, mit den Marktgesetzen 
und nicht gegen sie zu regieren, also die Aneignung von Mehrarbeit und die 
Realisierung des Mehrwerts unter gesicherten und langfristig berechenbaren 
Eigentumsverhältnissen zu ermöglichen. Der Staat, in diesem Punkt ist den 
neoliberalen Krisenanalysen zuzustimmen, ist insofern nicht Teil der Lösung, 
sondern Teil des Problems (vgl. Beck/Wienert 2009). Wenn allerdings nahege- 
legt wird, dass die aktuelle Krise nicht das Ergebnis zu freier Märkte, sondern 
zu umfassender oder falscher Regulierung gewesen sei, werden die Verhältnisse 
verzerrt. Wird unterstellt, dass es die technisch richtige Regulierung von Märk- 
te geben könnte, dann bleibt außer Betracht, dass es die sich aus den Privatei- 
gentumsverhältnissen ergebenden Konflikte zwischen den Kapitalfraktionen 
und sozialen Klassen sind, die staatliche Eingriffe immer wieder notwendig 
machen, auch wenn sie die Krise nicht lösen, sondern sie nur zeitlich, räum- 
lich oder sozial verschieben und dabei zur Verschärfung der Krise beitragen 
oder gar neue Krisenelemente auslösen können. 

Der Staat hat mit dem Markt regiert und mit seinem Krisenmanagement der 
Überakkumulationsdynamik zur Entstehung der Krise beigetragen. Der Finanz- 
markt, die entsprechende dominante Kapitalfraktion und deren Interessen ent- 
standen nicht als Ergebnis von zu viel Staat oder Deregulierung, sondern wur- 
den durch eine Vielzahl von staatlichen Entscheidungen, Deregulierungen und 
Regulierungen gefördert (Panitch 2009). Dies folgte keinem Masterplan, verlief 
aber auch nicht völlig unbewusst hinter dem Rücken der Akteure. Vielmehr 
handelt es sich um eine Transformation von Kapitaleigentümern zu einer neu- 
en Kapitalfraktion, die sich in diesem Prozess Strategien gab und Programme 
ausarbeitete. So ließ das Bundesfinanzministerium 2005 verlautbaren: 

„Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren wichtige Stufen erklommen auf dem Weg 
zu einem erfolgreichen Finanzplatz Deutschland in Europa und der Welt. Entschlossene Refor- 
men und Veränderungen waren notwendig - für die Finanzwirtschaft und für die Bürgerinnen 
und Bürger. Die gewaltigen Potenziale des deutschen Finanzmarktes müssen als Motor für 
Wachstum und Beschäftigung der Volkswirtschaft vollständig ausgeschöpft werden. Die Kredit- 
wirtschaft ist einer der bedeutendsten Bereiche der deutschen Volkswirtschaft.“ 

Diese Äußerung steht in einem relativ weit fortgeschrittenen Stadium der Ver- 
änderung der kapitalistischen Verhältnisse in Deutschland. Die Umgestaltung 
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der rechtlichen Rahmenbedingungen zog sich über mehrere Jahrzehnte hin 
und wurde von allen Regierungskoalitionen vorangetrieben: 


1981: Beseitigung der Kapitalverkehrskontrollen. 

1989: Börsengesetznovelle, die die Spekulation mit Wertpapieren und Edelmetallen 
erleichtert und Terminhandel ermöglicht. 

1990: Abschaffung der Börsenumsatzsteuer. 

1994: Umwandlungsgesetz, das Übertragungen von Schulden auf ein übernomme- 
nes Unternehmen erlaubt. 

1990 bis 1998: Zulassung von reinen Geldmarktfonds, Erlaubnis für Investmentge- 
sellschaften, mit Termingeschäften spekulieren zu dürfen. 

2000: Senkung der Unternehmenssteuer. 

2001: mit der sog. Riester-Rente wird die kapitalgedeckte Altersvorsorge eingeführt, 
die zur weiteren Aufblähung des Finanzmarktes beiträgt. 

2002: das vierte Finanzmarktförderungsgesetz befreit Veräußerungsgewinne von 
Steuern, lockert die Anlagebeschränkungen für Fonds und erlaubt den Handel von 
Derivaten auch im Immobiliengeschäft. 

2003: die Bundesregierung stellt mit dem Gesetz zur Förderung von Kleinunterneh- 
mern und zur Unternehmensfinanzierung Zweckgesellschaften der Banken von der 
Gewerbesteuer frei und fördert damit die Verbriefung von Krediten zu Wertpapieren 
durch steuerliche Vergünstigungen. Unterstützung der True-Sales-Initiative der Ban- 
ken durch die Bundesregierung, die die Verbriefung von Krediten, die Zusammenfas- 
sung in Portfolios und die Aufteilung in Tranchen ermöglichen soll. 

2003: das Kleinunternehmerförderungsgesetz erlaubt die steuerliche Besserstellung 
von forderungsbesicherten Wertpapieren(Asset Backed Securities, ABS). 

2004: das Investmentmodernisierungsgesetz regelt die Zulassung von Hedge-Fonds; 
Private-Equity-Fonds kommen in den Genuss von Steuervorteilen. 

2007: Real-Estate-Investment Trusts (REITs) werden gesetzlich zugelassen, damit 
verbunden sind steuerliche Begünstigungen, Steuererleichterungen für Immobilien- 
verkäufe an REIT-Aktiengesellschaften und Sale-lease-back-Verträge, die ebenfalls 
steuerlich begünstigt sind. 

2007: Wagniskapitalbeteiligungsgesetz zur Förderung von Private-Equity-Fonds. 
2008: Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbeteiligun- 
gen, das Finanzinvestoren weitere steuerliche Vorteile einräumt. 


In der Krise reagierte auch die Bundesregierung mit zahlreichen, oben schon an- 
gesprochenen Maßnahmen. Auch in diesem Fall kann von einer Art Finanz- 
staatsstreich oder - wie manche sagen: „Finanzmarktermächtigungsgesetz“ - ge- 
sprochen werden, denn nicht nur wurden die Gesetze und Maßnahmen ohne 
größere öffentliche Diskussion beschlossen, sie werden unter Ausschluss der Öf- 
fentlichkeit umgesetzt und dienen vor allem der Finanzmarktindustrie. Ihr ist es 
gelungen, als „systemrelevant“, also als eine für das Gemeinwohl unerlässliche 
Einrichtung zu gelten. Es handelte sich offensichtlich um ein Notstandsregime: 
„Im Notstand erweist sich die Handlungsfähigkeit des modernen Staates. Er wird 
vor eine Aufgabe gestellt, die wir im Normalfall nicht von ihm erwarten: Der 
Staat als Versicherung für jene Risiken, gegen die kein Kollektiv, kein Einzelner, 
sich versichern kann.“ (Süddeutsche Zeitung, 26.10.2009) Im Ernstfall erscheint 
den Liberalen die Aussetzung der Demokratie als akzeptabel. 
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Das Finanzmarktstabilisierungsgesetz wurde am 17. Oktober 2008 von Bun- 
destag und Bundesrat verabschiedet, am 20. Oktober wurde es mit der Unter- 
schrift des Bundespräsidenten rechtskräftig. Alles fand in großer Eile innerhalb 
von fünf Tagen statt. Mit diesem Gesetz wurde der Sonderfonds Finanzmarkt- 
stabilisierung (SoFFin) in der Verwaltung der Finanzmarktstabilisierungsanstalt 
eingerichtet. Dieser Anstalt, die bei der Bundesbank angesiedelt ist, steht ein 
Leitungsausschuss vor. Sie wird vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
beaufsichtigt, das politisch die Entscheidungen der Anstalt verantwortet und 
die Mitglieder des Leitungsausschusses ernennt. Die drei Mitglieder des Lei- 
tungsausschusses werden vom BMF im Benehmen mit der Bundesbank er- 
nannt. Der Leitungsausschuss verwaltet den SoFFin und schlägt einem Len- 
kungsausschuss Entscheidungen vor. Der Lenkungsausschuss ist das eigentli- 
che Gremium, das über die Vergabe der insgesamt 500 Mrd. Euro entscheidet, 
mit denen der Fonds ausgestattet ist. Er besteht aus je einem Vertreter des 
Bundeskanzleramts, des BMF, des Bundesministeriums der Justiz und des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie sowie einem Vertreter der 
Länder. Als Kontrollgremium wirkt das Gremium zum Finanzmarktstabilisie- 
rungsfonds, das aus neun Mitgliedern des Haushaltsausschusses besteht. 

Der Fonds hat bis Ende 2009 mehrere Aufgaben wahrzunehmen: er soll Li- 
quiditätsengpässe auf dem Interbankenmarkt mittels staatlicher Garantien 
vermeiden helfen, er kann sich an Finanzunternehmen beteiligen und diese re- 
kapitalisieren, und er kann toxische Papiere übernehmen und gegen sichere 
Schuldentitel austauschen, so dass diese den Banken dann als Sicherheiten 
dienen. Für diese Maßnahmen verfügt der Fonds über ein Volumen von insge- 
samt 500 Mrd. Euro, die durch Kreditaufnahme des Bundes aufgebracht wer- 
den müssten - wodurch in der Folge die Nettokreditaufnahme des Bundes er- 
heblich steigen und seine Spielräume verringert würden. 

Außerdem wurde der Wirtschaftsfonds Deutschland eingerichtet, er umfasst 
115 Mrd. Euro: 100 Mrd. für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von mehr 
als 500 Mio. Euro und ein Sonderprogramm mit weiteren 15 Mrd. für den 
Mittelstand. Der Fonds ermöglicht der staatlichen Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau, bis Ende 2010 Kredite im Umfang von 25 Mrd. Euro und Bürgschaf- 
ten ım Umfang von 75 Mrd. Euro an notleidende Unternehmen zu vergeben. 
Anträge können Unternehmen einreichen, die aufgrund der Krise mit finan- 
ziellen Problemen konfrontiert und in besonderer Weise volkswirtschaftlich 
förderungswürdig, grundsätzlich gesund und zukunftsfähig sind. Die maximale 
Kreditsumme beträgt im Regelfall 300 Mio. Euro. Die Finanzierung darf nur 
vorübergehend sein und nicht zu dauerhaften, gravierenden Wettbewerbsver- 
zerrungen führen. 

Kleinere Kredite werden nach einer Vorprüfung - durch die Wirtschaftsprü- 
fungsfirma PriceWaterhouseCoopers und andere Firmen, die gleichzeitig auch 
Unternehmen beraten - von der KfW bewilligt, Kredite von grundsätzlicher 
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Bedeutung und Kredite über 150 Mio. Euro werden von einem Lenkungsaus- 
schuss entschieden. Dieser arbeitet unter der Federführung des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft (BMWi). Einige Mitglieder dieses Gremiums sitzen auch 
im Lenkungsausschuss des SoFFin. In den Medien wird von ungeheurer 
Machtfülle und Nebenregierung gesprochen. Zu Recht, denn die Entschei- 
dungen dieses Gremiums unterliegen keiner direkten parlamentarischen Kon- 
trolle, sondern entscheiden nur in Absprache mit den Fachministern. Der 
Lenkungsausschuss des Wirtschaftsfonds wird unterstützt vom Lenkungsrat 
Unternehmensfinanzierung, der aus acht Personen aus Wirtschaft und Politik 
besteht. Es gehören dazu Michael Rogoski, Hubertus Erlen, Jürgen Heraeus, 
Nikolaus Knauf, Alfred Tacke, Walter Hirche, Hubertus Schmoldt und Martin 
Hellwig. Gegen die Einrichtung dieses Rats hat es Vorbehalte gegeben. Wirt- 
schaftspolitisch wurde argumentiert, dass die Zusammensetzung des Lenkungs- 
rats unausgewogen sei, die Bandbreite der Positionen auf die Interessen der 
Großunternehmen begrenzt bleibe und insofern zu Wettbewerbsverzerrungen 
führe, die große Unternehmen begünstige, kleine, innovative, weltmarktfähige 
Unternehmen benachteilige und damit den reinigenden Strukturwandel be- 
hindere. 

Auch demokratiepolitische Kritik gab es. Der Haushaltsausschuss des Bundes- 
tags sprach sich gegen die Einrichtung des Lenkungsrats aus, da dieser gegen- 
über dem Parlament nicht rechenschaftspflichtig ist. Doch setzte sich der 
Bundeswirtschaftsminister über dieses Votum hinweg und verlagerte die Politik 
auf ein öffentlich nicht kontrolliertes Krisenmanagement. Die Tendenz zur 
Privatisierung der Politik werde auf diese Weise fortgeschrieben.' Die Regie- 
rung schiebe einen Teil der Verantwortung auf Dritte ab, die nichts und nie- 
mandem Rechenschaft schuldig seien (Hulverscheidt 2009). Es sind aber we- 
der Private noch Dritte. Entscheidend ist, dass die Logik des Ernstfalls bis in 
die Mechanismen zur Bewältigung der Krise bestimmend bleibt: der Staat 
stützt sich auf die Macht der ihn tragenden Kräfte und überträgt relevante 
Entscheidungen informellen Kreisläufen zwischen Staat, Wirtschaft und Zwvil- 
gesellschaft. 

Um mögliche Nachfrageausfälle in der Krise auszugleichen, hat die Bundesre- 
gierung bislang zwei Konjunkturpakete aufgelegt, ein weiteres ist in Vorberei- 
tung. Das Konjunkturpaket I wurde am 5. November 2008 von der Bundesre- 
gierung beschlossen. Es zielt im Umfang von 50 Mrd. Euro für 2009 und 
2010 auf die Förderung von Investitionen und Aufträgen von Unternehmen, 
privaten Haushalten und Kommunen. Maßnahmen sind die energetische Ge- 
bäudesanierung, die Verlängerung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld, die 


4  http//www.lobbycontrol.de/blog/index.php/2009/03/lenkungsrat-mit-wirtschaftskopfen- 
statt-demokratischer-kontrolle; Das 100-Milliarden-Risiko, in: manager-magazin.de, 
http://www.manager-magazin.de/unternehmen/artikel/0,2828,61133,00.html. 
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Beschleunigung von Verkehrsbaumaßnahmen oder steuerliche Maßnahmen 
zur Unterstützung des Handwerks. Am 14. Januar wurde ein zweites Konjunk- 
turpaket, der sog. Pakt für Beschäftigung und Stabilität, mit weiteren 50 Mrd. 
Euro aufgelegt. Dazu zählen die „Abwrackprämie“ mit einem Volumen von 
insgesamt fünf Mrd. Euro, die erfolgreich die Nachfrage nach neuen Automo- 
bilen anregen, der Automobilindustrie über die Krise hinweghelfen und die 
Beschäftigung sichern konnte - ohne an die Verpflichtung zu innovativen 
Produkten zu binden -, die Senkung der Finkommenssteuer und der Beitrags- 
sätze zur gesetzlichen Krankenkasse, die Förderung von Qualifizierung von 
Beschäftigten, die Schuldenbremse, die eine nachhaltige Finanzpolitik sicher 
stellen soll. 

Die staatlichen Maßnahmen und Regelungen in der Krise liegen auf der Linie, 
die von der Politik der vergangenen Jahre, wenn nicht Jahrzehnte verfolgt 
wurde. In der Krise wurde an den Eigentumsverhältnissen und den damit ver- 
bundenen Interessen, die sich in diesem Zeitraum herausgebildet haben, nicht 
gerührt. Im Gegenteil scheint es eher darum zu gehen, die angeeigneten Figen- 
tumstitel vor destruktiven Dynamiken zu schützen, die sich aus den Mecha- 
nismen ihrer Aneignung ergeben, und einen relativen Ausgleich mit den Inte- 
ressen eines Teils der Unternehmen der Realökonomie zu finden. Aus der Kri- 
se gehen die Unternehmen der Finanzmarktindustrie nicht geschwächt, son- 
dern gestärkt hervor. Keines derjenigen Instrumente, die zuvor zur Bewälti- 
gung der Überakkumulationskrise eingeführt wurden, indem sie eine ausge- 
dehntere Kapitalakkumulation über die Finanzmärkte ermöglichen sollten, ist 
zurückgenommen worden. Eine relevante Vernichtung der erworbenen Figen- 
tumstitel dieser neuen Kapitalfraktion hat nicht stattgefunden. Im Gegenteil 
profitiert die neue Kapitalfraktion, die ihre Grundlage in der Finanzmarktin- 
dustrie hat, sogar noch von den staatlichen Maßnahmen. Sie wurde von kei- 
ner nennenswerten Kraft angegriffen vielmehr wurden ihre Interessen mit de- 
nen der Allgemeinheit gleichgesetzt. Damit aber wurden nicht mehr nur ein- 
zelne öffentliche Güter, sondern der Staatshaushalt insgesamt ihrer Verfü- 
gungsmacht unterworfen. Der „Ernstfall“ hat dies ermöglicht und demokrati- 
sche Institutionen und Verfahren weiter geschwächt. Dies spricht für eine 
mächtige Kontinuität der neoliberalen Politik, die lediglich dort versuchen 
wird, Grenzen zu setzen, wo ein zu risikoreiches Verhalten, die die Gewinne 
der Finanzmarktindustrie insgesamt gefährden kann. Die Macht der Finanz- 
marktindustrie wurde keineswegs gebrochen. Auch die Gefahr einer noch ge- 
fährlicheren Krise - die sich mit weiteren Krisen verknüpft und verschärft - 
besteht weiterhin (vgl. Institut für Gesellschaftsanalyse 2009). Dies weist darauf 
hin, dass die ergriffenen staatlichen Maßnahmen keineswegs einen ersten 
Schritt zu mehr demokratischer Einflussnahme auf die Wirtschaft darstellen. 
Eher dürften diese Maßnahmen dazu beitragen, die Dynamik der „Postdemo- 
kratie“ zu forcieren. 
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Ingo Stützle 


To be or not to be a Keynesian - ist das die Frage? 
Kritik und Grenzen wirtschaftspolitischer Alternativen 


Mit der Krise wurden auch die passenden Theorien an die Oberfläche des 
wirtschaftspolitischen Diskurses gespült. Während Karl Marx ein Platz im 
Feuilleton zukam, wurde John Maynard Keynes etwas ernster genommen. 
Dessen Anziehungskraft wirkte jedoch nicht ungebrochen. Ganz im Gegenteil: 
Die durch die Krise erzwungenen staatlichen Feuerwehreinsätze sorgten bei 
vielen Apologeten freier Märkte für Unbehagen - schon früh wurde vor staat- 
licher Überregulierung gewarnt (vgl. Plickert 2008). Keynes’ Theorie wurde so 
zu einem zentralen Feld der Auseinandersetzung darüber, wie der Kapitalismus 
‚vernünftig’ zu regieren sei. Während die einen bei Keynes zentrale Säulen der 
„freien Marktwirtschaft“ in Gefahr sehen, formulieren andere hingegen die 
Hoffnung, dass Keynes einen Ausweg aus einer ungerechten und instabilen 
Wirtschaftsordnung weisen könne. Wiederum andere wollen gar mit Keynes 
die schwindende Legitimation des Neoliberalismus in eine Perspektive jenseits 
des Kapitalismus überführen. 

Eine Auseinandersetzung mit Keynes steht somit ebenso an, wie mit dem, was 
im Rahmen der sogenannten neoklassischen Synthese daraus gemacht wurde. 
Denn dem Keynes, der im Zuge der gegenwärtigen Krise so manches Feuille- 
ton erfreute, wurden schon vor längerer Zeit die Zähne gezogen. Auch diskus- 
sionswürdig erscheint, warum Keynes für viele Linke und SozialistInnen als 
antikapitalistisches Maskottchen herhalten muss, da der britische Ökonom 
den Kapitalismus gar nicht als das zentrale Problem identifizierte und ihn 
vielmehr gegen den Sozialismus zu verteidigen gedachte. 


Keynes’ Kapitalismus 


Die keynessche Theorie ist, von der marxschen Ökonomiekritik einmal abgese- 
hen, wohl der radikalste Bruch mit den theoretischen Grundlagen der (Neo-) 
Klassik. Dies lässt sich an zwei Punkten festmachen: Einmal an der Nicht- 
Neutralität des Geldes; zum anderen überwindet Keynes eine betriebswirtschaftli- 
che Sichtweise auf die Wirtschaft aufgrund der Überzeugung, dass der geldver- 
mittelte Tausch eine effiziente Allokation auf Märkten nicht immer ermöglicht. 

In der ökonomischen Klassik wie in der Neoklassik spielt Geld keine konstitu- 
tive Rolle. Beide gehen im Prinzip von einem geldlosen Gütertausch aus, der 
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nach dem Sayschen Gesetz funktioniert. Diesem zufolge schafft sich ein An- 
gebot immer eine Nachfrage und Märkte. Geld sei langfristig neutral, und mit 
einer Veränderung der Geldmenge verschiebe sich nur das Preisniveau. Märkte 
sind homogen, gleichrangig und effizient, weshalb ein Ungleichgewicht nicht 
aus den Märkten selbst zu erklären ist, sondern nur durch externe Schocks. 

In seiner Konzeption einer monetären Theorie der Produktion ist jedes öko- 
nomische Handeln geldvermittelt (Keynes 1933). So simpel es klingt, so radi- 
kal erschüttert diese monetäre Konzeption Eckpfeiler der (Neo)Klassik. Durch 
die zentrale Stellung des Geldes kommt auch dem Vermögensmarkt eine do- 
minierende Rolle gegenüber anderen Märkten zu. Daraus lässt sich eine Hie- 
rarchie der Märkte! begründen: Die Kosten für Kredite (Zins) und die zu er- 
wartende Renditen bestimmen das Volumen, das auf dem Vermögensmarkt für 
Investitionen mobilisiert wird. Diese Investitionen stellen schließlich den Um- 
fang der für die Produktion mobilisierten Produktionsmittel und Arbeitskräfte 
dar. Damit steht bei Keynes nicht der Preismechanismus der einzelnen Märkte, 
sondern die Disposition über Geld am Vermögensmarkt im Vordergrund. 

Hier kommt der Zins ins Spiel, der nach Keynes Kritik an der (Neo)klassik nicht 
einfach ein Gleichgewicht zwischen Sparen und Investieren herstellt. Der Zins ist 
vielmehr ein Ausdruck für den Umstand, dass im Kapitalismus wirtschaftliche Ent- 
scheidungen immer unter Bedingungen von Unsicherheit - und nicht einfach kal- 
kulierbarem Risiko - getroffen werden müssen. Gegen die unklare Zukunft sichern 
sich die WirtschaftsteilnehmerInnen mit Geld ab. Sowohl das Kapital als auch Pri- 
vathaushalte können dem Wirtschaftskreislauf Geld vorenthalten. 

Gleichzeitig gilt: Diejenigen, die Geld nachfragen, sind nicht zu jedem Zins- 
satz bereit, Geld zu leihen. Der Zins sei deshalb auch wesentlich davon ab- 
hängig, so Keynes, wie hoch die Bereitschaft der Geldvermögensbesitzer ist, 
nicht unmittelbar über Geld verfügen zu können. Zins ist somit derjenige 
Preis, der den Verzicht auf unmittelbare Liquidität prämiert. Geld ist kein 
neutraler Schleier, vielmehr verknüpft es nicht nur Gegenwart und Zukunft, 
sondern hebt zugleich die Trennung zwischen realer und monetärer Sphäre in 
Form des Zinses auf (Keynes 1936: 247). 

Keynes kann vor diesem Hintergrund nicht wie die (Neo)klassik effektive und 
gleichberechtigte Märkte einfach zu einer gesamtgesellschaftlichen Perspektive 
addieren. Nach Keynes ist eine reibungsfreie Wirtschaft mit Vollbeschäftigung 
eine hoch voraussetzungsvolle Angelegenheit und eher Zufall. Allerdings kann 
wirtschaftspolitisch etwas nachgeholfen werden: Entweder durch (kreditfinan- 
zierte) zusätzliche staatliche Nachfrage oder durch Veränderungen am Vermö- 
gensmarkt. Idealerweise soll die dann einsetzende Prosperitätsphase die staatli- 
chen Kosten dieser Starthilfe refinanzieren. Diese wirtschaftspolitische Position 
macht Keynes für viele Liberale bis heute suspekt. 


1 Eine Idee, die bereits bei Marx zu finden ist (vgl. MEW 25: 620, 451; MEW 42: 201). 


To be or not to be a Keynesian - ist das die Frage? 609 


Von Keynes’ Theorie zum Keynesianismus 


Das einschneidend Neue einer Theorie wälzt nur selten sofort die theoretischen 
Grundlagen und Prämissen einer Wissenschaft um. Die Hegemonie bestimmter 
Theorien, die sich in Forschungs- und Lehrprogrammen staatlicher Apparate und 
Hochschulen materialisiert hat, wird nicht so ohne weiteres außer Kraft gesetzt.’ 
So auch bei Keynes. Der Lehrbuch-Keynes, der uns bis heute an den Hochschu- 
len begegnet und im Feuilleton das bürgerliche Unbehagen mit dem Kapitalis- 
mus zum Ausdruck bringt, stellt im Wesentlichen eine neoklassische „Einverlei- 
bung“ dar, eine Strategie, die nach Thomas Kuhn (1962: 90fF.) für prekär gewor- 
dene theoretische Paradigmen durchaus gängig ist. Der verbreitete Standardkey- 
nesianismus der sog. „neoklassischen Synthese“ bewahrt gerade jenen neoklassi- 
schen Kern, den Keynes in seinen Grundfesten zerstören wollte. 

Langfristig gilt im Standardkeynesianismus das Gleichgewicht der Neoklassik, 
die Märkte befinden sich im Gleichgewicht und die Produktionsressourcen 
sind ausgelastet; kurzfristige Ungleichgewichte werden „keynesianisch“ erklärt. 
Keynes’ zentraler Einsatzpunkt geht dabei jedoch verloren. Das Geld und die 
damit verarbeitete Unsicherheit spielen keine konstitutive Rolle mehr. Das hat 
auch weitere Konsequenzen für die Auffassung der kapitalistischen Ökonomie: 
Die besondere Rolle des Vermögensmarkts verschwindet, die Hierarchie der 
Märkte löst sich auf, das Kreditvolumen wird als ein festes Volumen vorausge- 
setzt und ist nun allein vom Sparvolumen abhängig - ganz so wie in der Neo- 
klassik. Für die Beschäftigungspolitik hat dies - verkürzt dargestellt - zwei 
Konsequenzen: Zum einen verändert sich mit dem Zinssatz unmittelbar auch 
das Beschäftigungsvolumen (da abhängig von den Investitionen); zum anderen 
ist es der Zentralbank möglich, durch eine Erhöhung der Geldmenge den Be- 
schäftigungsstand beliebig zu verschieben (Heine/Herr 2000: 469ff.). 


Nur eine Frage der Interpretation? 


Zwar stellte Keynes’ Kritik einen Angriff auf die Fundamente des Mainstreams 
dar, zugleich bot sie aber auch eine Chance, den Erklärungsnotstand der eige- 
nen Theorie zu beseitigen. Für die an Marx orientierte Ökonomiekritik war 
Keynes eine große Herausforderung, die bis heute nicht so recht bewältigt 
wurde. Für die einen war und ist Keynes gefährlich, weil er die Instabilität des 
Kapitalismus anerkannte und als Vertreter der bürgerlichen Klasse für Refor- 
men und staatliche Regulierungen eintrat, um so den Kapitalismus vor den 
selbstzerstörerischen Kräften zu schützen (vgl. z.B. Baumann 1936; Hofmann 
1966: 176ff.). Für moderatere Linke stellt er bis heute die Möglichkeit dar, ra- 
dikale Kapitalismuskritik mit einer sozialreformerischen Perspektive zu ver- 
söhnen und stellt deshalb einen positiven Bezugspunkt dar. 


2 Siehe zur Frage, warum sich der Keynesianismus durchsetzen konnte und schließlich wieder 
in eine Krise geraten ist u.a. Bleaney (1985), Clarke (1988) und Rothschild (1986). 
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Vor dem Hintergrund der dargestellten Entkernung der keynesschen Konzep- 
tion liegt ein „Zurück zu Keynes!“ durchaus nahe. Diese Strategie wurde in 
den unterschiedlichsten Schattierungen auch seit den ersten Keynes- 
Interpretationen verfolgt (vgl. Herr 2001; Priewe 2002). Dieser Option sind je- 
doch Grenzen gesetzt - nicht zuletzt durch Keynes selbst. Zum einen hat er 
keine Theorie aus einem Guss hinterlassen.’ Es lässt sich somit - wie bei Marx 
- nicht einfach ein authentischer Keynes freilegen oder rekonstruieren.’ Key- 
nes-Lektüre ist immer eine Keynes-Interpretation, die eine konsistente Theorie 
konstruieren muss. Zum anderen liegt die Grenze in Keynes beschränkter Ra- 
dikalität. Das ist zunächst nicht politisch, sondern theoretisch gemeint. Key- 
nes dringt nicht zu den gesellschaftlichen Konstitutionsbedingungen des Ge- 
genstands der politischen Ökonomie vor. Ihn trifft damit die diesbezügliche 
Kritik, die Marx bereits für die klassische politische Ökonomie formuliert hat. 


Kritik von Keynes’ politischer Ökonomie 


Die Kategorien, die den Gegenstand der politischen Ökonomie konstituieren, 
greift Keynes nur äußerlich, als scheinbar überhistorische und natürliche Ge- 
gebenheiten auf, statt diese aus spezifischen gesellschaftlichen Verhältnissen zu 
begründen. Denn obwohl Keynes (1936: 179) mit der Klassik (er bezeichnet 
sie als Vorklassik) zumindest darin übereinstimmt, dass der „Grund“ des Werts 
die Arbeit ist (und sich damit von der Neoklassik abgrenzt), stellt er - wie 
Marx es ım Kapital formuliert (MEW 23: 94f.) - nicht die Frage, warum sich 
die warenproduzierende Arbeit in den Formen Geld und Kapital ausdrücken 
muss. Eine Frage, die Marx’ Forschungsprogramm und Perspektive radikal von 
der Klassik unterscheidet (Heinrich 1999: 196ff.). Eine Frage, die es Marx auch 
im Gegensatz zu Keynes möglich macht, die konstitutive Relevanz des Geldes 
für den Kapitalismus nicht nur zu behaupten, sondern zu begründen. 

Marx geht es nicht allein um die Darstellung des Arbeits- und Produktions- 
prozess als Ausbeutungsprozess. Ihm geht es um die die Darstellung der ge- 
sellschaftlich Formen in denen dieser Prozess stattfindet (vgl. MEW 32: 552f.). 
Marx unterscheidet die konkret-stoffliche Dimension des gesellschaftlichen 
Stoffwechsels von der historischen Formbestimmtheit.° Deshalb kann er auch 
zeigen, dass mit der Herrschaft der kapitalistischen Produktionsweise das Geld 
die notwendige Vergesellschaftungsinstanz der privat verausgabten Arbeit wird. 


3 Gerne wird Keynes’ überlieferte Antwort angeführt, in welcher er wohl auf Paul Samuelsons 
Frage, warum er so oft seine Meinung ändere entgegnet: „Wenn meine Informationen sich 
ändern, ändere ich meine Meinung. Was tun Sie, Sir?“ 

4 So bringt bspw. Herbert Schui (2009) einen scheinbar „originären Linkskeynesianismus“ ge- 
gen den Standardkeynesianismus in Stellung, der sich einem dann offenbare, wenn man 
Keynes „richtig verstanden“ habe. 

5 Das hält er bereits in den Grundrissen (MEGA? 11.1.1: 179£.) fest. Vgl. auch MEGA? IL4.1: 
227, MEGA? 11.3.3: 862. 
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Erst durch das Geld werden Privatarbeiten Teil der gesellschaftlichen Gesamt- 
arbeit - diesen Status hatte das Geld nicht in jeder Gesellschaft. Die Dechiff- 
rierung der fetischisierten und verkehrten Ausdrücke des gesellschaftlichen 
Stoffwechsels stellt die eigentliche Radikalität der marzschen Theorie dar. 

Für Keynes hätte Marx wahrscheinlich einiges Lob übrig gehabt. Aber: Gerade 
diejenigen, die Marx mit Lob adelte, kritisierte er scharf und ernsthaft. Für 
weniger intelligente Köpfe - er nannte sie Vulgärökonomen‘ - hatte er meist 
nur Spott und kaum ernsthafte Kritik übrig. Und dennoch: Eine umfassende 
und fundamentale marxsche Kritik an Keynes steht bisher noch aus und kann 
auch hier nur kursorisch bleiben.’ 

Marx monetäre Theorie kritisierte die Trennung von Warenproduktion und 
monetären Phänomenen (Geld) (u.a. MEGA? IL2: 156; MEGA? 113.3: 816; 
MEGA? 115: 43, MEW 13: 31, 36; MEW 23: 107). Eine Kritik, die Keynes zwar 
auch formuliert, die aber dort ihre Grenzen findet, wo Keynes begründen müss- 
te, warum dem so ist. Wie die Klassik dringt auch Keynes nicht zu einer Unter- 
scheidung durch, die für Marx den „Springpunkt“ (MEW 23: 56) seiner Kritik 
darstellt, die Formbestimmung der warenproduzierenden Arbeit als abstrakter 
Arbeit im Unterschied zur konkret-nützlichen, die Unterscheidung von gesell- 
schaftlicher Formbestimmung und stofflicher Gestalt, die sich in Marx’ Kon- 
zeption durch alle drei Bände des Kapitals zieht. Keynes (1936: 33ff., 179) 
streift die Frage nach der Möglichkeit der Homogenität von Arbeit und ihrem 
Maß, kann aber das Problem - wie die Klassik - nicht lösen. Der vollzogene 
Bruch mit der Klassik bleibt damit zumindest ambivalent. 

Dieser Mangel in der Theorie zieht sich durch Keynes’ gesamtes Werkt. So 
kann Keynes nicht erklären, warum die Akteure im Kapitalismus mit Unsi- 
cherheit geplagt sein müssen (Baumann 1936: 398; Heinrich 2001). Dies vor 
allem deshalb, weil ihm verborgen bleibt, dass die kapitalistische Produkti- 
onsweise vor dem Hintergrund des Zwangs zu ständiger Produktivkraftsteige- 
rungen nicht nur die Arbeits- und Produktionsverhältnisse, sondern auch die 
Wertverhältnisse ständig revolutioniert (u.a. MEW 25: 257ff.). Die Vorstellung 
eines Gleichgewichts ist mit Marx schwer denkbar (Heinrich 1999: 311ff.). Die 
Unsicherheit bei Investitionsentscheidungen und Verkauf von Waren (inkl. der 
Arbeitskraft) ist also kein natürlicher Umstand, mit dem man sich eben arran- 
gieren muss - deshalb auch die „scharfsinnige Einrichtung“ (Keynes 1936: 
248) Geld -, sie ist vielmehr in den spezifisch kapitalistischen Verhältnissen 
begründet. Keynes Begriff der Liquiditätsprämie, mit dem er den geldvermittel- 
ten Umgang mit dieser Unsicherheit begreifen und theoretisch operationali- 
sierbar machen will, bleibt infolgedessen mangelhaft begründet. 


6 Zur Problematisierung des Begriff siehe Heinrich (1999: 78ff.). 
7 Eine - teilweise problematische - Ausnahme bilden Krüger et al. (1984). 
8 So manche marzistische Kritik geht in ihrer Fixierung auf die Produktion deshalb oft ins 
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Ähnliches gilt für den Zins. Keynes kann nicht erklären wie es überhaupt 
möglich ist, dass einer bestimmten Summe Geld die Eigenschaft zukommt, 
einen Zins abzuwerfen. Fine Aufgabe, die sich Marx im dritten Band des „Ka- 
pitals“ stellt (MEW 25: 350ff.). Damit reproduziert Keynes in seinen theoreti- 
schen Ausführungen das, was Marx als Naturalisierung sozialer Verhältnisse 
kritisiert. Da Keynes ohne Selbstverständigung über die Voraussetzungen mit 
dem Gesamtprozess der kapitalistischen Produktion beginnt, da wo Marx ei- 
gentlich aufhört, an der „Oberfläche der Gesellschaft“ (MEW 25: 33), bleibt 
dies nicht ohne Auswirkungen auf die theoretische Erfassung des Zusammen- 
hangs der Kategorien. 

Aufgrund der Zentralität des Geldvorschusses sieht Keynes im Kreditverhältnis 
das dominierende ökonomische Verhältnis. Die Produktion beginnt mit ei- 
nem Geldvorschuss, einem aufgenommenen Kredit zu einem bestimmten 
Zinssatz. Dieser zwingt die Kapitalisten zu einer bestimmten Mindestverwer- 
tung ihres Vorschusses. So weit so gut.’ Unklar bleibt aber, warum ein Kapita- 
list überhaupt einen Kredit aufnimmt. Erst der Zweck der Produktion, der 
Profit und der gesellschaftliche Zwang zur Verwertung des Werts bringen die 
Kapitalisten dazu, einen Kredit aufzunehmen. Zum einen, um in der Konkur- 
renz überhaupt bestehen zu können; zum anderen, dem günstigen Fall, um 
gute Profitmöglichkeiten möglichst effektiv ausnutzen zu können. Deshalb 
kann Marx davon sprechen, dass der Kredit immer auch der mächtigste Hebel 
zur Überproduktion sei. 

Die hier skizzierte Kritik zeigt, dass Keynes in dem verhaftet bleibt, was Marx 
als Fetisch und Verkehrung bezeichnet - nicht ohne Folgen. Das lässt sich an- 
hand von drei Beispielen zeigen. 


Fortschrittsglaube und Technizismus: In seinem Vortrag „Die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten unserer Enkelkinder“ malt Keynes ein Zukunftsbild, das gerne 
von links aufgegriffen wird (vgl. Zinn 2009). Das „Ziel der wirtschaftlichen 
Seeligkeit“, so argumentiert Keynes (1930: 126), werde vor allem durch eines 
ermöglicht: Steigerung der Arbeitsproduktivität. Keynes verliert jedoch keinen 
Gedanken daran, warum ausgerechnet dieser Prozess zu diesem Zeitpunkt be- 
gonnen hat. Dass die enormen Innovationen erst durch die kapitalistische 
Produktionsweise freigesetzt, ja erzwungen wurden, der Markt von einer Opti- 
on zu einem Imperativ wurde, wie es Ellen Meiksins Wood (1999) treffend be- 


Leere, wie z.B. Saad-Filhos (2007: 341£.). 

9 Auch Marx konstatierte diesen Gegensatz zwischen zinstragendem Kapital und fungierendem 
Kapitalisten (MEW 25: 392f.). Ebenso deutet er an, dass Kredit, aber auch Formen des fikti- 
ven Kapitals (Aktien) als Ansprüche auf zukünftige Arbeit und Anteile an der Verwertung 
den realen Verwertungsprozess unter Druck setzen können (vgl. MEGA? 11.4.1: 288). In den 
Theorien über den Mehrwert macht Marx deutlich, dass dem Zinsfuß des Kreditsystems eine 
besondere Rolle zukommt, da er dem Einzelkapital als „Fixes, Gegebenes“ gegenübertritt 
(MEW 26.3: 457). 


To be or not to be a Keynesian - ist das die Frage? 613 


zeichnet, bleibt unerwähnt. Die Bedingungen der ständigen Innovation nimmt 
Keynes gar nicht ins Blickfeld. Zum einen die Trennung der ProduzentInnen 
von den Produktionsmitteln und die damit verbundene „Änderung der An- 
eignungsweise der Produktionsmittel“ (Nuss 2006: 166), nämlich den Zweck 
der Produktion, den Profit. Zum anderen der damit freigesetzte Zwang zur 
Entwicklung der Produktivkräfte, um den Profit zu steigern.'' Die von ihm 
durchaus konstatierte Arbeitslosigkeit aufgrund der Produktivkraftsteigerung 
spielt er als „Phase mangelhafter Anpassung“ (Keynes 1930: 120) herunter, 
statt diese als notwendiges Resultat von Innovation mit kapitalistischem Vor- 
zeichen zu thematisieren (vgl. MEW 23: 640ff.; MEW 25: 251ff.). 


Die Notwendigkeit von Konkurrenz und Ungleichheit. Eine zentrale Säule 
bürgerlicher Ökonomietheorie ist das Dogma, dass Privateigentum geschützt 
werden muss, um den Akteuren einen Anreiz zu Arbeit und Innovation zu 
geben. Nur die Existenz von Privateigentum könne wirtschaftliche Entwick- 
lung garantieren, denn nur wer sicher ist, dass er/sie die Früchte der eigenen 
Arbeit auch einstecken kann, hätte überhaupt eine Motivation zu arbeiten 
(kritisch hierzu Nuss 2009: 326ff.). Eine Prämisse, die auch Keynes teilt, ob- 
wohl deutlich sein müsste, dass diese Logik nicht in der Natur des Menschen 
liegt, „sondern weil ihnen die gesellschaftliche Handlungsstruktur, in der sie 
agieren, keine andere Wahl lässt.“ (Nuss 2009: 331£.) 

Ganz in diesem Sinne hält Keynes angesichts seiner Hoffnung in die Entwick- 
lung der Produktivität fest: „Geiz, Wucher und Vorsicht müssen für eine klei- 
ne Weile noch unsere Götter bleiben. Denn nur sie können uns aus dem 
Tunnel der wirtschaftlichen Notwendigkeit ans Tageslicht führen.“ (Keynes 
1930: 136). Zwar hofft er diese menschlichen Triebe eines Tages unter Kon- 
trolle zu bekommen und zu verändern, aber er ist nicht in der Lage, sie als 
Ausdruck spezifischer Verhältnisse zu dechiffrieren. Keynes hat nicht die Ab- 
schaffung des Manchester-Kapitalismus zum Ziel, sondern die Realisierung der 
Bedingungen für das „freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte“ (Keynes 1936: 
320). 


Wissenschaftsgläubigkeit. Bei Keynes erscheint nicht nur Wissenschaft als 
neutrales Terrain, sondern auch der Staat, der den wissenschaftlichen Einsich- 


10 Auch hier hätte Keynes bei Marx einiges lernen können, der gegenüber John Stuart Mill deut- 
lich macht, dass „der Zweck der kapitalistisch verwandten Maschinerie“ keineswegs sei, die „Ta- 
gesmühe irgendeines menschlichen Wesens“ (Mill) zu erleichtern, sondern „Mittel zur Produk- 
tion von Mehrwert“ sei (MEW 23: 391). Im Gegensatz zu Keynes kennt Marx auch die histori- 
schen Voraussetzungen dieser Entwicklung - bspw. die Zerstörung der Gilden und Zünfte (u.a. 
ebd: 778; MEW 42: 405ff.). Marx berichtet auch von Verboten oder noch drastischeren Metho- 
den zur Verhinderung der Steigerung von Arbeitsproduktivität (MEW 23: 451 Fn. 194). 

11 Alvin H. Hansen (1947: 204) macht eine Aufstellung der Passagen, in denen Keynes seinen 
Glauben in die Kräfte des Marktes, individueller Initiative und Verantwortlichkeit zum Aus- 
druck bringt. Auch dies unterstreicht die Ambivalenz des keynesschen Werks. 
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ten Geltung verschaffen soll.” Im Namen einer gesamtwirtschaftlichen Ver- 
nunft und der Wissenschaft verschwinden Interessensunterschiede in einer 
durch Klassen, Konkurrenz und Zwänge strukturierten Gesellschaft (so auch in 
Keynes 1925). Bei den Bedingungen für das „Ziel der wirtschaftlichen Seelig- 
keit“ bagatellisiert er die Herausforderungen, die die kapitalistische Ökonomie 
stellt und bittet darum, diese nicht überzubewerten sondern denen zu überlas- 
sen, die sich damit auskennen: „Sie sollte eine Sache für Spezialisten werden, 
wie Zahnheilkunde. Wenn Ökonomen es fertigbringen würden, dass man sie 
für bescheidene, sachkundige Leute, Zahnärzten vergleichbar, halten würde, 
das wäre großartig!“ (Keynes 1930: 126f.)” Würde es nach Keynes gehen, wä- 
ren Ökonomieärzte für die Wirtschaft verantwortlich. Ihre Tätigkeit würde 
dann wohl darin bestehen, Verständnis für schmerzhafte und beängstigende 
Eingriffe herzustellen. Gramsci hätte an dieser Umschreibung hegemonialer 
Praxis von Intellektuellen seine Freude gehabt. 


Kritik des Keynesianismus 


So weit die Theorie. Das, was als keynesianistische Phase in die Geschichtsbü- 
cher eingegangen ist, hat er nicht erlebt. Keynes ist gegenwärtig jedoch nicht 
deshalb in der Diskussion, weil er einiges zum Verständnis des Kapitalismus 
beiträgt, sondern weil er für viele eine politische Perspektive mit mehr „sozia- 
ler Gerechtigkeit“ verspricht. Eine Perspektive, die als keynesianistischer Wohl- 
fahrtsstaat diskutiert wird und die für viele vor allem deshalb eine Zukunft be- 
sitzt, weil sie bereits eine vermeintlich erfolgreiche Vergangenheit hatte. 

Der keynesianistische Wohlfahrtsstaat konnte sich in einigen Staaten vor dem 
Hintergrund des sog. Fordismus durchsetzen. Über ersten kann nicht ohne letz- 
teren gesprochen werden. Beide hingen nicht nur von spezifischen gesellschaftli- 
chen und politischen Voraussetzungen ab; beide wurden auch als Entwick- 
lungsmodell von links aus unterschiedlichen Perspektiven kritisiert. Die herr- 
schaftskritische Perspektive stellte vor allem die gesellschaftlichen Voraussetzun- 
gen und Effekte heraus. Diese umfasste nicht nur die Kritik der Durchsetzung 
spezifischer Lebensweisen und Konsummuster, sondern auch die Lohnarbeits- 
zentriertheit und das damit verbundene Familienmodell - inklusive asymmetti- 
scher Geschlechterverhältnisse. Da der Keynesianismus auf einen ‚starken’ Staat 
angewiesen ist, sind ihm eine vertiefte Bürokratisierung und eine technokratische 


12 Keynes Haltung zum Staat ist ambivalent. Auf der einen Seite schreibt er ihm sehr viele 
Aufgaben zu, spricht von einem „idealen Staat“ und sieht in dessen Politik den gemeinsa- 
men Willen verkörpert (1936: 318, 318). Seine Hoffnung ist ein „klug geleiteter Kapitalis- 
mus“ (1926: 116). Gleichzeitig sieht sich Keynes als Liberaler in Zeiten von Faschismus und 
Stalinismus dazu genötigt, vor der Gefahr eines „totalen Staates“ (1936: 321) zu warnen. 

13 Deshalb ist Vobruba (1979: 497) nur zuzustimmen, wenn betont, dass der Keynesianismus 
Wirtschaftspolitik auf ein „technisches Problem“ reduziert. Dies sei Folge eines technokrati- 


schen und instrumentellen Gesellschaftsbildes (Vobruba 1983: 129ff.). 
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Politikweise eingeschrieben, die aus staats- und herrschaftstheoretischer Sicht kri- 
tisiert wurde. Aus internationalistischer und ökologischer Perspektive wurden ei- 
nerseits die globalen Abhängigkeits- und Herrschaftsverhältnisse kritisiert, ande- 
rerseits der vor allem auf fossilen Energieträgern und auf Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen beruhende Wachstumspfad. Letzterer ermöglichte in der Vergangen- 
heit einmalige Wachstumsraten und ist mitverantwortlich für die gegenwärtig 
verstärkt wahrgenommene ökologische Krise.'* 

Diese Momente zeigen, dass der Fordismus alles andere als ein ‚goldenes Zeit- 
alter’ war - ein Begriff der immer schon ironisch verwendet wurde." Die kriti- 
sierten gesellschaftlichen Verhältnisse waren immer auch Voraussetzungen, die 
den keynesianistischen Wohlfahrtstaat überhaupt in seiner historischen Form 
ermöglichten. Damit sind aber noch lange nicht alle Voraussetzungen be- 
nannt. Weitere Bedingungen waren nicht nur das stabile Weltgeld (der im 
Bretton Woods System an das Gold gekoppelte US-Dollar) und relativ abge- 
schottete Binnenmärkte mit kaum nennenswerten Kapitalströmen, sondern 
auch die Hegemonie der USA und die alle politischen Verhältnisse überde- 
terminierende Blockkonfrontation. 

Warum der Fordismus in die Krise geriet, kann hier nicht diskutiert werden. 
Sicher ist jedoch, dass die genannten Voraussetzungen entweder weggebrochen 
sind oder sich grundlegend verändert haben. Mit weitreichenden Folgen für 
die Entwicklung des Kapitalismus und für die ökonomische Theorie. Bereits An- 
fang der 1970er konstatiert Joan Robinson (1972) eine zweite Krise der ökono- 
mischen Theorie. Und der französische Versuch eines „Keynesianismus in ei- 
nem Land“ unter Mitterand scheiterte Anfang der 1980er Jahre. Nach dem 
Ende des Systems der festen Wechselkurse, anschwellenden Kapitalströmen 
und der Einbindung in die europäische Integration war es Frankreich nicht 
möglich, als relativ kleines Land ein neokeynesianistisches Programm gegen 
den Sachzwang Weltmarkt durchzusetzen (Hall 1986: 192-226; Herr/Spahn 
1989; Petit 1989: 231-263).'° 

Vor allem die Herstellung fester Wechselkurse und rigide Kapitalverkehrskon- 
trollen - beides Voraussetzungen einer keynesianistischen Politik - sind derzeit 
derart fernliegend, dass sich die Frage aufdrängt, was momentan utopischer ist, 
eine Überwindung der kapitalistischen Verhältnisse oder die Bedingungen für 
ein keynesianistisches Projekt? 


14 Dies wohl auch deshalb, weil sich im Rahmen eines sog. grünen Kapitalismus neue und 
profitable Anlagesphären für das Kapital zu eröffnen scheinen. 

15 Mit einem Augenzwinkern wurde auf das „chryseon genos“ verwiesen, das goldene Zeitalter in der 
griechischen Mythologie, das einen ‚Idealzustand‘ in der Urphase der Menschheit bezeichnet. 

16 Die gegenwärtigen Voraussetzungen für eine keynesianisches Projekt können hier nicht dis- 
kutiert werden. Für bestimmte Länder bestehen durchaus (minimale) Spielräume. Etwa in 
den USA aufgrund der besonderen Stellung des US-Dollars oder in China u.a. dank des ri- 
giden Wechselkurssystems sowie der Rolle in der Weltwirtschaft. 
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Marxistische Synthese 


Neben denjenigen, die Keynes als ‚vollwertige’ Alternative ins Spiel bringen, 
gibt es noch die, die zwar mit Keynes denken, aber Marx nach wie vor im 
Herzen tragen (vgl. z.B. Hickel 2003: 64). Karl Betz (1988) versteht Keynes gar 
als Abschluss des marxschen Projekts. Andere versuchen Keynes dort frucht- 
bar zu machen, wo Marx nichts Brauchbares für eine alternative Wirtschafts- 
politik liefere. Keynes könne Pate für ein konkretes reformerisches Projekt ste- 
hen, das realistische und breiten Bevölkerungsschichten zugängliche Alternati- 
ven biete. Marx ist in einer solchen Perspektive der Garant für radikale Kapita- 
lismuskritik. Im Anschluss an die neoklassische Vereinnahmung von Keynes 
könnte man hier - ironisch gewendet - von einer „marzistischen Synthese“ 
sprechen. Eine Synthese, die aufgrund ihres politischen Anspruchs nicht allein 
an ihrem Umgang mit der bereits angeführten Kritik an Keynes und dem 
Keynesianismus zu messen ist, sondern an weitaus mehr. 

Keynes’ Theorie ist schon länger zur Software der (linken) Sozialdemokratie 
geworden. Kein Wunder: Keynes bot einen Weg, der vielen gefallen musste. 
Die Löhne aber auch die Staatsausgaben stellen in Keynes’ Perspektive nicht 
allein Kostenfaktoren dar, sondern eben auch einen Teil der gesellschaftlichen 
Nachfrage, die das Produktionsvolumen und damit auch den Beschäftigungs- 
stand tangiert. Vor diesem Hintergrund können Lohnabhängige die Verbesse- 
rung ihrer Lebensqualität einfordern, ohne dass ihre Interessen an höheren 
Löhnen oder dem Ausbau öffentlicher Dienstleitungen sofort in einen Wider- 
spruch zum Profitstreben des Kapitals geraten. Eine derart „linke“ Wirt- 
schaftspolitik kann für sich in Anspruch nehmen, nicht nur die Interessen ei- 
ner Klasse, sondern das Allgemeinwohl zu verfolgen. Allerdings findet sie ihre 
Grenze dort, wo etwa die Lohnsteigerungen zu inflationären Entwicklungen 
führen. Werden die Interessen der Lohnabhängigen vor allem als Teil der fürs 
Kapital wichtigen gesellschaftlichen Nachfrage behandelt, dann findet die 
Durchsetzung dieser Interessen genau dort ihre Grenze, wo diese für das Kapi- 
tal positive Rolle nicht mehr gegeben ist. Mit Keynes kann man in politischen 
Auseinandersetzungen gerade so lange etwas bewegen, wie es nicht um die 
Überwindung kapitalistischer Verhältnisse geht. 


Reform oder Transformation der Verhältnisse? 


Keynes war politisch nicht radikaler als seine Theorie. Er bleibt theoretisch 
und politisch dort stehen, wo er die fetischisierten Formen der kapitalistischen 
Warenproduktion selbst hätte zum Gegenstand der Kritik machen müssen.'” 
Allerdings wollte er den Kapitalismus auch nicht überwinden. Keynes (1936: 


17 Frieder ©. Wolf (2007: 163) hält zurecht fest, dass die Festlegung von Grenzen der keyness- 
chen Theorie nicht notwendigerweise eine Kritik impliziere. 


To be or not to be a Keynesian - ist das die Frage? 617 


317, 319) Perspektive ist ein „sanfter Tod des Rentners“, d.h. das Ende der 
Möglichkeit hoher Zinseinkommen bei gleichzeitig „umfassender Verstaatli- 
chung der Investitionen“ und - wenn man das so sagen kann - einem Mehr- 
wert, der gegen Null geht.'° Allerdings bei gleichzeitiger Beibehaltung von Pri- 
vateigentum, Märkten, Anreizstrukturen (durch Konkurrenz und Ungleich- 
heit), Unternehmertum und des Zwangs, die Arbeitskraft als Ware zu verkau- 
fen - wenn auch unter verbesserten Bedingungen (u.a. einer radikalen Arbeits- 
zeitverkürzung).'” Eine radikale, an Marx orientierte Kapitalismuskritik, die 
zugleich eine keynesianistische Perspektive formulieren will, muss hier schon 
größere Widersprüche lösen. 

Eine reformerische Perspektive ist genötigt, herrschende Diskurse, herrschende 
institutionelle Formen und politische und ökonomische Verfahrensweisen 
grundsätzlich anzuerkennen, um politische Vorhaben möglichst umfassend re- 
alisieren zu können. Sie muss im Namen des Allgemeinwohls sprechen, das 
die Widersprüche der Klassengesellschaft gerade entnennt und die vorhande- 
nen politischen Formen der Konfliktaustragung und die darin eingeschriebe- 
nen Machtverhältnisse anerkennen. Das bedeutet zugleich, die institutionellen 
Arrangements, politischen Strukturen und ökonomischen Formen, die den ge- 
sellschaftlichen Widersprüchen eine Bewegungsform geben, zu reproduzieren. 
Während einer radikalen Kapitalismuskritik vorgehalten wird, keine positive, 
realitätstaugliche Perspektive zu formulieren, ließe sich gegenüber denjenigen, 
die mit Marx im Herzen keynesianistische Reformpolitik betreiben wollen, die 
Frage stellen, wie ein Ausweg bei gleichzeitiger Anerkennung des gesellschaftli- 
chen und ökonomischen Rahmens überhaupt formuliert werden kann? Wie 
soll der Kapitalismus krisenfreier, erträglicher, gerechter und gleichzeitig über- 
wunden werden? 

Mit dem marxschen Formbegriff kann im Anschluss an Nicos Poulantzas eine 
analytische Unterscheidung nutzbar gemacht werden, die den Widerspruch 
zumindest theoretisch verhandelbar macht. Eine Voraussetzung um in der po- 
litischen Praxis mit den vielen Schwierigkeiten, Widersprüchen und Fallstri- 
cken überhaupt umgehen zu können. Poulantzas unterscheidet drei Formen 
von Kämpfen, die er zwar auf den Staat bezieht, die aber zugleich umfassen- 
der, d.h. in Bezug auf die Formen des Kapitalverhältnisses diskutiert werden 
können (Gallas 2006). Erstens Kämpfe innerhalb des Staats (Poulantzas 1977: 
215). Darunter fallen bspw. gesetzliche Regelungen der Arbeitszeit und sozial- 
staatlicher Transferleistungen. Auf dem Terrain des Staates findet in den unter- 
schiedlichsten Gremien (Parlament, Ausschüsse etc.) ein Gerangel zwischen 


18 An einer Stelle spricht Keynes (1936: 185) von einem „quasi-statischen Gemeinwesen“. 

19 Man könnte hier Marx' Proudhon-Kritik paraphrasieren: Keynes will die kapitalistische Pro- 
duktionsweise beibehalten, jedoch ohne die ärgerlichen Beilagen und den Zwang zu Profit. 
Ganz so, als wolle Keynes einen Katholizismus mit Himmelreich - ohne Beichte, Absolution 
und Fegefeuer (vgl. MEW 23: 82 Fn. 24, 102 Fn. 40; MEW 13: 66ff.). 
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sogenannten Experten, Lobbygruppen, Interessenverbänden und politischen 
(Partei)Projekten statt. Beschlossene und durchzusetzende Regulierungen sind 
jedoch nicht Resultat vernünftiger parlamentarischer Politik oder kluger Kom- 
promisse. Vielmehr verweisen sie auf eine zweite Form von Kämpfen: Die 
Kämpfe auf Distanz zum Staat (Poulantzas 1977: 227). Diese setzen den Staat 
voraus, sind also durch ihn als Herrschaftsapparat und seinen Machteffekten 
selbst bedingt, wirken aber zugleich auf ihn ein. Hierzu können betriebliche 
Kämpfe ebenso zählen wie außerparlamentarische Kämpfe gegen sozialpoliti- 
sche Zumutungen. Aber auch Kämpfe, die überhaupt bestimmte Bereiche zum 
Politikum machen, d.h. der privaten Sphäre entreißen (Frauenbewegung). Drit- 
tens gibt es aber auch Kämpfe um die Staatsform selbst (Poulantzas 1977: 
287) wie im Falle der Revolten in Frankreich 1968 oder der Nelkenrevolution 
in Portugal. Will man an einer grundlegenden Veränderung gesellschaftlicher 
Verhältnisse festhalten, müssen sich die Kämpfe vor allem dieses Ziel orientie- 
ren, d.h. an den Formen Staat und Kapital.” 

In der politischen Praxis ist alles viel verwickelter und eine analytische Unter- 
scheidung kaum möglich. Zumal der Ausgang sozialer Kämpfe immer unge- 
wiss ist. Auf eine radikale Veränderung angelegte Kämpfe und Bewegungen 
können eine Modernisierung des Kapitalismus zur Folge haben; reformistische 
Anliegen und Vorhaben können hingegen unerwartet breite Massen radikali- 
sieren und in Bewegung setzen. Aber gerade deshalb sind theoretische und a- 
nalytische Anstrengungen von Nöten. 

Eine radikale Kapitalismuskritik bedeutet nicht, reformerische Möglichkeiten 
innerhalb des Kapitalismus zu verleugnen. Auch Marx war kein Gegner von 
Reformen oder Verbesserungen proletarischer Lebensbedingungen. Mehr noch: 
Mit der marxschen Theorie kann man zeigen, wie und wo der Kapitalismus 
Spielräume aufweist, ohne als Kapitalismus aufzuhören. Marx führt diese Per- 
spektive bspw. beim Kampf um den Normalarbeitstag aus (MEW 23: 294ff., 
vgl. Gallas 2006: 111ff.).' Was als ‚normaler’ Arbeitstag in einer Gesellschaft 
gilt, ist ein Resultat von Kämpfen. Marx zeigt aber auch, dass steigende Löhne 
mit steigender Ausbeutung zusammen fallen können. Ein Kampf um kürzere 
Arbeitszeiten und höhere Löhne mögen also noch so politisch richtig und 
wünschenswert sein: den Kapitalismus heben sie nicht aus den Angeln. Bei al- 


20 Ohne die Unterscheidung von Poulantzas explizit aufzunehmen diskutieren Elmar Altvater und 
Raul Zelik eine derartige Gemengelage anhand von Beispielen (Zelik/Altvater 2009: 161ff.). 

21 Mit einer staatlichen Sanktionierung verändern sich auch die Bedingungen der gesellschaftli- 
chen Kämpfe. Das zeigte sich bspw. in den USA in Folge der Weltwirtschaftskrise von 1929. 
Durch den National Recovery Act von 1933 wurde den ArbeiterInnen formal erlaubt, Kol- 
lektivverhandlungen mit dem Kapital zu führen und ermutigte diese, vielen Unternehmen 
mit einer Welle von Streiks zu überziehen und sich zu organisieren. Erst diese ermöglichten 
die Durchsetzung des Arbeitsgesetzes von 1934, das Roosevelt zunächst ablehnte (Brecher 
1972: 131ff.; Roth 2009: 325f.). 
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len Spielräumen geht es immer auch darum, die Grenzen benennen zu kön- 
nen und sich ihnen in politischen Auseinandersetzungen bewusst zu sein. 

Das klingt etwas schematisch. Das Grundproblem der gegenwärtigen Debatte 
über Keynesianismus und Antikapitalismus ist jedoch, dass viele, die Hoff- 
nungen auf einen neuen Keynesianismus hegen, die Formen miteinander ver- 
söhnen wollen und nicht einmal bereit sind, sie zumindest analytisch zu tren- 
nen sowie die Voraussetzungen und Grenzen eines radıkalen Reformprojekts 
zu benennen. Es ist etwas anderes, höhere Löhne zu fordern, als das Ende ei- 
ner Gesellschaft, die auf Lohnarbeit und Kapitalverwertung basiert (vgl. MEW 
16: 152, auch Luxemburg 1899: 428). 

Auch ein gern angeführtes Argument hilft nicht weiter: Es sei zynisch, so 
bspw. Elmar Altvater, sich drängenden reformerischen Perspektiven zu verwei- 
gern. Gleichzeitig müsse man an einer den Kapitalismus überwindenden Per- 
spektive festhalten (Zelik/Altvater 2009: 65). Hier stellt sich aber die Frage, 
wie dieses „Festhalten“ aussehen könnte. Nicht allein die geschichtliche Erfah- 
rung zeigt, dass dies alles andere als ein selbstverständliches Unterfangen ist, 
vor allem dann nicht, wenn man sich in die Institutionen begibt und mit re- 
formerischen Projekten darin umkommt. Als gesellschaftliche Option bleibt 
das Ziel nur dann erhalten, wenn es weiterhin radikale soziale Bewegungen 
und gesellschaftliche Kämpfe gibt sowie organisierte Formen theoretischer und 
politischer Reflexion - zwei starke Voraussetzungen, die nicht einfach vom 
Himmel fallen, sondern organisiert werden müssen. Organisiert werden müssen 
aber auch die konkreten Reformprojekte selbst, die, obwohl im Namen des All- 
gemeinwohls angestoßen, immer ın Klassenauseinandersetzungen und gegen exis- 
tierenden Macht- und Hertschaftsverhältnisse realisiert werden müssen. 
LinkskeynesianerInnen sind jedoch bereits bei Lohnkämpfen einem Dilemma 
ausgesetzt. Lohnerhöhungen sind nämlich aus deren Sicht aus einer gesamt- 
wirtschaftlichen Perspektive nur dann zu verantworten, wenn sie sich am Pro- 
duktivitätsfortschritt orientieren - alles andere wirkt inflationär (Flass- 
beck/Spiecker 2007; Heine/Herr 2000: 503ff.; Herr 2002: 533f.). Lohnsteige- 
rungen könnten an der Verteilung zwischen Kapital und Arbeit nichts ändern. 
Umgekehrt können zu hohe Löhne dazu führen, dass Investitionsdynamik 
und damit die wirtschaftliche Entwicklung nachlässt. Deshalb wird von dieser 
Seite schon bald im Namen einer gesamtwirtschaftlichen Verantwortung zu 
Lohnzurückhaltung angehalten werden (Vobruba 1983: 139ff.).? Auch deshalb 
konnte Christoph Deutschmann (1973: 136) bereits vor Jahrzehnten formulie- 
ren: „Gerade der scheinbare Radikalismus der kritischen Richtung des linken 
Keynesianismus hat den ‚linken’ Tendenzen in der Sozialdemokratie häufig als 
Alibi vor einer klaren Entscheidung für eine Politik konsequenter gewerk- 
schaftlicher Interessensvertretung gedient.“ 


22 Ähnliches gilt für die Staatsverschuldung, vgl. hierzu Stützle (2008). 
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Aber neben dieser theoretischen Frage, stellt sich, wie bereits angedeutet, die 
Frage der realen Durchsetzung von Reformprojekten. Stellen wir uns ein sol- 
chen - im besten Sinne! - radikalreformistisches Projekt vor, um diese Frage 
zumindest kursorisch diskutieren zu können. Zum einen müsste es eine Aus- 
weitung der öffentlichen Güter geben. Im keynesianischen Wohlfahrtsstaat war 
die Energieversorgung, Telekommunikation, Wasser und Nah- und Fernver- 
kehr nicht gratis, jedoch unter staatlicher Kontrolle. Fin radikales Reformpro- 
jekt müsste darüber hinausgehen. Nicht nur was die Form der Organisierung 
betrifft (nicht-staatlich), sondern Gesundheit, Wohnen, Pflege und mehr müss- 
te ebenso als öffentliches Gut garantiert werden. Nur so besteht überhaupt die 
Möglichkeit, dass gesamtgesellschaftlich eine andere ökonomische Logik etab- 
liert wird - das, was ja das Ziel sein sollte. Eine Logik, die sich nicht am Pro- 
fit, sondern an den Bedürfnissen orientiert.” Gleichzeitig stellt sich die Frage, 
wie ın Felder interveniert werden kann, auf denen die KonsumentInnen recht 
schwach sind. So zum Beispiel bei Gesundheit und Wohnen. Hier wäre es 
möglich durch Preisobergrenzen und Positivliste im Pharmabereich, Preiskon- 
trollen in der Energiewirtschaft sowie bei den Mieten staatlich einzugreifen.” 

Wird aber in den angesprochenen Bereichen die Befriedigung von Bedürfnis- 
sen als politisches Ziel markiert, so stellt sich unmittelbar die Frage nach der 
Finanzierung.” Wer soll das wie bezahlen? Hier soll nicht die übliche neolibe- 
ral-konservative Kritik reproduziert werden, dass das alles nicht finanzierbar 
ist. Das ist nicht der springende Punkt. Vielmehr geht es darum, dass ein radi- 
kal-reformistisches Projekt nicht nur theoretisch plausibel und politisch attrak- 
tiv sein muss, sondern es muss auch gesellschaftlich durchgesetzt werden. Dies 
bedeutet u.a. einen Eingriff in die Eigentumsordnung (nicht nur in Form von 
Steuern), soziale Konflikte mit Kapitalfraktionen, den besitzenden Klassen und 
Interessensverbänden.* Konflikte, die nicht einfach durch bessere Argumente 
gelöst werden können. Es sind Interessenskonflikte, die zu einer Hegemonie- 
krise und schließlich zu einer politischen und sogar Staatskrisen führen kön- 


23 Seit einigen Jahren wird ähnliches u.a. auf www.links-netz.de als Sozialpolitik als Infrastruk- 
tur diskutiert. Linkskeynesianische Vorschläge sind bisher sehr viel verhaltener und formulie- 
ren eher die Vision eines „guten Kapitalismus" und fallen damit teilweise hinter Keynes Ra- 
dikalität zurück (Burmeister/von Treeck 2009; Dullien/Herr/Kellermann 2009). 

24 Als Vergesellschaftung der Kauf- und Verkaufsakte und des Preisbildungsprozesses diskutiert 
Elson (1990) eine sozialistische Reformstrategie. 

25 Das gilt unabhängig davon, dass es ohne soziale Kämpfe sowieso unrealistisch ist und eine 
derartige Perspektive parteipolitisch z.Z. sowieso kaum diskutiert wird. 

26 Deshalb ist Deutschmanns (2003) zentrale Kritik auch, dass Keynes die Widerständigkeit der 
Geldvermögensbesitzer falsch eingeschätzt habe. Wie schwer durchsetzbar bereits eine be- 
zahlbare Gesundheitsversicherung sein kann, musste in den USA gerade Barack Obama er- 
fahren (Scharenberg 2009). Marx hätte wohl kommentiert: „Was könnte die kapitalistische 
Produktionsweise besser charakterisieren als die Notwendigkeit, ihr durch Zwangsgesetz von 
Staats wegen die einfachsten Reinlichkeits- und Gesundheitsvorrichtungen aufzuherrschen!“ 
(MEW 23: 505) 
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nen, ja müssen, da ein „bestehender Modus der politischen Herrschaft“ 
(Sablowski 2006: 260) in Frage gestellt wird (vgl. Agnoli 1984). Und das könn- 
te ungemütlich werden. Dieser Punkt ist keine Marginalie und sollte auch 
nicht leichtfertig verhandelt werden. Schließlich besteht die Herausforderung 
darin, einen emanzipatorischen Prozess in Gang zu setzen, der nicht in einer 
Barbarisierung oder neuen Formen von Herrschaft münden darf. Gleichzeitig 
gilt jedoch, dass diese Herausforderung weder theoretisch noch politisch zu 
den Akten gelegt werden kann, nur weil sich der Kapitalismus als eine harte 
Nuss erwiesen hat. 
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Dieter Boris, Stefan Schmalz 


Eine Krise des Übergangs: 
Machtverschiebungen in der Weltwirtschaft 


1. Lula in Beijing 


Am 20. Mai 2009 verkündete der brasilianische Präsident Luiz Inacio „Lula“ 
da Silva nach einem Treffen mit dem chinesischen Staatsoberhaupt Hu Jintao 
in Beijing die Absicht, dass der gemeinsame Außenhandel nicht mehr in US- 
Dollar, sondern in naher Zukunft in den Landeswährungen der beiden Staaten 
abgewickelt werden soll (China Daily 20.5.09). Diese Erklärung bildete den 
vorläufigen Höhepunkt einer strategischen Partnerschaft, die seit dem ersten 
Besuch Lulas im Jahr 2004 in China besteht. Heute existieren bereits u.a. ge- 
meinsame sektorale Handelsabkommen, eine Kooperation im Hochtechnolo- 
giebereich, etwa beim Bau des Satelliten CBERS 2-B, und ein Kreditprogramm 
von 10 Mrd. US$ zur gemeinsamen Exploration der Erdölvorkommen vor der 
brasilianischen Küste. Der bilaterale Handel hat sich alleine im Zeitraum von 
2002 bis 2007 versechsfacht und im April 2009 löste China sogar die USA als 
den größten Außenhandelspartner Brasiliens ab (Le Monde 9.5.2009). Das 
Treffen der Staatschefs fand so zu einem historischen Zeitpunkt statt: Die 
USA hatten diese Position seit 1930 inne, als sie Großbritannien von diesem 
Rang verdrängt hatten. 

Doch für die chinesische Regierung war der Vortag des Gipfels von noch grö- 
ßerer Bedeutung. Am 18. Mai hatte sie die Konvertibilität ihrer Währung Yu- 
an eingeführt und somit auch die Entscheidung getroffen, diese verstärkt als 
außenpolitisches Instrument einzusetzen und Shanghai zu einem globalen Fi- 
nanzzentrum auszubauen. Es handelte sich um einen weiteren Schritt in Rich- 
tung einer aktiven Außenfinanzpolitik. In den vergangenen Jahren hatte sich 
China bereits auf dem afrikanischen Kontinent als neue Gläubigernation etab- 
liert (Campbell 2008: 100). Im Rahmen der Weltwirtschaftskrise begann die 
Volksrepublik, diese Rolle nun auch in anderen Weltregionen wahrzunehmen. 
Ab dem dritten Quartal 2008 nutzte das Land seine gewaltigen Devisenreser- 
ven, um Kredite über 650 Mrd. Yuan (ca. 95 Mrd. US$) an verschiedene Län- 
der mit Zahlungsengpässen, etwa Argentinien, Indonesien, Südkorea, Hong- 
kong, Malaysia und Weißrussland, zu vergeben. Außerdem formulierte der 
chinesische Zentralbankvorsitzende Zhou Xiaochuan ein eigenes Konzept für 
ein Weltwährungssystem, das an eine gemeinsame Rohstoff-Reservewährung 
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gekoppelt werden soll, was in den USA und Europa meist mit Verwunderung 
kommentiert wurde (FAZ 28.03.2009). 

Die Geschehnisse deuten auf einen tiefen Wandel der Weltwirtschaft hin, in 
dem die Finanzkrise eine besondere Rolle einnimmt. Sie wirkt zum einen als 
Katalysator für globale Machtverschiebungen. Die BRIC-Staaten - allen voran 
China - klagen ihr Mitspracherecht in Institutionen wie dem IWF und der 
G20 ein und bauen eigene Foren auf. Auch der US-Dollar könnte als globale 
Reservewährung geschwächt werden. Zum anderen ist die Krise ein Ausdruck 
von langfristigen Widersprüchen, die sich im Rahmen des „Global Shift“ (Di- 
cken 2007) aufgebaut haben. Gerade die Symbiose der Akkumulations- und 
Konsumtionsmodi zwischen den USA und China - die USA als verschuldeter 
„consumer of last resort“ auf der einen und China als Werkbank der Welt auf 
der anderen Seite - verzögerte zwar zunächst den Ausbruch der Krise, trug 
aber schließlich paradoxerweise zu deren Vertiefung bei. 

Im Folgenden wird die räumliche Dimension der Weltwirtschaftskrise unter- 
sucht. Zunächst wird diese als „Switching Crisis“, d.h. als Übergang von einer 
räumlichen Konfiguration der Kapitalakkumulation zu einer neuen Ordnung in- 
terpretiert. Danach werden die langfristigen Machtverschiebungen in der Welt- 
wirtschaft und der Aufbau von globalen Ungleichgewichten genauer unter die 
Lupe genommen. Schließlich werden regionale Verarbeitungsstrategien der Krise 
und damit Ansätze einer wirtschaftlichen und politischen Emanzipation ver- 
schiedener Weltregionen vom Westen - vor allem Ostasiens, Indiens und Süd- 
amerikas analysiert. Abschließend wird die These vertreten, dass die Phase des 
Übergangs mit einer neuen globalen Kartografie der Macht einhergehen könnte, 
wobei verschiedene Szenarien des Umbruchs diskutiert werden. 


2. Theoretische Annäherung 


David Harvey (2009) hat darauf aufmerksam gemacht, dass die übliche Inter- 
pretation der Krise als ein Zusammenbruch des Finanzmarktkapitalismus zu 
kurz greift. Denn mit ihr ist eine weitere Dimension verbunden, die nicht auf 
den ersten Blick ersichtlich ist. Bei der Krise handelt es sich auch um die Krise 
einer spezifischen räumlichen Anordnung der globalen Kapitalakkumulation. 
Das „Gravitationszentrum der kapitalistischen Entwicklung“ verschiebt sich 
seit den 1960er Jahren langsam nach Asien und hat so „den lang anhaltenden 
Sog von Reichtum vom Osten, Südosten und Süden Asiens nach Europa und 
Nordamerika umgekehrt, den es seit dem 18. Jahrhundert gab.“ (ebd.: 3) Sol- 
che Verschiebungen, etwa von Großbritannien zu den USA, hat es jedoch in 
der Geschichte des Kapitalismus immer wieder gegeben. 

Harvey führt hier einen Gedanken von Giovanni Arrighi (1982: 71£.) weiter. 
Dieser hat herausgearbeitet, dass sich die großen Krisen der Kapitalakkumula- 
tion historisch meist auch als (Finanz-)Krisen einer spezifischen Struktur des 
Weltmarkts äußern, die von einer Hegemonialmacht besonders geprägt wird 
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(Arrıghi 2000). Hegemonialmächte nehmen demnach die Funktion wahr, ma- 
terielle, administrative und militärische Kapazitäten zu bündeln und ein An- 
gebot von globalen Governance-Kapazitäten zur Verfügung zu stellen (Arrig- 
hi/Silver 1999a: 26ff). Sie beheimaten die Kommandohöhen der weltweiten 
Kapitalakkumulation und meist große militärische Macht. Historisch verlager- 
te sich diese Funktion schrittweise von den Stadtstaaten auf Nationen bis hin 
zu Kontinentalwirtschaften, d.h. von Genua und Spanien über die Niederlan- 
de auf Großbritannien und schließlich auf die USA. Die stetige Expansion des 
kapitalistischen Weltsystems war in immer mächtigere Blöcke von Regierungs- 
und Unternehmensorganisationen, immer größere und komplexere „spatial fi- 
xes“ (Harvey 2003: 109) eingelassen. 

Ein erstes Krisenmoment dieser Konfigurationen, so Arrighis These, drückt 
sich meist in einer enormen Expansion des Finanzsektors aus, in dem aggres- 
siv um liquides Kapital konkurriert wird und durch die die Hegemonialmacht 
kurzfristig neue Machtressourcen im Finanzsektor anhäufen kann. Diese 
Konstellation zieht jedoch langfristig dem Hegemonialstaat den Boden unter 
den Füßen weg. Die Aufblähung des Finanzsektors und die Vernachlässigung 
der Industrie in einer Region gehen mit der Entstehung neuer produktiven 
Zentren in anderen Regionen einher bis die Struktur des Weltmarkts schließ- 
lich in einer gewaltigen Wirtschaftskrise zerbricht. Schumpeters (2005: 139) 
Beobachtung, dass durch Innovationen alte Strukturen zerstört werden und 
neuen weichen, dass sich eine „schöpferische Zerstörung“ vollzieht, lässt sich 
auf den Weltmarkt übertragen. Durch eine „switching crisis“ (Harvey 1999: 
428) wird eine alte räumliche Konfiguration der Kapitalakkumulation durch 
eine neue ersetzt. Ein solcher Umbruch spiegelt sich jedoch oft ungleichmäßig 
auf der institutionellen Ebene sowie in der Verfügungsgewalt über verschiede- 
ne Machtressourcen wider. Selbst wenn in der heutigen Konstellation von ei- 
ner Erosion des imperialen Blocks von Regierungs- und Unternehmensorgani- 
sationen unter US-amerikanischen Führung ausgegangen werden kann, die 
durch die Finanz- und Wirtschaftskrise massiv beschleunigt wurde, verfügen 
die USA z.B. weiterhin über die militärische Vorherrschaft, sodass sich eine 
globale Zweiteilung zwischen den USA und Ostasien von militärischer und fi- 
nanzieller Macht abzeichnet (Arrighi et al. 1999: 95f). Auch wirken die Rolle 
des US-Dollars und zentrale Global Governance-Institutionen, etwa IWF oder 
Weltbank, sowie technische Standards, die seit dem Zweiten Weltkrieg ins Le- 
ben gerufen wurden, dahingehend, dass sie durch günstige Spielregeln die US- 
amerikanische Macht verfestigen und diffundieren (Panitch/Gindin 2008: 
37ff). Doch auch frühere hegemoniale Transitionen zeichneten sich durch 
graduelle Veränderungen aus: Der US-Dollar ersetzte das englische Pfund als 
Weltwährung erst rund 50 Jahre nachdem die Wirtschaftsleistung der USA je- 
ne von Großbritannien überholt hatte (Arrighi 2008: 256f.). 
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3. Machtverschiebungen in der Weltwirtschaft 


Auch die heutige Verschiebung der weltwirtschaftlichen Kräfteverhältnisse erfolg- 
te seit dem Zweiten Weltkrieg meist kontinuierlich-graduell. Markante Wende- 
punkte waren von krisenhaften Einschnitten begleitet, die jeweils einzelne Län- 
dergruppen besonders betrafen. 

Die USA hatten nach dem Zweiten Weltkrieg die Grundzüge einer neuen Welt- 
ordnung geschaffen, die sich auf finanzieller Ebene durch das feste Wechselkurs- 
system von Bretton Woods auszeichnete und die zum „Goldenen Zeitalter“ des 
fordistischen Kapitalismus beitrug (Arrighi 2000: 372, Marglin/Schor 1991). In- 
nerhalb des Fordismus ereignete sich eine erste Phase von Machtverschiebungen. 
Zum einen erholten sich die übrigen Zentrumsstaaten schnell von den Kriegsfol- 
gen und wuchsen wesentlich rascher als die USA (Maddison 2006: 187, 217). 
Zum anderen hatte sich durch die Dekolonisierung der politische Einfluss der 
Peripherie erhöht, was die US-Hegemonie zusätzlich einschränkte. Schließlich ge- 
riet das Bretton Woods-System ins Wanken. Die hohen Kosten des Vietnam- 
kriegs und die geschwächte Außenhandelsposition der USA untergruben die 
Aufrechterhaltung der Umtauschgarantie von Gold in US-Dollar. Da die europä- 
ische Kapitalistenklasse die politische Vorrangstellung der USA nicht mehr un- 
eingeschränkt akzeptieren wollte, war das Abrücken der USA vom Bretton 
Woods-System mit dem Übergang zu flexiblen Wechselkursen verbunden. Letz- 
teres legte zusammen mit dem Ölpreisschock 1973/74 die Grundlage für eine 
erneute Expansion der Finanzmärkte. 

Der US-amerikanische Machtblock konnte paradoxerweise diese „Signalkrise“ 
(Arrighi et al. 1999: 88) der eigenen Hegemonie nutzen, um seine Machtbasis in 
der Weltwirtschaft zu reorganisieren. Die US-amerikanische Regierung begann, 
die Weltgeldrolle des US-Dollars und die hohe Bedeutung des Finanzplatzes 
Wall Street politisch auszuspielen. Das „Dollar Wall-Street-Regime“ (Gowan 
1999) ermöglichte, weltwirtschaftliche Prozesse über Instrumente wie die Leitzin- 
sen zu steuern und auszunutzen. So war die Schuldenkrise 1982 u.a. auch eine 
direkte Folge der Hochzinspolitik des US-Notenbankchefs Paul Volcker (1979- 
1987). Sie warf die lateinamerikanischen und afrikanischen Staaten in den kom- 
menden zwei Jahrzehnten in tiefe Krisen. Die US-Ökonomie wuchs gleichzeitig 
geringfügig rascher als die Weltwirtschaft (Dicken 2007: 41). 

Dennoch war die Periode von einer zweiten Phase weltwirtschaftlicher Machtver- 
schiebungen gekennzeichnet. Die „Neue Internationale Arbeitsteilung“, die sich 
bereits in den 1960er Jahren abgezeichnet hatte, ging mit einer beträchtlichen 
Verlagerung der industriellen Wertschöpfung in die Semiperipherie einher. Vor 
allem Ostasien profitierte vom Marktzugang für Exporte in die USA. Der In- 
dustriesektor der ersten Generation von Tigerstaaten (Hongkong, Südkorea, Sin- 
gapur und Taiwan) expandierte zeitweilig mit zweistelligen Wachstumsraten 
(ebd.: 44). Es folgte eine zweite Tigergeneration, insbesondere Indonesien, Ma- 
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laysia und Thailand. Doch gerade die chinesische Volkswirtschaft wuchs seit ih- 
rer Außenöffnung im Jahr 1978 mit stürmischen 9,8% jährlich. So setzte sich der 
rasante Aufstieg Ostasiens fort, nachdem sich die Wachstumsdynamik in Japan 
in den späten 1980er Jahren erschöpft hatte. Zusätzlich hatten verschiedene 
OPEC-Staaten wie Kuwait, Saudi-Arabien oder Dubai von den höheren Erdöl- 
preisen profitiert und wurden zu Nettokapitalexporteuren, sodass sich die Peri- 
pherie und die Semiperipherie immer stärker diversifizierten. 

Eine dritte Phase der Kräfteverschiebungen setzte schließlich nach den Fi- 
nanzkrisen in Ostasien und Lateinamerika 1997-1999 und 2001-2002 ein. Die- 
se ist seit der Jahrtausendwende an verschiedenen Indikatoren - wie z.B. dem 
Anteil am weltweiten BIP, an der Weltindustrieproduktion, den Direktinvesti- 
tionen oder der Zunahme des Außenhandelsvolumens - abzulesen. In diesem 
Zeitraum lässt sich in den Entwicklungsländern ein stürmisches BIP-Wachstum 
von 6,6% beobachten, das das der Industrieländer von 2,5% weit übersteigt 
(Goldberg 2007: 8ff). Zur Gruppe der rasch expandierenden Ökonomien war 
auch der IT-Standort Indien gestoßen, der seit einem Jahrzehnt um jährlich 7% 
gewachsen war. Bis zur Krise konnten auch Rohstoffexporteure, etwa Russland 
oder das subsaharische Afrika, vom Ressourcenhunger Asiens profitieren. 

Als Ergebnis der Umbrüche seit dem Zweiten Weltkrieg kann vor allem der 
Aufstieg der Region Ostasien und rund eines Dutzends bedeutender Staaten 
der Semiperipherie festgehalten werden. Alleine zwischen 1980 und 2007 sank 
der Anteil der G7 an der Weltproduktion von 55,1% auf 39,5%, während der 
Anteil Asiens mittlerweile 28% beträgt (ebd.). Neben den ostasiatischen Tiger- 
staaten der ersten Generation haben sich vor allem die BRIC-Länder (Brasilien, 
Russland, Indien und China) und die OPEC-Staaten (Kaufmann 2008: 33ff), 
aber auch Länder wie Indonesien, Mexiko, Argentinien und Vietnam als feste 
Größen in der Weltwirtschaft etabliert. Diese Staaten sind zum einen durch 
große Bevölkerungen und/oder durch besondere Ressourcenvorkommen aus- 
gezeichnet und haben eine kohärente Entwicklungsstrategie durchgesetzt (vgl. 
z.B. Kohli 2004)." Der wirtschaftliche Machtgewinn einiger Länder der Semi- 
peripherie betrifft jedoch eine große Zahl peripherer Staaten kaum. Ihre wirt- 
schaftlichen und sozialen Indikatoren stagnieren oder gehen zurück. Insofern 
findet die Verschiebung der Machtverhältnisse vor allem auf dem oberen und 
mittleren Stockwerk der Weltwirtschaft statt. 

Außerdem bedarf es einer weiteren Spezifizierung. Die für die Ökonomie ins- 
gesamt relevanten Veränderungen von Anteilen am weltweiten BIP verlaufen 
zwischen Produktion, Handel, Investitionen, aber auch Finanzen, technischem 
Fortschritt oder Militärausgaben nicht parallel. Die Entwicklung der Anzahl 
der Patente oder der Ausgaben für Forschung und Entwicklung kann z.B. kei- 


1 Länder wie Nigeria oder Pakistan zählen daher trotz großer Bevölkerungen und Rohstoffres- 
sourcen nicht zu dieser Gruppe aufholender semiperipherer Staaten. 
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nerlei Verbindung zur Wachstumsrate der Militärausgaben aufweisen. So ha- 
ben sich trotz relevanter Verschiebungen auf der Ebene der Produktion zwi- 
schen dem Duopol USA/EU und den BRIC-Staaten zunächst keine analogen 
Veränderungen in diesen Bereichen ergeben (Schmalz 2006: 29ff.). 


4. Globale Ungleichgewichte und Krise 


Eine solche „mehrdimensionale“ Betrachtungsweise der weltweiten Machtver- 
schiebungen stößt auch auf das Phänomen von wirtschaftlichen Ungleichge- 
wichten. Der Begriff „globale Ungleichgewichte“ in der Weltwirtschaft bezieht 
sich dabei auf relativ dauerhafte (strukturelle) Überschuss- oder Defizitkonstel- 
lationen zwischen Ländern oder Ländergruppen, die jedoch langfristig kaum 
bestandsfähig sind, selbst wenn man den Gedanken für zutreffend hält, dass 
tiefe soziale und ökonomische Veränderungen immer über die Herstellung 
und Verwandlung von Ungleichgewichten ablaufen (Boris 2009a: 88ff). 

Solche globale Ungleichgewichte haben sich seit den späten 1990er Jahren 
zwischen den USA und in geringerem Umfang Großbritannien als Defizitlän- 
der einerseits und Japan, Deutschland und vor allem China sowie zahlreichen 
anderen aufstrebenden Schwellenländern als Überschussländern andererseits 
ergeben (Husson 2009: 23ff., Wolf 2008: 78). Das Gewicht letzterer hat in den 
Jahren nach der Jahrhundertwende derart zugenommen, dass heute „die ad- 
dierten Leistungsbilanzen der Länder des globalen Nordens (d.h. die frühere 
Erste Welt, einschließlich Japans) ein seit der Asienkrise von 1997/98 eskalie- 
rendes Defizit aufweisen - hauptsächlich aufgrund des US-amerikanischen De- 
fizits -, dem ein eskalierender Überschuss in der Leistungsbilanz der übrigen 
Welt (d.h. der früheren Dritten und Zweiten Welt) entspricht“ (Arrighi 2008: 
242). Im Jahr 2006 hatten die Überschüsse der semiperipheren Länder 544 
Mrd. US$ erreicht (Wolf 2008: 82). 

Diesen Ungleichgewichten auf den globalen Güter- und Dienstleistungsmärk- 
ten stehen zum einen entsprechende Disproportionen auf monetär-finanzieller 
Ebene gegenüber. Letztere äußern sich in Kapitalströmen von Ländern der 
Semiperipherie in die Zentren, die diese „Missverhältnisse“ ausgleichen und 
deren Fortführung ermöglichen sollen. Im Zeitraum von 2000 bis 2006 waren 
42 von 113 Entwicklungsländern Netto-Kapitalexporteure (UNCTAD 2008: 
52ff). Die Kapitalflüsse können im Kauf von Staatsanleihen des Schuldnerlan- 
des oder im Aufkauf von Unternehmensteilen bzw. Aktienpaketen bestehen. 
So ist China mittlerweile zum größten Gläubiger des größten Schuldnerlandes 
(USA) aufgestiegen, obwohl letzteres zu den reichsten Ländern der Erde zählt 
und China immer noch - trotz gewaltiger Aufholprozesse - ein Land ist, in 
dem bedeutende Bevölkerungsteile in Armut leben. Diese „perverse Konstella- 
tion“ (Wolf 2008: 4) ist unter anderem Ergebnis der Anhäufung von Devisen- 
reserven in Ostasien und in Lateinamerika aufgrund der Erfahrungen mit den 
Währungs- und Finanzkrisen seit den späten 1990er Jahren (Schmalz 2008: 
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265f). Dadurch soll gegen plötzlichen Kapitalabzug und den häufig damit 
einhergehenden spekulativen Attacken gegen die eigene Währung vorgebeugt 
werden (EZB 2009a: 79f.). 

Zum anderen resultiert dieses „Missverhältnis“, bei dem Kapital - entgegen al- 
ler ökonomischen Theorie - im Weltsystem „aufwärts“ fließt, aus der guten 
und langen Konjunktur für Rohstoffe und Absorptionsproblemen in der Se- 
miperipherie, d.h. der Unmöglichkeit diese Ressourcen kurzfristig sinnvoll zu 
investieren oder konsumtiv zu verausgaben. Zum Höhepunkt der aktuellen 
Weltwirtschaftskrise wurden die Devisenreserven der aufstrebenden Länder in 
Asien, Afrika und Lateinamerika (einschließlich der Erdöl exportierenden Län- 
der der Peripherie) auf ca. 7 Billionen US$ geschätzt (The Economist, 11.10.08). 
Mehr als zwei Drittel der Devisenreserven wurden erst nach der Asienkrise ange- 
häuft. Die Gelder sind teilweise in Staatsanleihen entwickelter Länder oder in 
Unternehmensanteilen angelegt (Kaufmann 2008: 20ff). Allein die USA absor- 
bierten bis zum Juli 2009 rund 3,4 Billionen US$ durch ihre Staatsanleihen, 
wovon die chinesische Regierung Papiere im Wert von 800 Mrd. US$ hält 
(US-Department of the Treasury 2009). 

Dennoch divergiert weiterhin die weltweite Verteilung von Reichtum, Werten, 
Zugangs- und Verfügungsrechten. Der Ausgangspunkt und die Grundlage hier- 
für ist die Tendenz zu gewaltigen Überschüssen von anlagesuchendem Geld- 
kapital (Überliquidität) in den Händen weniger Kapitalisten. Sie ist eine Folge 
einer verstärkten Einkommens- und Vermögenspolarisierung durch neoliberale 
Politikmuster (Schumann/Grefe 2009: 84ff.). Die Polarisierungsprozesse, die 
auf nationaler und internationaler Ebene stattfinden, bildeten die Vorausset- 
zung für die Erfindung neuer Anlage- und Absicherungsformen sowie für neue 
Finanzierungsmechanismen. Diese Innovationen der Finanzindustrie trugen 
auch dazu bei, die Ersparnisse aus den Schwellenländern anzusaugen (Bren- 
der/Pisani 2009: 59ff). Die chinesische Zentralbankpolitik war sogar explizit 
auf die Förderung dieses Transfers ausgerichtet. 

Die dabei entstehende Symbiose - vor allem zwischen der US-amerikanischen 
und der chinesischen Ökonomie - galt in der ersten Dekade des neuen Jahr- 
hunderts als Garant einer Wachstumskonstellation, von der die gesamte Welt- 
wirtschaft Vorteile hatte. Die USA konnten ihre Militärausgaben weiter stei- 
gern, Steuersenkungen vornehmen, eine Niedrigzinspolitik zum Wohlgefallen 
der Konsumenten und Investoren betreiben sowie die stagnierenden und ver- 
gleichsweise niedrigen Löhne durch billige importierte Konsumgüter, günstige 
Kredite und preiswerte Immobilien kompensieren (Schmidt 2008). Die ge- 
samtwirtschaftliche Sparquote des Landes bewegte sich im Jahr 2006 bei nur 
14%, die Sparquote der Haushalte war zwischenzeitlich sogar negativ und ein 
Drittel aller Investitionen wurde aus dem Ausland finanziert (Wolf 2008: 69). 
Die chinesische Volkswirtschaft hingegen konnte aufgrund der Sparquote von 
bis zu unglaublichen 59% und ausländischen Kapitalzuflüssen extrem hohe In- 
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vestitionsquoten von fast 50% realisieren, gleichzeitig hohe Exportüberschüsse 
erzielen, gewaltige Devisenreserven von mittlerweile über 2 Billionen US$ anhäu- 
fen und dennoch den Wohlstand der urbanen Bevölkerung spürbar anheben. An 
dieser „Arbeitsteilung“ - hier Werkbank der Welt, dort „consumer of last resort“ - 
schien nichts Anstößiges zu sein. Doch die Mehrzahl der Mainstream-Ökono- 
men, aber auch kritische Analytiker haben die potenzielle Brisanz dieser asymmetri- 
schen Symbiose unterschätzt (Goldberg 2007:11f., Panitch/Gindin 2008: 42). 

Sicherlich wurde die aktuelle Krise nicht direkt durch die globalen Ungleich- 
gewichte bzw. einen Versuch, diese zu korrigieren, ausgelöst. Es gab bisher 
keinen massiven Rückzug der Gläubiger aus den semiperipheren Ländern von 
ihrem Engagement in Aktien, Anleihen oder Krediten in den USA. Aber als 
die Krise - durch das Platzen der Kreditblase und den Immobilienpreissturz - 
begonnen hatte, wurde zunehmend die Glaubwürdigkeit der US-Regierung 
auch bei ausländischen Gläubigern hinterfragt und ein derartiger Abzug ange- 
droht. Vielfach wird heute die Frage thematisiert, warum viele Regierungen der 
Schwellenländer - vor allem auch die chinesische - weiter ihre Devisen teilwei- 
se in US-Staatsanleihen anlegen, anstatt den eigenen Binnenmarkt zu stärken. 
Dies geschieht, obwohl die US-Wirtschaft stagniert und das Modell der aus- 
landsfinanzierten Verschuldung mittelfristig auf Schranken stoßen könnte (vgl. 


Tabelle 1). 


Tabelle 1: Hauptgläubiger der USA (US-Schulden in Mrd. US$) 


Jan 2008 | Juli 2008 | Jan 2009 | Juli 2009 

China 492,6 550 739,6 800,5 
Japan 586,9 637,6 634,8 724,5 
Großbritannien 161,9 66,1 123,9 220 
Karibische Banken- | 108,1 117,6 176,6 193,2 
zentren 

OPEC 140,9 162,9 186,6 189,2 
Brasilien 141,7 154,8 133,5 138,1 
Russland 35,2 104 119,6 118 
Hongkong 54,4 65,2 71,7 115,3 
Luxemburg 68,4 89,7 87,2 92,2 
Taiwan 38,9 67,9 73,3 77,4 
Insgesamt 2403,8 2624 3072,2 3428 


Quelle: US-Department of the Treasury 2009 


2 Wahrscheinlich sind die Gründe in der nach wie vor herausragenden politisch-militärischen 
Rolle der USA zu suchen, aber auch in der Überlegung, bei einem massiven Abzug der 
Staatspapiere bzw. plötzlichem Verkauf selbst Verluste hinnehmen zu müssen. Zudem ist in 
Ostasien bisher kein Finanzplatz in der Lage, mit der Wall Street zu konkurrieren, da die 
ostasiatischen Finanzmärkte bisher zu fragmentiert und in China bisher stark reguliert sind. 
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Zentral ist hier die Frage, ob sich die massenhafte Anlage in vermögensunbe- 
ständigen und geringe Rendite versprechenden US-Staatsanleihen dauerhaft legi- 
timieren lässt: „Es ist in der Tat wichtig zu verstehen, bis zu welchem Grad die 
chinesische Ökonomie heute unausgeglichen ist: im Jahr 2007 machte der indi- 
viduelle Konsum gerade 35% des BIP aus. Zur gleichen Zeit investierte China 
11% seines BIP in ausländischen Anlagen mit geringer Rentabilität (...) Man 
denke dabei an die Armut, in der noch hunderte Millionen von Chinesen leben, 
und dass dieser Nettotransfer von Ressourcen an das Ausland ungefähr einem 
Drittel des gesamten individuellen Konsums entsprach.“ (Le Monde, 29.09.09). 
Auch stützen die gewaltigen Summen, die über den Finanzsektor in die USA 
transferiert wurden, nicht nur den US-amerikanischen Konsum, sondern führten 
dazu, dass sich die US-amerikanischen Finanzinstitute immer stärker verschulde- 
ten und ein immer höheres Risiko eingingen (Brender/Pisani 2009: 64). 

Die wachsenden globalen Ungleichgewichte trugen somit dazu bei, die latenten 
Krisenmomente zeitweise zu überdecken. Der Verkauf von chinesischen Export- 
waren in die USA floss als Dollarguthaben an die chinesische Zentralbank zu- 
rück, die wiederum zum Ankauf von US-Anleihen genutzt wurden. Sie stützten 
indirekt die Niedrigzinspolitik, erweiterten die Kreditbasis der US-Konsumenten 
und trugen so zur Immobilienblase in den USA bei (Roth 2009: 206). Die Un- 
gleichgewichte haben die jeder Finanzkrise zugrunde liegenden Disproportionen 
zwischen der Realökonomie und dem Kredit- bzw. Finanzwesen zusätzlich ver- 
stärkt und damit die Tiefe der Krise forciert und gehören „ganz eindeutig zu den 
entscheidenden“ Faktoren (FTD 25.9.09). 


5. Krisenbetroffenheit und Konjunkturprogramme 


Auch die Betroffenheit der einzelnen Länder durch die Krise steht im Zusam- 
menhang mit der Machtverschiebung. Im Unterschied zu früheren Finanz- 
und Währungskrisen lag das Epizentrum der gegenwärtigen Krise eindeutig in 
den USA, dann folgten Europa und Japan. Natürlich ist auch der globale Sü- 
den von der Krise betroffen, allerdings auf ziemlich unterschiedliche Art und 
Weise. Nach der ersten Schockwelle um die Jahreswende 2008/09, bei der es 
schien, als ob die Weltwirtschaft flächendeckend in eine lange Rezession ein- 
treten werde, zeigten sich ab dem zweiten Quartal 2009 sehr unterschiedliche 
Entwicklungen, Betroffenheitsgrade und auch Anti-Krisenprogramme. 

Die USA waren mit einem BIP-Rückgang von jeweils rund 6% im letzten 
Quartal 2008 und ersten Quartal 2009 verhältnismäßig stark betroffen, die 
Arbeitslosigkeit stieg bis Ende Oktober 2009 auf über 10%. Heute sind annä- 
hernd 100 Banken, darunter auch Schwergewichte wie Washington Mutual, 
zusammengebrochen. Durch die beträchtlichen Konjunktur- und Rettungs- 
programme - 787 Mrd. US$ für die Konjunkturankurbelung, 700 Mrd. US$ für 
einen Banken-Bailout einschließlich der Übernahme von toxischen Papieren - 
sowie die extreme Niedrigzinspolitik ist der Absturz noch in Grenzen gehalten 
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Tabelle 2: Wachstumsraten ausgewählter Volkswirtschaften 
in Prozent im Vergleich zum Vorjahresquartal 


3. Qu. 08 [4. Qu. 08 |1. Qu. 09 |2. Qu. 09 | TWF-Prognose 09 
USA -2,7 -5,4 -6,4 -1,0 -2,7 
Japan -3,9 -13,1 -11,7 3,7 -5,4 
Deutschland |-1,3 -9,4 -13,4 1,3 -5,3 
Frankreich -0,9 -5,6 -5,3 1,3 -2,4 
England 2,9 -7,0 -9,3 -3,2 4,4 
Brasilien 5,6 -13,8 3,3 7,0 -0,7 
Mexiko -2,3 -9,8 -21,2 -4,4 -7,3 
China 9 6,8 6,1 7,9 8,5 
Indien 7,6 5,3 5,8 6,1 5,4 
ASEAN-5 KA. k.A. k.A. kA. 4,0 


Quellen: IMF 2009; El Mercurio, 21.8.09; www.stats.gov.cn/english/; www.mospi.gov.in/ 


worden. Natürlich gingen die Konsumausgaben wegen der verschlechterten sozi- 
alen Situation bedeutender Bevölkerungsteile (Arbeitsplatzverlust, Lohneinbußen, 
Aktien- und Häuserpreisverfall etc.) deutlich zurück, die Sparquote stieg leicht 
an, entsprechend sanken seit längerer Zeit erstmals die Importe stärker als die 
Exporte, was das Leistungsbilanzdefizit etwas verringert hat (EZB 2009b: 10f.). 
Das Haushaltsdefizit dagegen hat sich sogar vergrößert und wird für das laufende 
Jahr auf 1,4 Billionen US$ (das sind 9,8% des BIP) geschätzt. Da rund 70% des 
BIP auf Konsumausgaben entfallen, ist es fraglich, ob der weitere Rückgang die- 
ses Segments durch Regierungsausgaben, private Investitionen oder Exporte 
kompensiert werden kann (The Economist, 3.10.09). Es überrascht daher nicht, 
dass das BIP im Jahr 2009 um voraussichtlich 3,4% schrumpfen wird. 

In einer ähnlich dramatischen Lage befindet sich die japanische Volkswirtschaft. 
Auch wenn die zweitgrößte Ökonomie sich seit dem zweiten Quartal 2009 lang- 
sam erholt, hat das Land derartig unter dem Zusammenbruch des Exports gelit- 
ten, dass selbst das 75 Billionen Yen (ca. 830 Mrd. US$) große Konjunkturpro- 
gramm nur wenig zur Besserung beitragen konnte (Burgschweiger 2009). Die 
Wahl von Yukio Hatoyama im August 2009 und das Ende der nahezu 
55jährigen Herrschaft der LDP zeugen von einem Umbruch. Auch die Eurozone 
wurde mit einer geschätzten BIP-Entwicklung von 4,2% im Jahr 2009 stark von 
der Krise getroffen. Die EU war dabei unfähig, eine koordinierte Konjunkturpo- 
litik zu betreiben, sodass die Krisenbekämpfungsprogramme in den Einzelstaaten 
äußerst unterschiedlich ausfielen (vgl. Becker/Jäger in diesem Heft). Besonders 
negativ war die Performance in Osteuropa. Während sich in den USA und den 
meisten europäischen Ländern ab Mitte 2009 der bis dahin verzeichnete BIP- 
Rückgang verlangsamte und in eine Stagnation überging, gab es in Osteuropa Fälle 
(z.B. Bulgarien und baltische Länder), bei denen sich die Talfahrt fortsetzte. 
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Umgekehrt erholten sich manche Länder vom zweiten Quartal an relativ 
schnell und steuern jetzt auf eine neue Wachstumsdynamik hin. Dies ist darin 
begründet, dass diese Staaten „nur“ vom zeitweisen Rückgang der Exporte, 
sinkenden „remittances“ und vom Preisverfall ihrer Hauptexportprodukte be- 
troffen waren, weniger jedoch von Bankenzusammenbrüchen und Spekulati- 
onsblasen. Generell kann folgende Faustregel formuliert werden: Je geringer 
die Bedeutung des Binnenmarktes, je größer die außenwirtschaftlichen Ver- 
flechtungen, je stärker die sachliche und regionale Fixierung auf wenige Pro- 
dukte bzw. den Westen als Hauptabnehmer und je größer die Außenabhän- 
gigkeit über Kredite und Verschuldung - umso größer war die Betroffenheit 
durch die Krise. Zugleich besteht eine Beziehung zwischen der Intensität der 
Betroffenheit, der wirtschaftspolitischen Orientierung und der Dimensionie- 
rung des Anti-Krisenprogramms. Dies sieht man z.B. an den unterschiedlichen 
Intensitätsgraden der Krise in einzelnen Ländern Lateinamerikas. Mexiko und 
Brasilien, die mit Abstand größten Ökonomien der Region, wurden von der 
gegenwärtigen Krise sehr unterschiedlich betroffen und reagierten ebenso ab- 
weichend in ihrer Konjunkturpolitik. Während Brasilien eine niedrige Außen- 
handelsquote aufweist, seine Verflechtungen mit den USA vergleichsweise ge- 
ring sind und es seine Exportpalette und Handelsverknüpfungen diversifiziert 
hat, gilt für Mexiko das Gegenteil. Die von Brasilien angehäuften Devisenre- 
serven sind mit 230 Mrd. US$ fast dreimal so hoch wie die Mexikos. Obwohl 
Mexikos Wirtschaft 2009 um über 7% schrumpfen wird und diejenige Brasi- 
liens nach letzten Schätzungen auf ein Nullwachstum zusteuert, ist das kon- 
junkturpolitische Paket Mexikos in der Höhe von ca. 3% seines BIP wesent- 
lich kleiner als das brasilianische Programm, das auf annähernd 10% seines 
BIP geschätzt wird. So ist es kein Zufall, dass in Brasilien seit dem zweiten 
Quartal 2009 viele relevante Indikatoren, etwa Produktionswachstum, Zufluss 
von Auslandskapital oder der Außenwert des Real, wieder deutlich nach oben 
zeigen und bereits im September alle verlorenen Arbeitsplätze zurückgewon- 
nen wurden. Die Tatsache, dass Mexiko im April 2009 den IWF um einen 
Überbrückungskredit von 47 Mrd. US$ bitten musste, während Brasilien dem 
IWF den Kauf einer Anleihe von 10 Mrd. US$ zusagte, unterstreicht die di- 
vergierende Entwicklung (Boris 2009b: 139ff). 

In vielen asiatischen Schwellenländern dagegen präsentiert sich ein Bild, das 
die Entwicklung in Brasilien noch weit hinter sich lässt: „In den aufstrebenden 
Volkswirtschaften Asiens erholt sich die Konjunktur seit dem zweiten Quartal 
2009, und in den meisten Ländern war wieder ein positives vierteljährliches 
BIP-Wachstum zu verzeichnen. Umfangreiche Konjunkturprogramme und ex- 
pansive geldpolitische Maßnahmen stützten die Investitionstätigkeit in dieser 
Region.“ (EZB 2009b: 14). Die chinesische Regierung hat mit einem Konjunk- 
turprogramm von ca. 585 Mrd. US$ auf die Krise reagiert. Davon gehen rund 
207 Mrd. Euro in die Infrastruktur und rund 38% in Umweltausgaben (Garn- 
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reiter et al. 2009: 32ff). Ob eine Umstellung der chinesischen Wirtschaft auf 
eine stärkere Binnennachfrage ın relativ kurzer Zeit möglich ist, scheint jedoch 
eher fraglich. Angesichts der Einkommenssituation der Unterklassen (bei 
gleichzeitig gestiegener Arbeitslosigkeit) und der Einkommensverluste der Mit- 
telklassen scheint dies schwer vorstellbar. Auch die soziokulturelle Besonder- 
heit dieses Landes mit einer hohen Sparquote (im Jahre 2008 waren es 56%!) 
steht einem schnellen „Umschalten“ entgegen. In Vorwegnahme dieser Prob- 
leme kündigte die chinesische Regierung Anfang 2009 an, bis 2011 eine um- 
fassende kostenlose Krankenversicherung einzurichten (was ca. 100 Mrd. US$ 
kosten wird). An den außenwirtschaftlichen Ungleichgewichten scheint sich 
bislang wenig geändert zu haben, wenn auch das Exportwachstum seit länge- 
rem erstmals wieder hinter der Zunahme der Importe zurückblieb. Dennoch 
weist die bisherige ökonomische Entwicklung im Jahr 2009 darauf hin, dass 
eine jährliche Wachstumsrate von über 8% - was in China als kritische Größe 
zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit gilt - erreicht werden kann (EZB 
2009b: 14). 

In Indien war die Ausgangslage weniger günstig. Der Aktienmarkt wurde mit vol- 
ler Wucht getroffen,’ es kam zu umfangreichen Kapitalabzügen, der Niedergang 
der Textilindustrie und der Agrarwirtschaft setzte sich fort. Der Export, der das 
Wachstum wesentlich getragen hatte, ging um 10% (2008) zurück, das Leis- 
tungsbilanzdefizit verdoppelte sich auf 5,1% des BIP (Al-Taher/ Ebenau in die- 
sem Heft). Das Konjunkturprogramm in Höhe von 2,6% des BIP ist eher klein. 
Eine bewusste Rücknahme der Exportorientierung zugunsten einer Binnen- 
marktorientierung ist nicht zu erwarten, zumal einige Branchen der Exportwirt- 
schaft wie die Automobilindustrie die Krise verhältnismäßig gut bewältigt haben 
(FAZ, 21.09.2009) und das BIP-Wachstum für 2009 auf 5,4% geschätzt wird. 
Ausgehend von einem sehr viel niedrigeren Niveau wird Afrika laut Welt- 
bankprognose im Jahr 2009 insgesamt nur um 1,7% wachsen, d.h. sogar ge- 
ringer als die Wachstumsrate der Bevölkerung. Einzelne Länder, die auf Roh- 
stoffe spezialisiert sind, welche gegenwärtig nur niedrige Weltmarktpreise erzie- 
len, werden noch negativer betroffen sein. Hilfsversprechen und Kreditzusagen 
aus den G-8-Ländern werden augenblicklich noch weniger eingelöst als zuvor. 
Afrıka leidet unter der Krise mehr als jeder andere Kontinent (taz, 15.09.09; 
Martens 2009). Für Konjunkturprogramme fehlen derzeit Ressourcen und 
Implementierungsmöglichkeiten. 

Aus dieser kurzen Skizze geht hervor, dass sich die Gewichte in der Weltwirt- 
schaft durch die Krise beschleunigt verschieben werden. Die entwickelten ka- 
pitalistischen Industrieländer Nordamerikas, Europas und Japan werden in ih- 
ren Anteilen weiter zurückfallen. Auch die ärmsten Entwicklungsländer werden 


3 „Im Oktober (2008) verlor der indische Aktienmarkt rund eine Billion US Dollar, mehr als 
das gesamte indische Bruttosozialprodukt des Jahres 2007/08.“ (Wildcat Nr. 83, 2009: 24). 


Eine Krise des Übergangs: Machtverschiebungen in der Weltwirtschaft 637 


in Bezug auf Außenhandelsintensität, Direktinvestitionen, BIP-Wachstum 
marginalisiert bleiben, während sich ein Teil der Semiperipherie - trotz zeit- 
weiliger Rückschläge - den Ländern des Zentrums weiter annähern wird. Die 
Krise hat auch Spuren im globalen Bankensektor hinterlassen: Waren unter 
den größten 20 Finanzinstitutionen im Jahr 1999 noch 11 US-amerikanische 
und vier britische Finanzinstitute und keine einzige Bank aus der Semiperi- 
pherie, waren 2009 nur noch drei US-amerikanische und eine britische Bank 
unter den Top 20, während mittlerweile drei chinesische Banken an der Spitze 
stehen und jeweils noch zwei weitere chinesische und brasilianische Institute 
im Ranking hinaufgeklettert sind (Financial Times 22.3.09). 


6. Wie der Phönix aus der Asche: Der IWF, die G-20 
und die Weltfinanzgipfel 


Die Krise ging auch nicht spurlos an den internationalen Finanzinstitutionen 
vorbei. Der IWF hatte bspw. seit der Schuldenkrise 1982 eine aktive Rolle als 
ein Instrument der Gläubigerstaaten eingenommen und dem verschuldeten La- 
teinamerika, Afrika, Osteuropa und auch einigen ostasiatischen Ländern 
Strukturanpassungsprogramme verordnet. Nachdem sich die Institution infol- 
ge der Finanz- und Währungskrisen einer zunehmenden politischen Delegiti- 
mation ausgesetzt sah (Stiglitz 2002), sank im Rahmen des Wachstumsbooms 
der vergangenen Jahre die Nachfrage nach den Krediten des IWF, sodass im 
April 2007 nur noch knapp 11,1 Mrd. US$ vergeben waren. Die Institution 
befand sich auf dem „Weg in die Bedeutungslosigkeit“ (Dieter 2008: 9). In 
Ostasien wurde mit der Chiang Mai Initiative ein regionaler Liquiditätsfonds 
geschaffen, durch den bereits im Jahr 2007 insgesamt 83 Mrd. US$ zur Verfü- 
gung standen (ebd.: 10f) und der sich auf die gewaltigen Devisenreserven der 
Region (Ende 2008 mehr als 4 Billionen US$) stützt (FTD 12.11.09). Überdies 
hatten sich die notorischen Schuldnerstaaten in Südamerika überwiegend von 
der Schuldenlast beim IWF befreit (Helleiner/Momani 2007: 5). Hier war nun 
der Prozess zur Gründung einer Bank des Südens (Banco del Sur) in Gang ge- 
kommen, deren Gründungsdokument jüngst von den Mitgliedsländern unter- 
zeichnet wurde.! Eine Folge war, dass der IWF im Geschäftsjahr 2007 Verluste 
von rund 100 Mio. US$ machte, da die eigenen Betriebskosten die Zinserlöse 
überstiegen, und deswegen beinahe 20% der IWF-Mitarbeiter entlassen wur- 
den. Zusätzlich wurde eine geringfügige Stimmrechtsreform im IWF durchge- 
setzt, durch die das Gewicht der Industrieländer von 59,5% auf 58% gesenkt 
wurde. 

Einem ähnlichen Delegitimierungsprozess war die G-7/G-8 ausgesetzt. Sie 


4 Die Gründungsmitglieder der Bank sind Argentinien, Bolivien, Brasilien, Ecuador, Paraguay, 
Uruguay und Venezuela. Chile nimmt als Beobachter teil. Das Kreditvolumen beträgt zu- 


nächst 20 Mrd. US$. 
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diente seit 1975 zur Vernetzung der Staatsapparate der wichtigsten Industrie- 
nationen, um die krisengeschüttelte kapitalistische Weltwirtschaft zu stabilisie- 
ren und die US-amerikanische Hegemonie zu reorganisieren (Schoppengerd 
2007: 88). Diese Netzwerkstruktur geriet in den vergangenen Jahren immer 
stärker in die Kritik. Die globalisierungskritische Bewegung wandte sich gegen 
das Demokratiedefizit und die Politik der G-8. Außerdem wurde die Forde- 
rung nach einer Erweiterung der G-8 um weitere wichtige Schwellenländer - 
insbesondere um China - laut (Linn/Bradford 2006). Ein Beitritt war jedoch 
zunächst unwahrscheinlich - Brasilien, Indien, China und Südafrika wurde le- 
diglich ein Beobachterstatus eingeräumt. 

Erst die Krise wirkte verändernd und erneuernd auf die Institutionen. Die 
Abwertung der G8 zugunsten der G20 und die Reform des IWF waren eng 
miteinander verbunden. Direkt nach Krisenausbruch begann der IWF, in vie- 
len Fällen als Retter zu operieren (Becker 2009; Die Welt 2.03.09). Der IWF 
vergab zunächst Kredite über 50 Mrd. US$ an Länder wie Island, Ungarn, 
Lettland, Weißrussland und Pakistan. Es folgten weitere Abkommen, darunter 
mit osteuropäischen Staaten, etwa ein Kredit für Rumänien über 10 Mrd. US$, 
sowie eine gewaltige Finanzspritze über 47 Mrd. US$ an Mexiko. Dennoch ist 
bei der Kreditvergabe auffällig, dass Länder bestimmter Regionen, die ehemals 
vom IWF abhängig waren - insbesondere Ostasien, Russland und Südamerika 
-, durch Eigenmittel oder bilaterale Hilfe über die Runden kamen. 

Diese Regionalisierung der Kreditvergabe wurde von einer Reform der Institu- 
tion begleitet. Bereits im November 2008 wurde in Washington zu einem in- 
ternationalen Finanzgipfel geladen, um Maßnahmen gegen die Krise zu disku- 
tieren. Das Forum für diesen Aushandlungsprozess war jedoch nicht mehr die 
G-8, sondern die G-20 und damit eine Institution, in der auch wichtige Länder 
der Semiperipherie wie Indien, China, Brasilien, Indonesien, Südafrika oder 
Saudi-Arabien beteiligt sind.‘ Als Ergebnis des Gipfels wurde in einer Ab- 
schlusserklärung die Agenda für einige Reformen im Finanzsektor gesetzt. Die 


5 In den Medien wurde kaum berichtet, dass die US-amerikanische Zentralbank im Oktober 2008 
Kreditlinien (im Austausch gegen Landeswährung) von jeweils 30 Mrd. U$ an die Zentralbanken 
von Mexiko, Brasilien, Südkorea und Singapur vergeben hat (Dieter/Schipper 2009: 8). Diese 
Maßnahme war notwendig, da diese Staaten große Mengen an US-Staatsanleihen halten. 

6 Die G-20 zählt 19 Kernstaaten, die mittlerweile um einige Länder erweitert wurden: „Zur ‚ech- 
ten’ G 20 zählen Amerika, Argentinien, Australien, Brasilien, China, Deutschland, Großbritan- 
nien, Frankreich, Indien, Indonesien, Italien, Japan, Kanada, Mexiko, Russland, Saudi-Arabien, 
Südafrika, Südkorea und die Türkei. In Pittsburgh sind neben den Ministerpräsidenten Spaniens 
und der Niederlande auch die aus Schweden (der EU-Ratspräsidentschaft), Singapur (dem Apec- 
Vorsitzenden), Thailand (für die Asean) und Äthiopien (Nepad) dabei. Vertreten sind auch die 
Vereinten Nationen, der Internationale Währungsfonds, die Weltbank, das Financial Stability 
Board, die EU-Kommission, die Kommission der Afrikanischen Union, die Internationale 
Arbeitsorganisation, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


(OECD) und die Welthandelsorganisation.“ (FAZ 25.09.09). 
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geplanten Neuregelungen sind jedoch nicht sonderlich weitgehend, also kein 
zweites Bretton Woods (Helleiner/Pagliari 2009). Die eigentliche substanzielle 
Veränderung bestand in der Ausweitung der Gruppe. Beim Folgegipfel in 
London im April 2009 wurden erste Beschlüsse getroffen. Diese beinhalteten 
u.a. die Anfertigung einer schwarzen Liste von Steueroasen und eine stärkere 
Beaufsichtigung von Hedgefonds. Außerdem wurde eine Reform des IWF ver- 
abschiedet: Das Kreditvolumen des IWF wurde auf 750 Mrd. US$ ausgeweitet. 
Zusätzlich wurde eine neue Kreditlinie über 250 Mrd. US$ an Sonderzie- 
hungsrechten aufgelegt, bei der die Kreditvergabe nicht mehr an Strukturan- 
passungsmaßnahmen gekoppelt ist. Auch der Etat der Weltbank wurde um 
100 Mrd. US$ aufgestockt. Die Entscheidung, die G-20 nun als dauerhaftes 
Forum zu etablieren, hatte eine historische Bedeutung, da China, Indien und 
andere aufstrebende Länder nun „unwiderruflich die Schwelle zum Zentrum 
globaler Macht überschritten“ haben (Klein 2009: 4), d.h. sie können in Zu- 
kunft bei wichtigen Global Governance-Entscheidungen zumindest nicht mehr 
übergangen werden. Dieser Eindruck bestätigte sich in den Folgemonaten. 
Zunächst begannen die russische, chinesische und brasilianische Regierung 
erstmals IWF-Anleihen über 80 Mrd. US$ zu kaufen. Auf dem Gipfel in Pitts- 
burgh im September 2009 bezogen sich die wichtigsten Beschlüsse der Staats- 
chefs erneut auf die institutionelle Reform: Die Stimmrechte im IWF werden 
um 5% von den Industrienationen auf Entwicklungsländer umgeschichtet, so- 
dass letztere über 48% der Stimmen verfügen und z.B. China zumindest ähn- 
liche Stimmanteile wie Großbritannien besitzen wird. Außerdem soll sich die 
G-20 von nun an mindestens jährlich treffen. 

Diese Governance-Reform schließt an die Bemühungen im globalen Süden an, 
eigenständige Foren aufzubauen, um die Vormacht des Westens in Frage zu 
stellen (Schmalz 2008: 274ff). In den vergangenen Jahren wurden verschiedene 
regionale Institutionen, etwa die Chiang Mai Initiative (2000) zur Finanzinteg- 
ration, die Shanghai Cooperation Organisation (2001) für eine gemeinsame 
Energie- und Sicherheitspolitik oder das brasilianisch-indisch-südafrikanische 
Kooperationsforum IBSA-Dialogue Forum (2003) geschaffen. Bei der Politik 
auf den Finanzgipfeln war es vor allem die BRIC-Gruppe (2008), in der z.B. 
aktiv die Reform des IWFs und die Koordination des Kaufs von IWF-Anleihen 
vorangetrieben wurden. Umgekehrt lässt die Ankündigung, dass die G-8 zu- 
mindest in der Sicherheitspolitik weiterhin eine gewichtige Rolle spielen wird, 
darauf schließen, dass sich nun ein globales Mehrebenensystem ausdifferen- 
ziert. So könnten der transatlantischen NATO/G7-Struktur südliche Koopera- 
tionsbündnisse gegenüberstehen und letztlich in Institutionen wie der G-20 
Konflikte ausgetragen und ein Konsens organisiert werden. Die Krise hat auf 
diese Weise auch auf der institutionellen Ebene eine Reorganisation in Gang 
gebracht, welche die ökonomischen Machtverschiebungen teilweise reflektiert. 
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7. Ein neuer „spatial fix”? 


Die Krise von 2007 bis 2009 hat bewirkt, dass sich die Gewichtsverlagerungen 
in der Weltwirtschaft von „Westen“ nach „Osten“ und vom Zentrum in die 
bisherige Semiperipherie deutlich beschleunigt haben. Die These von Arrighi 
und Harvey, dass sich mit jeder heftigen Krise in der kapitalistischen Entwick- 
lung bzw. dem Durchlaufen eines „systemischen Akkumulationszyklus“ eine 
hegemoniale Transition vollzieht, die sich durch regional-räumliche Umgrup- 
pierungen auszeichnet, scheint sich aktuell zu bestätigen. Der derzeitige Zu- 
sammenbruch von wichtigen Teilen des US-Finanzsystems schwächt das Dol- 
lar-Wall Street-Regime, über das die US-amerikanische Vorherrschaft in den 
vergangenen Jahrzehnten abgesichert wurde (Gowan 2009: 38ff.). Die Fortset- 
zung des durch Außenschulden finanzierten US-amerikanischen Konsums 
scheint mittelfristig nur mit politischen Konzessionen möglich, da die Legiti- 
mation des exportgetriebenen Dumpinglohnmodells in China aufgrund wach- 
sender sozialer Unruhen zunehmend zur Disposition steht. Eine Abwertung 
oder Inflationierung des Dollars könnte wiederum die ausländischen Gläubi- 
ger verprellen und den Dollar mittelfristig als Leitwährung schwächen. 

Die Krise wirkt als Katalysator: Während die Anti-Krisenprogramme in den USA 
und Europa zum großen Teil einen defensiv-stabilisierenden Charakter haben, 
sind gerade viele Maßnahmen der chinesischen Regierung nach vorne gewandt. 
Hierzu zählt der Versuch, die Konsumquote im eigenen Land zu erhöhen oder 
die in der Krise verstärkte Tendenz Chinas, neue Rohstoffquellen in der Welt 
zu erschließen bzw. entsprechenden Einfluss zu gewinnen, wobei auch Enga- 
gements in ausländischen High-Tech-Unternehmen zunehmend eine Rolle 
spielen (FTD, 28.07.09). Das Wachstum Chinas weist auch einen qualitativen 
Unterschied zur Dynamik Westeuropas in der Nachkriegszeit auf. Der Prozess 
wird von einer von den USA stärker unabhängigen Staats(kapitalisten)klasse ge- 
steuert. China ist in den Global Governance-Institutionen unterrepräsentiert. 
Und die Wirtschaft des Landes besitzt aufgrund der bloßen Bevölkerungszahl 
weiterhin ein großes Expansionspotential. 

Auch auf der institutionellen Ebene lässt sich ein erster Umbruch feststellen. 
Die alte transatlantische Governance-Ordnung scheint langsam einer Struktur 
zu weichen, in der die Semiperipherie stärker beteiligt ist. Die G-20 und die 
Reform des IWFs sind erste Schritte in Richtung einer solchen Restrukturie- 
rung. Unklar ist dabei jedoch, ob auch die peripheren Länder mittelfristig von 
diesen Reformen profitieren werden. Verschiedene Weltregionen, etwas das 
subsaharische Afrika, Mittelamerika oder Zentralasien, wurden von der Krise 
schwer getroffen. Gerade diesen Staaten wurden bisher keine neuen institutio- 
nellen Partizipationschancen geboten. 

Die konkrete Ausgestaltung des Umbruches wird jedoch maßgeblich von poli- 
tischen Entscheidungen und Kräfteverhältnissen beeinflusst werden. Es lassen 
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sich drei Szenarien unterscheiden: 

a) Zumindest kurzfristig könnten eher konservierende Reaktionen auf die 
Weltwirtschaftskrise und die Infragestellung des „Chimerica-Modells“ eintre- 
ten, zumal Produktions-, Konsum- und Klassenstrukturen nicht plötzlich ver- 
ändert werden können (Hung Ho-Fung 2009). So wäre denkbar, dass die USA 
zunächst in ihrer Schuldnerrolle verharren und sie durch eine geringe Abwer- 
tung und/oder Inflationierung des Dollars zu Lasten der Gläubiger teilweise 
abzumildern suchen. Letztere könnten eine derartige Entwicklung vorerst tole- 
rieren, da sich für ihre Exportstrategie und für die Weltordnungsmachtrolle 
der USA bis auf absehbare Zeit keine Alternative anbietet. Allerdings baut die 
Toleranz gegenüber den Ungleichgewichten nicht nur auf verselbständigten 
Regierungsentscheidungen auf. Viel wird z.B. von den Reaktionsweisen der 
chinesischen Arbeiterklasse abhängen, denn die „entscheidende Voraussetzung 
für das Funktionieren dieser Symbiosekette war ... die Überausbeutung der 
chinesischen Arbeiterinnen und Arbeiter“ (Roth 2009: 206). Die Folge einer 
konservierenden Politik und eines geschickten „Decline-Management“ der 
USA könnte ein gradueller Übergang zu einem multilateralen Regime sein, das 
durch eine gemeinsame Hegemonieausübung der USA und Chinas charakteri- 
siert sein würde, bei der bei weiterer militärischer und kultureller Dominanz 
der USA eine gegenseitige Abstimmung bezüglich weltwirtschaftlicher Fragen 
eine zentrale Rolle spielt. 

b) Eine zweite Möglichkeit wäre, dass ein lang andauernder Übergangsprozess 
mit Zwischenstadien, z.B. einer zeitweiligen gemeinsamen Hegemonieaus- 
übung der USA und Chinas, mittelfristig durch einen neuen transnationalen 
„spatial fix“ unter der Führung eines ostasiatischen Blocks von Regierungs- 
und Unternehmensorganisationen abgelöst wird, in dem andere Schwellenlän- 
der ebenfalls eine gewisse Mitsprache erhalten. Für die Realisierung eines sol- 
chen Szenarios werden vor allem die innerasiatischen Konflikte bedeutend 
sein. Die starken wirtschaftlichen Verflechtungen ım ostasiatischen Raum 
müssten durch eine politische Kooperation flankiert werden. Eine zentrale 
Rolle spielt dabei die Verbesserung des japanisch-chinesischen Verhältnisses 
und eine politische Zusammenarbeit zwischen den zukünftigen Großmächten 
Indien und China. Erste Absichtsbekundungen auf dem fünften Beijing- 
Tokyo-Forum im November 2009, eine asiatische EU gründen zu wollen, zeu- 
gen von einer Aufbruchstimmung und einem neuen Selbstbewusstsein, wozu 
auch die Weltwirtschaftskrise beigetragen hat (China Daily 3.11.09). 

c) Ein letztes Szenario besteht darin, dass die Vereinigten Staaten zusammen 
mit ihren europäischen Verbündeten ihre technologische und militärische 
Macht sowie ihre kombinierten ökonomischen Potenziale einsetzen, der 
Weltmarkt durch protektionistische Blockbildung zerfällt und es zu einer 
Konfrontation zwischen den transatlantischen Status Quo-Mächten und den 
Herausforderern aus der Semiperipherie kommt. Die Entscheidung über ein 
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solches Szenario wird in den nächsten Jahrzehnten in den westlichen Staaten 
durch gesellschaftliche Auseinandersetzungen und Wahlen getroffen. Falls so- 
gar das „Project for the New American Century“ der Regierung Bush in Form 
eines transatlantischen Projekts wieder salonfähig wird, könnte der ökonomi- 
sche Machtverlust der USA und der EU zumindest vorübergehend aufgehalten 
werden. Dies könnte aber auch zu verheerenden Folgen wie größeren wirt- 
schaftlichen Rückschlägen und sogar kriegerischen Konflikten führen. 

Bisher ist nicht abzusehen, welche der Entwicklungstendenzen sich durchset- 
zen wird. Doch der Verlaufsprozess des aktuellen Krisengeschehens deutet am 
ehesten in Richtung eines weiteren Aufstiegs Ostasiens, der eine Mischform 
der ersten und zweiten Entwicklungsvariante begünstigt. 
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Phoenix und Asche: 
Indien und die Weltwirtschaftskrise' 


Die gegenwärtige Krise des neoliberalen Kapitalismus fungiert als Triebkraft eines 
räumlichen Strukturbruchs der kapitalistischen Weltordnung. In diesem Kontext 
ist auf die wachsende Bedeutung von Staaten der Semi-Peripherie, insbesondere 
Chinas und Indiens, hinzuweisen. Da die Wurzeln für die Herausbildung trans- 
nationaler Ordnungen historisch vor allem in spezifischen nationalen Kräftever- 
hältnissen, Produktionsmodellen und Ideologieproduktionen liegen, stehen trans- 
nationale Krisendynamiken in einem engen Wechselverhältnis mit Entwicklun- 
gen innerhalb von Nationalstaaten und -gesellschaften (vgl. Cox 2005). Analysen 
gegenwärtiger Transformationsprozesse in der Weltordnung müssen sich somit 
intensiver mit Krisendynamiken in einzelnen nationalen Gesellschaften beschäf- 
tigen. Dabei ist offensichtlich, dass die Auswirkungen der globalen Krise auf na- 
tionale Kapitalismen keinesfalls uniform oder gleichgerichtet sind: In Lateiname- 
rika z.B. bekommt die Diskussion über Realisierungsmöglichkeiten emanzipato- 
rischer „postneoliberaler* Ordnungen neue Impulse (vgl. z.B. Sader 2009), wäh- 
rend in Indien, das im Zentrum dieses Artikels steht, bei den letzten Parla- 
mentswahlen Anfang des Jahres, das Regierungsmandat der neoliberal gewende- 
ten Kongresspartei wider Erwarten und vergleichsweise klar bestätigt wurde. 

Der vorliegende Artikel beschäftigt sich mit den Auswirkungen der Weltwirt- 
schaftskrise auf den scheinbar kometenhaften wirtschaftlichen Aufstieg des 
„wunderbaren Indien“ (Abschnitt 1). Dabei wird die Analyse der spezifischen 
Krisenursachen und -folgen in den Kontext einer breiteren Kritik des neolibe- 
ralen Kapitalismus gestellt. Wir argumentieren, dass die derzeit verbreiteten 
Debatten darüber, ob und inwieweit Indien von der globalen Krise betroffen 
oder abgekoppelt ist, fundamentale soziale Krisenprozesse vernachlässigen, die 
die seit den 1990er dominante Entwicklungsstrategie prägen und die wir unter 
dem Stichwort des „räuberischen Wachstums“ diskutieren werden (Abschnitt 2). 
Wir werden zeigen, dass sich einerseits das dynamische Wirtschaftswachstum 


1 Dieser Artikel präsentiert Teilergebnisse einer Studie für das Institut für Gesellschaftsanalyse der 
Rosa Luxemburg Stiftung. Für hilfreiche Anmerkungen danken wır Hannah Franzki, Thomas 
Sablowski, Stefan Schmalz und Raphael Susewind. In Indien waren Gespräche und Diskussio- 
nen mit Swapna Banerjee-Guha, Nafısa Barot, Amit Bhaduri, C.P. Chandrasekhar, Ajeet 
Mathur, Nivedita Menon, Banikhanta Mishra, Nayan Patel u.a., wichtige Quellen der Inspirati- 
on. 
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der vergangenen Jahre - entgegen der zunächst populären These von der Ab- 
koppelung der indischen Wirtschaft - abschwächt. Andererseits erscheint es 
derzeit nicht nur wahrscheinlich, dass sich die Wachstumsrate mittelfristig 
wieder erholen und Indien den Aufstieg zur wirtschaftlichen Weltmacht fort- 
setzen wird; vielmehr wird auch deutlich, dass genau das die sozialen Krisen, 
unter denen die Bevölkerungsmehrheit leidet, verschärfen wird. Diese Analyse 
führt zur Kritik am offiziellen Management der Krisenfolgen, welches sich bis- 
lang fast vollständig in der Absicherung der Profiterwartungen von Unterneh- 
men und der Sozialisierung der Kosten erschöpft (Abschnitt 3). 


1. Der Aufstieg des „wunderbaren Indien” 


Die Diskussion über die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise setzt den Dis- 
kurs über den scheinbar unaufhaltsamen ökonomischen Aufstieg Indiens fort 
(vgl. z.B. Kalam/Rajan 1998; Meredith 2008; Rai/Simon 2007). Dieser nahm eine 
neue Wendung als die Dimensionen der globalen Krise erkennbar wurden: 


„Sowie in den USA erste Zeichen der Krise sichtbar wurden, beeilte sich die oberste wirtschaftli- 
che Führungsriege in zahlreichen aufstrebenden Schwellenländern, inklusive Indien, ihren Bürge- 
rInnen ebenso wie ausländischen InvestorInnen zu versichern, dass ihre Finanzsysteme sicher von 
denen der westlichen Ökonomien abgekapselt seien, und dass es überaus unwahrscheinlich sei, 
dass das wirtschaftliche Wachstum, welches viele von ihnen erlebt hatten, seinen Glanz verlieren 
würde. Die Basis dieses robusten Optimismus bildete die modische Entkoppelungsthese, die da- 
mals im akademischen Kreis der ‚Ivy League’ und beim Internationalen Währungsfonds die Run- 
de machte |[...] und von The Economist noch am 6. Mai 2008 kräftig befürwortet wurde“ (Na- 
chane 2009: 115). 

Die Debatte über diese These von der Entkoppelung von weltwirtschaftlichen 
Dynamiken bildete in der Folge die zentrale Achse der wissenschaftlichen wie 
der politischen Diskussionen. Der jüngste ökonomische Höhenflug, der unter 
Schlagwörtern wie „Indien strahlt“ oder „wunderbares Indien“? zur Grundlage 
für ein neues nationales (Selbst-J)Bewusstsein gemacht werden sollte, ist näm- 
lich auch politisch von hoher Bedeutung. Spätestens seit der Veröffentlichung 
des BRIC-Papiers der US-amerikanischen Investmentbank Goldman Sachs 
(Wilson/Purushotaman 2003) wird Indien als werdende Weltmacht gehandelt: 
Dazu trug zum einen die spektakuläre Botschaft der Analysten bei, Indien ha- 
be das Potenzial, in den nächsten 30 bis 50 Jahren das dynamischste wirt- 
schaftliche Wachstum der BRIC-Staaten zu entfalten und werde bald die BRD 
und sogar die USA überflügeln; und zum anderen die Vorhersage, das Land 
werde seine Potenziale nur realisieren können, wenn die Politik weiterhin und 
noch stärker als zuvor auf Modernisierung durch wirtschaftliche Liberalisierung, 
Privatisierung und Globalisierung setze (vgl. O’Neill/Poddar 2008), was einer 
impliziten Bestätigung des eingeschlagenen, neoliberalen Kurses gleichkam. 


2  ‚Shining India‘ war der Wahlkampfslogan der Partei der Hindu-Rechten, BJP, im Jahr 2004; 'Inc- 
redible India' ist der Titel einer im Jahr 2002 aufgelegten staatlichen Tourismuskampagne, mit 
der auch das heute von der Kongresspartei geführte Ministerium für Tourismus wirbt. 
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Anfang der 1990er Jahre hatte die vom rechten Flügel der Kongresspartei do- 
minierte Regierung die Abkehr von der wirtschaftspolitischen Strategie des 
‚Nehruvian Consensus’ endgültig besiegelt. Begründet unter Jawaharlal Nehru, 
dem ersten Premier des unabhängigen Indien, war diese „gemischte Wirtschafts- 
weise“ charakterisiert durch direktes wirtschaftliches Engagement des Staates, 
ökonomische Planung und Koordination und eine wirtschaftsnationalistische 
Grundhaltung. Weil diese Strategie aber schließlich am „Widerspruch zwi- 
schen rasanter Industrialisierung und [nur] gradueller Landwirtschaftsreform“ 
scheiterte, vollzog sich bereits seit den späten 1960er Jahren kontinuierlich ih- 
re Neuausrichtung nach (neo-Jliberalen Parametern - privatwirtschaftliche Un- 
ternehmensverfassung, marktförmige Koordination und Offenheit für den 
Weltmarkt (Desai 2008: 178, vgl. auch Patnaik 2007a: 6). Eine tiefgreifende 
Zahlungsbilanzkrise 1990/91 bot den wirtschaftsliberalen Kräften innerhalb der 
Kongresspartei und der Staatsapparate nurmehr den willkommenen Anlass, die 
Umstrukturierung massiv zu beschleunigen und jegliche Alternativen, die auf 
eine Erneuerung der „alten“ Entwicklungsstrategie zielten, zu verwerfen. 

Die erstarkte, hindu-nationalistische BJP vertritt ebenfalls neoliberale wirtschafts- 
politische Auffassungen (Vanaik 2001: 46f). Nach und nach gelang zudem die 
Einbindung von maßgeblichen Teilen der regional verankerten, dem Namen 
nach kommunistischen Parteien CPI und CPI(M), die von 2004 bis 2009 auf 
Bundesebene mit der Kongresspartei koalierten (vgl. D. Basu 2009). Neben den 
größten internationalisierten Wirtschaftsunternehmen und ihren Verbänden, die 
sich von der Privatisierung von Staatsunternehmen neue gewinnträchtige Ge- 
schäftsfelder, von der ökonomischen Liberalisierung Konkurrenzvorteile auf den 
Binnenmärkten und von der Außenöffnung eine Erweiterung ihrer Absatzmög- 
lichkeiten versprachen, gehörten auch regionale Großunternehmen zu den ent- 
schiedenen Befürwortern und Triebkräften der Umorientierung (Vanaik 2001: 
47f). Die Mittelschichten, die als privilegierte Minderheit in sozialer Hinsicht 
vom sich dynamisierenden Wachstum profitierten, bildeten die soziale Basis des 
neoliberalen „Blocks an der Macht“ (Ganguly-Scrase/Scrase 2008). 

Die in den Jahren nach 1991 implementierten Liberalisierungsmaßnahmen 
umfassten die faktische Abschaffung des Industrielizenzierungssystems, die 
Einschränkung von Preiskontrollen und staatlichen Interventionen zur Stabili- 
sierung der Preise insbesondere von Agrargütern, sowie die Öffnung zahlrei- 
cher zuvor staatsmonopolistisch bewirtschafteter Sektoren (vgl. Dutt/Rao 
2000: 1). Im Sinne der neoliberalen Prämisse, dass der Staat sich weitgehend 
auf die Garantie der Rahmenbedingungen für das Funktionieren des freien 
Marktes beschränken solle, wurden die Mittel für Sozialprogramme und länd- 
liche, speziell landwirtschaftliche Entwicklung massiv zurückgefahren; letztere 
sanken zwischen 1990-91 und 2002-03 insgesamt von 22,2% auf 13,8% des 
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Haushaltsvolumens der Zentralregierung (vgl. P. Jha/Negre 2007: 176). 

Die stärkere Weltmarkteinbindung konkretisierte sich in der schrittweisen Ab- 
schaffung der meisten nicht-tarifären Handelshemmnisse auf Kapital- und in- 
termediäre, und ab 2002 auch auf Konsumgüter, in der Liberalisierung der 
Importe, der globalen Absenkung des Zollniveaus, der indischen WTO- 
Gründungsmitgliedschaft, der Schaffung von Exportanreizen, der graduellen 
Etablierung von hauptsächlich durch Marktkräfte bestimmten Wechselkursen 
und voller Konvertibilität der Währung, der Lockerung von Kapitalverkehrs- 
kontrollen, der Ermöglichung von Mehrheitsbeteiligungen ausländischen Ka- 
pitals und der Erleichterung von Auslandsengagements indischer Firmen (vgl. 
Dutt/Rao 2000: 5ff; Krueger 2008: 275ft, Kumar 2008: 243f). 

Auch BeobachterInnen, die der neoliberalen Umstrukturierung kritisch gegen- 
über stehen, kommen nicht umhin festzustellen, dass die jüngere makroöko- 
nomische Entwicklung bemerkenswert ist. Tatsächlich konnte in den Jahren 
nach 1991 nicht nur die unmittelbare Krise überwunden und eine Erholung 
der Wirtschaft eingeleitet werden. Es begann auch ein bislang ungekannter 
Höhenflug des indischen Wirtschaftswachstums. Zwischen 1992 und 1997 be- 
trug es etwa 7% jährlich und damit deutlich mehr als in den meisten Jahren 
seit der Unabhängigkeit (K. Basu/Maertens 2007: 148ff), als die sogenannten 
Hindu-Wachstumsrate von durchschnittlich 3,5% im Jahr dominierte. Im 
Haushaltsjahr 2006-07 erreichte das indische Wirtschaftswachstum mit 9,2% 
seinen vorläufigen Höchststand, 2007-08 lag es mit 9% nur marginal darunter. 
Seit Ende der 1980er hat sich die indische Wirtschaftsleistung so insgesamt 
mehr als verdoppelt (Chatterjee 2008: 3). 

Vor allem der Dienstleistungssektor weist seit Jahren deutlich zweistellige 
Wachstumsraten auf. Als Paradebeispiel für den Erfolg der revidierten indi- 
schen wirtschaftspolitischen Strategie gilt die IT/BPO-Branche (Informations- 
technologie und Auslagerung von ITK-Dienstleistungen), die in weltweit bei- 
spielloser Weise von Outsourcing durch Unternehmen aus den USA und Eu- 
ropa profitiert. Außerdem gehörten einige technologieintensive Industrieseg- 
mente, speziell die Pharmaindustrie, in den vergangenen anderthalb Dekaden 
zu den Wachstumsmotoren der indischen Wirtschaft (vgl. Chatterjee 2008: 
11ff). Eine neue Qualität erreichte auch das internationale Engagement einiger 
indischer Unternehmen. Insbesondere große Konglomerate wie Tata und Birla 
profitierten von der Liberalisierung des Kapitalverkehrs, und konnten so mit 
den großen transnationalen Konzernen auf Tuchfühlung gehen (vgl. Ath- 
reye/Kapur 2009; Kumar 2008). 


3 Das indische Haushaltsjahr beginnt jeweils im zweiten Quartal und umfasst demzufolge 
auch das erste des folgenden Jahres. 
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2. Indischer Neoliberalismus und „räuberisches Wachstum” 


Die verbreitete Fixierung auf die Makroökonomie und einige spektakuläre, 
aber auf einzelne Segmente begrenzte Erfolgsgeschichten in der Diskussion 
um die jüngere indische Wirtschaftsentwicklung verschleiern allerdings deren 
Mangel an Ausgewogenheit, und vor allem die Tatsache, dass von der Dyna- 
mik der vergangenen zwei Dekaden weite Teile der Bevölkerung ausgeschlos- 
sen blieben. Zwar ist die Frage, ob sich in Folge der neoliberalen Reformen 
der Abbau der Armut beschleunigt habe, umstritten (vgl. Deaton/Kozel 2005), 
aber selbst wenn die optimistische offizielle Annahme eines beschleunigten 
Rückgangs zuträfe, bliebe sie weit unter dem Niveau, das bspw. China in Rela- 
tion zum wirtschaftlichen Wachstum bei der Armutsreduktion erreicht hat 
(Bhaduri 2008: 106 R. Jha 2008: Tabelle 1). Absolut gesehen lebten den Zah- 
len des Human Development Report der Vereinten Nationen von 2007/2008 
zu Folge im Jahr 2005 immer noch mehr als 80% der Bevölkerung von weni- 
ger als zwei US$ täglich in absoluter Armut, und etwas mehr als ein Drittel 
von weniger als einem Dollar in extremer Armut (UNDP 2007: 232, 240). In 
Folge von inter-regionalen und inter-sektoralen Ungleichheiten stellt sich die 
soziale Situation auf dem Land und in einigen Bundesstaaten bzw. Regionen 
zudem noch weitaus gravierender dar, als die aggregierten Armutsquoten ver- 
muten lassen (vgl. Wagif 2008: 15ff). 

Doch selbst wo diese Defizite konstatiert und dementsprechend die Frage ge- 
stellt wird „When does growth trickle down to the poor?“ (K. Basu/Mallick 
2008), wird implizit angenommen, es müssten lediglich Anpassungen an einer 
im Grunde richtigen Strategie vorgenommen werden, um dieses Ziel - das 
„Durchsickern“ von wachstumsinduzierten Wohlfahrtseffekten - zu erreichen. 
Tatsächlich ist die Realität der indischen Wirtschaftsentwicklung und damit 
verbundenen sozio-ökonomischen Dynamiken komplexer: Die mangelnde In- 
klusion durch das Wachstums drückt sich u.a. im weitestgehend ausbleiben- 
den Aufbau von Beschäftigung in den organisierten Wachstumssektoren und 
in der sich verschärfenden Krise der Landwirtschaft aus. Tatsächlich ist es aber 
so, dass die Bevölkerungsmehrheit nicht nur von positiven Effekten der Wirt- 
schaftsentwicklung ausgeschlossen bleibt, sondern dass sie - in einer Konstel- 
lation, die sich mit Bhaduri (2008) als „räuberisches Wachstum“ (predatory 
growth) bezeichnen lässt - dessen Hauptlasten durch verschärfte (Selbst-)Aus- 
beutung und Prozesse der Akkumulation durch Enteignung zu tragen hat. 


Wachstum ohne Beschäftigung 


Im Kontext eines sektoral ungleichgewichtigen Wachstums ist eine Disproporti- 
onalität von Produktion und Beschäftigung entstanden (Patnaik 2007a: 5f). Es 
lassen sich mindestens drei wichtige Zusammenhänge mit der neoliberalen Um- 
strukturierung aufzeigen: Erstens verschärft die ökonomische Globalisierung die 
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internationale Konkurrenz und zwingt indische Unternehmen, sich auf Steige- 
rung von Kapital-, Technologie und Raumintensität, sowie der Arbeitsprodukti- 
vität zu konzentrieren, was zu einer tendenziellen Entkoppelung zwischen Be- 
schäftigungsentwicklung und Wachstum von Dienstleistungen und Industrie ge- 
führt hat. Im Zuge der Abkehr von einer effektiven gesamtwirtschaftlichen Pla- 
nung hat zweitens die Regierung ihre Möglichkeiten zur Beeinflussung der Be- 
schäftigungsentwicklung im Privatsektor weitestgehend aufgegeben (Wagif 2008: 
15). Durch den fortschreitenden Rückzug des Staates aus der Ökonomie und die 
Privatisierung von Staatsunternehmen verliert drittens der öffentliche Sektor sei- 
ne Bedeutung bei der Schaffung von formeller Beschäftigung im organisierten 
Sektor; das Wachstum der Beschäftigung im öffentlichen Dienst fiel, nachdem es 
zu Beginn der 1990er Jahre noch bei ca. 4% und damit mehr oder weniger in 
Übereinstimmung mit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gelegen hatte, bis 
2002-03 auf negative -1% (Nagaraj 2006: 2553). 

Der Dienstleistungssektor steigerte seinen Anteil am BIP von 40% im Jahr 
1991 auf ca. 55% im Jahr 2007, während der Beschäftigungsanteil relativ kon- 
stant bei kaum mehr als 20% der Erwerbsbevölkerung lag (Chatterjee 2008: 
12; Mitra 2008: 5). Das Missverhältnis in der dynamischen IT/BPO-Branche, 
ist noch deutlicher. Ihr Anteil am BIP ist rasant auf knapp 5% angewachsen, ihr 
Anteil an der Gesamtbeschäftigung beträgt aber nur 0,25%; von den seit den 
1990ern steigenden Einkommen in diesem Sektor profitiert also nur eine ver- 
schwindende Minderheit gut qualifizierter Angehöriger der Mittelschichten 
(Bardhan 2006: 2ff). Währenddessen stagniert der Industriesektor, sowohl was 
seinen Anteil am BIP als auch an der Beschäftigung angeht, auf einem niedrigem 
Niveau von 28% bzw. 12% (Chatterjee 2008: 4, 12). So hat sich während der 
1990er Jahre das aggregierte Beschäftigungswachstum im Gegensatz zur dynami- 
schen Entwicklung des BIP sogar noch verlangsamt: das Wachstums des Cur- 
rent Daily Status-Indikators, der die täglich verfügbaren Jobs misst, ging von 
2,7% jährlich im Zeitraum von 1983 bis 1994 auf 1,1% von 1994 bis 2000 zu- 
rück. Im Allgemeinen hat sich der Anteil von informeller und zumeist mit so- 
zialer Prekarität verbundener Beschäftigung in den 1990er Jahren auf 93% der 
Erwerbsbevölkerung vergrößert (Agarwala 2008: 382f, Wagif 2008: 13). 


Krise der Landwirtschaft 


Die Entwicklung der Landwirtschaft und der von ihr abhängigen Bevölkerung 
war seit der Unabhängigkeit mit Problemen behaftet, die sich aber seit Beginn 
der neoliberalen Transformation der Entwicklungsstrategie deutlich verschärft 
haben. Das Ergebnis ist eine Agrarkrise, die die Dimensionen der Beschäfti- 
gungskrise sogar noch übersteigt und gleichzeitig mit dieser in engem Zu- 
sammenhang steht. Die wichtigsten Ursachen für die Verschlechterung der Si- 
tuation liegen in der Rücknahme staatlicher Unterstützung für den Agrarsek- 
tor sowie seiner Öffnung zum Weltmarkt. Da immer weniger Mittel für die 
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landwirtschaftliche Entwicklung zur Verfügung gestellt werden, bleibt die Ent- 
wicklung der Produktion hinter dem Bevölkerungswachstum zurück, welches 
dennoch auf Grund des ausbleibenden Beschäftigungsaufbaus in den Wachs- 
tumssektoren durch den Agrarsektor aufgefangen werden muss. Die Einkom- 
men der landwirtschaftlichen ProduzentInnen leiden zudem unter volatilen 
Preisen, verteuerten Inputs und einer massiv verschärften Importkonkurrenz 
(P. Jha/Negre 2007: 15ff). Zwar führte die Regierung 2005, eine alte Forderung 
der Linken aufgreifend, den National Rural Employment Guarantee Act 
(NREGA) ein, der jeder Familie auf dem Land 100 Tage bezahlte Arbeit garan- 
tieren soll. Die Wirksamkeit dieses Programms leidet jedoch unter seiner dau- 
erhaft defizitären Umsetzung, so dass die eingestellten Mittel nicht annähernd 
vollständig abgerufen und die Probleme bestenfalls ansatzweise gelöst werden 
(Ambasta et al. 2008: 42ff; Vanaik 2008). 

Der Anteil des Agrarsektors am BIP hat sich seit 1991 nahezu halbiert und 
macht gerade noch 17% aus, obwohl weiterhin rund 60% der Bevölkerung 
von landwirtschaftlichen Aktivitäten abhängen. Da das Wachstum der wirt- 
schaftlichen Leistungskraft des Sektors in den meisten Jahren seit 1991 nicht 
einmal mit dem Bevölkerungswachstum Schritt halten konnte, nimmt die Zahl 
der landlosen Tagelöhnerlnnen zu, während ihre durchschnittliche jährliche 
Beschäftigungsdauer allein zwischen 1999-2000 und 2004-05 um 5%, von 220 
auf 209 Tage, zurück ging (vgl. Bhaduri 2009: 37; Chatterjee 2008: 12). Auch 
die reellen Pro-Kopf-Einkommen in der Landwirtschaft stagnieren bzw. sinken 
seit dem Beginn der neoliberalen Umstrukturierung. Da durch die Umwid- 
mung von Land für die Produktion von cash crops zugleich die Getreidepreise 
tendenziell steigen, verringert sich der Konsum stetig, obwohl große Teile der 
Landbevölkerung weiterhin unter- oder mangelernährt sind (Desai 2006: 73; 
Patnaik 2007a: 4). 

Traurigster Ausdruck der durch diese Entwicklungen hervorgebrachten sozia- 
len Krise ist die dramatische Zunahme der Selbstmorde von Bäuerinnen und 
Bauern, die ihren Lebensunterhalt nicht mehr bestreiten können. Im letzten 
Jahrzehnt haben sich offiziellen Statistiken zu Folge über 100.000 Menschen 
auf dem Land das Leben genommen (Patnaik 2007b; Vaidyanathan 2006). In- 
zwischen ist die große Mehrheit der Familien auf dem Land auf zumindest 
temporäre Migration in die urbanen Zentren angewiesen, wo einzelne Mitglie- 
der oder gleich alle Familienangehörigen versuchen, ihr Einkommen in zu- 
meist schlecht bezahlten und unsicheren Arbeitsverhältnissen aufzustocken. 
Zudem wächst die Zahl derjenigen, die in der Hoffnung auf ein sicheres Ein- 
kommen dauerhaft in die Städte migrieren. Diese finden sich dort aber meist 
weiterhin in sozial prekären Umständen wieder und stellen eine schier uner- 
schöpfliche „Reservearmee“ für den unorganisierten Sektor dar (Kundu/Sarang 
2007; Mosse et al. 2005). 
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„Hierarchische Integration” und „Akkumulation durch Enteignung” 


Diese Probleme sind jedoch nicht einfach dadurch zu beheben, dass man das 
Wachstum „inklusiver“ macht. Das „räuberische Wachstum“ bringt nicht nur 
soziale Krisen hervor. Es ist vielmehr strukturell mit dem indischen Entwick- 
lungsmodell verknüpft, welches unverzichtbar auf verschärfter (Selbst-)Ausbeu- 
tung, Exklusion und Enteignung der Bevölkerungsmehrheit beruht. 

In diesem Zusammenhang ist zunächst auf die Zunahme der Arbeitsprodukti- 
vität als wichtigste Quelle der wirtschaftlichen Dynamik zu verweisen. In den 
organisierten Segmenten von Dienstleistungen und Industrie kann deren Stei- 
gerung wenigstens zum Teil auf einen Anstieg der Kapitalintensität sowie 
technologischen Fortschritt zurück geführt werden (vgl. Chatterjee 2008: 18). 
Im unorganisierten Sektor, in dem kleinbetriebliche Unternehmensstrukturen 
mit wenig fixem Kapital dominieren, spielt hingegen längere und härtere Ar- 
beit die entscheidende Rolle. Je prekärer die Beschäftigungsverhältnisse, desto 
zwingender wird für große Teile der Bevölkerung die rücksichtslose (Selbst- 
)Ausbeutung, um den Lebensunterhalt zu bestreiten (Bhaduri 2008; 2009). 

Ein weiterer kennzeichnender Aspekt des „räuberischen Wachstums“ ist ein 
dauerhaftes doppeltes Lohndifferenzial, welches Krishna und Nederveen Pie- 
terse (2008) als zentrales Merkmal einer „hierarchischen Integration“ analysiert 
haben: zum einen, zwischen Ökonomien der Zentren und den an den Welt- 
markt angekoppelten Segmenten der indischen Wirtschaft, und zum anderen 
zwischen letzteren und den prekär Beschäftigten des unorganisierten Sektors. 
Die Aufrechterhaltung dieser Differenziale ist eine Bedingung für die Funkti- 
onsfähigkeit der derzeitigen Entwicklungsweise. Das erste ist essenziell für die 
Wettbewerbsfähigkeit auf den Welt- und Binnenmärkten und damit für die 
Dynamik der Entwicklung in den Wachstumssektoren. Seine Aufrechterhal- 
tung wird beispielsweise durch die wachsende Zahl der abhängigen Selbständi- 
gen gewährleistet, die dem organisierten Sektor immer neue, billige Arbeits- 
kraft zur Verfügung stellen. Das zweite Lohndifferenzial ist notwendig, um 
diese Konstellation sozial abzusichern. Denn stünden nicht in ausreichendem 
Maße billige persönliche Dienstleistungen zur Verfügung, ließe sich keine so 
starke Wohlfahrtssteigerung für die aufstrebenden Mittelschichten erreichen, 
deren politische Unterstützung für die neoliberale Entwicklungsweise unver- 
zichtbar ist. Damit ist die Mobilität zwischen den ökonomischen Sektoren 
und somit auch die soziale Aufwärtsmobilität notwendigerweise beschränkt. 
Das dritte Element dieser Konstellation ist die „politische Ökonomie des Land- 
raubs“ („political economy of land grab“, P.K. Basu 2007). Enteignung und wei- 
tere Marginalisierung gerade der verwundbarsten Gruppen sind notwendige Be- 
gleiterscheinungen der neoliberalen Entwicklungsstrategie, da sie für die Wettbe- 
werbsfähigkeit indischer Unternehmen und die Attraktivität des Standorts unver- 
zichtbar sind. Die wichtigste Triebkraft liegt in der staatlich geförderten Einrich- 
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tung von „Sonderwirtschaftszonen“, Special Economic Zones (SEZ), in nahezu 
allen Teilen Indiens. SEZ sind auf die Bedürfnisse exportorientierter Unterneh- 
men zugeschnitten, welche dort von wichtigen Steuern und Abgaben und der 
Koalitionsfreiheit der ArbeiterInnen befreit sind, sowie mit subventionierter 
Infrastruktur versorgt werden. Der Special Economic Zones Act aus dem Jahr 
2005 ermöglicht in Verbindung mit dem Land Acquisition Act die Enteignung 
von Bäuerinnen und Bauern „im allgemeinen Interesse“, in diesem Kontext zu- 
meist synonym mit dem Interesse der Unternehmen, und stellt so ein starkes In- 
strument einer „Akkumulation durch Enteignung“ (vgl. Harvey 2005: 159ff) dar. 
Gerade marginalisierte Gruppen wie Kastenlose (Dalit) oder Angehörige soge- 
nannter indigener Stämme (Adivasi) verfügen selten über schriftliche Titel für seit 
Generationen von Familien oder Dorfgemeinschaften genutztes Land oder Ge- 
wässer und können so durch bloße Umwidmung von Land in staatliches Eigen- 
tum enteignet, vertrieben und damit ihrer Lebensgrundlage beraubt werden (Ba- 
nerjee-Guha 2009: 1f; P.K. Basu 2007: 1283). 


3. Die Weltwirtschaftskrise im Kontext des indischen Neoliberalismus 


Der Diskurs über das „wunderbare Indien“ ist nur möglich, weil er sich auf 
eine verbreitete intellektuelle Ignoranz gegenüber diesen Aspekten der Ent- 
wicklungsdynamik stützt. Die folgende Analyse der Auswirkungen der gegen- 
wärtigen Weltwirtschaftskrise auf Indien wird demgegenüber deren Bedeutung 
in den Kontext der sozialen Krisen stellen, welche die neoliberal geprägte Poli- 
tik ın Indien seit zwei Jahrzehnten hervorgebracht und verschärft hat. Vor die- 
sem Hintergrund werden wir uns nicht auf die Auswirkungen auf den Finanz- 
sektor, die internationalisierten Segmente der Ökonomie und die mit diesen 
verbundenen Mittelschichten beschränken, sondern auch die Auswirkungen 
auf den unorganisierten Sektor, die Landwirtschaft und die marginalisierten 
Teile der Bevölkerung in den Blick nehmen. 


Wachstum trotz Krise 


Die These der Entkoppelung der indischen Wirtschaft beruhte auf der Annahme, 
dass das Wachstum der aufstrebenden Schwellenländer hauptsächlich auf von 
den Entwicklungen im Westen unabhängigen Binnenfaktoren basiere (vgl. 
Goldman Sachs Global Economics Group 2007). Als größter qualitativer Unter- 
schied zur Krise in den Volkswirtschaften Europas und der USA wurde insbe- 
sondere der robuste Finanzsektor angesehen. Tatsächlich ist dieser - der zum 
größten Teil immer noch von nationalisierten Instituten bewirtschaftet wird und 
weitaus strengeren Regularien unterworfen ist als die privaten Gegenstücke ın 
den USA und Europa - in der Substanz weitgehend intakt (Reddy 2009). 

Die Verlangsamung des Wirtschaftswachstums wird von den neoliberalen Eli- 
ten keinesfalls als massiver Einbruch oder gar Ende des indischen Höhenflugs 
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betrachtet; so erweise sich in der Krise die Stabilität der indischen Entwick- 
lung und damit die Richtigkeit der ihr zu Grunde liegenden Strategie (in die- 
sem Sinne z.B. der damalige Finanzminister Chidambaram am 18. September 
2008 in The Financial Express, am 25. November 2008 in The Hindu, am 24. 
Februar 2009 in The Economic Times; und die Federation of Indian Cham- 
bers of Commerce and Industries, am 12. Juni 2009 in Financial Chronicle). 
Diese Haltung scheint auf den ersten Blick nicht unbegründet zu sein: Selbst 
die Anfang diesen Jahres deutlich nach unten korrigierte Wachstumsprognose 
des IWF von 5,1% für 2009 und 6,5% für 2010 (IMF 2009) lässt in Relation 
zur gravierenden Rezession in Europa und den USA auf ein nach wie vor so- 
lides wirtschaftliches Wachstum schließen. Eine Abwertung der Rupie hat zu- 
dem einen hyper-wettbewerbsfähigen Wechselkurs hergestellt, der optimisti- 
schen Prognosen zu Folge maßgeblich dazu beitragen wird, dass die indischen 
Exporte und in der Konsequenz auch das aggregierte Wirtschaftswachstum 
rasch wieder auf alte Höhen von jährlich 8% bis 9% empor schnellen werden 
(Subramanian 2009: 35). 

Nachdem sich die Prognosen für die Entwicklung der Weltwirtschaft kontinu- 
ierlich verschlechterten, mussten allerdings auch überzeugte VertreterInnen der 
Entkoppelungsthese einräumen, dass Indien über andere Einflusskanäle als das 
Bankwesen, v.a. den Außenhandel, den internationalen Kapitalverkehr und die 
Verfügbarkeit von Kredit stärker von der Krise betroffen sein würde als zu- 
nächst propagiert. 


Kosten der Kopplung 


Die internationalisierten Segmente der Ökonomie bekommen die Effekte der 
Krise inzwischen deutlich zu spüren, wobei der Außenhandel hier von zentraler 
Bedeutung ist. Das Verhältnis von Exporten zum BIP ist zwischen 1995 und 
2006 von 11% auf 23% gestiegen. Sie hatten also wesentlich stärker zum voraus- 
gegangenen Boom beigetragen als VertreterInnen der Entkoppelungsthese zur 
Kenntnis nehmen wollten. Der Export von Gütern lag bereits im letzten Quartal 
2008 um 10% niedriger als im Vorjahreszeitraum. Bei gleichzeitig weiter zuneh- 
menden Importen wuchs das Handelsbilanzdefizit auf 36,3 Mrd. US$ und lag 
damit über 40% höher als im letzten Quartal des vorvergangenen Jahres; das 
Leistungsbilanzdefizit verdoppelte sich auf 5,1% des BIP. Die IT-Industrie und 
BPO-Unternehmen, deren Dienstleistungsexporte sich stark auf die USA und 
Großbritannien konzentrierten, waren wegen der branchenüblichen zwei- bis 
dreijährigen Vertragslaufzeiten erst mit Verzögerung betroffen. Anfang 2009 wa- 
ren erste zurückgehende Gewinne, Einstellungsstopps und sogar Entlassungen im 
dynamischsten Segment der letzten Jahre zu verzeichnen. Das aggregierte Ex- 
portwachstum rutschte ab Oktober 2008 ins Negative - trotz der in Folge mas- 
siver Kapitalabflüsse zwischen Ende 2008 und Mitte 2009 um mehr als 25% ab- 
gewerteten Rupie (Ghosh/Chandrasekhar 2009: 727££, Rakshit 2009: 103). 
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Als entscheidender Wendepunkt in der Entwicklung des internationalen Kapi- 
talverkehrs kann der Zusammenbruch der US-amerikanischen Investmentbank 
Lehman Brothers Mitte September 2008 gelten, der einen Einbruch der indi- 
schen Aktienmärkte zur Folge hatte: Der Leitindex SENSEX der Börse von 
Mumbai büßte bis Januar 2009 sagenhafte 52% seines Wertes ein. Dies spie- 
gelte zum einen das schwindende Vertrauen ökonomischer AkteurInnen in die 
wirtschaftliche Entwicklung, und zum anderen das Austrocknen ausländischer 
Kapitalströme wider, deren Anteil am BIP bis 2007-08 auf 9% gestiegen war, 
und deren Bedeutung von den VertreterInnen der Entkoppelungsthese eben- 
falls unterschätzt worden war (vgl. Ghosh/Chandrasekhar 2009: 730; Rakshit 
2009: 101f; Ram Mohan 2009: 111f). Insbesondere institutionelle Investoren 
hatten bereits im April 2008 begonnen, im größeren Umfang Kapital abzuzie- 
hen um ihren unmittelbaren Liquiditätsbedarf zu decken und ihre Bilanzen zu 
sanieren; der Zusammenbruch von Lehman beschleunigte diese Entwicklung 
deutlich, da in einem kumulativen Prozess weitere InvestorInnen auf den Ein- 
bruch der Börsenwerte reagierten. Zwischen April und Dezember 2008 zogen 
institutionelle Investoren insgesamt knapp 8,3 Mrd. US$ aus Indien ab, wo- 
hingegen es im Haushaltsjahr 2007-08 noch ein Plus von gut 16 Mrd. US$ ge- 
geben hatte. Auch der Umfang der gewährten externen Kredite nahm deutlich 
von 3,6 auf 2,2 Mrd. US$ ab (Hans 2009: 9; Nachane 2009: 116). 

Zum Abflauen des Exportwachstums, der Schwäche der Kapitalmärkte, dem 
Ausbleiben von Investitionen und dem Abfluss von Kapital kommt ein weite- 
res, potenziell wohl noch größeres Problem: Da das Kreditwachstum den An- 
stieg des BIP gerade in den letzten fünf Jahren bei weitem überschritten hat, 
sind die Institute zunehmend auf kurzfristige Refinanzierung angewiesen, was 
ihre Anfälligkeit für Liquiditätsengpässe erhöht hat (Chandrasekhar 2009; 
Chandrasekhar/Ghosh 2009). Es wird zwar bislang noch durch die Zentralbank 
und die staatlichen Finanzinstitute aufgefangen; jedoch gibt es bereits Anzeichen 
dafür, dass die bisherige Strategie in absehbarer Zeit nicht mehr tragen wird. So 
hat sich das Zinsniveau nicht im Gleichklang mit dem von der Zentralbank 
mehrfach gesenkten Basiszins verringert und indische Unternehmen beginnen, 
über eine Kreditklemme zu klagen. Zudem haben die Liquiditätsspritzen der 
Zentralbank augenscheinlich bis dato nicht ausgereicht, um den Wegfall der 
Mittel externer Institutionen auszugleichen und die indischen Banken von ihrer 
zögerlichen Haltung bei der Vergabe von Krediten abzubringen (Vaidyanathan 
2009: 8f). Sollte dies so bleiben, droht in einiger Zeit ein Liquiditäts- und Kre- 
ditproblem wie in den kapitalistischen Zentren, was eine völlige Neubewertung 
der Auswirkungen der Krise auf Indien erforderlich machen würde. 


Soziale Folgen 


Was die wohl wichtigste soziale Dimension der Krise - die Beschäftigung - an- 
geht, liegen nur wenige belastbare Daten vor. Offizielle Quellen (Government of 
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India 2009a, b, c; eigene Berechnungen) sprechen von größeren Beschäftigungs- 
verlusten in exportorientierten Einheiten in den Bereichen Textilien und Stoffe, 
Metalle und Metallprodukte, Automobile, Schmuck und Edelsteine, der Bau- 
branche, dem Transportsektor, und der IT/BPO-Branche. Insgesamt bewegen 
sich die Beschäftigungsverluste in den untersuchten Einheiten der Exportwirt- 
schaft zwischen März 2008 und Juni 2009 um 4,5%.‘ In einigen Segmenten sind 
daneben fallende Real-, zum Teil auch fallende Nominallöhne zu verzeichnen. In 
der Summe haben der Regierung zu Folge allerdings Jobzuwächse in binnenori- 
entierten Einheiten die Verluste bislang ausgeglichen. Ob dies dauerhaft der Fall 
sein wird - soweit der Trend zu sinkender Beschäftigung in der Exportwirtschaft 
anhält - ist eine offene Frage. Nachane (2009: 177) argumentiert in diesem Zu- 
sammenhang, dass der erstarkende globale Protektionismus indische exportie- 
rende Unternehmen zunehmend unter Druck setzen wird, und dass bislang Ver- 
kettungseffekte mit dem Rest der Ökonomie, welche mit Verzögerung wirksam 
werden, unterschätzt würden. 

Die armen und marginalisierten Bevölkerungsteile jenseits des organisierten 
Sektors werden von offizieller Seite kaum in den Blick genommen. Hier re- 
produziert sich in verschobener Form die Problemblindheit, die den Eliten- 
diskurs über das „wunderbare Indien“ prägt. Auch Beiträge, die sich kritisch 
mit neoliberalen Positionen auseinander setzen, fokussieren zumeist auf die 
Auswirkungen der Krise auf die internationalisierten Sektoren der Wirtschaft 
und die von ihnen abhängigen Mittelschichten. Wir skizzieren im Folgenden 
beispielhaft auf Grundlage des wenigen vorliegenden Materials und eigener 
Recherchen einige Aspekte der Auswirkungen der Krise auf verschiedenen 
Gruppen der indischen Bevölkerungsmehrheit und deren Verbindungen mit 
den sozialen Folgen der neoliberalen Entwicklungsweise. 

Eine unmittelbare Folge der Wirtschaftskrise sind sinkende Preise für Agrarex- 
portgüter. Die aggregierten nominellen Weltmarktpreise von landwirtschaftli- 
chen Primärgütern fielen nach ihrem zwischenzeitlichen durch Spekulation 
bedingten Hoch zwischen 2006 und 2008 bis Ende letzten Jahres um über 
40% auf das Niveau von 2005 zurück (Chandrasekhar/Ghosh 2008: 2ff) und 
stagnieren seitdem. Die konkreten sozialen Auswirkungen können bereits bei 
deutlich geringeren Rückgängen gravierend sein, da die meisten Familien, wie 
gezeigt, bereits zuvor nicht vom Einkommen aus landwirtschaftlichen Aktivi- 
täten überleben konnten. Die Abhängigkeit von temporärer Migration in die 
urbanen Zentren erhöht sich, und damit die Prekarität durch verschärfte Kon- 
kurrenz bei gleichzeitiger Verknappung des Beschäftigungsangebots. Straßen- 
händlerInnen sind eine der Gruppen, die unter diesen Entwicklungen leidet. 
Spezifische Daten für Indien liegen nicht vor, aber eine mehrere Länder über- 


4 Absolute Zahlen, die über das Untersuchungssample hinaus aussagekräftig wären, legt die 
Regierung nicht vor. 
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greifende Studie (Horn 2009: 7) verzeichnet, dass nahezu zwei Drittel der Be- 
fragten in dem Bereich von deutlich sinkenden Einkommen berichtet. Eine 
weitere besonders hart getroffene Gruppe von Arbeiterinnen im urbanen un- 
organisierten Sektor besteht aus den Zulieferinnen der Abfallwiederverwer- 
tungsindustrie. Hier sind vorrangig Frauen aus den untersten sozialen Schich- 
ten aktiv, die die gesammelten Abfälle an die Verwerter verkaufen. Die Welt- 
marktpreise für Recycling-Plastik sind bis Anfang 2009 massiv, um mehr als 
50%, eingebrochen und seitdem zwar langsamer aber anhaltend gesunken 
(Horn 2009: Tabelle 6). Dies drückt die Einkommen, während gleichzeitig 
auch hier immer mehr Frauen und Kinder, die ihre Einkommensmöglichkei- 
ten anderswo verlieren, um die Abfälle zu konkurrieren beginnen (Jain 2009). 
Auch viele Menschen, deren ökonomische Aktivitäten nicht direkt mit dem 
Weltmarkt verbunden sind, werden die Folgen der Krise, etwa sinkende Löhne 
und weiter verstärkte Beschäftigungsunsicherheit, zu spüren bekommen. Ver- 
antwortlich dafür sind zum einen Fffekte der Verkettung der internationalisier- 
ten Segmente mit dem Rest der Ökonomie, zum Beispiel über die abhängigen 
Selbständigen, die nicht formal bei einem Unternehmen angestellt sind, aber 
vorrangig auf Einkommen für Dienstleistungen, die sie für dieses erbringen, an- 
gewiesen sind; und zum anderen die hierarchische soziale Integration, also die 
Abhängigkeit von Einkommen aus Verkauf von Waren persönlichen Dienst- 
leistungen an Angehörige der Mittelschichten. Ähnliche Effekte für landwirt- 
schaftliche ProduzentInnen und LandarbeiterInnen wie durch den oben kons- 
tatierten Rückgang der Preise sind durch den Rückgang der Nachfrage nach 
gehobenen landwirtschaftlichen Gütern zu erwarten. Zudem ist es wahrschein- 
lich, dass der Zugang zu Krediten sich im Zuge der wachsenden Knappheit an 
Kapital für die bislang akzeptierten Kreditnehmer mit der geringsten Bonität, 
zu denen viele informelle Selbständige sowie Kleinstunternehmen des unorga- 
nisierten Sektors gehören, erheblich erschweren wird. 


Krisenmanagement 


In einem Bericht über die zu erwartenden Folgen der Krise für den unorgani- 
sierten Sektor schlussfolgert die National Commission for Enterprises in the 
Unorganised Sector (NCEUS), dass insgesamt ein Anstieg der Existenzunsi- 
cherheit, Einkommensverluste und die Verschärfung des Zustands von Armut 
und Verwundbarkeit zu erwarten sei, wobei TagelöhnerInnen, insbesondere 
deren ärmster Teil, die LandarbeiterInnen am schlimmsten betroffen sein wür- 
den (NCEUS 2009: 3f). Obwohl die Kommission vom für den unorganisier- 
ten Sektor zuständigen Ministerium eingesetzt wurde, hat die Regierung bis- 
lang die Politikempfehlungen der NCEUS, die ein umfangreiches Programm 
zur Absicherung der am stärksten verwundbaren Bevölkerungssegmente gefor- 
dert hatte, ebenso ignoriert wie die Mahnungen von KritikerInnen außerhalb 
der Staatsapparate. Zunächst zeigte sie sich nicht bereit, überhaupt in größe- 
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rem Stil Maßnahmen zu ergreifen, da Indien offiziell von der Krise kaum be- 
troffen sei. Erst nach dem Zusammenbruch von Lehman Brothers, als die Re- 
gierungen zahlreicher Länder bereits Konjunkturpakete aufgelegt hatten, zog 
Indien nach (vgl. Rakshit 2009:103). 

Das erste, Ende 2008 verabschiedete Maßnahmenpaket von Regierung und 
Zentralbank umfasste drei große Komponenten: Reduzierung der Zinsen und 
Verbesserung des Zugangs von Unternehmen und Haushalten zu Krediten; 
Verbesserung des Zugangs zu externen Finanzierungsquellen durch Lockerung 
der verbleibenden Beschränkungen; und Stimulation der Nachfrage nach Au- 
tomobilen durch Kauf- und Kreditanreize (Ghosh/Chandrasekhar 2009: 735f). 
In kurzer Folge schnürte die Regierung zwei weitere Konjunkturpakete, die 
Steuersenkungen für Unternehmen und Haushalte, Infrastrukturinvestitionen 
und Unterstützungsmaßnahmen für das Bankkapital umfassten. Das kombı- 
nierte Volumen der Konjunkturimpulse betrug aber nur vergleichsweise gerin- 
ge 2,1% des BIP (Ram Mohan 2009: 112). Die Wirksamkeit dieser Vorgehens- 
weise ist umstritten. So wird kritisiert, dass von den Steuererleichterungen vor 
allem Haushalte mit höherem Einkommen profitieren, die konjunkturfördern- 
de Wirkung der Infrastrukturinvestitionen unter den langen Anlaufzeiten leide, 
und die geplanten zusätzlichen Ausgaben generell nicht ausreichend seien 
(Nachane 2009: 120; Vaidyanathan 2009: ff). 

Fundamentaler lässt sich das offizielle Krisenmanagement dahingehend kriti- 
sieren, dass es bislang hauptsächlich um eine Sozialisierung der drohenden 
Verluste geht. Während Unternehmen durch Aufträge, sowie Steuer- und Zins- 
senkungen aus den öffentlichen Haushalten unterstützt werden, sind Maß- 
nahmen zur sozialen Sicherung der Bevölkerung bislang ausgeblieben. Die 
einzige größere Ausnahme bildet die im Mitte des Jahres verabschiedeten 
Haushalt vorgenommene Erhöhung der Mittel für das Beschäftigungspro- 
gramm NREGA. Angesichts der oben diskutierten Implementationsdefizite, 
die es höchst unwahrscheinlich machen, dass die neuen Mittel überhaupt in 
Anspruch genommen werden, erscheint es aber nahe liegend, dass die Regie- 
rung das populäre Programms vorrangig aufstockt, um beanspruchen zu kön- 
nen, auch auf die sozialen Belange der Bevölkerung zu achten. Die Lobbyar- 
beit von Unternehmen zielt währenddessen darauf ab, im Windschatten der 
Krise weitere Konzessionen von Seiten des Staates zu erreichen, die die wäh- 
rend des Booms aufgebauten Gewinnerwartungen absichern sollen (vgl. Marjit 
2009). 


Neoliberale Entwicklungsweise und Krise 


Die Auswirkungen der Krise auf große Teile der marginalisierten Bevölkerung 
werden erst nach und nach spürbar werden, indem sie von den und durch die 
an den Weltmarkt angekoppelten Segmente der Wirtschaft nach unten diffun- 


Phoenix und Asche: Indien und die Weltwirtschaftskrise 659 


dieren. Wie unsere Beispiele zeigen, sind vor allem indirekte und zum Teil 
schwer messbare Veränderungen wie eine höhere Unterbeschäftigung, niedrige- 
re Reallöhne und insgesamt ein höheres Maß an (Selbst-)Ausbeutung ange- 
sichts der sich verschärfenden Konkurrenz unter den Prekarisierten zu erwar- 
ten. Eine deutliche Zunahme von Mangelernährung, Hunger und Armut wird 
erst mit zeitlicher Verzögerung nachzuweisen sein. Konventionelle Untersu- 
chungen, beispielsweise des Anstiegs der offenen Arbeitslosigkeit, werden nur 
einen Teil des Ausmaßes der Auswirkungen widerspiegeln. 

An Stelle des jahrelang ausgebliebenen „positiven Durchsickerns“ der Wachs- 
tumseffekte macht der Charakter der „hierarchischen Integration“ in Verbin- 
dung mit dem offiziellen Krisenmanagement nun also eine „doppelte Umver- 
teilung“ der sozialen und ökonomischen Kosten der Krise von oben nach un- 
ten wahrscheinlich. Zum einen werden die unmittelbaren Lasten, die Unter- 
nehmen und Banken zu tragen haben, soweit wie möglich den öffentlichen 
Haushalten aufgebürdet, während die soziale Sicherung der Bevölkerungs- 
mehrheit beim Krisenmanagement sich zumeist in Rhetorik erschöpft; zum 
anderen werden wiederum die Marginalisierten, die schon vom Wachstum 
ausgeschlossen waren, durch nochmals verschärfte (Selbst-)Ausbeutung die 
Grundlagen für eine Erholung des „räuberischen Wachstums“ schaffen. 
Allerdings ist es nicht die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise, welche die indi- 
sche Bevölkerung vorrangig belastet. Deren Auswirkungen auf die Mittel- 
schichten, die von den internationalisierten Sektoren der Wirtschaft abhängig 
sind, sind unter sozialen Gesichtspunkten hoch problematisch und verdienen 
von daher natürlich Beachtung. Für die Landbevölkerung stehen zumeist aber 
die Strukturprobleme des Agrarsektors im Vordergrund. Auch für die städti- 
schen Armen sind Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und sinkende Ein- 
kommen keineswegs neu. Scheinbar paradox sind die Folgen der globalen Kri- 
se dennoch potenziell verheerend, nicht nur für die Mittelschichten, sondern 
auch für diejenigen, die vom Wachstum nicht profitiert haben. Denn wo die 
Marsinalisierten oft bereits am physischen Existenzminimum leben, können 
auch indirekte, graduell sich durchsetzende und vergleichsweise weniger starke 
Belastungen aus einer strukturellen Krise rasch eine unmittelbare soziale Ka- 
tastrophe machen. 

Betrachtet man in diesem Kontext die Entwicklung der sozialen und politi- 
schen Kräfteverhältnisse wird deutlich, dass die Weltwirtschaftskrise kaum als 
Triebkraft eines fundamentalen Strukturbruchs der kapitalistischen Entwick- 
lung Indiens fungieren wird. Die Wahlergebnisse von Mitte diesen Jahres zei- 
gen, dass der offizielle Diskurs, der die relativ milden Auswirkungen der Krise 
als Erfolg der Regierung reklamiert, zumindest auf einigen positiven Widerhall 
stößt. Die neoliberal gewendete Kongresspartei, die zuvor noch auf eine Koali- 
tion mit den linken Parteien angewiesen war, hat ihre Position in den Staats- 
apparaten wieder konsolidiert. Die Protagonisten des neoliberalen Projekts 
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hoffen vor dem Hintergrund der optimistischen Konjunkturprognosen, dass 
das Wirtschaftswachstum bald wieder das Niveau der Vorjahre erreichen wird, 
ohne dass sich die sozialen Parameter des Wachstumsmodells erheblich än- 
dern müssten. Demgegenüber wurden die sozialdemokratisch gewendeten so- 
zialistischen und kommunistischen Parteien in den Wahlen für ihre neolibera- 
le Politik auf Bundesstaatsebene abgestraft (D. Basu 2009) und eine überregi- 
onal ausstrahlungsfähige linke Alternative, die stärker auf außerparlamentari- 
sche Politik und soziale Bewegung setzt, befindet sich bestenfalls im Prozess 
der Formierung (Banerjee 2009). 

So wird die Krise auch im indischen Fall zu einer Beschleunigung der Macht- 
verschiebungen in der Weltwirtschaft beitragen - nur dass die sozialen Kosten, 
die die Bevölkerungsmehrheit dafür trägt, ebenfalls wachsen. Zukünftige Kri- 
senanalysen müssen deswegen deren Verbindungen mit der neoliberalen Ent- 
wicklungsweise herausarbeiten. Zugleich sollten sie eine Kritik des offiziellen 
Umgangs mit der Krise leisten und Alternativen aufzeigen - zum Krisenmana- 
gement und zum neoliberalen Kapitalismus, in Indien und weltweit. 
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Silke van Dyk 


Gegenstrategien als (neue) 
Systemressource des Kapitalismus? 
Zur Problematisierung einer populären Zeitdiagnose 


„Welche Erfindungen erleichtern den Widerstand? Welche Ideen unterwandern 
das System? Wo lauern revolutionäre Störungen? Was können wir tun, um er- 
folgreich herrschende Verhältnisse aufzulösen?“ Nein, es handelt sich hierbei 
nicht um das Programm-Intro des Attac-Kongresses „Kapitalismus am Ende?“ 
im Frühjahr 2009 oder - wahrscheinlicher noch - das Diskussionsprotokoll 
einer linksradikalen Gruppe in einer beliebigen deutschen Großstadt. Mit die- 
sen Fragen wurde die aus EU-Mitteln finanzierte „Subversivmesse. Fachmesse 
für Gegenkultur und Widerstandstechnologien“ beworben, die als offizieller 
Bestandteil des europäischen Programms „Linz. Kulturhauptstadt 2009“ vom 
14. bis 17. Mai ihre Tore öffnete. Widerstand als EU-Projekt? Gegenkultur als 
Haupt(stadt)programm? Subversion als Aushängeschild einer österreichischen 
Stadt, mit der manche nicht viel mehr als eine Torte verbinden? 

Wenn auch ein ausgefallenes Beispiel, so scheint die Subversivmesse doch kein 
Einzelfall zu sein, sondern einen Trend zu bestätigen: Weitgehende Einigkeit 
besteht im theoretisch-zeitdiagnostischen Feld darüber, dass (kreative) Abwei- 
chung und subjektiver Eigensinn, dass Autonomie und Kritik(fähigkeit) von 
Störfaktoren zu Produktivkräften des spätmodernen Kapitalismus avanciert 
sind. Nachdem sich der Kapitalismus im Prozess der (äußeren) Landnahme 
(Luxemburg 1981) in kolonialistischer Manier die „nichtkapitalistische(n) so- 
zialen Formationen“ (ebd.: 315) einverleibt und im Zuge der „inneren Land- 
nahme“ (Lutz 1984: 214) die vorindustriellen Sektoren sowie die Reprodukti- 
onsbedingungen in den kapitalistischen Gesellschaften selbst der Vermarktli- 
chung zugeführt hat, wird in jüngerer Zeit eine Dynamik ausgemacht, die sich 
als ‚innerste Landnahme’ beschreiben lässt und die darauf hinausläuft, nicht 
mehr (nur) die Arbeitskraft, sondern den ganzen Menschen mitsamt seiner 
subjektiven Potentiale, Emotionen und Eigensinnigkeiten zu erschließen. Da- 
bei scheint es ebenso paradox wie ‚perfide’, dass es insbesondere emanzipato- 
rische und autonomieorientierte Haltungen und Praktiken der sozialen Bewe- 
gungen der 1960er und 1970er Jahre sind, die im Zuge dieser Entwicklung 
aufgegriffen und zu Ressourcen eines zunehmend kognitiv operierenden Kapi- 
taliimus umgearbeitet werden. „Herrschaft durch Autonomie“ (Moldaschl 
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2001: 132) oder „Organisierte Selbstverwirklichung“ (Honneth 2002: 141) sind 
nur zwei der zahlreichen Diagnosen, die diesen paradoxen Prozess beschreiben 
und die viel dazu beigetragen haben, allzu einfache Entgegensetzungen von 
Fremdbestimmung und Subjektivierung zu überwinden. 

Was aber wird aus Kritik und Widerstand in einem System, das anscheinend 
in der Lage ist, derlei Praktiken den Stachel zu ziehen und sie als „Lernhilfen“ 
(Bröckling 2007: 133) für eine Optimierung kapitalistischer Produktion und 
Vergesellschaftung zu nutzen? Was, wenn subversive Ideen und widerständige 
Praktiken nicht nur toleriert, sondern im Hochglanzformat präsentabel und 
förderungswürdig sind? Um diesen Fragen nachzugehen, werde ich im Folgen- 
den die skizzierte Zeitdiagnose rekonstruieren und ihre drei derzeit einfluss- 
reichsten theoretischen Ausdeutungen bzw. empirischen Konkretisierungen dis- 
kutieren: Zu nennen sind hier arbeits- und industriesoziologische Beiträge zur 
Subjektivierung von Arbeit, die Analyse zum „neuen Geist des Kapitalismus“ 
von Luc Boltanski und Eve Chiapello sowie drittens die durch den späten 
Foucault inspirierten gouvernementalitätstheoretischen Arbeiten. Im Zentrum 
des Beitrags steht dann eine Problematisierung der hier aufscheinenden Diag- 
nose in fünf Schritten: Im Paradoxon sediert, in ihrer Abstraktion unange- 
fochten und in postpolitischer Ambivalenz stilvoll verfangen, verbaut sie - so 
meine These - den Weg zu einer gehaltvollen Soziologie des Widerständigen. 


1. Von der „Produktivkraft Kritik” und der „Kunst, anders anders 
zu sein” 


Einleitend zu ihrem Sammelband „Subjektivierung der Arbeit“ konstatieren 
Manfred Moldaschl und Günther Voß (2003: 14) „eine im Vergleich mit der 
bisher vorherrschenden Logik kapitalistischer Nutzung von Arbeitskraft sich 
neu formierende und erweiternde Verwertung der ‚Subjektivität’ von Arbeiten- 
den für betriebliche Zwecke.“ Neue, posttayloristische Managementkonzepte 
setzen als Reaktion auf die Krise der fordistischen Massenproduktion, so die 
Diagnose, auf eine Abflachung von Hierarchien, auf Eigeninitiative der Be- 
schäftigten, auf Gruppenarbeit und die Ermöglichung von Kreativität durch 
die Abschaffung monotoner Arbeitsabläufe, womit sie (zugleich) jahrelangen 
Forderungen von Gewerkschaften, Betriebsräten und kritischer Industriesozio- 
logie entsprechen (Kocyba 2005: 79£.). Subjektivität und Selbstverwirklichung 
sind von Störpotenzialen zu Ressourcen mutiert, die im Produktionsprozess 
verwertet (und ausgebeutet) werden. Voß und Pongratz (1998) zufolge werden 
im Zuge dieser Restrukturierung aus verberuflichten Arbeitnehmer/innen „Ar- 
beitskraftunternehmer/innen“, die sich durch die Selbstorganisation und - 
kontrolle ihrer Arbeitstätigkeit auszeichnen und für die im Zuge eines steigen- 
den Ökonomisierungsdrucks die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit, zwi- 
schen Berufs- und Privatleben zunehmend verschwimmen. 
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„Die Folge ist nicht zuletzt eine erstaunliche Umwertung vieler bislang gültiger Relevanzen, etwa 
dahingehend, daß steigende Gestaltungsfreiheiten sich nun immer mehr als systematische Ge- 
fährdungen neuer Art für Betroffene erweisen, oder die Gewährung von Autonomie zu einer 
neuen und, weil nur schwer zu durchschauenden, effizienteren Herrschafts- und Ausbeutungs- 
technik wird.“ (Moldaschl/Voß 2003: 14) 

Anders als die beiden anderen Ansätze interessieren sich die arbeitssoziologi- 
schen Analysen dabei erstaunlich wenig für Perspektiven des Widerständigen 
in Zeiten sich wandelnder Arbeits- und Lebensbedingungen;' die zahlreichen 
empirischen Analysen dieses Feldes scheinen mir aber dennoch interessante 
Anhaltspunkte für eine solche Perspektive zu bieten. 

Aus einer ganz anderen Perspektive kommen Luc Boltanski und Eve Chiapel- 
lo (2006) in ihrer Studie „Der neue Geist des Kapitalismus“ zu einer ähnlichen 
Diagnose: Grundsätzlich gehen die Autor/innen davon aus, dass der Kapita- 
lismus einer außerökonomischen Rechtfertigung und Legitimation bedarf, um 
die große Zahl der Menschen einbinden zu können, deren tatsächliche Profit- 
chancen gering sind. Derart angewiesen auf einen „Geist des Kapitalismus“ 
greift das System zu seiner Rechtfertigung (auch) auf die Kritik seiner Geg- 
ner/innen zurück, verinnerlicht sie und modelliert sie zur Legitimationsres- 
source. Boltanski und Chiapello unterscheiden dabei zwei Formen der Kapita- 
lismuskritik: die Sozialkritik und die Künstlerkritik. Im Zentrum der Sozialkri- 
tik stehen Ausbeutung, Armut und soziale Ungleichheit, Trägerin dieser Kritik 
war klassischerweise die Arbeiterbewegung; die Künstlerkritik, die zunächst auf 
Künstler- und Intellektuellenkreise beschränkt war, im Zuge der 68er-Bewegung 
aber eine beträchtliche Ausweitung erfuhr, thematisierte eher Fragen der Un- 
terdrückung, der Entfremdung und der Uniformierung in der Massen- und 
Konsumgesellschaft und propagierte im Gegenzug Autonomie, Kreativität und 
Freiheit als gesellschaftliche Ideale. Diese Kritiken wurden, so die Au- 
tor/innen, im Zeitraum von 1965 bis 1975 so stark, dass sie zu einer „wirkli- 
che(n) Krise der Regierbarkeit der kapitalistischen Welt“ (Boltanski/Chiapello 
2001: 469) geführt haben. Auf der Basis der Analyse von Managementliteratur 
zeigen Boltanskı und Chiapello nun, wie angesichts dieser Krise die Autono- 
mie- und Selbstbestimmungsideale der Künstlerkritik aufgegriffen und zum 
Motor der Veränderung des kapitalistischen Geistes wurden: Im Zuge dessen 


1 Zu Recht wird von post-operaistisch argumentierenden Autor/innen moniert, dass die Ar- 
beitssoziologie die untersuchten sozialen Subjektivitäten in erster Linie als Spiegel der 
Verbreitung immaterieller Arbeitsverhältnisse begreife und aus dem Blick verliere, dass die 
entstehenden Subjektivitäten auch das Produkt postfordistischer Ausbeutungsverhältnisse 
sind. Infolgedessen werde - so zum Beispiel Tsianos und Papadopoulos (2006) - verkannt, 
dass die (neuen) Subjektivitäten die Produktionsbedingungen gerade aufgrund des komple- 
xen Zusammenspiels von Ausbeutung, Anrufung und Freisetzung aus vormaligen Zwängen 
überschreiten. Die immateriellen Arbeiter/innen rücken aus dieser Perspektive als durchaus 
‚riskante Produktionsmittel‘ in den Fokus. Wie immer bestätigen Ausnahmen die Regel, vgl. 
im arbeitssoziologischen Feld z.B. Wolf (1999). 
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sei ein ‚projektbasierter” Geist des Kapitalismus entstanden, in dem flache Hie- 
rarchien, soziale Netzwerke, Flexibilität, Mobilität, Entstandardisierung und 
partizipative Managementtechniken sukzessive an Bedeutung gewonnen haben. 
Als Folge dieser Entwicklung konstatieren Boltanski und Chiapello (2006: 
22ff.) seit den 1980er Jahren eine „Lähmung der Kritik“. Um diese zu über- 
winden setzen sie einerseits auf eine Wiederbelebung der Sozialkritik, die dar- 
auf zu zielen habe, die Ausbeutungsprozesse des gegenwärtigen Kapitalismus 
sichtbar zu machen. Praktisch werden sehr konkrete Reformpolitiken propa- 
giert, die von einem großen Optimismus bezüglich staatlich organisierter Re- 
formen, einer äußerst komplementären Vorstellung von Markt (als Bedrohung) 
und Staat (als Schutz des Sozialen) sowie klassischen kollektiven Formen des 
Protests getragen sind (Boltanski/Chiapello 2006: 379ff.). Boltanski und Chia- 
pello schlagen auch eine Reformulierung der Künstlerkritik vor, die darauf hi- 
nausläuft, die zum hochmobilen, flexiblen, netzwerkartigen Kapitalismus ver- 
dichteten ursprünglich emanzipatorischen Ideale partiell in ihr Gegenteil zu 
verkehren: Entschleunigung und Verlangsamung, Stabilität und Modbilitätsre- 
duktion, Treue und Tradition werden zu - im wahrsten Sinne des Wortes kon- 
servativen - Fluchtpunkten der Kritik (Boltanski/Chiapello 2006: 506ff.). 

Große Popularität haben seit Ende der 1990er Jahre zudem gouvernementali- 
tätstheoretische Arbeiten erlangt (Lemke 1997; Bröckling et al. 2000), die im 
Anschluss an den späten Foucault (2004) den Zusammenhang von Fremd- 
und Selbstführung, von Herrschafts- und Selbsttechniken analysieren und in 
instruktiver Weise eine neue Dimension der Machtanalytik - die Regierungs- 
technologien - herausarbeiten. Bei dieser Dimension handelt es sich um eine 
Macht, die nicht direkt unterwirft, sondern die Subjekte anruft und anleitet, 
sich (autonom und kreativ) selbst zu führen (Foucault 1987: 255). Subjektivi- 
tät wird dabei nicht als etwas ‚Abgeschlossenes’, ‚Fertiges’ und in dieser Form 
vom System zu Nutzendes begriffen; vielmehr geht es um „ein Subjekt im Ge- 
rundivum - nicht vorfindbar, sondern hervorbringend“ (Bröckling 2007: 47). 
Ulrich Bröckling hat vor diesem theoretischen Hintergrund das „unternehme- 
rische Selbst“ als spezifische Subjektivierungsform des Gegenwartskapitalismus 
herausgearbeitet - ein Selbst, das aufgerufen ist, allzeit kreativ, einfallsreich, 
flexibel, eigenverantwortlich und selbstoptimierend dem (vorgegebenen) un- 
ternehmerischen Ideal zu entsprechen, womit auch aus dieser Perspektive klas- 
sische emanzipatorische Ideale (sozialer Bewegungen) als Ressourcen für das 
up-date des Kapitalismus zur Jahrtausendwende genutzt werden: „Konzepte 
wie Aktivierung, Empowerment, Partizipation und Flexibilität, deren Wurzeln 
auf die Kämpfe sozialer Emanzipationsbewegungen zurückweisen, haben sich 
in institutionelle Anforderungen und normative Erwartungen verwandelt.“ 
(Bröckling et al. 2004: 14). Bröckling geht noch einen Schritt weiter und be- 
tont explizit, dass nicht nur die genannten Konzepte gefordert seien, sondern 
dass grundsätzlich „die Subversion der Ordnung Teil ihrer Optimierung“ 
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(Bröckling 2003: 26) werde und „Überschreitung statt Regelbefolgung“ (Bröck- 
ling 2007: 285) als Handlungsmaxime gelte. Die partielle Aufnahme emanzi- 
patorischer Ideale, kritischer Einwände und subversiver Praktiken geht dabei 
auch bei Bröckling keineswegs mit ihrer generellen Entwertung einher, ähnlich 
wie Boltanski und Chiapello wird jedoch als Folge ihrer Integration eine 
Lähmung und Sedierung des Kritischen konstatiert: 

„Ein guter Teil der aktuellen Ort- und Orientierungslosigkeit von Kritik hat seinen Grund in der 
unbequemen Erkenntnis, dass der vermeintliche Sand, mit dem man hoffte, das Getriebe blo- 
ckieren zu können, dieses inzwischen als Schmiermittel am Laufen hält.“ (Bröckling 2003: 35) 
Wenn zunehmend gefordert sei, nonkonform und ‚anders zu sein’, stehe Kritik 
„vor der nicht minder paradoxen Aufgabe, anders anders zu sein“ (Bröckling 
2007: 285). Sie habe auf einen festen Standpunkt zu verzichten und „so flexi- 
bel zu werden wie ihre Gegenstände“ (Bröckling et al. 2004: 14) - ohne dass 
jedoch ausbuchstabiert wäre, was dies für die Praxis konkret bedeutet. Etwas 
konkreter wird Bröckling zum Schluss seiner Studie zum unternehmerischen 
Selbst, in der er „drei exemplarische Haltungen des Sichabsetzens“ (Bröckling 
2007: 288) von den Zumutungen der unternehmerischen Anrufung ausmacht, 
die davor gefeit seien, in ihrem kritischen Impetus zur Produktivkraft zu wer- 
den: Depression, Ironie’ und passive Resistenz. Bröcklings Vision des ‚anders- 
anders-seins’ erweist sich damit als eine post-politische, auf deren Schwächen 
an späterer Stelle zurückzukommen sein wird. 

Diese theoriearchitektonisch und empirisch so unterschiedlich angelegten Per- 
spektiven teilen ganz offenkundig eine zentrale Diagnose: der Kapitalismus hat 
nicht nur den ‚subjektiven Faktor’ für sich entdeckt, sondern im Zuge dessen 
auch Strategien und Praktiken legitimiert und ‚aufgesogen’, die ursprünglich 
als Kritik am System entwickelt und vorgebracht wurden.’ Diese Grundthese 
hat nun eine weitgehende Verallgemeinerung und Universalisierung erfahren. 
Jüngste wissenschaftliche Publikationen zu Perspektiven von Gesellschaftskri- 
tik und widerständiger Praxis (z.B. von Osten 2003; Eickelpasch et al. 2008; 
Hechler/Phillips 2008) schließen hier ebenso an, wie eher populärwissenschaft- 
liche Beiträge (z.B. Heath/Potter 2005), Veröffentlichungen bewegungsnaher 
linker Gruppen (z.B. Phase 2. Magazin für die linksradikale Bewegung zum 
Thema „Das regierte Leben“, September 2005) oder mediale Debattenbeiträge 
(z.B. Rauterberg 2009). So heißt es einleitend zum Sammelband „Norm der 
Abweichung“ (von Osten 2003): „Wenn Dissidenz, Kritik und Subversion 
zum Motor der Modernisierung eben jener Verhältnisse werden, die zu un- 


2 „Das schmunzelnde ‚Genau so ist es!“ beim Blick auf den über dem Schreibtisch angepinn- 
ten Cartoon hilft zu ertragen, dass es so bleibt.“ (Bröckling 2007: 292) 

3  Bröckling (2007: 46ff.; 260ff.) bezieht sich in seiner Studie zum unternehmerischen Selbst 
explizit auf das Konzept des Arbeitskraftunternehmers und die projektbasierte Polis von 
Boltanski und Chiapello und macht trotz theoretisch unterschiedlicher Fluchtpunkte eine 
große inhaltliche Nähe zu beiden Konzepten aus. 
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terminieren, abzuschaffen oder wenigstens zu denunzieren sie einmal angetre- 
ten waren, verkehrt sich das Verhältnis von Norm und Abweichung.“ (ebd.: 7) 
Der linke Journalist Robert Misik wiederum konstatiert, dass die Subjekte „ein 
waches Gefühl dafür haben, daß (...) auch das Subversive nichts anderes ist als 
eine allenfalls exzentrische Weise von Mitläuferei, deren Stil-Codes in den un- 
endlichen Fundus dessen eingehen, aus dem sich die Marketingabteilungen 
der Unternehmen bedienen.“ (Misik 2006: 94f.) 

Doch obwohl keine/r der zitierten Autor/innen angesichts der verwirrenden 
Gleichzeitigkeit von Abweichung und Norm, von Widerstand und Innovati- 
onsgenerator von der Möglichkeit zur Kritik und zum Widerstand absehen 
mag und versprochen wird, „die Bedingungen der Subversion, des Wider- 
stands, der Kritik neu auszuloten“ (von Osten 2003: 7), geschieht genau dies - 
wenn überhaupt - nur rudimentär. Angesichts dieser widerstandstheoretischen 
Ödnis sollen im Folgenden in fünf Schritten Ansatzpunkte für eine Soziologie 
des Widerständigen entwickelt werden. 


2. Problematisierung einer populären Zeitdiagnose 


Die fünf Problematisierungsschritte betreffen 1) das grundlegende Verhältnis 
von Kapitalismus und Kritiker/innen, 2) die angenommenen (neuen) Erwar- 
tungen bzw. Anforderungen an die Subjekte, 3) die weitgehende Dekontextua- 
lisierung der Analyse, 4) die Ausblendung konkreter Praxisformen sowie 5) die 
Entkoppelung von Form und Inhalt, d.h. die Entkoppelung von Mechanis- 
men und Technologien und den angestrebten Zielen. Die Kritik orientiert sich 
dabei nicht in erster Linie und nicht konsequent an den Details der drei skiz- 
zierten Ansätze, sondern stärker an der Kondensierung der Perspektiven zur 
populären Zeitdiagnose. Zugleich wird jedoch auch auf einzelne Aspekte der 
Ansätze zurückgegriffen, sei es um in illustrierender Absicht die Kritik zu 
konkretisieren oder aber - umgekehrt - um mögliche konkrete Lösungsmög- 
lichkeiten für die hier aufgeworfenen Probleme der ‚Gesamtdiagnose’ in den 
Blick zu nehmen. 


2.1 Der Kapitalismus und seine Kritiker 


Die skizzierten Ansätze und die an sie anschließenden Diagnosen wissen sich 
also einig in der Einschätzung, dass eine gewisse Formähnlichkeit von kapita- 
listischem System und herkömmlicher Kritik die Verarbeitung des Kritischen 
als Systemressource ermöglicht. Wie genau jedoch das System und seine Kritik 
ineinandergreifen, welche Rolle welche Akteure in diesem Zusammenhang ge- 
spielt haben, wo die Kritik treibende Kraft und wo eher Schmiermittel in ei- 
nem bereits induzierten Veränderungsprozess war, bleibt sehr vage und wird 
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mit unterschiedlichen Schwerpunkten beantwortet. Einer mangelnden ak- 
teurstheoretischen Fundierung der Analysen ist es geschuldet, dass es ‚diffuse 
Systemkräfte’ zu sein scheinen - so insbesondere der gouvernementalitätstheo- 
retische Tenor -, die sich die Kritik der Subjekte einverleiben. Dass die Trä- 
ger/innen der Künstlerkritik in vielen Fällen identisch sind mit denjenigen, die 
zu einem späteren Zeitpunkt Inhalte der sozialen Bewegungen - und damit ih- 
re eigenen - an politisch einflussreicher Stelle aufgegriffen haben, dass also die 
Kritiker/innen selbst - und nicht nur ihre Kritik - in nicht unbeträchtlichem 
Ausmaß zu Stützen des Systems geworden sind, bleibt so häufig ausgeblendet. 
Allein Boltanski und Chiapello (2006: 250ff.) betonen die Bedeutung der 
‚Machtübernahme’ durch die 68er Generation, versäumen es jedoch, die be- 
schriebene historische Entwicklung für eine analytische Zuspitzung der Ak- 
teursperspektive zu nutzen. 

Stattdessen ist eine Universalisierung der Zeitdiagnose zu konstatieren, die die 
analysierte Formähnlichkeit von Kapitalismus und Kritik der letzten zwei 
Jahrzehnte enthistorisiert und entpersonalisiert und aus einer historischen Ko- 
inzidenz eine überhistorische Aushebelung des Kritischen werden lässt. Nur 
weil sich das System und seine Kritik im Rahmen einer konkreten historischen 
Formation (partiell) als Geschwister im Geiste erwiesen haben und es (zudem) 
Subjekte gab/gibt, die sowohl Träger/innen der (Künstler-)Kritik als auch ein- 
flussreiche gesellschaftliche Akteure (geworden) sind, muss damit nicht das 
endgültige Aus von Kreativität, Autonomie oder Nonkonformität als kritische 
Ressourcen besiegelt sein. 


2.2 Das (neue?) Subjektideal des Gegenwartskapitalismus 


Die Liste dessen, was sich der Kapitalismus den hier diskutierten Analysen zu- 
folge als Produktivkraft ‚einverleibt’ hat, ist lang: Ausgehend vom allgemeinen 
Verweis auf die Entdeckung von Subjektivität als Ressource werden Autono- 
mie, Freiheit, Kreativität, Selbstorganisation, Eigenverantwortung, Mobilität, 
Flexibilität, Kritik, Eigensinn und Widerstand in variierenden Kombinationen 
genannt. Welcher Qualität diese sehr unterschiedlichen Eigenschaften, Hal- 


4 Während sich Boltanski und Chiapello für die Entwicklung der Kritik und die Veränderung 
des Systems in Reaktion auf die Kritik interessieren, so dass eine polit-Skonomische Perspek- 
tive fast vollständig ausgeblendet bleibt, verhält es sich im arbeits- und industriesoziologi- 
schen Feld genau umgekehrt: dass die Reformen der Arbeitsstrukturen auch zentralen Kri- 
tikpunkten von Gewerkschaften und Betriebsräten entsprachen, scheint ihre Durchsetzung 
erleichtert und zur Verankerung des neuen Produktionsregimes beigetragen zu haben, der 
Wandel selbst jedoch wird eindeutig auf die Veränderungen im ökonomischen Feld zurück- 
geführt. Zwar finden wir aus gouvernementalitätstheoretischer Perspektive beide Ansatzpunk- 
te verbunden, dies jedoch so abstrakt, dass von einer genealogischen Annäherung an den 
Prozess der Umcodierung von Kritik in Zeiten der Ökonomisierung und Verallgemeinerung 
des unternehmerischen Selbst - wiewohl mitunter eingefordert (Bröckling 2003: 35) - nicht 
die Rede sein kann. 
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tungen und Praktiken sind, inwiefern sie miteinander einhergehen und welche 
sich möglicherweise entgegenstehen, bleibt unterthematisiert. Es erscheint mir 
deshalb sinnvoll, drei sich überlappende Kategorien zu bilden, um ein wenig 
Ordnung in die propagierten Subjektideale des Gegenwartskapitalismus zu 
bringen und ihre Bezüge untereinander ausleuchten zu können: Erstens wäre 
die allem zugrunde liegende Frage nach der (wachsenden) Bedeutung von Sub- 
jektivität von den konkreteren Aspekten der Subjektivierung zu trennen, zwei- 
tens die konkreteren Subjektivierungsformen wie Selbstbestimmung, Selbst- 
kontrolle, Nonkonformität, Freiheit, Kreativität, Flexibilität oder Eigenverant- 
wortung kontextualisiert zu diskutieren, wovon drittens (mit fließenden Über- 
gängen) dezidiert widerständige und subversive Praktiken zu unterscheiden wä- 
ren. Wenn - um eine beliebige Kombination zu wählen - Kreativität und Wi- 
derstand als ‚Geschwister im Geiste’, als ähnliche, wie Perlen aufgereihte Sub- 
jektivierungsformen präsentiert werden, Kreativität immer schon widerständig, 
Widerstand immer kreativ und beides zugleich Systemressource ist, geraten 
mögliche Friktionen ebenso aus dem Blick wie gänzlich ‚unparadoxe’ Feststel- 
lungen der Art, dass Kreativität mitunter genau deshalb systemstabilisierend 
ist, weil ihr von vorneherein jedes widerständige Ansinnen abgeht. 

Aber auch die grundlegende Subjektivierungsannahme erweist sich aus sub- 
jekttheoretischer Sicht als zu eindimensional. So betont Reckwitz, dass sich 
„das Arbeitssubjekt in der postmodernen Kultur als Resultat einer Koppelung 
des kulturellen Modells eines post-romantischen ‚Kreativsubjekts’ mit dem 
Modell eines post-bürgerlichen ‚unternehmerischen Selbst’ dar(stellt).“ (Reck- 
witz 2006: 82) Das kreative, freie, selbstbestimmte Subjekt wäre demnach kei- 
neswegs notwendigerweise deckungsgleich mit dem hoch flexiblen, sich selbst 
steuernden und eigenverantwortlich die Marktprämissen verarbeitenden Un- 
ternehmers seiner selbst. Im einen Fall geht es um die subjektive Fähigkeit zur 
Selbstrationalisierung und Selbstkontrolle, im anderen Fall um die schöpferi- 
schen Potentiale des Subjekts; dass beide Facetten auch ineinanderfließen 
können ist damit selbstverständlich nicht ausgeschlossen. 


2.3 Zur Dekontextualisierung und Universalisierung der Diagnose 


Doch auch wenn das zugrunde liegende Subjektivierungsverständnis ausdiffe- 
renziert wird, bleibt die Diagnose der Umcodierung der konkreten Subjekti- 
vierungsformen in hohem Maße ‚abgehoben’: Dekontextualisiert spazieren ab- 
strakte Subjekte durch eine entdifferenzierte kapitalistische Welt, die jede krea- 
tive Regung, jedes selbstregulative Potenzial und jede subversive Handlung 
unterschiedslos zu „Innovationsgenerator(en)“ (Bröckling 2003: 35) umarbei- 
tet, so dass jede Abweichung bereits vor ihrem Vollzug per definitionem Devi- 
se ist. Mit der partiellen Ausnahme einiger arbeitssoziologischer Beiträge wer- 
den die benannten Subjektivierungsformen nicht bereichs-, situations- und 
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personenbezogen differenziert, so dass soziale Ungleichheit(en), spezifische 
Problemlagen und sozialstrukturelle Differenzierungen unterbelichtet bleiben. 
Wer aber erwartet Kreativität und Mobilität von illegalisierten Migrant/innen, 
die die Grenzen der Festung Europa überwinden und wer Autonomie und Non- 
konformität von den so genannten Überflüssigen - den Langzeitarbeitslosen, 
den Ausgegrenzten und Zwangsentschleunigten? Welche Supermarkt- 
Kassiererin erfreut ihren Chef mit hoher Kommunikationsorientierung beim 
Kassieren und selbstbestimmtem Zeitmanagement? Welcher Hartz-IV- 
Empfänger den Fallmanager mit kreativen Ideen ohne Lohnarbeitsbezug? 

Vor diesem Hintergrund stellt sich immer dringlicher die Frage, welche Be- 
schäftigungs- und Lebensverhältnisse in den (Management-)Ratgebern eigent- 
lich adressiert werden, die Boltanski, Chiapello und Bröckling analysiert und 
auf deren Basis sie jeweils eine umfassende Preisgabe von Kritik und Abwei- 
chung an das System formuliert haben. Verschiedene empirische Untersu- 
chungen - so jüngst die umfangreiche Studie von Francois Dubet (2008) zum 
Ungerechtigkeitsempfinden am Arbeitsplatz - zeigen, dass klassische Kontroll- 
und Disziplinierungsformen, dass die weitgehende Ausschaltung subjektiver - 
zumal kritischer - Potenziale in vielen Bereichen - und zwar nicht nur in den 
niedrigstqualifizierten - nach wie vor an der Tagesordnung ist (Dubet 2008: 
173). Die Berliner Kampagne gegen Hartz IV (2008) wiederum zeigt für die 
Gruppe der Erwerbslosen eindrücklich, wie die Eigeninitiative der Leistungs- 
empfänger/innen - aller Rede von Aktivierung, Selbststeuerung und Eigenver- 
antwortung zum Trotz - von den so genannten Fallmanager/innen systema- 
tisch abgetötet wird. 

Eine weitere Facette der Universalisierung und Dekontextualisierung finden 
wir in den gouvernementalitätstheoretischen Arbeiten und hier vor allem in 
der Analyse Bröcklings, der den Weg zu einer Soziologie des Widerständigen 
explizit verbaut, indem er betont, dass die „Gegenregime“ der subversiven 
Strategien und Taktiken „in der gleichen Weise zu untersuchen (sind) (...) wie 
das von ihnen bekämpfte“ (Bröckling 2007: 133f.). Kritik, Subversion und 
Widerstand sind aus dieser Perspektive per se - und damit nicht nur mögli- 
cherweise - ununterscheidbar von dem System, gegen das sie sich richten - 
sind sie doch immer schon Teil seiner Optimierung, ist die Gegenkraft doch 
immer schon Motor. An dieser Stelle greift die gegen das Subjektivierungs- 
verständnis des späten Foucault vorgebrachte Kritik an einer Überverallgemei- 
nerung von Macht (z.B. Demirovic 2008: 191), die es erschwert (oder gar ver- 
unmöglicht), variierende Institutionalisierungsgrade, vermachtete soziale Posi- 
tionen oder Mechanismen weicher und harter Steuerung analytisch zu diffe- 
renzieren. Dass aus gouvernementalitätstheoretischer Perspektive mit großem 
Gewinn die dichotome Entgegensetzung von Selbst- und Fremdbestimmung 
kritisiert worden ist, darf im Umkehrschluss nicht ihre - theoretisch zwar 
niemals geforderte (im Gegenteil: Lemke 2007: 60f.), faktisch aber mehrheit- 
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lich praktizierte - unterschiedslose Gleichsetzung bzw. ein Verharren in der 
ambivalenten Gleichzeitigkeit ohne Suche nach Bruchstellen zur Folge haben: 
„Auch wenn die Verkehrung von Autonomie in Fremdbestimmung, von Ver- 
fügung in Verfügtwerden, heute eine größere Rolle spielt, so würde uns die 
ungeprüfte Verallgemeinerung dieser These wohl eher in Hypnose versetzen 
(...), als zu einem kritischen Denken anregen.“ (Langemeyer 2008: 180) Tat- 
sächlich ist es Foucault selbst, der - bei aller berechtigten Kritik - auch den 
Blick dafür öffnet, dass die Allgegenwart von Macht und die Unmöglichkeit 
von Freiheit der Befreiung von konkreten Machtbeziehungen nicht entgegen- 
steht, denn - um einmal mehr seinen berühmten Ausspruch zu zitieren - Kri- 
tik ist „die Kunst nicht auf diese Weise und um diesen Preis regiert zu wer- 
den“ (Foucault 1992: 129). Befreiung ist anders als Freiheit damit immer Be- 
freiung von und somit notwendig auf eine kontextsensible Analyse angewie- 
sen. Wo Bröckling fragt: „Wovon befreien, wenn ‚ein grundlegendes Verlangen 
nach Freiheit die Triebkraft unternehmerischen Handelns darstellt?“ 
(Bröckling 2007: 285) wäre zu antworten ‚von dieser Weise und von diesem 
Preis’: vom Abbau kollektiver Rechte im Namen unternehmerischer Freiheit, 
von geschlechtsspezifischen Benachteiligungen, von der Entgrenzung der Ar- 
beitszeit oder auch dem despotischen Chef. 

In diesem Zusammenhang ist stets auch auf den möglichen Doppelcharakter 
von Subjektivierung im Spannungsfeld von Landnahme und Subversion hin- 
zuweisen, der durch eine kontextsensible Analyse erkennbar wird. Was zur 
Produktivkraft mutiert, verliert damit nicht unter allen Umständen seinen 
subversiven Charakter, kann doch jedes Schmiermittel sobald es nicht mehr 
die Maschine ölt, sondern den Boden bedeckt seine Funktion verändern. Die- 
sen Gedanken für das Feld affektiver, immaterieller Arbeit zuspitzend betont 
Michael Hardt: 

„Wenn man nun sagt, das Kapital inkorporiere die affektive Arbeit (...), wenn man weiter sagt, sie 
stelle vom kapitalistischen Standpunkt aus eine der Formen von Arbeit dar, die in der Wert- 
schöpfung eine Spitzenstellung einnehmen - so bedeutet das nicht, dass diese derart vom Kapital 


kontaminierte Arbeitsform nicht länger für ein antikapitalistisches Projekt von Nutzen sein 
könnte.“ (Hardt 2003: 212) 


2.4 Zur Bedeutung von Praktiken 


Eine umfassende Kontextualisierung würde jedoch so lange zu kurz greifen, 
wie sie sich auf abstrakte Haltungen bezieht, statt diese „herunterzubrechen in 


5 Dass diese instruktive Diagnose nicht zu einer kontextsensiblen politischen Soziologie des 
Widerständigen, sondern zu einem hoch abstrakten post-politischen Messianismus ausgear- 
beitet worden ist, kann in dem von Hardt gemeinsam mit Antonio Negri (2002) verfassten, 
breit rezipierten Werk „Empire. Die neue Weltordnung“ nachgelesen und an dieser Stelle 
nur knapp bedauert werden. 
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die Heterogentität präzise bestimmbarer Alltagspraktiken“ (Reckwitz 2003: 
293). Den zahlreichen Diagnosen zur Umcodierung von Subjektivität, Kritik 
und Widerstand durch ‚das System’ fehlt es an einer konkreten Analyse kriti- 
scher, subversiver und widerständiger Praktiken, ihrer Eigendynamiken und 
Widersprüche und an einer Differenzierung von Praxisformen, die nicht iden- 
tisch sind mit der zuvor diskutierten Differenzierung von Subjektivierungs- 
formen, so zum Beispiel von Praktiken des Organisierens, Praktiken des öf- 
fentlichen Sprechens, Praktiken der Aneignung von Gütern oder Praktiken des 
Müßiggangs. Um diese Leerstellen zu schließen, könnte eine Soziologie des 
Widerständigen in hohem Maße von einer praxistheoretischen Perspektive profi- 
tieren, wie sie insbesondere Andreas Reckwitz formuliert und im Theorie- bzw. 
Spannungsfeld von Bourdieu bis Butler zugespitzt hat: In Abgrenzung zu klas- 
sischen Strukturtheorien geht es um eine „Rehabilitierung der Materialität des 
Sozialen“ (Reckwitz 2003: 287), wobei soziale Praktiken - „verstanden als know- 
how abhängige und von einem praktischen ‚Verstehen? zusammengehaltene 
Verhaltensroutinen“ (ebd.: 289) - als Ort des Sozialen ausgemacht werden, 
dem trotz aller Routine stets eine potentielle Unberechenbarkeit des Handelns 
zu eigen ist. Für den hier diskutierten Problemkomplex ist insbesondere die 
poststrukturalistische Perspektive - so in ihrer Ausarbeitung durch Butler 
(1991) - auf die Uneinheitlichkeit kultureller Codes gewinnbringend, da sie 
dafür sensibilisiert, dass auch die zur Debatte stehende Anrufung des ‚ganzen 
Subjekts’ von Brüchen und Widersprüchen durchzogen ist, die Verwerfungen 
produzieren. Die praxistheoretische Perspektive schärft damit den Blick für 
den Eigensinn und die Unberechenbarkeit der Subjekte im Praxisvollzug, In- 
tentionalität explizit anerkennend, ohne deshalb einem Rational Actor-Modell 
folgend von einer vorgängigen, autonomen Subjektivität oder einem anthro- 
pologisch begründeten ‚Freiheitsstreben’ ausgehen zu müssen (Reckwitz 2003: 
291, 296). An Butler anknüpfend konstatiert Reckwitz (2003: 297), dass „die 
Offenheit und Unberechenbarkeit der sozialen Praxis, ihre Kontextualität, Zeit- 
lichkeit und lose Gekoppeltheit (...) auf ein ‚anarchisches’ Element der Praxis 
hin(weist),“ ohne dass damit die Bedeutung des Routinehandelns auf der Basis 
impliziten Wissens preiszugeben wäre: Er zeigt stattdessen, dass Routini- 
siertheit und Unberechenbarkeit von Praktik zu Praktik wechseln, womit ein- 
mal mehr die unabdingbare Notwendigkeit einer kontextsensiblen Analyse - 
diesmal auf der Basis von Mikro-Praktiken - offenkundig wird. 

Während Bröckling die Analyse der Wirkmächtigkeit der von ihm untersuch- 
ten Anrufungen auf alltagspraktischer Ebene explizit ausschließt (vgl. kritisch 
z.B. Fach 2008: 106f.),‘ sind in weniger dezidierter Form auch in den beiden 


6  Bröckling (2007: 10) betont: „Untersucht wird also ein Regime der Subjektivierung, nicht 
was die diesem Regime unterworfenen und in dieser Unterwerfung sich selbst als Subjekte 
konstituierenden Menschen tatsächlich sagen oder tun.“ Eine solche Beschränkung mag viel- 
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anderen Ansätzen Kurzschlüsse zu konstatieren, die praxistheoretisch ‚einge- 
holt’ werden könnten: So ist die äußerst schematische Entgegensetzung von 
fordistischer Entsubjektivierung und postfordistischer Subjektivierung in der 
Arbeits- und Industriesoziologie wesentlich auf die Ausblendung konkreter 
Praktiken im betrieblichen Alltag zurückzuführen; Boltanski und Chiapello 
wiederum interessieren sich in ihrer Studie zwar für die Formulierung von Kri- 
tik bzw. für kritische Haltungen, mit den daraus resultierenden Handlungs- 
praktiken im Sinne einer Materialisierung von Haltungen und deren Dynami- 
ken beschäftigen sie sich jedoch kaum. 

Bedenkenswert ist abschließend die Kritik von Urs Stäheli, der die Tendenz 
praxistheoretischen Arbeiten moniert, (heterogene) Mikro-Praktiken normativ 
als (per se) subversive Praktiken gegen die (weitgehend homogen gedachte) 
Makrostruktur der vermachteten Welt ‚aufzuladen” und damit die Möglich- 
keit dezidiert konservativer oder gar reaktionärer Mikro-Praktiken auszublen- 
den (Stäheli 2004: 159). Einer solchen Tendenz ist entgegenzuwirken, indem 
die Inhalte und Ziele der Praktiken ins Zentrum der Analyse gestellt werden - 
was, wie im fünften und letzten Problematisierungsschritt zu sehen sein wird, 
keineswegs so selbstverständlich ist, wie es auf den ersten Blick erscheint. 


3.5 Zur Problematik einer formalen Begründung von Widerstand 


Ein weiteres Problemfeld offenbart sich, wenn wir die im Kontext der hier dis- 
kutierten Zeitdiagnose offerierten Vorschläge für bzw. die Vermessung von 
Subversions- und Widerstandsstrategien unter die Lupe nehmen: Während die- 
se Perspektive in den arbeitssoziologischen Arbeiten in sozialtheoretischer 
Hinsicht - neben konkreten Analysen zu Fragen der Organisierung - erstaun- 
licherweise keine zentrale Rolle spielt, wird die Frage nach der Möglichkeit 
und den Bedingungen des ‚Gegenverhaltens’ - nicht nur - bei Boltanski, Chi- 
apello und Bröckling grundsätzlich bejahend diskutiert. Boltanski und Chia- 
pello (2006: 524, 557) stellen die Empörung und das Leiden der Subjekte als 
Motor von Gegenstrategien ins Zentrum ihrer Analyse, wobei sie das Leiden 
mehr oder weniger direkt aus der ‚Verschlechterung’ der sozio-ökonomischen 
Verhältnisse herleiten (ebd.: 557). Mit dem Staat als ‚humanitärer Regulie- 
rungsinstanz’ propagieren sie im Sinne einer Erneuerung der Sozialkritik für 
eine klassisch sozialdemokratische Reformpolitik der kleinen Schritte, die eher 
staatstragend denn widerständig ist. Eine solche Perspektive steht im klaren 


leicht für eine einzelne Studie vertretbar sein, im Zuge der großen Popularität, Quantität 
und Weiterentwicklung gouvernementalitätstheoretischer Arbeiten stellt sich aber immer 
dringlicher die Frage nach der Wirksamkeit der analysierten Anrufungen. 

7 Beispiele sind das Konzept der widerständigen (heterogenen) Multitude bei Hardt und Negri 
(2002), die dem herrschenden Empire gegenüber bzw. entgegen steht oder die auf Alltags- 
praktiken rekurrierende Analyse der Antidisziplin bei de Certeau (1988). 
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Gegensatz zur gouvernementalitätstheoretischen Analyse, die die Ökonomisie- 
rung des Sozialen in überzeugender Weise gerade nicht als einseitige Ausdeh- 
nung der Marktsphäre zulasten staatlicher Regulierungen, sondern als neue 
Form der Regierung kritisiert (Bröckling et al. 2000; vgl. auch: Lessenich 
2008). Zugleich sensibilisiert der gouvernementalitätstheoretische Fokus dafür, 
dass eine direkte Herleitung des Leidens aus den materiellen Bedingungen 
problematisch ist, wäre dafür doch eine vorsoziale, quasi anthropologische 
Grenze des grundsätzlich Akzeptablen und Erträglichen zu bestimmen. So be- 
rechtigt eine solche Kritik des ‚objektiven’ Leidens ist, so sehr bleibt umge- 
kehrt in gouvernementalitätstheoretischen Arbeiten häufig diffus, worunter die 
Subjekte überhaupt leiden, woraus sich also ein widerständiger Impuls über- 
haupt speisen könnte, wenn die Anleitung zur Selbstführung total und die 
Disziplinierung als Wahrheit verankert ist (kritisch: Künkler 2008: 44; aber 
auch: Lemke 2007: 60f.). 

Trotz der theoretischen Welten, die zwischen den beiden Ansätzen liegen, ge- 
raten sie mit ihrem Versuch, in Zeiten der Formähnlichkeit von Kritik und 
System Gegenstrategien zu entwickeln, in eine ähnliche Sackgasse: Beide Per- 
spektiven verzichten darauf, die diskutierten Verhaltensweisen, Technologien 
und Mechanismen - seien es Autonomie, Kreativität, Selbststeuerung, Eigen- 
verantwortung, Flexibilität oder Nonkonformität - die allesamt formalen Cha- 
rakters sind, inhaltlich rückzubinden und danach zu fragen, mit welchem Ziel 
sie zum Einsatz gekommen sind bzw. kommen (könnten). Autonomie und 
Selbstorganisation in Bezug auf die Selbstökonomisierung als prekarisierte 
Freiberuflerin oder die Vorbereitung von Protesten gegen den G8-Gipfel? Fle- 
xibilität und Mobilität im Sinne der betrieblichen Erfordernisse oder im Be- 
zug auf die eigene Fluchtgeschichte? Nonkonformität und Eigensinn als 
Kunstprojekt in der hippen Stadtteilgalerie oder als Überlebensstrategie am 
Fließband? Freiheit und Kreativität in der Definition von Eigentumsrechten 
oder in der Ausführung des schlecht bezahlten Werkauftrags? 

In der (zunächst) berechtigten theoretischen Unklarheit darüber, von welchem 
inhaltlichen Standpunkt aus angesichts einer radikalen Immanenz der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse eine Kritik eben dieser Verhältnisse zu formulieren 
wäre, entscheiden sich insbesondere die gouvernementalitätstheoretischen Ar- 
beiten für eine theoretisch kohärente Kritik der Form - der Mechanismen und 
Technologien - und geben einen Standpunkt auf, von dem aus die Kritik Po- 
sition beziehen könnte. Widerstand und Subversion werden, den möglichen 
Doppelcharakter von Landnahme und Subversion ignorierend, stattdessen al- 
lein über eine Negation der als Ressourcen identifizierten Subjektivierungs- 
formen bestimmt. Der Verzicht auf einen inhaltlichen Standpunkt hat zur 
Konsequenz, dass allein danach gefragt wird, ob die aus der Negation der Sub- 
jektivierungsformen gewonnenen Mechanismen die gegebene Ordnung stören, 
nicht aber, ob sie in emanzipatorischer Hinsicht die Lebensverhältnisse der 
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Menschen verbessern. ‚Kreativität und Mobilität sind gewünscht? Dann blei- 
ben wir zu Hause und gestalten die Tage möglichst eintönig’ - um es zuge- 
spitzt zu formulieren. Nur vor solch einem Hintergrund wird verständlich, wie 
Entsubjektivierung (Bröckling 2007: 287), „Spiele der Nutzlosigkeit“ (ebd.: 286), 
Depression (ebd.: 289) oder „leere Zwischenräume der Nicht-Kommunikation“ 
(Deleuze 1993: 252) zu Widerstandsmaximen werden können. Ein recht hoher 
Preis für die Störung der herrschenden Ordnung - ein Preis, der darin besteht, 
in Umkehr der Benjaminschen Devise „immer radikal, niemals konsequent“ 
eine (radikal) emanzipatorische Perspektive zugunsten formal-theoretischer 
Konsequenz aufzugeben und sich von einer dezidiert politischen Wider- 
standsperspektive zu verabschieden. Es drängt sich die Frage auf, ob diese 
Preisgabe des Politischen, ob die Absage an einen Standpunkt und Prozesse 
der Organisierung in Gestalt des Lobpreises von Flüchtigkeit und Spontaneität 
durch erklärte Kritiker/innen der kapitalistischen Gegenwartsgesellschaft nicht 
die radikalste Form ist, den Verhältnissen ‚auf den Leim’ zu gehen. 

Etwas weniger fatalistisch auf den Tod eines handlungsfähigen (politischen) 
Subjekts zusteuernd flüchten sich auch Boltanski und Chiapello im Rahmen 
ihrer Re-Formulierung der Künstlerkritik in die Negation spätkapitalistischer 
Subjektivierungsformen und stellen der Individualität, Mobilität und Flexibili- 
tät Entschleunigung, Dauerhaftigkeit, Verwurzelung und Treue sowie den Rück- 
griff auf verloren geglaubte Kollektivinstanzen wie u.a. die Kirche, die Schule 
oder die Partei als Strategien entgegen (Boltanski/Chiapello 2006: 508). In ih- 
rem durchaus überzeugenden Plädoyer für „die Freiheit, sich für Stabilität zu 
entscheiden“ (ebd.) bleiben auch sie auf formale Strukturen konzentriert und 
fragen nicht nach den inhaltlichen Bezugsgrößen für Dauerhaftigkeit und Treue, 
nicht nach dem Boden der Verwurzelung oder der Institutionalisierung kon- 
servativer Werte in Kirche und Familie. So endet die Reformulierung der Künst- 
lerkritik in (vor?)modern anmutender Gemeinschaftlichkeit und Stabilität kon- 
servativer Tendenz, die dem Markt die Ressource ‚hoch individualisiertes, auto- 
nomes, flexibles, mobiles, nonkonformes Subjekt’ zumindest partiell entzieht. 


3. Gegenstrategien 2.0 - Ansatzpunkte ihrer Vermessung 


In fünf Schritten hat sich dieser Beitrag der Problematisierung einer Zeitdiag- 
nose gewidmet, die die Umcodierung von Subjektivität, Kritik und Widerstand 
zu Ressourcen und damit die Landnahme eines lange Zeit sicher geglaubten 
‚Außen’ des Kapitalismus zum Thema macht. Die drei diskutierten Ansätze 
und Strömungen, die die zentralen theoretischen Ankerpunkte der (verallge- 
meinerten) Zeitdiagnose bilden, bergen wichtige Ansatzpunkte, die sie - bei al- 
ler Kritik - neben einem Teil des Problems auch zu einem Teil der Lösung 
werden lassen könnten: Die arbeits- und industriesoziologische Perspektive 
verfügt am stärksten über die eingeforderte Kontextualisierung und empirische 
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Konkretisierung,® unterbelichtet bleibt dafür die erst in jüngster Zeit an Auf 
merksamkeit gewinnende, eigentlich naheliegende Frage, wie (kollektive) Ge- 
genstrategien und subjektivierte Arbeitsformen aufeinander bezogen sind bzw. 
sein könnten (z.B. Dörre 2009). Wo die arbeits- und industriesoziologischen 
Beiträge zudem mit einem unterbestimmten Subjektkonzept operieren, sensi- 
bilisiert die gouvernementalitätstheoretische Perspektive dafür, dass es nicht 
darum geht, ein vom System entgrenztes quasi vorgängiges Subjekt wieder 
‚einzuhegen’, sondern darum, Subjektivierung als stets spannungsgeladenen 
und Verwerfungen produzierenden Prozess der Analyse zugänglich zu machen. 
Boltanski und Chiapello wiederum entwickeln mit ihrer Differenzierung von 
Sozial- und Künstlerkritik ein wichtiges Instrumentarium zur Systematisierung 
von Gegenstrategien, ohne dass man ihnen deshalb in die Sackgasse der Re- 
formulierung der Künstlerkritik folgen zu muss. Der gouvernementalitätstheo- 
retische Fokus wiederum ermöglicht es, Prozesse der Ökonomisierung und 
Entsicherung nicht auf einen ‚Terror der Ökonomie’ und die ‚Entgleisung des 
Marktes’ zu reduzieren, sondern stattdessen auf der Basis einer staats- und (im 
weiten Foucaultschen Sinne) regierungskritischen Perspektive den „Rückzug 
des Staates als eine Regierungstechnik zu dechiffrieren“ (Lemke 1997: 56) und 
damit die Adressaten der Kritik neu zu bestimmen. 

In seiner Perspektive auf Gegenstrategien ist es nicht das Ziel des Beitrags, die 
(mögliche) Existenz eines vermeintlichen Außen zu behaupten, sondern viel- 
mehr aufzuzeigen, dass sowohl das kapitalistische System als auch die Sub- 
jektpositionen so facettenreich und von Brüchen durchzogen sind, dass die 
Annahme einer einfachen Formähnlichkeit von System und Kritik nur in die 
Sackgasse führen kann. Wenn wir die Grenzen des Kapitalismus nicht als Au- 
ßengrenzen im Sinne der Markierung von etwas Nicht-Kapitalistischem begrei- 
fen, sondern als Verwerfungen, Widersprüchlichkeiten und Überlagerungen 
von Logiken innerhalb des Systems, dann stellt sich die Frage, wie diese einzu- 
fangen sind und welche Ansatzpunkte sie für konkrete emanzipatorische 
Schritte bieten. Die fünf Problematisierungsschritte rekapitulierend bedeutet 
das insbesondere: 1) die soziale Position und die Rolle tatsächlicher bzw. mög- 
licher Träger/innen von Kritik zu bestimmen, um nicht dem Fehlschluss zu 
erliegen, dass die einmalige historische Situation und die Rolle der 68er- 
Generation zu universalisieren wären: nicht für jeden Wütenden gibt es später 
einen Platz in der Elite, nicht für jede Wut einen Markt; 2) die verschiedenen 
Subjektivierungsformen in ihrem Verhältnis zueinander zu spezifizieren sowie 


8 So haben Voß und Pongratz (2003) beispielsweise dargelegt, dass und inwiefern der Typus 
des Arbeitskraftunternehmers in vielen Bereichen weiterhin vom klassisch verberuflichten 
Arbeitnehmer überlagert wird oder Mayer-Ahuja und Wolf (2005) für den als Hochburg sub- 
jektivierter Arbeit geltenden Bereich der Internetdienstleistungen empirisch das Ineinander- 
greifen von Selbst- und Fremdbindungen aufgezeigt. Vgl. hierzu auch die Beiträge in 
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Widersprüche und Unvereinbarkeiten herauszuarbeiten, um auf diese Weise 
den hohen Abstraktionsgrad der Subjektivitätsnorm zu überwinden und histo- 
rische Modifikationen (im Rahmen) der Norm fassen zu können; 3) die Ana- 
lyse von Gegenstrategien zu kontextualisieren und zu historisieren sowie die 
Umschlagpunkte von Selbst- in Fremdführung empirisch zu bestimmen; zu 
fragen ist konkret, welche subversiven/widerständigen Praktiken der Vergan- 
genheit gerade nicht als Systemressourcen aufgegriffen (und damit möglicher- 
weise dem Vergessen anheim gegeben) worden sind; 4) statt abstrakter Totali- 
täten und Haltungen konkrete Praktiken und ihren Vollzug zu analysieren und 
der Frage nachzugehen, wie der hier aufscheinende ‚Alltagsanarchismus’ aufge- 
griffen, kollektiviert und politisiert werden kann? sowie 5) das Leiden der 
Menschen zum Ausgangspunkt der Entwicklung von Gegenstrategien zu 
nehmen, ohne das Leidensmaß zu anthropologisieren, aller Aporien zum 
Trotz einen inhaltlichen, wenn auch stets nur vorübergehend zu fixierenden 
Standpunkt zu beziehen und die Beschränkung auf formale (häufig dezidiert 
post-politische) Strategien zur ‚Störung’ der gesellschaftlichen Ordnung ohne 
emanzipatorische Perspektive zu überwinden. Mit Jacques Ranciere (1996: 70) 
kann der emanzipatorische Gehalt als „Gleichheit in actu“ und die widerstän- 
dige Praxis als Ort des Politischen verstanden werden, als Ort, an dem „Büh- 
nen des Dissenses“ (Ranciere 2003: 119) errichtet werden. Ein Ort, der nicht 
fixiert ist, aber stets dort existiert, wo die herrschende Ordnung im Namen der 
„Gleichheit eines jeden sprechenden Wesens“ (Ranciere 1996: 67) herausgefor- 
dert, der Anteil der Anteillosen sichtbar gemacht und die Logik unterbrochen 
wird, „wonach herrscht, wer dafür einen Titel hat“ (Ranciere 2003: 117). Nur 
fluchtpunktartig sind damit die Konturen einer Soziologie des Widerständigen 
umrissen, die es zu entwickeln und im recht dünn besetzten Feld zwischen 
empirischer Bewegungsforschung einerseits und theoriegeleiteter Problemati- 
sierung von Gegenstrategien und -praktiken andererseits zu verorten gilt. 

Was ist angesichts dessen nun zur Linzer Subversivmesse zu sagen? Als Projekt 
ist sie auf jeden Fall ein starkes Beispiel für die Diagnose, dass selbst das Wi- 
derständige angezapft und - in diesem Fall - als kreativ-nonkonformes Aus- 
hängeschild mit der Botschaft „Ihr denkt wir sind Provinz, aber wir können 
auch anders“ genutzt wird. Eingedenk des möglichen Doppelcharakters von 
Kritik, Subversion und Widerstand im Spannungsfeld von Landnahme und 
Gegenstrategie hängt die Beantwortung der Frage jedoch davon ab, welcher 
Art die ausstellenden Projekte tatsächlich waren, ob es bei Grenzproblemati- 
sierungen in Kunstform und der hip aufbereiteten Darstellung von Möglich- 
keiten geblieben ist oder der Rahmen für (alltags-Jpraktische Grenzüberschrei- 
tungen und -verschiebungen (auch außerhalb der Messehalle) genutzt wurde: 


9 Vgl. zu dieser Frage den Beitrag „Aneignungspolitik oder ‚Bezahlt wird nicht!‘ (Stützle/van 
Dyk 2004). 
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Denkbar gewesen wären Störungen im Programmablauf der Festivitäten, so die 
Umgestaltung der Eröffnungsveranstaltung „Linz. Kulturhauptstadt 2009“ 
durch das Einschieben eines Blocks zur Abschiebepolitik Österreichs oder die 
Verteilung der Buffetlieferung für den anschließenden Empfang an die Ob- 
dachlosen der Stadt. Dass dies oder Ähnliches nicht geschehen ist, deutet 
nicht auf die grundsätzliche Unmöglichkeit wahrhaft subversiver Praktiken 
hin, sondern auf eine verpasste Chance. 
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